
DER REGIERLNGSRAT DES KANTONS ZURICH

an das Eidgenössische Justiz- und Pnhzeidepartement
(Zustelladresse: Bundesamt für Justiz, Fachbereich Internationales
Strafrecht 3003 Bern

Zürich, 23. November 2011

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens
des Europarates zum Schutz on Kindern vor sexueller Ausbeutung
und sexuellem Missbrauch (i.anzarote-Konvention Vernehmiassung)

Sehr geehrte Frau Bundesrütin

Mit Schreiben vom 22. August 2011 haben Sie uns den Entwurf des
Bundesbeschlusses über die Genehmigung und Umsetzung des Uber
einkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch sowie den erläuternden Bericht
hierzu unterbreitet. Wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme
und äussern uns wie folgt:

A. Grundsätzliches

Wir haben mit Beschluss vom 17. Juni 20(N die Unterzeichnung der
Lanzarote-Konvention hefürwortet, Der Kanton Zürich unterstützt
auch ihre Genehmigung und in weiten Teilen auch die Umsetzung ge
mäss der Vorlage Ihres 1)epartementes. Nachfolgend beschränken wir
daher unsere Stellungnahme auf die Standpunkte im erläuternden Be
richt (nachfolgend Bericht). die ir nicht vollumfänglich teilen. Zudem
iussern ir uns zu den Anderungsvoischlägen gemäss \rent urf des
Bundesbeschlusses die aus unserer Sicht einei \np:ssunu bedürfen



B. Im Einzelnen

1. Präretuive llassnahrnen

al Präventi ‘e Interteiiriotisprograinine oder —massnahmen
(Art. 1 ko,tveiitioii

Art. ‘7 der Konvention verpflichtet die Vertragsparteien. für Personen.
die befürchten, eine Straftat gemäss der Konvention zu begehen. ange
messenen Zugang zu wirksamen Interventionsprogrammen oder -mass
nahmen bereitzustellen. Hierzu wird im Bericht auf die Schweizerische
Kriminalprävention hingewiesen, die eine Adressliste von Täterhilfe
angeboten im Zusammenhang mit Kinderpornografie zur Verfügung
stellt (Bericht S. 23). l)iese unter wwv.,:.stoppkinderpornografie.ch ah
rufbare Liste umfasst jedoch lediglich neun Adressen. Die erwähnten
Beratungsstellen befinden sich in insgesamt fünf Kantonen (vier im
Kanton Zürich) und eine ist in Berlin. Keine einzige Adresse verweist
auf eine Anlaufstelle in der französisch- oder italienischsprachigen
Schweiz. In einer Vielzahl der Kantone stehen also keine entsprechen
den l3eratungsangehote zur Verfügung. Auch wenn die Schweiz die An
forderungen der Konvention mit den bestehenden Täterhilfeorganisa
tionen erfüllen dürfte, erscheint nach dem Gesagten die schweizerische
Situation im Bericht insgesamt als zu optimistisch abgebildet.

Fazit: Wir würden es begrüssen, wenn auch andere Kantone vermehrt
Täterhilfeangehole im Zusammenhang mit der Kinderpornografie zur
Verfügung stellen würden.

b) Massnahmen fär die Öffentlichkeit (Art. 8 Konvention)

In Art. 8 der Konvention werden die Vertragsparteien aufgefordert,
Sensibilisierungskampagnen zur Aufklärung der Öffentlichkeit über das
Phänomen der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs
von Kindern und fiber mögliche präventive Massnahmen zu fördern
oder zu organisieren. Im Bericht wird ausgeführt, dass die Anforde
rungen der Konvention bereits erfüllt seien, die Kampagnen indessen
regelmässig durchgeführt und eine gewisse Breite aufweisen müssten,
um wirksamer zu sein. Dies erfordere die Planung und Budgetierung
zusätzlicher Mittel (Bericht S. 23 ff.). Wo bzw. bei wem hier ein zusätzli
cher Handlungsbedarf bestehen soll, wird allerdings nicht näher ausge
führt,

Antrag: Wir erwarten, dass der Bund hierzu detaillierte Angaben mit
[manuellen Fblec:mhschätiuneen macht.



cj Inwrventionsprograrnnie oder —massnahmen,
Allgemeine Grundsätze (Art. /5 Konvention)

In Art. 15 der Konvention werden die Vertragsparteien verpflichtet,
für Personen, die wegen der I3egehung einer Straftat im Sinne der Kon
vention verfolgt werden oder verurteilt wurden. wirksame Interven—
tionsprogramme oder -massnahmen vorzusehen, um der Gefahr der
Wiederholung von Sexualstraftaien an Kindern vorzubeugen. Wie im
Bericht ausgeführt, wird in der Schweiz heute von verschiedenen An
bietern eine Palette von verschiedenen lnterventionsprograrnmen
angeboten, nach unserer Ansicht jedoch nicht in ausreichendem Masse.
Im Bericht werden diesbezüglich ferner auch allgemein psychiatrische
Kliniken oder Amhulatorien genannt (Bericht S. 34). Interventionspro
gramme oder -massnahmen für Personen. die pädosexuelle Delikte
begangen haben, müssen jedoch von besonders ausgebildeten Fachper
sonen durchgeftihrt werden. Fachkenntnisse im Bereich der Täter-
behandlung sind hier unabdingbar. Diese sind aber nicht Gegenstand
allgemein psychiatrischer oder psvehotherapeutischer Ausbildungen.
Zurzeit herrscht in der Schweiz ein Mangel an Fachpersonen mit den
entsprechenden Kenntnissen und ein schwerwiegender Mangel an Be
handlungsplätzen für diese Tätergruppe. In vielen Kantonen gibt es gar
keine Fachpersonen auf diesem Gebiet und ein forensisch-psychiatri
sches Angebot. z.B. in Form eines forensisch-psvchiatrischen Dienstes.
besteht nicht.

Ganz besonders ausgeprägt ist diese Mangelsituation im Bereich der
Untersuchungshaft. Wie im Bericht dargestellt, trifft es zwar grundsätz
lich zu. dass Massnahmen auch Tätern in Untersuchungshaft zur Ver
fügung stünden (Bericht S. 34). Jedoch sind uns keine Interventions
programme für diese Tätergruppe bekannt und in aller Regel ist in der
Praxis eine deliktspezifische Therapie in diesem Verfahrensstadium
bzw. Haftsetting nicht vorgesehen. Hier stellt sich die — nicht zuletzt
auch finanzielle Frage, in welchem Umfang einem Beschuldigten oder
auch \‘rurteilten neben der grundlegenden psychiatrischen/medizini
schen Versorgung Leistungen (ständig) bereitgestellt ‘rden können
und müssen, die über die gerichtlich angeordnete Sanktion hinaus
gehen.

In Art. 15 Abs. 3 der Konvention werden die Vertragsparteien ferner
verpflichtet, eine Bewertung der Gefährlichkeit von Personen. die
wegen der Begehung einer Straftat nach der Konvention verfolgt wer
1ev ird.. mi dLr mogIILh.‘i Gt kr flJmtl medL h lii g

durch sie vorzusehen, um die geemeneten Programme oder Massnahmen
zu ermitteln. Im Bericht werden hierzu Art. 6 Abs. des Stralee
etIhuLhLs (StGB SR 11 mPmulung du hdingLn Fntlaungj und



Art, 6 ff. StGB (Prüfung der Aufhebung von Massnahmen) angeführt
(Bericht 5. 34). Es handelt sich hierbei jedoch um Entscheidungen, die
frühestens nach Verhüssung von zwei Dritteln der Freiheitsstrafen bzw.
während einer therapeutischen Massnahme zu treffen sind. Der vor
stehend erwähnte Abs. 3 von Art. 15 der Konvention bezieht sich aber
offensichtlich auf die einleitende Bewertung der Gefährlichkeit und der
Ermittlung der notwendigen Massnahmen vor Antritt einer Strafe. Eine
Beurteilung der tur Senkung der Wiederholungsgefahr indizierten
Massnahmen im Rahmen des Strafverfahrens erfolgt in der Schweiz
heute lediglich bei knapp der Hälfte der Täter, die wegen pädosexueller
Delikte angeklagt oder verurteilt sind (vgl. Urbaniok/Rossegger/Böhm!
Noll/Endrass, Häufigkeit forensisch-psychiatrischer Begutachtungen
bei Strafverfahren gegen Gewalt- und Sexualstraftäter. in: Kriminalistik
/20l0. S. 111ff.). Ebenso erhält die Mehrheit dieser Täter keine Be

handlung, die darauf abzielt, das Risiko der Deliktwiederholung zu
senken.

Fazit: In der Schweiz — und vor allem auch im Kanton Zürich -— wer
den verschiedene Interventionsprogramme angeboten. Die heute be
stehenden Behandlungsplätze für Sexualstraftäter reichen allerdings
nicht aus, um alle notwendigen Therapien durchführen zu können. Um
diesem Mangel zu begegnen, müssen die nötigen finanziellen Mittel zur
Verfügung gestellt werden. Dabei sind die Kantone auf die finanzielle
Unterstützung des Bundes angewiesen.

2. Materielles Strafrecht
a) Nötigung eines Kindes zur Prostitution, Gewinnerzielung

hieraus oder sonstige Ausbeutung eines Kindes zu solchen Zwecken
(Art. 1 Abs. 1 Bst, h Konvention;Art. 195 Bst. a VE-StGB)

Gemäss Konvention sind diejenigen, die Prostitution Minderjähriger
fördern, um daraus Vermögensvorteile zu er langen, zu bestrafen. Solche
Verhaltensweisen sind vom geltenden schweizerischen Strafrecht nur
dann nicht ertasst. wenn die Ausnützung über 16-jährige Unmündige
betrifft. Die Konvention verlangt aber die Strafbarkeit solchen Verhal
tens bis zum i. Altersjahr. Entsprechend sieht der vorgeschlagene
neue Art. 195 Bst. a StGB vor, dass mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jah
ren bestraft wird, wer eine unmündige Person der Prostitution zuführt
oder in der Absicht, daraus Vermögensvorteile zu erlangen, ihre Prosti
tution fördert.

Vahind Art i‘“ G13 ii ar n.ut Fts‘an, ih
Geldstrafe vorsieht. soll nach Art. 15 VE-SrGB einzig Freiheitsstrafe
angedroht werden. Betrachtet man das eltende Recht, so wird bei
twaktisch allen stralbaren 1 landluneen cegen die sexuelle Inteurität



mit Ausnahme der Vergewaltigung — sowohl Freiheitsstrafe als auch
Geldstrafe alternativ angedroht (Art. 187—197 StGB). Dies ist auch
sinnvoll, um den Umständen des Einzelfalls genügend Rechnung tragen
zu können. Es widerspricht nun dem Gesamtkonzept des Sexualstraf
rechts. einzelne vergleichsweise weniger schwerwiegende — Taten da
von auszunehmen und ausschliesslich mit Freiheitsstrafe zu bestrafen.
Da sich die Höhe der Strafe (auch) nach dem theoretischen Strafrah
men tu richten hat, kommt diesem nicht unerhebliche Bedeutung zu.
Eine Anpassung des Strafrahmens wäre somit — wenn überhaupt — erst
im Rahmen der sogenannten Harmonisierungsvorlage und in Uherein
stimmung mit den übrigen Strafbestimmungen vorzunehmen.

Antrag: Wir beantragen. dass der Strafrahmen von Art. [95 VE-StGB
dahingehend geändert wird, dass er auf bis zu zehn Jahren Freiheits
strafe oder Geldstrafe lautet.

1) Inanspruchnahme der P,‘os‘iturion eon Kindern
(Art. /9 Abs. 1 Bst. c Konvention;Arr. 196 VE-StGB)

Nach geltendem schweizerischem Strafrecht sind einverständliche.
bezahlte sexuelle Kontakte mit Unmündigen, die älter als 16 Jahre alt
und damit sexuell mündig sind, nicht strafbar. Voraussetzung ist, dass
die sexuell mündige Person aus freiem Willen und in Kenntnis der ge
samten Umstände in die handlung eingewilligt hat und dass kein
Abhängigkeitsverhältnis zum Täter im Sinne von Art. 188 StGB be
steht. Nachdem die Konvention vorschreibt, dass die Inanspruchnahme
sexueller Dienste von Kindern bis IX Jahren strafbar zu erklären ist.
bedarf es diesbezüglich einer Änderung des Strafgesetzbuches. Der
Vorentwurf des Bundesbeschlusses über die Anderung des Strafgesetz
buches sieht diesbezüglich einen neuen Art. 196 mit folgendem Wort
laut vor: «Wer mit einer unmündigen Person gegen Entgelt sexuelle
Handlungen vornimmt oder solche von ihr vornehmen lässt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft.

Die Strafandrohung sollte unseres Erachtens auch auf die Geld
strafe ausgedehnt werden (vgl ‘Ausführungen unter B.2.a. die auch für
At. 196 VE-StGB gelten). Die minderjährigen Anbieterinnen und
Anbieter von Prostitution machen sich selbst nicht stral‘bar, womit ent
sprechende Angebote wohl nicht verschwinden werden. Folglich dürfte
Art. 196 VF-StGB zwar eine generalpräventive Wirkung haben, inwie
fern aber auch eine spezialpriiventive Wirkung erzielt werden kann,
namentlich durch Verurteilungen, wird sich in der Prasis weisen mtis
sen. Die spezialpraventive Wnkung konnte jedenfalls dadurch besser
erreicht werden, wenn — in Bezug auf das Alter des Opfers — auch die
tahridsigL BLgL ti ung unt.,i ‘tr IL r..‘tLllt v iii d DLnn s ii J on
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zugehen, dass die Freier regelmässig geltend machen werden, sie hätten
das Alter des Opfers nicht gekannt bzw. es habe viel älter ausgesehen.
Entsprechend würden wir es begrüssen. venn Art. 1% VF-StGB analog
zu Art. 187 Abs. -1 StGB in I3ezug auf das Alter des Opfers um die fahr
lässige Begehung ergänzt würde.

Antrag. Wir beantragen. Art. 196 VF-StGB wie folgt zu formulieren
(Ergänzungsvorschläge kursiv hervorgehoben):

1. Wer mit einer unmündigen Person gegen Entgelt sexuelle
Handlungen vornimmt oder solche von ihr vornehmen lässt, wird
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldsrrafr bestraft.
2. Handelte der Täter in der irrigen Vorstellung, die unmündige Per
son sei mindestens 18 Jahre alt, hätte er jedoch bei pichtgemässer
Irsicl,t den Irrnun vermeiden können, so ist die Stra[‘ Freiheits—
srrafr bis zu einem Jahr oder Geldsrrafr

c) Kinderpornografie (Art. 20 Konvention:Art. 197 Ziff 3ff StGB)
Art. 20 Abs. 1 des Übereinkommens verpflichtet die Vertragsstaaten,

das Herstellen. Anbieten. Verfügbarmachen. Verbreiten und Ubermit
teln von Kinderpornografie strafbar zu erklären. Es verpflichtet sie
ebenso, den Besitz und das Beschaffen von kinderpornografischem
Material sowie den Zugriff auf Kinderpornografie mittels [nforrnati
ons- oder Kommunikationstechnologien zu bestrafen. In Art. 197 Ziff. 3
und 3his VF-StGB werden die in der Konvention aufgeführten Tathand
lungen unter Strafe gestellt. Ziff..3 deckt, abgesehen vom Konsum. das
ganze Spektrum an denkbaren Tathandlungen ah. In ZifL 3‘ wird der
Konsum als strafbar erklärt. Zudem wird in Ziff. 3h festgehalten, dass
sämtliche Tathandlungen nach Ziff. 3, die zum eigenen Konsum began
gen werden, gleich wie der Konsum strafrechtlich privilegiert behandelt
werden. Art. 197 Ziff. 3‘ VE-StGB umfasst — im Gegensatz zum gelten
den Recht auch den besitzlosen Konsum harter Pornografie und er
klärt diesen als strafbar. Da als Kinder Personen unter 18 Jahren gelten
(Art. 3 Bst. a Konvention), müssen die Ziff. 3, 3“ und 3 von Art. 197 VE
StGB (in der Fassting des Strafrahmenharmonisierungsgesetzes) dahin
gehend geändert verden. dass Kinder bis zum vollendeten 18. Lebens
jahr einen strafrechtlichen Schutz vor der Mitwirkung bei sexuellen
Darstellungen geniessen. Die Altersgrenze in Art. 197 Ziff, 1 StGB
(sogenannte weiche Pornografie) soll hingegen hei 16 Jahren belassen
werden und weiterhin dem Schutzalter in Art. 187 StGB (sexuelle
H inuu LT rr K ‘dL “ 1hL 1 .3 L ‘i B,j UI

5 4il Zu ditsui \otgscnhmn \nd.runvn st FolzLnciL‘. zu 1
merken:



Mit der Strafbarkeit jeglichen Konsums von harter Pornografie (aus
genommen Darstellungen von menschlichen Ausscheidungen) findet
die zuweilen zufällig anmutende Unterscheidung nach strafbarem Be
sitz und straflosem Konsum je nachdem, unter welchem Pfad auf einer
Festplatte eine entsprechende Bild- oder Filmdatei gespeichert ist. ein
Ende. Umgekehrt ist es aber möglich was bisher auch für die Straf
losigkeit des Konsums ins Feld geführt wurde —. dass jemand ohne
Zutun (z. B. durch Pop-ups) oder irrtümlich Kinderpornografic konsu
miert. Dies müsste sich aber auf wenige Dateien beschränken und
würde wohl auch nicht vom (Eventual-)Vorsatz erfasst. Zur Abgren
zung wird inskünftig also der Unterscheidung zwischen Vorsatz und
Fahrlässigkeit grössere Bedeutung zukommen.

Gemäss vorliegendern Vorentwurf des Bundesheschlusses ii her die
Änderung des Strafgesetzbuches sollen mit der Pönalisierung des Kon
sums gleichzeitig auch die bereits strafbaren Handlungen mit harter
Pornografle (Herstellung. Einführung. Lagerung, Zeigen, Erwerb, Be
sitz usw.) privilegiert. d.h. nur nach dem Strafrahmen des Konsums
bestraft werden, wenn die entsprechenden Straftaten zum eigenen
Konsum begangen worden sind. Diese Bestimmung weist Ahnlichkei
ten auf mit Art. 19a des Betäubungsmittelgesetzcs(BetmG;SR 812.121),
wonach wer zum Eigenkonsum von Betäubungsmitteln Widerhandlun
gen nach Art. 19 BetmG (Herstellung, Besitz. VerkauL lnverkehrbrin
gen usw. von Betäubungsmitteln) begeht. nur mii Busse bestraft wird.
Aus unserer Sicht ist es fraglich. ob die Privilegierung auch heim Kon
sum harter Pornografic angebracht ist. Erschöpft sich z.B. die Herstel
lung und der Besitz von harter Pornografie zum Eigenkonsum darin,
dass ein Täter die entsprechenden Bild- und Videodateien aus dem
Internet herunterlädt und diese auf seinem Computer speichert und
gegebenenfalls vervielfältigt durch mehrfaches Abspeichern, mag die
Privilegierung sachlich begründbar sein. Wenn jedoch die anderen Tat-
varianten zur Diskussion stehen, namentlich die tatsächliche Herstel
lung von Kinderpornografie (zum Eigenkonsum) durch Missbrauch
einer oder eines Unmündigen, ist die Privilegierung nicht haltbar (ab
gesehen davon, dass dabei weitere Straftatbestände erfüllt werden). Zu
beachten ist ferner, dass — anders als heim Konsum von Betäubungsmit
teln heim Konsum von harter Pornografie das Tatmittel durch den
Konsum nicht vernichtet wird, sondern weiter forthesieht, d. h.. die von
der harten Pornografie ausgehende pönalisierte Gefahr endet durch
den .Konsurn nicht, Die Privilegierung ist überdies auch nicht notwe.n
dig. Der Strafrahmen hei Herstellung. Besitz usw. beträgt Ge1dstraä
oder Freiheitsstrale bis drei Jahre t fünf Jahre hei tatsächlichen Kinder
nornos) b im Konsum GJd%ti 1k od i 1 ih i tst1 ih. bis zu 1 nL in 1 Ihl



(drei Jahre hei tatsächlichen Kinderpornos). Damit handelt es sich bei
beiden Fällen um ein Vergehen, ausser bei tatsächlichen Kinderpornos.
wo herstellung und Besitz usw. ein Verbrechen darstellen. Vergehen
und Verbrechen unterscheiden sich aber ausser in Bezug auf das obere
Ende des Sirafmasses (das untere Ende ist identisch) nur unwesentlich
voneinander (längere Verjährungsfrist bei Verbrechen. rsuchte An
stiftung ist nur bei \rhrechen möglich), sodass auch die Richterin oder
der Richter den Umständen des Einzelfalls genügend Rechnung tragen
und hei Tathandlungen zum Konsum eine entsprechend tiefere Strafe
aussprechen kann (theoretisch ab einem Tägessatz Geldstrafe), wenn
die Umstände dies rechtfertigen. Die gesetzliche Privilegierung erweist
sich daher als nicht notwendig (anders als heim Konsum von l3etäu-
bungsmitteln und dazu in Verbindung stehenden Straftaten. die nur mit
Busse bestraft und damit als blosse lihertretung geahndet werden). Ist
eine gesetzliche Bestimmung nicht notwendig und kann sie zu rechts-
ungleicher Behandlung führen, sollte auf sie verzichtet werden.

Nach dem Vorentwurf des Bundesbeschlusses über die Anderung des
Strafgesetzbuches gilt Pornografie mit menschlichen Ausscheidungen
weiterhin als harte Pornografie. deren Herstellung. Einführung, Lage
rung,Anpreisung,Ausstehlung,Vorzeigung, Erwerb us strafbar ist, Neu
soll auch der Besitz solcher Pornografie strafbar sein, was er bisher — im
Gegensatz zur (ihrigen harten Pornografie — nicht war. Der Konsum
dagegen — anders als bei der übrigen harten Pornografie — soll weiter
stratlos bleiben. Auch wenn das Gefährdungspotenzial von Menschen
oder Tieren hei Pornografie mit menschlichen Ausscheidungen geringer
ist als bei den übrigen Formen der harten Pornografie, vermag die Auf
rechterhaltung der Unterscheidung zwischen Herstellung usw. und neu
auch Besitz auf der einen und Konsum auf der anderen Seite (und damit
Strafbarkeit ja/nein) nicht zu überzeugen. Mithin wird die bereits kri
tisierte Unterscheidung zwischen Herstellung und Besitz nach altem
Recht auf die Unterscheidung Besitz bzw. Konsum verlagert. Ferner ist
nicht einzusehen, wieso einerseits der bisher — anders als bei der (ihri
gen harten Pornografie — straflose Besitz von Pornografie mit mensch
lichen Ausscheidungen neu strafbar erklärt wird (Strafverschärfung).
anderseits der Konsum derselbigen aber weiter straflos bleiben soll
(Privilegierung). währenddessen der Konsum der übrigen harten Por
riogratie neu unter Strafe gestellt wird. Da die Aufzählung von mensch
liehen Ausscheidungen in Art, 197 Ziff. 3 VF-StGB fehlt, ist auch der
privilegierte. Strafrahmen des genannten Ahsatze.s., wenn die Täthand
lungen zum Eigcnkonum n.gangcn werden hc Poinogi fa mi
menschlichen Ausscheidungen nicht moglich. Dies hat zur Folge, dass
Herstellung. l3esitz usw. von Kinder-. Eier- und Gewaltpornos zum
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Eigenkonsum privilegiert ird. Herstellung. Besitz usw. von Pornos mit
menschlichen Ausscheidungen dagegen nicht. Dies führt zu \Vidersprü
ehen: Soll Pornografie mit menschlichen Exkrementen weiterhin als
harte und damit verbotene Pornografie gelten und neu auch deren Be
Sitz bestraft werden, sollte im Sinne einer einheitlichen Handhabung
auch deren Konsum unter Strafe gestellt werden.

Antrag.‘ Wir beantragen, dass jeglicher Konsum von harter Porno
grafie. also auch die Pornografie mit menschlichen Ausscheidungen,
unter Strafe gestellt wird. Die Privilegierung gemäss Art. 197 Ziff. 3
VF-StGB, wonach mit der Pönalisierung des Konsums gleichzeitig auch
die bereits strafbaren Handlungen mit harter Pornografie (Herstellung.
Einführung, Lagerung, Zeigen. Erwerb, l3esitz usw.) nur nach dem Straf
rahmen des Konsums bestraft werden sollen, wenn die entsprechenden
Straftaten zum eigenen Konsum begangen worden sind, lehnen wir ab.

d Kontaktanbahnung :11 Kindern u sexuellen Zwecke,i

(.-l rt. 23 Konvention)
Aus polizeilicher Sicht ist zu bedauern, dass Art. 23 der Konvention

für die Strafbarkeit des sogenannten «Grooming». also für die Kontakt
anhahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken mittels Informations- und
Kommunikationstechnologien. konkrete, auf ein Treffen hinführende
Nachfolgehandlungen verlangt. Aufgrund dieser Ausgangslage hält der
Bericht folgerichtig fest. dass eine solche Handlungsweise nach gelten
dem Recht bereits die Schwelle des Versuchs zu anderen Straftaten,
vorab des Tatbestands der sexuellen Handlungen mit einem Kind
(Art. 187 Ziff. 1 StGB), überschreitet, sodass die Einführung eines
neuen Tatbestandes des «Grooming> verzichtbar erscheint. Zusätzlich
wird hierzu auch auf die in Erarbeitung befindlichen Gesetzesgrund
lagen auf kantonaler Ebene im Bereich der präventiven verdeckten
Ermittlung verwiesen, die (wieder) frühzeitige Interventionen ermög
lichen. Diese Argumentation verkennt allerdings, dass die Polizei schon
aus Kapazitätsgründen keinen zuverlässigen Schutz für Kinder vor
«Grooming» durch verdeckte Internetfahndungsmassnahmen gewähr
leisten kann. Im Ergebnis kann das eigentliche «Grooming» ohne nach
weisbare nachträgliche \/brbereitung eines Treffens nicht strafrechtlich
verfolgt werden. Anders als der I3ericht erachten wir das als empfind
liche Lücke im Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und
sexuellem Missbrauch. Auch wenn mit entsprechenden kantonalen
Rechtsgrundlagen präventive Massnahmen zur Erkennun potenzieller
- donhiL1 Straltatu igTiILn \LIJLI ktflflnL‘ zu vni

weit.
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fi:it: Es erscheint vertretbar, von der Einführung eines neuen Tat
bestandes des «Grooming» abtusehen. Vor dem Hintergrund aber. dass
mit der Lanzarote-Konvention der Schutz der Kinder vor sexueller Aus
beutung und sexuellem Missbrauch wirksam verbessert werden soll und
die Bemühungen in präventiver Hinsicht nur beschränkt greifen können,
sollte die Vorverlagerung der Strafbarkeit, wonach bereits das sexuell
motivierte Chatten mit einem Kind strafbar wäre, ernsthaft in Betracht
gezogen werden.

ei l/)rstrafen (Art. 29 Konvention)
Art. 29 der Konvention sieht vor, dass hei der Strafzumessung \kr

strafen. die den Gegenstand der Konvention betreffen, zu berücksichti
gen sind. Flierzu ist anzumerken. dass Art. 47 StGB dem zwar Recimung
trägt. dass dieser Grundsatz indessen relativiert wird durch die be
kannte Problematik der vollständigen Löschung von Einträgen im Straf
register. Dennoch sollte mit Art. 47 StGB den Anforderungen der Kon
vention Genüge getan sein.

3. Weitere Bemerkungen
a) Begriff der «traditionell verpönten 1-landlungen»
Unter Punkt 1.2 des Berichts wird ausgeführt, dass das Abkommen

die Vertragsstaaten verpflichte. «traditionell verpönte Handlungen»
wie z. B. sexuellen Missbrauch usw. unter Strafe zu stellen. Die Formu
lierung «traditionell verpönte Handlungen» wird in der Konvention
indes nicht verwendet. Von der Verwendung dieser Formulierung ist
auch abzuraten. Diese wird von Kreisen, die pädosexuelle Handlungen
befürworten, zur Rechtfertigung ihrer Haltung genützt, wobei behaup
tet wird, pädosexuelle Handlungen seien in unseren Gesellschaften
lediglich aus traditionellen Gründen verpönt. In der Einleitung der
Konvention wird hingegen richtigerweise ausgeführt, dass jede Art der
sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs die Gesundheit
und die psychosoziale Entwicklung des Kindes zerstört und Kinder
daher entsprechend geschützt werden sollen,

Antrag: Wir würden es begrüssen, wenn im Bericht auf den Begriff
der «traditionell verpönteil handlungen« verzichtet würde.

/7) Au5w/rkun gen au/die &antone
Entgegen der Ansieht des Bundes (Bericht 5. 74) hezweifeln wir, dass

die Umsetzung der Konvention keine unmittelbaren Auswirkungen
auf die Kantone eiwarten lässt. Immerhin werden neue Tathestande
geschaffen und bestehende erweitert. Folglich ehen wir nicht davon
aus, dass die zusätzlichen Strafverfahren ohne Weiteres mit den beste
henden Mitteln zu bewältigen cIn crden. Dies eilt umso mehr. als die
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entsprechenden Verfahren anspruchsvoll sind. Auch zu den präventiven
Massnahmen wurde bereits darauf hingewiesen, dass Sensibilisierungs
kampagnen intensiviert werden sollten (siehe oben B. 1 h). Damit die
sexuelle Ausbeutung und der sexuelle Missbrauch von Kindern und
Jugendlichen wirksam bekämpft werden können, müssen deshalb im
Bedarfsfall zusätzliche Mittel auch tatsächlich zur Verfügung stehen.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesrätin, die Versicherung
unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates
Die Präsidentin:

Der Staatsschreiber:

IL V
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention);
Vernehmiassung

Sehr geehrter Herr Direktor
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Regierungsrat des Kantons Bern dankt Ihnen für die Gelegenheit, zum eingangs erwähn
ten Geschäft im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens Stellung nehmen zu können. Gerne
äussert er sich wie folgt:

Bereits im Rahmen der Anhörung hatte der Kanton Bern eine Unterzeichnung der Europarats
konvention durch die Schweiz befürwortet. Den vorgeschlagenen Änderungen des Strafge
setzbuches zu deren Umsetzung stimmt der Regierungsrat jetzt ebenfalls zu.

Was die Umsetzung des Übereinkommens auf Stufe Kanton betrifft, geht der Regierungsrat
davon aus, dass vor dem Hintergrund des kürzlich abgeschlossenen Vernehmlassungsver
fahrens zur vorgeschlagenen Änderung der Bundesverfassung, des Strafgesetzbuches, des
Militärstrafgesetzes und des Jugendstrafgesetzes (Tätigkeitsverbot und Kontakt- und Rayon
verbot) namentlich in Bezug auf Artikel 5 Absatz 3 des Übereinkommens zurzeit kein gesetz
geberischer Handlungsbedarf besteht. Im Übrigen ist der Regierungsrat der Meinung, dass die
im Kanton Bern getroffenen Massnahmen zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung
und sexuellem Missbrauch genügen, um den Anforderungen des Übereinkommens Rechnung
zu tragen.

Freundliche Grusse
Im Namen des Regierungsrates

Der Präsident

tj
Der Staatsschreiber
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention)
Vernehmiassung

Sehr geehrte Damen
Sehr geehrte Herren

Im Namen und Auftrag des Regierungsrats teilen wir Ihnen mit, dass wir die Ratifizierung der
Lanzarote-Konvention durch die Bundesversammlung sowie die vorgeschlagenen Ände
rungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches befürworten.

Kindesmissbrauch und sexuelle Ausbeutung von Kindern stellen gravierende Formen von
Kriminalität mit schwerwiegenden Verletzungen der persönlichen und sexuellen Integrität der
kindlichen Opfer dar. Es ist richtig, dass der Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung
und sexuellem Missbrauch im europäischen Raum harmonisiert und die Zusammenarbeit
sowie der Informationsaustausch zwischen den Vertragsstaaten intensiviert und vereinfacht
werden kann. Da die in Frage stehenden Delikte sehr oft einen länderübergreifenden Bezug
aufweisen, ist eine engere Zusammenarbeit in diesem Bereicht im europäischen Raum
heute unabdingbar. Für die Sicherstellung der Umsetzung und Durchführung der Konvention
in den Mitgliedstaaten soll ein Ausschuss aus Vertretern der Mitgliedstaaten eingesetzt
werden. Ein solches Kontrollgremium vermag einen wesentlichen Beitrag zur gewünschten
Umsetzung und Durchsetzung der supranationalen Vorgaben zu leisten, Allerdings ist darauf
zu achten, dass die Kontrollaufgaben in einem vernünftigen Rahmen ausfallen. Es ist be
grüssenswert, wenn die Schweiz im Sinne ihrer bewährten humanitären Tradition in diesem
ausserst schützenswerten Bereich mithilt, einen internationen Standard zu etablieren.

Wie den Unterlagen zu entnehmen ist, genügt die Schweizerische Rechtsordnung den
Anforderungen der Konvention bereits in weiten Teilen, allerdings bedingt der Beitritt zur
Konvention verschiedene Anpassungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches.

Gemäss Vernehmlassungentwurf sollen im Schweizerischen Strafgesetzbuch Bestim
mungen geschaffen werden, wonach die Prostitution von Jugendlichen unter 18 Jahren
endlich verboten werden soll Freier sollen demnach bestraft werden wenn sie gegen
Entgelt die sexuellen Dienste von Unmündigen lfl Anspruch nehmen Strafbar soll auch
werden wer von solchen Dienstieistngen profitiert oder diese unterstützt sei es als Zm
mervermieter Bordellbetrelber oder Eroscentern Night Clubs Cabarets oder Fsorts
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Services, Ebenfalls sollen Kinder bis zum vollendeten 18. Lebensjahr im Bereich der Km
derpornographie vor der Mitwirkung bei sexuellen Darstellungen geschützt werden.

Nach der Konvention sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, das sexuell motivierte Anbahnen
von Kontakten mit Unmündigen im Internet (sogenanntes Grooming) unter Strafe zu stellen,
wenn der Kontaktnahme konkrete Handlungen für ein Treffen folgen. Dieses Vorgehen ist
gemäss Rechtssprechung des Bundesgerichtes ein strafbarer Versuch, sexuelle Hand
lungen mit Kindern zu begehen, weshalb die Einführung eines neuen Tatbestandes des
Grommings verzichtbar erscheint. Zusätzlich wird im Bericht auf die in Erarbeitung befind
lichen Gesetzesgrundlagen auf kantonaler Ebene im Bereich der präventiven verdeckten
Ermittlung verwiesen, die (wieder) frühzeitige Interventionen ermöglichen. Diese Argumen
tation verkent allerdings, dass die Polizei mittels verdeckter lnternetfahndung allein aus
Kapazitätsgründen keinen zuverlässigen Schutz für Kinder vor “Grooming‘ gewährleisten
kann. Im Ergebnis kann das eigentliche “Grooming“ ohne nachweisbare nachträgliche Vor
bereitung eines Treffens nicht strafrechtlich verfolgt werden. Wir betrachten dies als eine
nicht zu vernachlässigende Lücke beim Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und
sexuellen Missbrauch, der mit der Unterzeichnung der Lanzarote-Konvention ja gerade
verbessert werden soll. Wir sind deshalb der Meinung, dass das sexuell motivierte An
bahnen von Kontakten mit Unmündigen im Internet in einer speziellen Bestimmung im
Strafgesetzbuch unter Strafe zu stellen ist.

Wir stimmen im Übrigen den vorgeschlagenen Änderungen des Strafgesetzbuches, welche
den Schutz der ungestörten sexuellen Entwicklung von Kindern gezielt erweitern, vollum
fänglich zu.

Es ist aber wichtig, dass im Bereich der sexuellen Ausbeutung von Kindern die Präventions
bemühungen nicht vernachlässigt werden. Die Konvention legt beispielsweise in Art. 5 das
Augenmerk vor allem auf jene Personen, weiche regeimässig mit Kindern in den unter
schiedlichsten Bereichen arbeiten. Bei diesen Personen soll das Bewusstsein für den Schutz
und die Rechte der Kinder besonders geschärft werden. Vor allem Lehrpersonen haben
durch ihre beurfliche Tätigkeit eine zentrale Funktion, was das Erkennen einer möglichen
sexuellen Ausbeutung oder Misshandlung von Kindern betrifft. Lehrpersonen, Personen im
Bereich der schul- und familienergänzenden Tagesstrukturen oder Schulsozialarbeiterinnen
und -arbeiter müssen sensibilisiert und bestärkt werden, beim Erkennen von Signalen von
sexuellen Missbräuchen von Kindern aktiv zu werden.

Die neuen sowie die überarbeiteten Straftatbestände werden auf kantonaler Ebene nur mit
zusätzlichen Ressourcen zu bewältigen sein. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass diese
Verfahren sehr anspruchsvoll sind. Auch dürften die Kosten für die intensivierten präventiven
Massnahmen ansteigen. Entgegen der Ansicht des Bundes wird deshalb die Umsetzung der
Lanzarote-Konvention tendenziell doch zusätzliche Belastungen der Kantone zur Folge
haben.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme.

Freuniliche Grüsse
/ jJ• 7
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Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri

Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internationales Strafrecht

3003 Bern

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarats zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention);
Vernehmiassung

Sehr geehrter Herr Direktor

Sehr geehrte Damen und Herren

Am 22. August 2011 hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) den
Regierungsrat im Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens eingeladen, zur Genehmigung
und Umsetzung des Übereinkommens des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch vom 25. Oktober 2007 (Lanzarote-Konvention) Stel
lung zu nehmen. Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen.

Die Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote-Konvention sieht diverse Ergänzungen des
geltenden Strafgesetzbuchs vor So wird neben der Zuführung einer unmündigen Person zur
Prostitution neu auch bestraft, wer in der Absicht daraus Vermögensvorteile zu erlangen, die
Prostitution unmündiger Personen fördert (Art. 195 Bst. a E-StGB). Weiter wird bei der Km
derprostitution und der harten Pornografie das Schutzalter von heute 16 auf 18 Jahre erhöht
(Art. 196 und Art. 197 Ziff. 3 ff E-StGB) Ferner wird neu das Anwerben und Veranlassen
von unmundigen Personen zur Mitwirkung an pornografischen Vorfuhrungen unter Strafe
gesteHt (Art. 197 71ff 2‘ E StGB)
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Wir begrüssen die Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote-Konvention und die damit

einhergehende Revision des Strafgesetzbuchs. Insbesondere erachten wir es als richtig, die

Förderung der Prostitution in der Absicht daraus einen Vermögensvorteil zu erlangen, unter

Strafe zu stellen und das Schutzalter bei der Kinderprostitution auf 18 Jahre zu erhöhen. Auf

diese Weise kann die Kinderprostitution noch wirksamer bekämpft werden als bisher. Zudem

werden auch über 16-jährige unmündige Personen vor dem Abgleiten in die Prostitution ge

schützt. Auch die Erhöhung der Altersgrenze bei der harten Pornografie verdient Unterstüt

zung, da diese der Verstärkung des Jugendschutzes dient. Gleiches gilt auch für den neu

geschaffenen Tatbestand des Anwerbens und Veranlassens von unmündigen Personen zur

Mitwirkung an pornografischen Vorführungen.

Wir beantragen weiter, einen “Grooming“-Tatbestand zu schaffen. Die Ausführungen im Ver

nehmlassungsbericht, wonach sich die Einführung eines solchen Tatbestands auf eine sym

bolische Gesetzgebung beschränken würde, sind nicht nachvollziehbar. Nach geltendem

Recht und aktueller Rechtsprechung ist das Chatten mit Kindern in eindeutiger sexueller Ab

sicht und das Erwähnen eines möglichen Treffens zwecks sexueller Handlungen straflos,

wenn es später nicht zu einem solchen Treffen kommt. Ein separater “Grooming“-Tatbestand

könnte hier Abhilfe schaffen und im Sinne einer Prävention richtige Signale setzen.

Im Übrigen verzichten wir auf eine detailliertere Stellungnahme zur Vorlage.

Sehr geehrter Herr Direktor, sehr geehrte Damen und Herren, wir danken Ihnen für die Ge

legenheit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich.

Altdorf, 2. Dezember 2011

Im Namen des Regierungsrats

Der Landammann Der Kanzleidirektor
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention); Vernehmiassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. August 2011 unterbreitet die Vorsteherin des Eidgenössischen Justiz- und
Polizeidepartements den Kantonsregierungen die Genehmigung und Umsetzung des Übereinkom
mens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention) zur Vernehmlassung bis zum 30. November 2011. Die Umsetzung ist unse
res Erachtens zwingend, da der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexuellen Übergriffen in
unserer gesellschaftlichen Verantwortung liegt. Es sollen alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden,
die den Schutz der Kinder erhöhen können, dazu gehören auch die internationale Zusammenarbeit
und der Informationsaustausch. Die Umsetzung ist insgesamt moderat und praktikabel vorgesehen.

Mit einem neuen Straftatbestand will die Lanzarote-Konvention das Grooming“, das sexuell motivier
te Chatten im Internet mit einem Kind, bereits als strafbar erklären. Das Eidgenössische Justiz- und
Polizeidepartement (EJPD) spricht sich im Bericht (Ziffer 2.6.6.3) gegen die Einführung eines neu
en StGB-Artikels aus, weil die Möglichkeiten des geltenden Rechts vermutlich noch nicht vollständig
ausgeschöpft würden und Straftaten, die unter diesen Tatbestand fallen könnten, bereits durch an
dere Straftatbestände des StGB weitgehend abgedeckt seien.
Das Bundesgericht äussert sich im Entscheid BGE 131 IV 105 zur Frage der Abgrenzung zwischen
Versuch und strafloser Vorbereitungshandlung bei sexuell motiviertem Chatten mit Kindern. Dabei
kam es zum Schluss, dass mit dem Chatten der entscheidende Schritt zum Versuch, von dem es
kein Zurück mehr gibt, nicht überschritten werde. Die Handlungen blieben beim Chatten im virtueI
len Raum und zeitlich und räumlich derart weit von der eigentlichen Handlung entfernt, dass keine
konkrete Gefahr bestehe. Zudem sei die Beweisbarkeit der Festigung des Tatentschlusses zu einem
derart frühen Zeitpunkt ungenügend. Das Verhalten der erwachsenen Person sei erst dann strafbar,
wenn der letzte entscheidende Schritt vorgenommen wird, von dem es in der Regel kein Zurück
mehr gibt.



Grundsätzlich lässt sich die Meinung des EJPD, das StGB decke den Tatbestand des Grooming‘
bereits ab, zwar vertreten. Wir sind jedoch aus der Sicht des Kindesschutzes für die Schaffung einer
neuen, separaten Strafnorm zum ‘Groomingt.Auf diese Weise fände die gesellschaftliche Ächtung
eines derartigen Verhaltens von Erwachsenen stärkeren Ausdruck, was rechtspolitisch sehr zu be
grüssen wäre. Eine spezifische Strafbestimmung könnte der unterschiedlichen Auslegung der heuti
gen Strafbestimmungen entgegen wirken und Klarheit schaffen.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und grüsse Sie freundlich.

Im Namen des Regierungsrates:

/ --

Armin Huppin, Landammann

Dr. Mathias E. Brun, Staatsschreiber
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Genehmigung, Ratifikation und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Einladung zur Vernehmlassung über die Ratifikation und Umsetzung der
Lanzarote-Konvention.

Dem Kanton Obwalden ist der Schutz von Kindern und Jugendlichen ein besonderes Anliegen, dem
er sich bereits seit längerem angenommen hat. Seit 2002 ist eine interdisziplinäre Kinder- und Ju
gendschutzgruppe aktiv, die sich diesem Thema widmet. Die Unterzeichnung der Lanzarote
Konvention wurde im Rahmen der damaligen Vernehmiassung entsprechend unterstützt. Die Ratifi
kation der Lanzarote-Konvention durch den Bundesrat ist folgerichtig und wird begrüsst.

Die vorgeschlagenen Änderungen des Strafgesetzbuches für die Umsetzung der Lanzarote
Konvention erscheinen uns richtig und wir haben dazu keine weiteren Bemerkungen. Ob die Umset
zung der Lanzarote-Konvention aber tatsächlich keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Kantone
hat und die Fallzahlen bei der Strafverfolgung nicht wesentlich steigen werden. wird sich zeigen.

Wir danken Ihnen, sehr geehrte Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren für die Gelegen
heit zur SteWungnahme.
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Freundliche Grüsse

.n dEs Regierungsrats

$laus Bleiker r. Stefan Hossli
‘Landammann Landschreiber
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Stans, 22. November 2011

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutze
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention)

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. August 2011 lädt die Vorsteherin des Eidgenössischen Justiz- und
Polizeidepartements die Kantonsregierungen ein, zur Genehmigung und Umsetzung des
Ijhereinkommens des Europarates zum Schutze von Kindern vor sexueller Aucbeutung und
sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention) Stellung zu nehmen.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Vernehmiassung und teilen Ihnen mit, dass wir
zum Bericht und zum Vorentwurf des Bundesbeschlusses über die Änderung des Strafge
setzbuches keine Vorbehalte oder Bemerkungen anzubringen haben.

Freundliche Grüsse

NAMENS DES REGIERUNGSRATES

Landammann Landschreiber

Hugo Lyser Hugo Murer

NWSTK 466
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Vernehmlassung 1. S. Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Euro-

parates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement EJPD gab uns in eingangs genannter
Angelegenheit die Möglichkeit zur Stellungnahme. Genehmigung und Umsetzung der Kon
vention werden begrüsst. Auf weitere Bemerkungen möchten wir daher vorliegend verzich
ten.

Genehmigen Sie, hochgeachtete Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Für den Regierungsrat

Röbi Marti Hansjörg Dürst
Landammann Ratsschreiber

versandt am:
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)
Vernehmiassung des EJPD

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. August 2011 hat das Eidg. Justiz und Polizeidepartement die Kantons-
regierungen eingeladen, bis 30. November 2011 zur Genehmigung und Umsetzung der Lanza
rote-Konvention sowie zum Vorentwurf des Bundesbeschlusses über die Anderung des Straf
gesetzbuches Stellung zu nehmen. Gestützt auf ein internes Mitberichtsverfahren nehmen wir
diese Gelegenheit zur Stellungnahme gerne wahr.

Wir begrüssen die vorliegenden Vorlagen grundsätzlich, da auch der Kanton Zug dem Schutz
von Minderjährigen vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch grosse Bedeutung
beimisst. Der Kanton Zug unterstützt deshalb die Haltung, die Inanspruchnahme und die Förde
rung sexueller Dienste Minderjähriger gegen Entgelt strafrechtlich zu verbieten. Wir begrüssen
insbesondere, dass die vorliegende Anderung des Strafrechts nicht minderjährige Prostituierte
selbst erfasst, sondern auf deren Freier und Zuhälter abzielt. Das Gesetz erhält so einen prä
ventiven Charakter und kriminalisiert nicht die Minderjährigen, die geschützt werden sollen.
Ebenso unterstützen wir die Verschärfungen im Bereich Kinderpornografie vorbehaltslos

Wir teilen zudem das Anliegen der Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren
(KKJPD), dieses Vorhaben prioritär voranzutreiben, wie es die KKJPD in ihrem Schreiben vom
28. April 2011 an die Departementschefin des EJPD zum Ausdruck brachte. Wir ersuchen des
halb das EJPD und das Bundesamt für Justiz dieser Vorlage weiterhin hohe Priorität einzuräu
men und die Umsetzung möglichst rasch an die Hand zu nehmen. Verzögerungen in dieser de
likaten Angelegenheit würden weder von der schweizerischen noch von der europäischen Öf
fentlichkeit verstander
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Die Umsetzung und Anwendung der Praventions- und Interventionsprogramme sowie die
Durchsetzung der materiellen Strafbeatimmungen haben Auswirkungen auf den Kanton Zug.Wir teilen die Einschatzung des Berichts des Bundesamts für Justiz zu den fraglichen Vorlagen(Kap. 3.2) und rechnen im Kanton Zug nicht mit einer wesentlichen Zunahme von Strafverfol
gungsfallen aufgrund der vorliegenden Gesetzesanderungen. Die Auswirkungen schatzen wirals verhaitnismassig und tragbar ein.

Wir danken ihnen bestens für die Möglichkeit zur Stellungnahme und ersuchen Sie, unsere Anregungen in die weiteren Gesetzgebungsarbelten elntileaaen zu lassen.

Freundliche Grosse
Reglerungsrat des Kantons Zug

atthias Michei Tobias Moser
Landammann Landschreiber

Kopie an:
- Zuger Poiizei
- Obergericht
- Direktion des innern

(2)
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Approbation et mise en uvre de la Convention du Conseil de l‘Europe sur la
protection des enfants contre I‘exploitation et les abus sexuels (convention de
Lanzarote) — reponse ä la consultation

Madame. Monsieur,

Nous nous rtfrons t la lettre dc la Cheffe du Ddpartement fdral de justice et police du 22 aoüt
2011 et vous communiquons nos observations relatives i l‘objet mentionn en titre.

De manire gndra1e, nous saluons les efforts de la Conftdration et des car:tons pour promouvoir la
protection des enfants contre l‘exploitation et les abus sexuels. Dans ce sens, nous souscrivons
pleinement i l‘approbation et ä la mise en uvre par la Suisse de la convention dc Lanzarote selon
l‘avant-projet d‘arrtt fdral soumis consultation.

Nous prenons acte que le droit suisse satisfait dj largement aux exigences dc la convention et
approuvons la vo1ont dc la Confdration d‘1iminer par cet arr& les lacuncs qui subsistent encore
en la matire dans le code penal suisse. Nous considrons toutcfois comme probhmatique
FambiguYtd et lcs risques cr&s par le mainticn du seuil de 16 ans comme majorit sexuelle pour une
partie des infractions (art. 187. art. 197 eh. 1, 197 eh. 4t) et le relvement dc cc seuil t 18 ans pour
dautres infractions (nouvel art. 196, art. 197 eh. 2, 197 eh. 3, 197 eh. 3bIs) A l‘instar dc la
Convention des droits dc l‘enfant, nous plaidons pour une proteetion gnra1e des rnineursjusqu‘1
18 ans. Premirement, les arguments avanes dans le rapport cxplieatif. qui vont dans le sens dune
dpna1isation des arnours juvni1es. ne prennent i notre avis pas suffisamment en eornpte Ta ra1it
des ahus commis par des mineurs ä Fgard dautres mineurs, I)euximernent. certains comporte
ments peuvent selon nous comporter des risques pour le dve1oppement sexuel d‘adolcscents mme
sils sont gs entre 16 et 18 ans.

Sur le plan cantonal, nous constatons quen matire dc proteetion, dc prtvention, «information et
«intervention contre l‘exploitation et les abus sexuels commis l‘encontre dc mineurs, le eanton dc
Fribourg satisfait «ores et dj aux exigences dc Ta convention. Par rapport certains points
sp&ifiques contenus dans le rapport explieatif soumis la consultation, nous souhaitons faire part
des observations suiantes:
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Ad. art. 5 convention

En matire de reeruternent du personnel amen travailler dans cc cadre avec des mineurs. les
autorits concern&s veilleront. Ic cas &hant. se conformer aux rsu1tats dc Ja procdure

1gis1ative en cours avant pour but d‘introduire des dispositions pna1cs interdisant i des personnes
avant tt condamn&s pna1ement d‘exercer une profession ou une activit extraprofessionnelle
avec des mineurs (cf. rapport explicatifp. 17 in fine et 18).

Ad. art 15 et 16 convention

Dans le cadre dc l‘ex&ution de mesures d&oulant du droit pna1 des mineurs, Ja pratique nous fait
relever qu‘en dpit des diverses possibi1its num&&s par Je DPMin, les programmes et mesures
d‘interventions destins aux enfants qui ont commis des infractions ä caractre sexuel sont en
pratique difficiles d‘accs, quand dies existent.

En vous remerciant dc nous avoir consu1ts, nous vous prions dc croire, Madame, Monsieur. i.

l‘assurance dc nos sentiments les meilleurs.

Erwin Jutzet
Präsident

Au nom du Conseil d‘Etat:

DanicJle Gagnaux
Chancc1irc d‘Etat
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Vernehmiassung zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des

Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem

Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 22. August 2011 in oben genannter Angelegenheit,

danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussern uns dazu gerne wie folgt:

A. Grundsätzliches

Wir begrüssen ausdrücklich einen verbesserten Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung

und befürworten deshalb die Genehmigung der Lanzarote-Konvention.

B. Bernerkujigen zu ein

Art. 5 StGB:
Wir stimmen der Erweiterung von Art. 5 StGB im vorgeschlagenen Sinne zu.

4rt, 97 StGB

Wr stimmen der Erweiterung von Art. 97 Abs. 2 StGB m vorgeschlagenen Sinne zu

Art. 195 StGB.

Um das Rechtsgut des Schutzes der freien sexuellen Entwicklung Minderjähriger vollumfänglich

zu schützen, muss auch die Begünstigung und Erleichterung der Prostitution von Minderjähr

gen unter Strafe gestellt werden. Die vorgeschlagene Erweiterung von Art. 195 Bst a StGB dient

zweifelsohne dem Jugendschutz und die Umsetzung in der Praxis führt zu keinen erkennbaren

Prohlernn Aus desen Gruriden wird de Bestirnnunq n der vorgcshiaqene Furn audrück

ch hcgrusst
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Art. 196 StGB:
Der neue Strattatbestand sieht vor, dass sich strafbar macht, wer mit einer unmündigen Person
sexuelle Handlungen gegen Entgelt vornimmt. Damit wird der strafrechtliche Schutz Prostituier
ter im Alter zwischen 16 und 18 Jahren im Sinne der Vorgaben der Lanzarote-Konvention er
weitert. !m Kanton Solothurn hat der Kantonsrat am 22. Juni 201 1 bereits einen Vorstoss, der in
die gleiche Richtung ging, erheblich erklärt, Aufgrund des vorliegenden bundesrechtlichen Ent
wurfs (Legiferierung auf Bundesebene) wurde dieses Vorhaben jedoch sistiert. Das Bedürfnis,
das Mindestalter bezüglich der Prostitution auf 18 Jahre zu heben, wurde also schon zu einem
früheren Zeitpunkt geäussert, weshalb die neue Bestimmung begrüsst wird.

Immerhin können sich in der Praxis im Zusammenhang mit der Vorsatzfrage Beweisproblerne
stellen. Aufgrund des Aussehens einer jungen Prostituierten kann oft nicht klar bestimmt wer
den, ob es sich etwa um eine 18-jährige oder eine 17-jährige Person handelt. Es stellt sich des
halb die Frage, ob sich eine Prostituierte ausweisen muss, bevor der Freier eine sexuelle Hand
lung mit ihr vornimmt oder ob etwa eine Zusicherung seitens der Prostituierten, bereits voll
jährig zu sein, genügt. Gerade um einem Freier nicht noch mehr ausgeliefert zu sein und eine
gewisse Privat- und Geheimsphäre zu bewahren, geben Prostituierte auf dem Strassenstrich oft
nicht einmal ihren richtigen Namen an. Dass sich eine Prostituierte auf dem Strassenstrich
ausweist, dürfte der Realität deshalb in den seltensten Fällen entsprechen. Das beschriebene
Beweisproblem im Zusammenhang mit der Vorsatzfrage ist nicht neu. Auch mit geltendem
Recht stellt sich dieses Problem, wenn beispielsweise unklar ist, ob eine sich prostituierende
Person 15- oder 16-jährig ist. Die Problematik verlagert sich aber und verschärft sich allenfalls,
da es noch schwieriger sein dürfte, etwa 17-Jährige von 18-Jährigen zu unterscheiden.

Dennoch stimmen wir der Bestimmung ausdrücklich zu. Durch Bestrafung der Freier Minderjäh
riger kann der freien sexuellen Entfaltung Jugendlicher verstärkt Rechnung getragen werden.
Sie dient damit dem Jugendschutz, den es so umfassend wie möglich zu bewahren gilt.

Art. 197 StGB:

Wir begrüssen die Erweiterung von Art. 197 StGB mit einer neuen Ziff. 2bs, wonach das Anwer
ben oder Veranlassen minderjähriger Personen zur Mitwirkung an einer pornografischen Vor
führung strafbar erklärt wird.

Wir begrüssen auch in Bezug auf die Pornografie die Ausdehnung des Schutzalters von 16 auf
18 Jahre (Ziff. 3 und neue Ziff. 3), weisen jedoch auch hier auf die bereits zu Art. 196 StGB
geäusserte Vorsatzproblematik hin, die sich mit der Erhöhung des Schutzalters verschärfen
könnte. Bereits heute kann aufgrund des Bildmaterials oft nicht eindeutig bestimmt werden, ob
es sich um Kinder im Schutzalter (unter 16-Jährige) handelt oder nicht. Dass neu auch der besitz
lose Konsum von kinderpornografischem Material unter Strafe gestellt wird (neue Ziff. 3bs),

erachten wir im Sinne eines verbesserten Kindes- und Jugendschutzes als unerlässlich.

C. Bemerkungnur alifälli en_EinfJnrnjn-Tatbestandes

Nach geltender Rechtslage ist die Kontaktanbahnung und -pflege zu Kindern zu sexuellen
Zwecken in Chatrooms („Grooming“) erst dann strafrechtlich relevant, wenn dem Vorschlag für
ein gemeinsames Treffen konkrete Handlungen folgen. Laut dem erläuternden Bericht soll
weiterhin an dieser Praxis festgehalten und auf die Einführung einer entsprechenden Bestim
mung verzichtet werden.

Obwohl die Konvention die Einführung eines „Grooming“-Tatbestandes nicht ausdrücklich ver
langt, würden wir einen entsprechenden Straftatbestand im Strafgesetzbuch unter Berücksich
tigung eines effizienten Jugendschutzes auch in der „virtuellen“ Welt begrüssen. Virtuelle
Kommunikation erfolgt heutzutage nicht mehr nur auf simplen Chat-Foren, sondern ebenfalls
auf Plattformen, welche die Verkörperung einer digitalen Identität mittels Spielfiguren ermögli
chen (zB .5econd Lifei. Das ‚virtuelle“ Leben ähnelt dem ‚realen“ Leben damit immer mehr.
so dass im internet eigentliche “Parailelwelten“ entstehen und Pädophile ihre Neicungen mit
tels Kontaktaufnahme und Kontaktfieo.e auf lnternetforen zurzeit noch in grossem Ausmass-
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ungestört ausleben können, Aufgrund des realen Charakters der Chatforen ist der Schritt zu
einem tatsächlichen Treffen auch für die betroffenen Minderjährigen nur noch klein. Laut
KOBIK (Koordinationsstelle zur Bekämpfung der lnternetkriminalität) wird „Grooming“ von
Erwachsenen mit pädophilen Neigungen tagtäglich beobachtet und reale Treffen aufgrund von
Chatdialogen kommen in bedeutend höherer Anzahl vor als angenommen (siehe BoHmann Eva:
Straifreiheit für sexuelle Chatdialoge mit Minderjährigen?, in: Jusletter 6. Juni 2005). Mit einem
Straftatbestand, der bereits das „Grooming“ verbietet, könnte potentiellen Missbrauchs-
situationen effizienter als heute entgegengewirkt werden. Dies böte der Polizei die Möglich
keit, bereits vvährend der Chat-Dialoge einzugreifen. Wird unter der geltenden Rechtslage
gegen solches Verhalten bereits frühzeitig polizeilich eingeschritten, so stellt sich regelmässig
die Frage der Strafbarkeit des Versuchs, was der Rechtssicherheit für alle Beteiligten abträglich
und spezialpräventiv nicht besonders sinnvoll ist.

Aus den dargelegten Gründen würden wir die Einführung eines Straftatbestandes bzgl.
„Groorning“ begrüssen. Sollte eine entsprechende Bestimmung geschaffen werden, müsste
diese sinnvollerweise auch in den Deliktskatalog des Art. 286 Abs. 2 StPO aufgenommen wer
den, womit auch die verdeckte Ermittlung in Chatrooms einheitlich geregelt wäre. Mit der
Lösung gemäss Vernehmiassungsentwurf bedarf es hingegen einer Regelung auf kantonaler
Ebene betreffend präventiver verdeckter Vorermittlungen, damit keine Rechtslücken entstehen.

Gerne hoffen wir auf eine Berücksichtigung unserer Anliegen im weiteren Gesetzgebungsver
fahren.

Mit freundlichen Grüssen

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES

i

ChstiWan1r‘ Andreas Eng
Landanimann Staatsschreiber
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Regierungsratsbeschluss
vom 15. November2011

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention); Vernehmiassungsantwort

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga

Wir danken Ihnen für die Zustellung der Unterlagen im Rahmen des Vernehmlassungsver
fahrens zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention). Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr, Ihnen dazu unsere Stellungnahme
zukommen zu lassen.

Aus Sicht der UN-Kinderrechtskonvention und im Sinne eines wirksamen Kinderschutzes ist
es unbestritten, dass die Inanspruchnahme sexueller Dienste Minderjähriger zwischen
16 und 18 Jahren gegen Entgelt strafbar gemacht werden sollte. Allerdings sind wir der An
sicht, dass es hier Strafgesetze auf Bundesebene braucht. Dass dies nun mittels einer Revi
sion des Strafgesetzbuchs (StGB) in Zusammenhang mit der Umsetzung der Lanzarote
Konvention geschieht, begrüssen wir ausdrücklich. Auch die weiteren Anpassungen des
StGB schliessen in unseren Augen bestehende Gesetzeslücken, so die Kriminalisierung der
Förderung der Prostitution Minderjähriger, der Schutz von Kindern bis zum vollendeten
18. Lebensjahr vor der Mitwirkung an sexuellen Darstellungen oder das Anwerben und Ver
anlassen einer unmündigen Person zur Mitwirkung an pornografischen Vorführungen.

Allerdings bedauern wir den expliziten Verzicht des Bundesrates, das sexuell motivierte An
bahnen von Kontakten zu Kindern im Internet unter Strafe zu stellen (das sogenannte
«Grooming»). «Grooming» ist heute eine reale Bedrohung für Kinder. die sich im Internet
bewegen. Mit der zunehmenden Verbreitung des lnternets und seiner weiteren Entwicklung
auch auf mobile Anwendungen wird der Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung hier
vor immer grössere Herausforderungen gestellt. Im erläuternden Bericht zum Vernehmias
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sungsentwurf wird zwar darauf hingewiesen, dass heute die Möglichkeit besteht, im Einklang
mit der bundesgerichtlichen Rechtsprechung Verhaltensweisen, die das «Grooming»
erfüllen, als strafbare Versuche der entsprechenden Tatbestände wie etwa Art. 187 StGB zu
sanktionieren. Wir sind aber dennoch der Ansicht, dass ein neuer diesbezüglicher Tatbe
stand einen Beitrag zur Rechtssicherheit leisten könnte, um den Kinderschutz auch in die
sem Bereich konsequenter und strafrechtlich unmissverständlicher umzusetzen.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unseres Anliegens und hoffen auf ein rasches
Vorgehen in der Umsetzung und Ratifikation des Übereinkommens.

Mit freundlichen Grüssen
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

-z. ‚-

/7 ‚/7 (/7
‚Dr. Guy Morin Batara Sch3pbach-Guggenbühl

Präsident Staatsschreiberin



F:.rnd
LIESTAL, 15. November2011

r I)ER REGIERUNGSRAT 1 Ii ‘1 011

DES KANTONS BASEL-LANDSCHAFT

Eidgenössisches
Justiz- und Polizeidepartement

3003 Bern

Bundesamt für Justiz

111 II I1i1I1IIIlL11iiI11Ill 1I1iII
BJ-0000000060B45O

Vernehmiassung betreffend Genehmigung und Umsetzung des Europarat-Über-
einkommens zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Wir danken Ihnen für die Einladung zur Stellungnahme und teilen in erwähnter Angelegen
heit Folgendes mit:

1. Grundsätzliche Bemerkungen

Der Regierungsrat befürwortet die Genehmigung der Lanzarote-Konvention und deren Um
setzung im schweizerischen Recht. Mit einer europaweiten Vereinheitlichung der nationalen
Rechtsordnungen im fraglichen Strafrechtsgebiet kann diese Art von Kriminalität wirksamer
bekämpft und verfolgt werden. Die mit der Lanzarote-Konvention beabsichtigte Intensivie
rung und Vereinfachung der internationalen Zusammenarbeit und des Informationsaus
tauschs zwischen den Vertragsstaaten liegt auch im Interesse der Schweiz. Mit der Ge
nehmigung und Umsetzung der Lanzarote-Konvention durch die Schweiz wird zudem Arti
kel 11 der Bundesverfassung nachgelebt. wonach Kinder und Jugendliche Anspruch auf
besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf Förderung ihrer Entwicklung haben.

Der Kanton Basel Landschaft‘ hat bereits verschiedene präventive Massnahmen ergriffen,
um das Bewusstsein der Personen die regelmassig Kontakt mit Kindern haben, fur den
Schutz und die Rechte von Kindern zu schärfen So halten sich beispielsweise die stationä
ren Einrichtungen der Jugendhilfe seit 2008 an die vorn Europarat verabschiedeten Emp
fehlungen über die Rechte von Kindern, die in Heimen leben. Die Qualitätsstandards (040)
für die ausserfamiliäre Betreuung von Kindern und jungen Erwachsenen ergänzen diese
Empfehlungen, die in der Praxis direkt angewandt werden können. Darüber hinaus werden
bereits heute in den Helmen externe Evaluationen zur Thematik sexueller Missbrauch in
stalionaren Fnrichtungen durchgefuhrt

E1ldurg Kultur unc o rtdfr kton
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2. Bemerkungen zur konkreten Umsetzung der Lanzarote-Konvention im Schweize
rischen Strafgesetzbuch (StGB)

2

Mit einem neuen Straftatbestand will die Lanzarote-Konvention das ‘Grooming‘, also be
reits das sexuell motivierte Chatten im Internet mit einem Kind als strafbar erklären.2Aller
dings spricht sich das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) gegen die
Einführung eines neuen StGB-Artikels aus, weil Straftaten, die unter diesen Tatbestand
fallen könnten, bereits durch andere Straftatbestände des StGB3 weitgehend abgedeckt
seien.

Das Bundesgericht äussert sich in einem Entscheid aus dem Jahr 2OO5 zur Frage der Ab
grenzung zwischen Versuch und strafloser Vorbereitungshandlung bei sexuell motiviertem
Chatten mit Kindern. Dabei kam es zum Schluss, dass mit dem Chatten der entscheidende
Schritt zum Versuch, von dem es kein Zurück mehr gibt, nicht überschritten werde. Die
Handlungen blieben beim Chatten im virtuellen Raum und man agiere anonym. Die zu
schützende Person als solche werde noch nicht konkret gefährdet. Zudem sei die Beweis
barkeit der Festigung des Tatentschlusses zu einem derart frühen Zeitpunkt ungenügend.
Das Verhalten der erwachsenen Person sei erst dann strafbar, wenn der letzte entschei
dende Schritt vorgenommen wird, von dem es in der Regel kein Zurück mehr gibt.

Unseres Erachtens lässt sich die Meinung des EJPD, das StGB decke den Tatbestand des
“Grooming‘ schon ab, zwar vertreten. Dennoch befürworten wir aus der Sicht des Kindes-
schutzes die Schaffung einer neuen, separaten Strafnorm zum ‘Grooming“. Auf diese Wei
se fände die gesellschaftliche Achtung eines derartigen Verhaltens von Erwachsenen stär
keren Ausdruck, was rechtspolitisch sehr zu begrüssen wäre. Nach unserer Einschätzung
gewährt die ausschliessliche Anwendung der bereits bestehenden StGB-Artikel5 zu viel
lnterpretationsspielraum in Bezug auf die Verantwortlichkeit der erwachsenen Person,
während bei jungen Personen bereits während des Chattens gefährdende Auswirkungen
eintreten können. Zudem könnte eine spezifische Strafbestimmung einer unterschiedlichen
Auslegung der heutigen Strafbestimmungen entgegen wirken. Aus unserer Sicht wäre
daher wünschenswert, wenn mit einem neuen Straftatbestand im Schweizerischen StGB
auch dem Artikel 23 der Lanzarote-Konvention Rechnung getragen würde.

2 Artikel 23 “Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken‘ der Konvention
Artikel 187 Ziffer 1 alinea 1 2 und 3 i Artikel 197 Ziffern 1 und 3 / Versuch gemäss Artikel 22 StGB
BGE 131 lv 105 Erwägung St
siehe vorne Fussnote 1
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2.2 Weitere BemerkungeuReyisionsentwurf

Im Bundesgesetz über internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRSG) gilt der Grundsatz
der so genannten “beidseitigen Strafbarkeit“. Daher erscheint auf den ersten Blick “system-
fremd“, dass mit der Umsetzung der Lanzarote-Konvention Straftaten verfolgt werden sol
len, die im Ausland begangen wurden, aber dort nicht strafbar sind. Zum Schutz vor Kinder
sextourismus ist diese singuläre Ausnahme indessen zu begrüssen.

Artikel 187 StGB (“Sexuelle Handlungen mit Kindern“) sieht in Ziffer 4 vor, dass bei einer
irrigen Vorstellung über das Alter (16 Jahre), die bei pflichtgemässer Vorsicht hätte vermie
den werden können, eine Strafreduktion vorzunehmen ist. Allerdings fragt sich, was ge
schieht, wenn sich der Täter (Freier etc) bezüglich der neuen Tatbestände nach den Arti
keln 195 und 196 StGB pflichtwidrig im Alter der unmündigen Person irrt oder wenn er sich
entschuldbar irrt. Soweit ersichtlich scheint diesbezüglich eine Regelung zu fehlen. Ein Irr
tum über das Alter ist bei fast erwachsenen Personen noch viel naheliegender und sollte
daher gesetzlich geregelt werden.

Wir hoffen, Ihnen mit unseren Bemerkungen dienen zu können, und danken nochmals für
die Möglichkeit zur Meinungsäusserung.

Freundliche Grüsse
Im Namen des Regierungsrats
Der Präsidext:

Der Landschreiber
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Vernehmiassung zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europa-

rates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention); Vernehmiassung

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. August 2011 haben Sie uns den Entwurf in oben genannter Angele
genheit zur Vernehmiassung unterbreitet Wir bedanken uns für diese Möglichkeit und nehmen
innert Frist gerne Stellung

Grundsätzlich begrussen wir die vorgeschlagene Umsetzung Im Einzelnen haben wir folgende

Bemerkungen

Nicht erläutert wird im Bericht, weshalb im neuen Art 195 StGB das Wort Handlungsfreiheit
durch Handlungsfahigkeit ersetzt wird Der Begriff der Handlungsfahigkeit ist ein juristisch de
fnierter Begriff. Nach Art. 13 ZGB ist handiungsfähg wer urte!sfähig und mündig ist, Man seih
te hier nei alten Terminu der Handlungsfreiheit bleiben zumal Jese Ab atz neht Gegen
stand der laufenden Revision st

Dc neue Art 196 StGB (7exuelle Handlunger mit Unmundien cger Entgelt) trd grun
satzlich begrusst Dabei ist davon auszugehen dass 7wschen Art 196 und Art 187 StGB

c alk kd ht, e ute z vis h rt 7 rt 9 F
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Für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung unserer SteUungnahme danken wir ihnen.

Freundilche Grüsse

Im Namen des Regierungsrates

Der Prä7i:

Dr Reto Diibach

Der Staatsschreiber:

Dr. Sttan Allger
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Eidg. Vernehmiassung, Bundesbeschluss über die Genehmigung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention) und über seine Umsetzung (Änderung des Strafgesetzbuchs)

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. August 2011 wurden die Kantonsregierungen vom Eidgenössischen Justiz- und Polizei-
departement EJPD eingeladen, sich zum Bericht über die Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote
Konvention sowie zum Vorentwurf des Bundesbeschlusses über die Änderung des Strafgesetzbuches bis zum
30. November 2011 vernehmen zu lassen.

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:

Die Erhöhung des Schutzes von Minderjährigen wird sehr begrüsst. Die Ratifizierung des Übereinkommens ist
daher zu befürworten. Mit der Einführung der eidgenössischen Strafprozessordnung (StPO) haben sich die
Rechte deutlich zu Gunsten der Angeschuldigten und damit zu Lasten der Opfer verschoben. Durch die Ratifi
zierung ist hier eine Korrektur möglich, die aus Sicht des Kindesschutzes dringend notwendig ist, wodurch die
Rechte der Opfer gestärkt werden.

Der vorliegende Entwurf ist somit grundsätzlich zu befürworten, es sind keine grundlegenden Anmerkungen
anzubringen.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Mitfr1undlichen Grüssen

Im Atiftrag des Regterungsrates

1
Martin 3irchler, Ratsehreiber



PPF‘\7EIi IVERRHODE‘

Landammann und Standeskommission
R Bundesamt für Justiza1sKanzle
Marktgasse 2 II
9050 Appenzell II II
Telefon 071 788 93 25 BJ-00000000608472
Telefax 071 788 93 39
karin.rusch@rk.ai.ch Bundesamt für Justiz
http://www.ai.ch/ Internationales Strafrecht

3003 Bern

Appenzell, 18. November2011

Genehmigung und Umsetzung Lanzarote-Konvention
Stellungnahme Kanton Appenzell LRh.

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf hr Schreiben vom 22. August 2011, mit welchem Sie den Kantonen
Gelegenheit zur Stellungnahme zur Genehmigung und zur Umsetzung der Lanzarote
Konvention geben.

Die Standeskommission hat die Unterlagen geprüft und kann Ihnen mitteilen, dass sie mit
der Genehmigung und der vorgesehenen Umsetzung einverstanden ist.

Einzig im Punkt der Strafbarkeit von Unternehmen hält sie den Vorschlag für nicht zu
reichend. Art. 26 der Konvention fordert, dass juristische Personen strafrechtlich zur Re
chenschaft gezogen werden müssen, wenn eine in der Konvention erwähnte Straftat zu ihren
Gunsten begangen wurde. Diese Strafbarkeit soll gemäss Art. 26 Abs. 4 die strafrechtliche
Verantwortlichkeit der natürlichen Person, welche die Straftat begangen hat, nicht berühren.
Nach der im erläuternden Bericht vertretenen Ansicht soll dieser Forderung mit der Regelung
von Art. 102 Abs. 1 StGB entsprochen sein. Diese Bestimmung sieht aber eine Haftung des
Unternehmens nur dann vor, wenn die verantwortliche natürliche Person aufgrund von man
gelnder Organisation nicht eruiert werden kann. Nach unserer Auffassung strebt die Konven
tion eine gleichzeitige Haftung von natürlicher und juristischer Person an, was bei Bekannt-
sein der strafbaren natürlichen Person nach dem geltenden schweizerischen Recht (Art. 102
Abs. 1 StGB) nicht möglich ist. Zutreffend ist allerdings, dass die praktische Bedeutung die
ser Norm im Bereich der von der Konvention erfassten Straftaten klein sein dürfte, In erster
Linie ist an Unternehmen zu denken die Pornographie produzieren
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Wir danken ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie, sehr geehrte Da
men und Herren, freundlich.

Im Auftrage von Landammann und Standeskommission
Der Ratschreiber:

/ —
/

Markus Dörig

Zur Kenntnis an:
Landesfähnrich Melchior Looser, Honeggstrasse 4, 9413 Oberegg
Ständerat lvo Bischofberger, Ackerweg 4, 9413 Oberegg
Nationalrat Daniel Fässier. Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell
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Regierung des Kantons StGaflen
Regierungsgebäude
9001 St,GaIIen
T +41 58 229 32 60
F +41 58 229 38 96

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention): Vernehmiassung

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Mit Rundschreiben vom 22. August 2011 haben Sie uns die erwähnte Vorlage zur Stel
lungnahme unterbreitet.

Wir sind mit der vorgesehenen Genehmigung und Umsetzung der Konvention grundsätz
ich einverstanden. Einzelne Bemerkungen dazu wollen Sie dem Anhang entnehmen.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Im Namen der Regierung

Karin Keller- utter
Präsidentin

Canisius Braun
Staatssekretär
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Anhang

zur Vernehmtassung der Regierung des Kantons StGalIen zur

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

1. Bemerkungen zu Kapitel II des Erläuternden Berichts

Der im Vorentwurf neu vorgesehene Art. 196 des Schweizerischen Strafgesetzbuches (SR 311.0;
abgekürzt StGB) soll Minderjährige vor dem Abgleiten in die Prostitution schützen. Nur die Bestra
fung von Freiem wird aber Jugendliche nicht davon abhalten, sich zu prostituieren. Vielmehr
braucht es spezifische präventive Massnahmen, um zu verhindern, dass Jugendliche in die Prosti
tution abgleiten. Zudem sind Angebote nötig, die den minderjährigen Prostituierten Hilfe zum Aus-
stieg bieten. Ob derartige Massnahmen bzw. Angebote bestehen, ist aus den Erläuterungen nicht
ersichtlich. Es wird angeregt, dies näher zu prüfen und im Erläuternden Bericht darzulegen, ob und
inwieweit diesbezüglich noch Handlungsbedarf besteht.

2. Bemerkungen zu Kapitel VI des Erläuternden Berichts

In den Erläuterungen zum neu vorgesehenen Art. 195 Bst. a StGB (vgl. S. 43 f. des Erläuternden
Berichts) wird der 1 äterkreis unter anderem anhand von Beispielen umschrieben‘. Dabei wird über
sehen, dass gerade im Zusammenhang mit der Prostitution von Minderjährigen teilweise naheste
hende Personen wie Familienmitglieder, Nachbarn oder Freunde eine Rolle spielen. Zudem ist es
aufgrund von Kontrollen für Minderjährige kaum möglich, in legalen Sexangeboten wie Nachtclubs
usw. zu arbeiten. Sie sind vorwiegend in der Strassenprostitution oder aber im halbprivaten Umfeld
tätig. Von daher scheint es sachgerecht, die beispielhafte Aufzählung möglicher Täterschaften im
Bericht mit nahestehenden Personen zu ergänzen.

Erwärnt werden Zuhter Bcrl Cetrehe VemeTer Setrpne von EmnC;nnters NritCuos Caaets und
EscoriSorviceS
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Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internationales Strafrecht
3003 Bern

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum

Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch

(Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. August 2011 der Vorsteherin des Eidgenössischen Justiz-

und Polizeidepartementes EJPD erhalten auch die Kantone die Gelegenheit, sich

zum erwähnten Geschäft zu äussern. Für diese Möglichkeit danken wir bestens.

Die Regierung des Kantons Graubünden begrüsst sämtliche vorgeschlagenen Strat

gesetzbuchänderungen zur Umsetzung der Lanzarote-Konvention, weshalb wir auf

Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln verzichten können.

Wir bitten um Kenntnisnahme.

Der Präsident:

/ 1

/ /

Namens der Regierung

Der Kanzleidirektor:

Dr. C. RiesenDr. Martin Schmid
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Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internationales
Strafrecht
3003 Bern

Aarau, 16. November2011

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention);
Vernehmiassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. August 2011 wurden die Kantone und interessierte Kreise zur Ver
nehmlassung betreffend Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europa
rats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzaro
te-Konvention) eingeladen. Wir danken dafür und nehmen die Gelegenheit zur Stellungnah
me gerne wahr.

1. Genehmigung der Lanzarote-Konvention

Der Regierungsrat unterstützt die Genehmigung der Lanzarote-Konvention und die damit
verbundenen Änderungen des schweizerischen Strafgesetzbuchs. Zwar bestehen im Kanton
Aargau betreffend der in der Konvention geregelten Sachverhalte keine akuten Probleme.
Dennoch erachten wir die Genehmigung der Konvention als wichtig, da damit ein klares und
eindeutiges Zeichen gesetzt wird, dass Kinder möglichst umfassend vor sexueller Ausbeu
tung und Missbrauch geschützt werden sollen.



2. Anpassu ngen des schweizerischen Strafgesetzbuchs

Die Ratifikation der Lanzarote-Konvention setzt voraus, dass verschiedene Bestimmungen
des schweizerischen Strafgesetzbuchs an die Vorgaben und Anforderungen der Konvention
angepasst werden.

Die im Vernehmiassungsentwurf vorgeschlagenen Änderungen erachten wir als vollständig,
praxistauglich redigiert und sinnvoll, weshalb wir den vorgeschlagenen Änderungen vollum
fänglich zustimmen können.

Wir danken Ihnen für Ihre sorgfältige Vorbereitung und versichern Sie, sehr geehrte Damen
und Herren, unserer ausgezeichneten Wertschätzung.

1MNAMEN DES REGIERUNGSRATS

LarSdammani‘: Staatsschreiber:
1

/

/ Ii
Urs Hojhiann Dr. peter Grer

Kopie an:

— Departement Volkswirtschaft und Inneres
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanza
rote-Konvention)

Vernehmiassung

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zum Entwurf für einen Bundesbeschluss über die
Genehmigung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor se
xueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention) und über seine
Umsetzung Stellung nehmen zu können und teilen Ihnen mit, dass wir den Beitritt der
Schweiz zum erwahnten Übereinkommen begrüssen.

Was die damit verbundene Revision des Schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB;
SR 311.0) anbelangt, danken wir Ihnen zudem für die Berücksichtigung unseres Anlie
gens gemäss Schreiben vom 5. April 2011 und die Aufnahme des neuen Art. 196 StGB.
Wir geben unserer Hoffnung Ausdruck, dass die Botschaft möglichst bald den eidge
nössischen Räten zugeleitet wird. Bezüglich Art. 197 des Entwurfs gestatten wir uns
schliesslich folgende Bemerkungen

Bei Ziff. 2 sehen wir nicht recht ein, weshalb die Anwerbung einer unmündigen Per
son für eine pornografische Vorführung milder bestraft werden soll als das Einführen,
Lagern, lnverkehrbringen, Anpreisen usw. solcher Vorführungen im Sinne von Ziff, 3
Diesbezüglich schlagen wir eine entsprechende Anpassung der Strafandrohungen vor.

Die in Ziff. 3 vorgesehene Unterscheidung in tatsächliche sexuelle Handlungen oder
Gewalttätigkeiten und nicht tatsächliche sexuelle Hand lungen oder Gewalttätigkeiten
mit unmündigen Personen erachten wir als etwas konstruiert Sie dürfte in der prakti
schen Anwendung denn auch Schwierigkeiten bereiten. Diese unterschiedlichen Hand

egerungsqebaudG
8510 FraunfekJ
T 41 52 724 2348 r ±41 5 724 293
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lungen sollten sich daher wenn sie denn überhaupt einmal zum Tragen kommen soll
ten — eher im Strafmass auswirken. Die Unterscheidung in der Strafandrohung ist daher
weg zu lassen.

Auch in Ziff. 3bis sollte die besagte Unterscheidung in tatsächliche sexuelle Handlungen
oder Gewalttätigkeiten mit unmündigen Personen und nicht tatsächlichen sexuellen
Handlungen oder Gewalttätigkeiten gestrichen werden. Bei der Verfolgung solcher Kon
sumhandlungen ist eine entsprechende Unterscheidung noch viel schwieriger zu hand
haben, zumal die Konsumentinnen und Konsumenten den Unterschied oft gar nicht er
kennen können.

Mit freundlichen Grüssen

Der Präsident des Regierungsrates

Der Statsschreiber

2
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Ufficio federale di giustizia
Settore Diritto internazionale privato
3003 Berna

Procedura di consultazione concernente l‘approvazione e la trasposizione delta Convenzione del
Consiqlio d‘Europa sulla protezione dei minori contro 0 sfruttamento e p11 abusi sessuali
(Convenzione di Lanzarote)

Gentili Signore,
egregi Signori,

II Consiglio di Stato ha esaminato con attenzione la procedura di consultazione di cui a margine
e, ringraziando per l‘opportunit che ci viene offerta di esprimere II nostro giudizio, formuliamo le
seguenti osservazioni.

lt Consiglio di Stato condivide la proposta di ratificare la Convenzione del Consiglio d‘Europa
sulla protezione dei minori contro lo sfruttamento e gli abusi sessuali. Si tratta infatti di uno
strumento internazionale che si prefigge di disciplinare in modo esaustivo la repressione di varie
forme di sfruttamento e abusi sessuali commessi sui minori e che riprende numerose norme gi
contemplate dat nostro ordinamento giuridico.

lnoltre, lo scrivente Consiglio condivide la proposta di completare II Codice penale. trasponendo
le disposizioni penali delta Convenzione nel nostro ordinamento giuridico.

Infine, reputFamo che adesione delta Svizzera a questa Convenzione non comporter aleun
cambiamento delta nostra legislazione cantonale.

Per cornpletezza di informazione. c permettiamo di segnalare che anche i programrni scolastici
del Cantone Ticino prevedono interventi rivolti agli allievi delle scuole dellobbligo analoghi a
quelli menzionati nel rapporto esplicativo. net commento atl‘articolo 6 delta Convenzione Nel
nostro Cantone vi sono inoltre nizative, sostenute dat Dipartimento delleducazone delta cultura
e dello sport che s proponqono d scnstblizzare bamhini e docenti contro alt abust sessualt
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Vogliate gradire lespressione della massima stima.

/
PER IL CONSIGLIO DI STATO

La Preidente: II Canceffiere:
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L. Sa is / G anella

7, //
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Copia p.c. a:

- Divisione della giustizia, Residenza;
Deputazione ticinese alle Camere federali, Residenza;

- Conferenza dei Governi cantonali, Casa dei Cantoni, Speichergasse 6, CP 444, 3000 Berna 7;
- Divisione dell‘azione sociale e delle famiglie, Residenza;
- Dipartimento dell‘educazione, della cultura e dello sport, Residenza.
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Approbation et mise en oeuvre de la Convention du Conseil de I‘Europe sur la
protection des enfants contre I‘exploitation et les abus sexuels (Convention de
Lanzarote). Modifications du Code penal - Procedure de consultation

Madame, Monsieur,

Le Conseil d‘Etat du Canton de Vaud a pris connaissance des documents que vous ui
avez adresss en aoüt 2011 et vous remercie de J‘avoir consult. Aprs avoir men une
consultation auprs de nombreux organismes du Canton, iJ vous transmet, ci-aprs, sa
prise de position sur J‘approbation et Ja mise en ceuvre de Ja Convention du Conseil de
‘Europe sur Ja protection des enfants contre J‘exploitation et les abus sexuels (ci-aprs:

Ja Convention) et sur es modifications du Code pnaJ (ci-aprs : CPS) y affrentes.

Remarques generales

Le gouvernement vaudois salue Ja voJont de Ja Confdration d‘approuver et de mettre
en oeuvre Ja Convention de Lanzarote et de proposer des modifications du Code pnaJ
dans ce sens. JJ estime en effet primordial pour notre pays de fixer Jes rgles et Jes
dispositifs oprationneJs destins Jutter contre toutes es formes d‘exploitation et
d‘abus sexuels de mineurs, tels que couverts par Ja Convention. Le projet apparai‘t
gaJement opportun en ce qu‘iJ permet de combattre Ja prostitution des jeunes de 16
18 ans. En effet, force est de constater que, dans J‘tat actueJ du droit et de la pratique,
notre pays ne dispose pas des moyens de rpression permettant de protger cette
catgorie de jeunes en raison de Ja majorit sexueJle fixe 16 ans.

De manire gnöraJe, Jes diffrents organismes consuJts saJuent Jes principes dfendus
par Ja Convention de Lanzarote mais soulignent J‘aspect peu cJair du JibeJJ ou de Ja
mise en cuvre de certaines modifications du Code pnaJ. On reJövera gaJement
queJques inquitudes face aux consquences financires des mesures de prvention
in sta u re r.

;j;[ji [AT
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Remarques particuIires

Ces remarques ont trait au contenu ou la teneur des dispositions spcifiques de la
Convention de Lanzarote ou du projet de modifications du Code pnal.

Art. 15 3 Convention (programmes ou mesures d‘intervention : principes gnraux)

Le rapport n‘voque la question de ‘expertise psychiatrique quen rapport avec la
libration conditionnelle. Or, cette expertise, qui permet d‘valuer la dangerosit de la
personne poursuivie, devra aussi se faire en dbut de procdure afin d‘identifier les
programmes ou mesures appropris. Cet aspect, qui aura des incidences financires,
aurait dü figurer dans le rapport.

Art. 17 Convention (information et consentement)

II est prvu que es programmes ou mesures d‘intervention soient soumis au
consentement du prvenu. Ce systme nest pas en accord avec l‘esprit de notre Code
pnal selon lequel la mesure prime sur la peine. En effet, hormis les cas d‘addiction
prvus l‘article 60 CPS, le consentement du prvenu n‘est pas une condition lgale
la mise en place de mesures. II conviendrait ds lors de procder une vaIuation plus
approfondie de ce point.

Art. 19 1 lettre b Convention et art. 195 lettre a avant-projet CPS (infraction se
rapportant a la prostitution enfantine; encouragement a a prostitution)

L‘article 195 lettre a de l‘avant-projet de modifications du Code pönal est plus restrictif
que ce que prvoit la Convention car ii introduit la notion d‘avantage patrimonial. Le fait
de «tirer profit» ou «d‘exploiter de toute autre manire», comme le prvoit la
Convention, n‘implique pas forcment le fait de «soutenir dans le but d‘en tirer un
avantage patrimonial» comme l‘indique l‘article 195 lettre a avant-projet CPS. II
conviendrait donc de sen tenir la formulation de l‘article 19 § 1 lettre b de la
Convention.

Art. 19 al. 2 Conv. et art. 196 avant-projet CPS (actes sexuels avec des personnes
mineures contre rmunration)

La notion de rmunration prvue l‘article 196 de I‘avant-projet de modifications du
Code pnaI est trop restrictive dans la mesure oü la situation peut poser problme sans
que l‘avantage patrimonial ne soit dcelable. D‘ailleurs, selon le rapport, est dterminant
le fait qu‘une contrepartie soit offerte ou promise. que ce soit sous forme d‘argent ou de
tout autre avantage matriel estimable (drogue, articles de marques, vacances.
L‘article 19 alina 2 de la Convention mentionne express6ment «toute autre forme
dävantages » en tant que contrepartie.

CONSEOL DETAT
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Cette formulation est ainsi plus claire que la notion de rmunrafion de Iarticle 196 de
l‘avant-projet de Code pnal.

Art. 20 § 1 lettres a et e Convention et art. 1er alina 3 de l‘avant-projet du CPS
(infractions se rapportant la pornographie enfantine)

II conviendrait de prciser l‘article 1er aiin6a 3 de lavant-projet quil s‘agit de la majorit
sexuelle.

Art. 23 Convention (sollicitations denfants ä des fins sexuelles)

La Convention prvoit d‘riger en infraction pnale le fait de solliciter un enfant ä des
fins sexuelles si «cette proposition est suivie d‘actes matriels conduisant ä une
rencontre effective avec la victime ». A une poque oü les rseaux sociaux se
dveioppent constamment, il conviendrait d‘ätre plus restrictif et de punir djä le fait de
solliciter un mineur de moins de 16 ans ä des fins sexuelles.

Art. 31 § 1 lettre b Convention (mesures de protection : information)

Cette disposition prvoit d‘informer la victime et sa familie de la remise en libert,
temporaire ou dfinitive, de la personne poursuivie ou condamne. Cette disposition est
juridiquement problömatique dans la mesure oü le droit suisse n‘accorde pas
expressment le droit ä ‘information ä la familIe de la victime mais uniquement ä cette
dernire. II conviendrait donc de complter notre !gislation sur ce point.

Art. 33 Convention : (prescription)

L‘avant-projet ne prvoit aucune modification du droit pnal des mineurs (DPMin)
s‘agissant des dlais de prescription et notamment de l‘article 36, alina 2 DPMin qui
fixe la prescription de laction pnale dirige contre un enfant de moins de 16 ans, Ainsi,
si l‘article 36 DPMin devait ätre adapt, ii conviendrait gaiement de modifier l‘article
37, alina 2 DPMin qui stipule que «I‘excution de toute peine prononcöe en application
du droit pnaI des mineurs prend tin Iorsque Iäuteur a atteint Päge de 25 ans ». On peut
douter de I‘utilit de permettre ä la prescription de courir jusqu‘ä ce que la victime ait
atteint läge de 25 ans tout en maintenant l‘impossibilit de faire exöcuter une peine
aussitöt que lauteur atteint cet äge.

Art. 197 ch.1, art. 197 ch. 3 et art. 197 ch. 3 bis avant-projet CPS (pornographie douce
et pornographie dure)

La notion « d‘actes dordre sexuel ou de violence non effectifs avec des personnes
mineures» des articies 197 ch. 3 et ch. 3 bis nest pas ciaire. A la lecture du rapport, ii
sembierait que cette notion concerne les reprösentations virtuelles de pornographie
enfantine. Afin de faciliter la mise en cuvre de ces dispositions, il conviendrait de
clarifier cette notion.

CONSEIL DETAT
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On relvera galement la contradiction dans la mise en cuvre des articles 197 ch. 1 et
197 ch 3 et ch. 3 bis. II semble en effet antinomique d‘autoriser un adulte avoir des
relations sexuelles avec un mineur de plus de 16 ans consentant (sans contrepartle
financire) alors que ce mme adulte serait condamn sil consomme. sur quelque
support que ce soit, une repräsentation pornographique de ce möme mineur avec un
autre adulte ou s‘iI possde un film sur es 6bats qu‘il a pu avoir avec ce mme mineur
(art. 197 ch3 bis CP).

En vous remerciant de l‘accueil que vous rserverez aux observations du Canton de
Vaud, nous vous prions d‘agrer, Madame. Monsieur, lexpression de notre
considration distingue.

AU NOM DU CONSEIL DETAT

LE PRESIDENT LE CHANCELIER

Pascal Broulis Vincent Grandjean

)NSHL DE TA
vwvdc
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(ANTON DU VAIAIS
KANTON WALUS

Dpartement fdral dc justice et police
Madame Simonetta Sommaruga
Conseillre fdrale
Palais fdral ouest
3003 Berne

Röförences CN/JC
Date 23 novembre 2011

Consultation concernant ‘avant-projet d‘arröt federal portant sur ‘approbation et la mise
en ceuvre de la Convention de Lanzarote

Madame la ConseiIlre Mdrale,

Le Gouvernement valaisan vous remercie d‘tre consult dans le cadre dc l‘adoption prochaine
d‘un nouvel arrt fdral modifiant notamment le Code pnal suisse.

Ce processus &inscrit dans le prolongement de la signature par la Suisse de la Convention de
Lanzarote en juin 2010.

Les modifications proposes du Code pnaI suisse nous apparaissent pertinentes et ne font pas
l‘objet dc remarques particulires de la part du Canton du Valais, Nous relevons avec satisfaction
les amIiorations apportes dans le domaine de la protection dc I‘enfant, spcialement au sujet dc
la prostitution dc mineurs entre 16 et 18 ans. Nous saluons galement le fait que les infractions
commises ltranger sur des mineurs soient sanctionnes par le nouveau projet. Le
Gouvernement valaisan approuve le renforcement de la protection des personnes de moins dc
16 ans I‘exposition dc reprsentations pornographiques, ainsi que rextension des prescriptions
pnales.

Globalement, nous estimons important que ensemble des cantons poursuivent leurs efforts afin
d‘amliorer la formation aux questions des abus sexuels pour les personnes travaillant avec des
enfants. Notre canton a adopt en 2000 une Loi en faveur dc la jeunesse, qui notamment oblige
tous es professionnels travaillant avec des enfants signaler au Ministre public les infractions
poursuivies doffice sur le plan pnal. II nous semble judicieux qu‘une coordination dc la totalit des
programmes dc prvention soit organise l‘chelon Mdral, afin que la protection des enfants
contre lexpiortation et les abus sexuels seffectue avec la mme intensit dans tous les cantons
suisses.

Nous soulignons le bien-fond dc 1 art 5. paragraphe 3, qui invite les parties prendre es mesures
ncessaires garantir que les personnes dont lexercice dc la profession comporte dc manire
habituelle des contacts avec les enfants ou qui sont candidates ä cette profession n‘aient pas
condamnes pour actes d exploitation ou dabus sexuels sur mineurs. En effet la question d‘une
interdiction pour certaines personnes d exercer une profession en lien avec les enfants doit
continuer dc figurer lagenda pohtique

E ed PIdt P4 1°Ao
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Nous sommes davis quil y a Neu gaIement de prendre en compte ici les personnes actives
auprs des jeunes ä titre non professionnel ou bnvole. Nous pensons toutefois quune attention
toute particulire devra tre apporte en terme de coordination et de collaboration l‘chelon
national. En effet, vu le grand nombre dinstances touches par cette problmatique un
renforcement des comptences dc coordination dc la Confdration dans cc domaine nous parait
souhaitable,

En conclusion, le Conseil dEtat soutient la signature de la convention dc Lanzarote ainsi que la
rforme du Code pnal suisse.

Nous vous prions dagrer, Madame la Conseillre f€drale, l‘expression de notre considration
distingue.

Au nom du Conseil dEtat

Prsident Le Chancelier

Spörri
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Office fdraI de la justice
Unit droit pnal international
3003 Berne

Procödure de consultation relative a la protection de l‘enfant contre l‘exploitation et
les abus sexuels (convention de Lanzarote)

Madame, Monsieur,

Votre correspondance du 21 octobre dernier relative la procdure de consultation
susmentionne nous est bien parvenue et a retenu notre meilleure attention. Conformment

votre demande, nous vous adressons la prise de position du canton de Neuchätel.

En prambule, nous saluons la volont du Conseil fdral d‘adh&er ä la convention de
Lanzarote en vue de mieux protger les enfants de l‘exploitation et des abus sexuels. Nous
soutenons per consquent les modifications du code pnal suisse (CP) tendant la
protection aux adolescents ägs de 16 ä 18 ans, notamment en dclarant punissables les
personnes qui achtent les services sexuels de jeunes gens ägs de 16 ä 18 ans ou qui
consomment de la pornographie mettant en scne des mineurs.

Nous tenons toutefois ä relever que nous regrettons particuliärement que lavant-projet
renonce ä riger en infraction pnaIe la sollicitation cVenfants ä des fins sexuelles sur
Internet, le «grooming», ä cause d‘une jurisprudence conteste du Tribunal fdral.

En effet, nous estimons qu‘il est particulirement positif que le «grooming» ait inclus pour
la premire fois dans un trait international, en cho au phnomne rcent et de plus en plus
proccupant des abus sexuels commis sur des enfants lors de rencontres avec des adultes
rencontrs dans le cyberespace. II est essentiel que la Suisse prenne en compte ce
phnomne en ajoutant une disposition ad hoc dans le CP afin d‘identifier plus aisment et
de manire präventive les agresseurs sexuels d‘enfants.

Finalement, nous tenons ä souligner I‘importance des mesures prventives prconises per
la convention, notamment les programmes d‘interventions prventives ainsi que les
conditions d‘accs restrictives aux professions dont l‘exercice comporte de manire rgulire
des contacts avec es enfants.

Nous vous remercions de nous avoir associs ä cette procdure de consultation et vous
prions de croire, Madame, Monsieur, ä l‘assurance de notre parfaite considration.

Neuchätel, le 30 novembre 2011
Au nom du Conseil d‘Etat

La prsidente, La chancellre
GORY SDEsPLAr)4D



REPUBLQUE ET C.ANTON DE 6ENVE

Genve, Je 30 novembre 2011

Le Conseil d‘Etat

°474-201 1
Dpartement fdral dc justce et police

Madame Simonetta SOMMARUGA

Conseillre fdrale
Palais fdral
3003 Berne

Concerne: Procödure de consultation relative ä l‘approbation et la mise en uvre

de la Convention du Conseil de lEurope sur la protection des enfants

contre l‘exploitation et les abus sexuels (Convention dc Lanzarote)

Madame la Conseillre fdrale,

Nous nous rfrons Ja lettre que vous avez adresse Je 22 aoüt 2011 aux gouvernements

cantonaux concernant la procdure de consultation vise en titre.

Aprs avoir examin les documents que vous nous avez fait parvenir et procd une

consultation Ja plus large possible au niveau de notre canton, nous sommes prsentement

en mesure de vous faire part de notre dtermination.

Dune manire gnrale, nous ne pouvons que nous rjouir de lapprobation et de la mise en

uvre dc Ja Convention du Conseil de ‘Europe sur Ja protection des enfants contre

l‘exploitation et les abus sexuels, Convention dont nous avions d‘ailleurs approuv Ja

signature, par la Suisse, dans Je cadre de notre rponse du 24 juin 2009 Ja procdure de

consultation du dpartement fdraJ de justice et police du 24 avril 2009.

Nous saluons tout particuJirement linstauration de dispositions pnales matrielJes

(rprimant notamment es abus dordre sexuels commis sur des enfants, Ja prostitution

enfantine, Ja pornographie enfantine, et Ja participation denfants des reprsentations

pornographiques). Ja prise en compte dc nouvelles technologies (comme Ja sollicitation

denfants des fins sexuelles sur internet), ainsi que Je renforcement dc Ja Jutte contre Je

tourisme sexuel visant des enfants (poursuites dc certaines infractions commises J‘tranger

mme si dIes n‘y sont pas punissables).

Nous approuvons gaJement Jinstauration d‘une large palette dc mesures dc prvention, dc

protection et dintervention (mesures aux exigences desquelles notre canton rpond dj

Jargement)

En effet. Je dpartement dc J‘instruction publique, soit pour Jui Joffice dc Ja jeunesse, participe

activement au recrutement, Ja formation et Ja sensibilisation des personnes travaillant au

contact des enfants (article 5 de Ja Convention) et veille, tout au Jong dc Ja scoJarit primaire

et secondaire 5 cc que Jes enfants et adolescents reoivent es informatioris ncessares

cartcIe 6 dc la Conentron, notammeDt dans Je cadre dc cours d‘ducaton sexuelle, dc

aocuments et dCxFiOStOfls LEtat dc Gen8ve scutient par aJleurs deux assocatons act!ves
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dans le d6veloppement d‘actions de prbvention auprös des auteurs potentlels ou avörös de
violence sexuelle (article 7 de la Conventlon), ä savoir le centre de thörapie pour les victimes
d‘abus sexuels ainsi que Lassoclatlon VIRES.

Si la mise en csuvre de l‘avant-projet soumls ä la consultatlon relövera essentiellement des
cantons, le lien mentionn6 entre rarticle 10 de la Conventlon et l‘article 317 CC devralt
toutefols conduire ä envisager la mies sur pied d‘une autoritö intercantonale de coordination.

S‘agissant plus partlculiörement des modificatlons au code pönal suisse proposöes dans
ravant-projet (cl-aprös : AP-CP), nous constatons qu‘elles döpassent, sur plusleurs points,
les exigences döcoulant de la Convention de Lanzarote et qu‘il est, par alileurs, regrettable
au regard des lacunes de l‘actuel artlcle 102 CP par rapport au drolt conventionnel,
qu‘aucune proposition d‘amendement des dispositions en matlbre de responsabilit6 de
lentreprise ne soit formulöe.

Pour le surplus, nous vous Invitons 1 vous röförer au document annexb, dans lequel nous
formulons difförentes remarques compilmentaires concemant plus partlcullörement l‘avant
projet de modificatlon du code pönal, ainsi que les difförentes rlserves prbvues par la
Suisse.

Vous remerciant de l‘attention que vous prbterez 1 la prise de position de notre canton, nous
vous piions de croire, Madame la Conseillbre födörale, 1 l‘assurance de notre haute
considbratlon.

AU NOM DU CONSEIL D‘TAT

La chanceubre: Le prösident:

Anja den Guel Mark Muller

Annexe mentlonnle



Procedure de consultation relative ä l‘approbation et a la mise en
ceuvre de la Convention du Conseil de I‘Europe sur la protection des

enfants contre l‘exploitation et les abus sexuels
(Corivention de Lanzarote)

1. Remarques complementaires concernant Iavant projet de rövision du code pönal (AP)
et propositions de modifications formuIes par le Conseil d‘Etat genevois

1. Modification de l‘article 5 CP (comptence universelle du /uqe suisse)

Etant donn que Ja seule limitation de Ja comptence universelle du juge suisse en vertu de
article 5 CP rside dans Je fait que Jauteur doit se trouver en Suisse au moment de Ja poursuite

et ne pas tre extrad, cest tort que Je rapport expJicatif relve, Ja page 53, que Je ‘prvenu
peut faire Jobjet de poursuites quelJe que soit sa nationalit. La seuJe condition est qu‘il doit tre
domiciJi en Suisse ou y avoir sa rsidence habituelle‘. Lexigence prcite avait certes
prvue Jors des travaux prparatoires de l‘article 5 CP en 2002 mais supprime lors du vote de Ja
ci,

Lajout de nouvelles infractions dans Ja Jiste de celles qui sont dj scumises Jarticle 5 CP
Jargit une disposition qui est en ralit dj trop Jarge et il est difficilement imaginabJe, pour ne
prendre qu‘un seul exemple, que sur Ja base de l‘article 196 AP-CP, Jes cJients de personnes
prostitues mineures du monde entier puissent avoir rpondre de Jeurs actes devant Je juge
suisse.

Nous observons par aiJleurs que l‘articJe 5 CP va trs Jargement au-deJ des principes dfinissant
Ja comptence dans Ja Convention de Lanzarote (qui ne retient pas Je principe de Juniversalit).

lJ conviendrait, ds Jors, de profiter de Ja rvision du code pnaJ pour rinstaurer Je Jien avec Ja
Suisse, qui a maJheureusement abandonn en 2002, afin de ne pas imposer aux autorits
pnaJes Je devoir de poursuivre, en vertu du droit suisse, des personnes dont J‘acte ne prsente
aucun rapport avec notre pays.

Nous proposons donc de compJter l‘articJe 5 CP en ajoutant l‘exigence que Jauteur ait son
domiciJe ou sa rsidence en Suisse, ou que Je Jieu de commission de Jacte ne reJve daucune
juridiction pnaJe (articJe 7, aJina 1, Jettre a, CP par analogie).

2, Lacune du code pnal en matire de responsabilit pnale de la personne morale

L‘article 26 de Ja Convention de Lanzarote exige Jinstauration dune responsabiJit civiJe, pnaJe
ou administrative de Ja personne morale, seJon Je modJe vicarial (dans lequeJ Ja personne moraJe
rpond des fautes commises par ses organes). Conformment JaJina 4 de J‘articfe 26 de Ja
Convention. cette responsabiIit est tabJie sans prjudice de Ja responsabiJit pnaJe des
personnes physiques ayant commis J‘infraction.

Les nfractions engJobes dans le champ d‘appJication de Ja Convention de Lanzarote sont
soumises, en drot susse. au rgme subsidiaire de Ja responsabiiit de Ventreprise dcrit
‘artce 102. aIina 1, OP



Cette responsabilitö röslduelle, qul nentre en jeu que sl la personne physique ayant commis une
infraction ne peut btre identifie suite un manque d‘organisation de l‘entreprlse, ne nous paralt
pas rbpondre aux exigences requlses par £article 26 de la Convention.

Nous proposons par consöquent de modifier l‘article 102 CP, afin d‘introduire une responsabilitä
selon le modlle vicarial, ou de soumettre les infractions couvertes par la Convention de
Lanzarote, au modöle direct dlcrit 1 l‘articie 102, alin6a 2, CP, ce qui prösenterait l‘avantage de
faire rlpondre l‘entreprise parallllement 1 la personne physique fautive, ei pas seulement si
I‘identification de lauteur n‘est pas possible.

3. Modification DroDosØes en matlöre de oascrintion (article 97. allnöa 2 $P-CPJ

Si ron raisonne en tenne de gravitö, ii serait Iogique d‘introduire l‘article 196 AP-CP 1 rarticle 97,
alinöa 2, AP-CP.

4. Modiqcatlons kpmnosdes en maWre de Dlpstlutlorq (adlcle 195 et 196 AP-QP)

L‘artlcle 195 AP-CP ne reprend pas tel quel rarticle 19, alinöa 1 • lettre a, de la Convention. Le taft
de “pousser une personne mineure 1 la prostitution“ ne rend quimparfaltement les notions de
recruter un enfant pour qu‘il se livre 1 la prostitution ou de i‘y contraindre. L‘article 195 AP-CP
devrait donc reprendre ces 2 blbments.

L‘article 196 AP-CP se distingue difficilement de l‘article 195 AP-CP. II conviendrait de mieux
distinguer le röle de l‘auteur respectif de ces deux infractlons, Je premier recrutant, contraignant
ou poussant une personne mlneure 1 se prostituer, ei le second ayant recours aux services d‘une
personne mineure prostitule.

L‘article 196 AP-CP va par ailleurs nettement au-dell du but explicitement vlsI dans la
Conventlon de Lanzarote.

Contrairement 1 l‘article 19, alinla 1, lettre c, de la Convention de Lanzarote, £article 196 AP-CP
ne se Jimite pas 1 la prostitution enfantine, mais englobe tout ade d‘ordre sexuel commls contre
römunöration, ce qui semble excesslf. LIge de protectlon irait jusqu‘l 18 ans, ei Ja clause
exemptant les partenaires dont la difflrence d‘lge ne döpasse pas trois ans (article 187, chiffre 2,
CP) semit inopörante. Uns teile solution est excessive.

La rödaction proposbe est par ailleurs maladrolte dös lore qu‘elle englobe 1 la fois le client qui
entretient des rapports sexuels avec une personne prostitule mineure et la personne prostituöe
qui entretient des rapports sexuels avec un dient mineur, alors que la Convention de Lanzarote
vise, 1 l‘artide 19, la prostitution enfantine ei non la protection de diente mineurs contre les
possibllitös.d‘accös 1 des services sexuels römunörös.

5. Modifications m-onosöes en matMre de oop‘nooraøhie (article 197 AP-CP)

Les modifications proposles dc l‘article 197 CP vont Igalement nettement au-dell des exigences
de Ja Conventlon de Lanzarote et ont, par ailleurs, dl» ötö formulies en partie dans Je cadre dc
ravant-projet de loi fldlrale sur J‘harmonlsation des peines dans Je code pönal suisse, Je code
plnal militaire et le droit pönal födöral accessolre (envoyb en procödure dc consultation en 2010).

Nous observons que l‘articie 197 AP-CP Itend considlrabiement la definition de Ja
p€dopornographie. En l‘ltat actuel dc Ja ilgislation, Ja pödopornographie englobe Jes objets et
reprlsentations comprenant des actes dordre sexuels avec les enfants ei la question dc savoir si
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Ja limite d‘ge est franchie est trs difficile trancher. En proposant de rempJacer Je mot “enfants“
par ‘personnes mineures“, an aggraverait encore ces difficuJts,

LiJlustration d‘un acte d‘ordre sexuel au de vioJence avec une personne de moins de 18 ans
transformerait, de par a oi, Ja pornographie douce“ en pornographie ‘dure‘ tombant sous Je coup
de l‘interdiction absolue prvue IarticJe 197, chiffre 3 et 3bis AP-CP. Cette interdiction absolue
sernbJe constituer une atteinte disproportionne Ja garantie fondamentale de Ja Iibert
d‘expression eu gard au fait que selon Je droit suisse, Ja pornographie dure peut reprsenter un
acte d‘ordre sexuel totalement fictif (crit, peinture, etc.). En dautre terme, ii faudrait considrer
comme pornographie dure un crit voquant de manire crue un acte dordre sexuel commis avec
un jeune homme de 17 ans.

Larticle 197, chiffre 3, AP-CP, introduit Ja notion de crime Ja Jettre b, ce qui para?t excessif ds
Jors que Je simpJe t&chargement des fins personnelJes est suffisant pour raliser I‘infraction. II
est en revanche justifi d‘introduire Je crime au chiffre 4, Jettre b, visant Ja pornographie enfantine
reJJe commise dans un dessein d‘enrichissement iJJgitime.

Le rgime rpressif propos par l‘AP-CP va nettement au-del des exigences de Ja Convention de
Lanzarote. Alors que Ja Convention ne vise que Je mat&iel repräsentant de manire visueJle un
enfant se Jivrant un comportement sexuellement expJicite (article 20, paragraphe 2), ainsi que
Jes spectacles pornographiques impJiquant Ja participation d‘enfants (articJe 21), l‘inclusion des
crits dans Je rgime rpressif de articJe 197, chiffres 3 et 3 bis CP est pour Je moins critiquable,
ds Jors que Jes crits nont pas Je mme impact que es reprsentations visueJJes. IJ serait
prfrabJe, pour es crits, de ne pas rprimer es actes de fabrication, dimportation, d‘acquisition
et de possession des fins prives (que I‘AP-CP propose driger en infraction).

La nation d‘actes de “vioJence non effectifs“ prvue l‘article 197, chiffre 3 AP-CP nest pas claire
et porte ä confusion en Jabsence de tout commentaire dans Je rapport expJicatif. L‘empJoi dun tel
concept sernbJe incornpatibJe avec Je principe de Ja Jgalit, qui impose une dfinition stricte et
cJaire des infractions. Les termes dactes de vioJence non effectifs‘ pourraient ds Jors tre
remplacs par Ja formuJation suivante : .... ou des actes dordre sexuel envers ou entre des
personnes mineures

IJ serait enfin, souhaitabJe de rajouter Ja circonstance aggravante de Ja perversit ä J‘articJe 197,
chiffre 4, AP-CP.

II. Remarques compImentaires concernant les rserves prövues par la Suisse

1. Rserve relative ä l‘aflicle 20, lettres a et e, de la Convention.

Cette rserve vise ne pas criminaJiser Ja production de pornographie enfantine (Jettre a) ni Je fait
d‘y accder (Iettre e), Jorsque ces images sont produites et dtenues par des mineurs ägs de 16

18 ans, avec Jeur accord et uniquement pour Jeur usage priv,

Sil parait juste que de teJs actes n‘entrent pas dans Je champ de Ja rpression pnale, iJ importe
en revanche, dans Je respect des buts de Ja Convention, que des mesures d‘ducation puissent
permettre d‘expJiquer aux jeunes gens concerns, que de teJles images peuvent Jeur chapper
facilement (avec tous es risques que cela comporte pour Ja protection de Jeur personnaJit).

II convient. par aiJJeurs. de relever que Ja rserve ne porte pas sur “Jes reprsentations
simuitanes au d‘images ralistes d‘un enfant qui nexiste pas“. JJ sembJe peu raJiste de penser
que dc teiles reprsentations au mages puissent effectivement entrer dans Je champ de
rotecton dc la Convention au dans Ja dfntion aucile donne dc lenfant et notamment dc
errart c mc a expo tatior et anus sexuel i a ecture dc avant Oroet d arrete federal



nest, en ltat, pas possible de dterminer clairement si de tels actes sont Du flOfl criminaliss en
droit suisse,

En consquence, la rserve de la Suisse devrait galement porter sur es reprsentations
simultanes Du dimages ralistes dun enfant qui n‘existe pas.

2. Rserve relative ä l‘atlicle 24, paragraphe 2, de la Convention.

La rserve prvue par la Suisse porte sur la tentative de sollicitation au sens de larticle 23 de la
Convention (notion de ‘grooming‘).

La Suisse estime qu‘iI n‘est pas ncessaire de crer une infraction particuIire de sollicitation dun
enfant des fins sexuelles ds lors que les possibilits actuelles du droit en vigueur nont pas
totalement expIoites.

Larticle 24, paragraphe 2, de la Convention propose de punir la tentative intentionnelte dentraner
un enfant commettre un acte dordre sexuel (article 187, chiffre 1, alina 2, CP), la tentative
intentionnelle de mler un enfant un acte dordre sexuel (article 187, chiffre 1, aIina 3, CP) ou
la tentative intentionnelle doffrir ou de montrer notamment de fa pornographie ä un enfant (article
197, chiffre 1 CP).

Etant donn que Ion ne voit pas en quoi ii y aurait l contradiction avec la notion de tentative
dfinie larticle 22 CP, ni pourquoi Ion couvrirait ncessairement la tentative de la tentative
inconnue en droit suisse, la rserve formuIe par la Suisse devrait tre retire.

* * * *

* * *

*



JURA CII HEPUBLIOUE ET CANTON DU JUHA

Bundesamt fUr JustiZ

Hote u G ert 2 ruE. e H P ‘a 23O )c L r ‘ n r

Dpartement fdral de Justice et Police
Office fdral de la Justice
Unit Droit pnal international
Bundesrain 20
3003 Berne

DeImont, le 15 novembre 2011

Procedure de consultation

Approbation et mise en uvre de la Convention du Conseil de I‘Europe sur la protection
des enfants contre IexpIoitation et les abus sexuels (Convention de Lanzarote)

Madame la Conseillre fdraIe,
Mesdames, Messieurs,

Le Gouvernement de la RpubHque et Canton du Jura vous transmet sa rponse relative la
procdure de consultation cite en marge.

1 Ratification de la Convention de Lanzarote

Nous approuvons la ratification par le Conseil fdral de la Convention de Lanzarote.

Comme dj indiqu en 2009 lors de la consultation ouverte en vue de la signature de ce texte, le
Gouvernement jurassien estime quil permet damtiorer la protection des enfants contre
l‘exploitation et les abus sexuels. La combinaison de dispositions rpressives et de prvention est

saluer, de mme que lamlioration de la coopration internationale.

l. Modifications du Code pnaI suisse

En l‘tat actuel du droit suisse. l‘enfant sexuellement majeur, savoir äg de plus de 16 ans, peut
se prostituer et participer la fabrication de mat6riel pornographique, sil y consent. Cette limite
d‘ge nest pas satisfaisante. Une personne qui na pas encore atteint l‘ge adulte dispose dune
capacit plus restreinte pour se dterminer de manire totalement libre face ä lexercice de teIles
activits.

VeW Ut3 ( act



Augmenter 18 ans Jge minimum requis pour se livrer Ja prostitution dmontre une voIont
claire dintensifier Ja protection des mineurs qui doit tre salue. Les modifications du Code pnal
suisse proposes dans Javant-projet sont notre sens conformes Ja voJont de Ja Convention et
pleinementjustifies.

Le canton du Jura dispose dune Ici concernant Jexercice de Ja prostitution et Je commerce de Ja
pornographie (LProst, RSJU 943.1). Certains articles ne sont pas compatibles avec Jes
modifications proposes. Nous proposerons Jeur adaptation au Parlement.

II est gaJement important que Ja probJmatique des infractions se rapportant Ja pornographie
infantile soit traite dans lavant-projet. Les nouvelles dispositions permettront dassurer Ja
conformit du droit suisse avec Ja Convention. A notre sens, cela va de pair avec Je souhait
daccrottre Ja protection des mineurs. De plus, comme indiqu dans Ja rponse Ja consultation au
sujet de Iharmonisation des sanctions pnaJes, nous sommes favorables ce que Ja
consommation de pornographie dure, mme sans possession, via Jnternet devienne punissable.

Nous avons pris note de J‘anaJyse, figurant sous chiffre 2.6.6.3 du rapport, quant Ja sollicitation
denfants des fins sexueJJes (grooming) seJon JaqueJJe Jajout dune disposition JgaJe Ja
rprimant naurait quune vaJeur symbolique. Sans remettre en cause Jes considrations juridiques
mises, nous esprons queffectivement es normes existantes et cites dans Je rapport puissent
suffire rprimer ce type de comportements inadmissibles mens sur internet au prjudice
denfants.

Enfin, nous relevons, comme nous lavions fait en 2009, qu‘aucun programme spcifique nexiste
dans notre canton pour es auteurs d‘actes rprims par Ja Convention. Dans Jhypothse oü des
programmes de prvention et de traitement des auteurs devraient tre mis sur pied, es coüts
engendrs seralent particuJirement importants. II conviendra dexaminer dans quelle mesure de
tels programmes devront tre soutenus par Ja Confdration ou mis en place de manire
intercantonale. II en va de mme des programmes ou mesures dintervention prvus Jarticle 15
de la Convention.

Nous vous remercions de nous avoir associs Ja prsente procdure de consultation et vous
prions d‘agrer, Madame Ja ConseiJJre fdraJe, Mesdames, Messieurs, nos sentiments Jes
m ei J leurs.

AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
RPUBLJQUE ET CANTON DU JURA

-

i

lhiJippe Receveur Sigismnd Jacquod
President Charce ef d Etat
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Vernehmlassung: Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

______

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit dem Schreiben vom 22. August 2011 wurden wir eingeladen über die oben genannte
Vorlage Stellung zu nehmen. Für diese Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir
bestens und lassen Ihnen hiermit gerne unsere Antwort zukommen.

Allgemeine Bemerkungen
Die CVP stimmt mit dem Grundsatz überein, dass sexuelle Ausbeutung und sexueller
Missbrauch von Kindern zu den schlimmsten Formen der Gewalt gehören. Deshalb setzt sie
sich schon seit Jahren zur Verhinderung von Sexualstraftaten an Kindern ein und geht
konsequent gegen jegliche Formen von Kindesmissbrauch vor. Die Verbesserung des
Schutzes von Kindern vor sexuellem Missbrauch muss deshalb vorangetrieben werden. Es
müssen alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, die den Schutz der Kinder erhöhen können
— dazu gehören auch die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch auf internationaler
Ebene.

Art. 3 Begriffsbestimmungen
Als Kind im Sinne der Konvention gilt jede Person unter 18 Jahren. Diese Altersgrenze deckt
sich mit der zivilrechtlichen Mündigkeit. die in der Schweiz mit 18 Jahren eintritt. Im
Sexualstrafrecht gilt hingegen eine andere Regel, die sexuelle Mündigkeit tritt bereits mit 16
Jahren ein Die CVP ist im Grundsatz mit dieser Differenzierung einverstanden, begrüsst es
aber, dass gewisse Straftaten ungeachtet der sexuellen Mündigkeit verfolgt werden.

Art. 5 Beschäftigung, Ausbildung und Sensibilisierung von Personen, die bei ihrerArbeit Kontakt zu Kindern haben
Die CVP verlangt weiterhin wie in der Vernehmlassung zum ..Tätigkeitsverbot und Kontakt
und Rayonverbot“ — dass eine gangbare und unbürokratische Lösung präsentiert wird wie
Kinder besser vor sexuellen Ubergriffen von Betreuungspersonen geschützt werden können
Die m Vernehmiassiingsentwurf prsenterre Variante mit der Einfordewng eines
St afreg stc rauzuges fur Betreungspersonen hat sie als nid t zielfuhr nd erachtet

oka‘te
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Art. 18 Sexueller Missbrauch
Die Artikel 188 bis 193 StGB genügen nicht zur Umsetzung der Konvention. Im
Strafgesetzbuch wird nur auf die sexuelle Handlung unter Zwang mit Mädchen, nicht aber
mit Knaben hingewiesen (Art. 190). Jedoch können auch Knaben diesen Angriffen
ausgesetzt werden (homosexuelle Ubergriffe). Die CVP fordert deshalb, dass das
Strafgesetzbuch dem entsprechend erganzt wird, um so den Anforderungen der Konvention
gerecht zu werden.

Art, 20 Straftaten im Zusammenhang mit Kinderpornographie
In Art. 3 hat sich die CVP grundsätzlich mit dem differenzierten Ansatz einverstanden erklärt.
Sie fordert aber, dass in Bezug auf die 16 bis 18 jährigen vermehrt Sensibilisierungsarbeit
geleistet wird, insbesondere was die Herstellung und den Konsum von pornographischen
Inhalten anbelangt.

Art. 23 Grooming
Die CVP befürwortet explizit, dass im Rahmen dieser Konvention auch neue Technologien
und Begehungsformen von Straftaten, insbesondere über das Internet, unter Strafe gestellt
werden — so auch das Grooming. Jedoch ist die Strafbarkeit von Grooming in der Konvention
zu wenig weit ausgelegt. Gemäss Konvention wird Grooming nur unter Strafe gestellt, wenn
der Kontaktaufnahme per Internet konkrete Handlungen für ein Treffen folgten. Zu
berücksichtigen ist, dass auch Frankreich und Luxemburg ihre Gesetzgebung angepasst
haben.
Doch Genau hier liegt das Problem: Die versuchte sexuelle Handlung mit Kindern ist laut
Bundesgericht strafbar, wenn die Vorbereitungshandlungen soweit gediehen sind, dass
keine Umkehr mehr denkbar ist. Vorher - also beispielsweise wenn das Kind ‘nur im
Internet-Chat sexuell angegangen wird - sei das potentielle Opfer “bloss virtuell und nicht
bereits physisch betroffen“. Diese Anschauung steht im krassen Widerspruch zu den
Möglichkeiten moderner Technologien und damit der Realität. Zudem wird nicht, dass solche
Handlungen von Erwachsenen ausgehen können, die sich als Jugendliche ausgeben. Ein
Chat beispielsweise kann nicht nur Text-, sondern auch Bild-, Film- (Livecam) und
Tonelemente enthalten. Dadurch ist die Übertragung härtester Pornografle in Echtzeit
möglich, auch wenn Täter und Opfer räumlich getrennt sind. Die möglichen seelischen
Folgen für Minderjährige sind offensichtlich. Dies als nicht strafbare “blosse virtuelle
Betroffenheit“ abzutun, ist falsch. Da genau dies aber die Praxis des Bundesgerichts ist,
braucht es einen eindeutigen Grooming-Straftatbestand, bei dem bereits das sexuell
motivierte Chatten mit einem Kind strafbar ist — auch wenn dies in Art. 23 der Konvention
nicht verlangt wird (vergl. Motion 11.4002 Schmid-Federer).

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen
Grüssen

CHRISTLICHDEMQKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ

.4‘ 1,

Ohristopfle Darbeay Tim Frey
Prasident C\JP Schweiz Generalsekretär VP Schweiz
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Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga

Für Ihre Einladung zur Vernehmiassung zur oben genannten Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir
Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis.

FDP.Die Liberalen unterstützt das Ziel der Konvention, die nationalen Gesetzgebungen im europäischen
Raum und darüber hinaus zu vereinheitlichen, diese Art von Kriminalität auf einem europaweit vergleich
baren Standard zu verfolgen und die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den
Vertragsstaaten zu intensivieren und zu vereinfachen.

In Bezug auf Art. 23 der Konvention (Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken, sog.
Grooming) sehen wir Handlungsbedarf. Denn Kinder und Jugendliche wachsen heute in einer Welt auf,
die von elektronischen Medien bestimmt wird. Pädophile chatten direkt mit Kindern und stellen so gefähr
liche Kontakte her. Die Lehrer und Eltern stehen oft hilflos da und können aufgrund ihrer mangelnden
Kenntnisse nur begrenzt eingreifen. Aus diesem Grund begrüssen wir, dass die Konvention neue Tech
nologien und Begehungsformen von Sexualstraftaten berücksichtigt und unter Strafe stellt. Da im Bereich
der präventiven verdeckten Fahndung gerade auf kantonaler Ebene eine gesetzliche Grundlage erarbei
tet wird, welche eine frühzeitige Intervention ermöglicht, kann auf die Einführung eines neuen Tatbestan
des des „Grooming“ verzichtet werden.

Dass die Inanspruchnahme sexueller Dienste Minderjähriger zwischen 16 und 18 Jahren gegen Entgelt
strafbar gemacht wird, ist überfällig und wird von uns unterstützt. Ebenso befürworten wir die Kriminalisie
rung der Förderung der Prostitution Minderjähriger, den Schutz von Kindern bis zum vollendeten 18. Le
bensjahr vor Kinderpornografie wie auch das Veranlassen von unmundigen Personen zur Mitwirkung an
pornografischen Vorführungen.

Zusammenfassend unterstützt unsere Partei die Vorlage. Zu klären bleibt. ob zur Umsetzung des Über
einkommens Massnahmen zur besseren Zusammenarbeit mit den anderen Ländern nötig sind.



Seite 2

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und für die Berücksichtigung unserer Überle
gungen,

Freundliche Grüsse

FDP. Die Liberalen
Der Präsident Der Generalsekretär

4
Fulvio PelIi Stefan Brupbacher
Nationalrat
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Vernehmiassung zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens
des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und
sexueliem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme. die wir gerne wie folgt wahr
nehmen:

1 Grundsätzliche Bemerkungen

Die SP Schweiz begrüsst die geplante Ratifizierung der Lanzarote-Konvention ausdrücklich. Sie istauch erfreut darüber, dass bei dieser Gelegenheit endlich die Prostitution Minderjähriger verbotenwird und die inanspruchnahme entsprechender Dienste durch Freier strafbar wird. Dies war überfälligund die Vorlage soll deshalb schnellstmöglichst verabschiedet werden. An einigen wenigen Punktenmuss aber bei der Erarbeitung der Botschaft noch einmal genau hingeschaut werden hinsichtlichGriffigkeit und Umsetzbarkeit in der Praxis. Mit den untenstehenden Ausführungen zu diesenPunkten wird aber keinesfalls die grundsät7liche Unterstützung der Vorlage in Frage gestellt. 1

2 Punkte, die noch einmal angeschaut werden müssen

2l Grooming

Das Netzwerk Kinderrechte Schweiz regt an, einen eigenstandigen Tatbestand für das Groom ng. dieKontaktanhahnung im rnterrie zu Kndern zu sexuel‘en Zwecken zu schaffen. Die SP Schweizunterstutzt diesen Antrag insofern, als sie darum bittet, rinnt einmal gena i zu überprüfen, b dieFirführung eines solchen tatbestandes tatsüchlich nur symbolische Gesetzgebung wäre, ie imBerroht dargelegt wird, oder ob sie rn ht och eines truia‘r hr urrjebeslss nrnktnl r orr ane Zu oeru k‘ 1 t tiger ist i so la e r i er k irr Jrteiic ; r u r t r exuei r H o r germit J.‘r a ;tgm!rni . 1 iul•r Km 1 ‘rt rtn 1 im rsm
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Rechtsprechung zu diesem Thema von der Lehre z.T. heftig als zu täterfreundiich kritisiert wird. Diesrechtfertigt einen zweiten Blick, ob die vorgeschlagene Lösung wirklich die optimale ist.

2.2 Sorgfaltspfticht der Freier

Von männecch, welche die Vorlage auch klar Linterstutzen. wurden wir darauf aufmerksam gemacht.dass die Sorgfaltspflichten der Freier bezüglich Klärung des Alters der Prostituierten aus der Vorlagenicht klar heoiorgehen. Auch wenn die Umsetzung der Lanzarote-Konvention zum Schutze derKinder vor sexueller Ausbeutung wohl nicht der geeignete Ort ist, um die Interessen der Etablissements und Kontaktbars und der sie frequentierenden Freier zu vertreten, so ist der Einwand dochinsofern richtig, als dass diese Frage im begleitenden Bericht kaum beleuchtet wird und in der Praxisdurchaus von Relevanz ist. Man wird dabei wohl auch nicht einfach auf die Rechtsprechung zu Art.187 StGB abstellen können, da der Kontext der Begegnung zwischen Erwachsenem undJugendlicher im Schutzalter im Sinne von Art 187 StGB in der Regel wohl ein anderer sein wird alsjener zwischen nicht volljähriger Prostituierter und Freier. Hierzu wären in der Botschaft ein paarerläuternde Ausführungen zuhanden der Materialien dienlich.

2.3 Art. 197 Abs. 4t

Etwas missverständlich erscheint der Text von Art. 197 Abs.4, könnte daraus doch e contrariogeschlossen werden, dass unmündige Personen von weniger als 16 Jahren strafbar sind, wenn sievoneinander einvernehmlich Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Ziffer 1 herstellen,besitzen oder konsumieren. Nicht ganz klar ist auch das Verhältnis zu Art. 187 Abs. 2 StGB, der diesexuelle Beziehung zwischen einem 1 8-Jährigen und einer 1 5-Jährigen straffrei macht. Es machtwohl wenig Sinn, wenn der sexuelle Kontakt zwischen den beiden straffrei bleibt, dass dannandererseits die einvernehmllche Herstellung, der Besitz und der Konsum von pornografischen Fotosder beiden einen Straffatbestand erfüllt.

Wir bitten Sie, unsere Anliegen bei der Überarbeitung der Vorlage zu berücksichtigen.

Mit freundlichen Grüssen

SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DER SCHWEIZ

Christian Levrat Carsten Schrn idtPräsident Politischer Fachsekretär
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates
zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Miss
brauch (Lanzarote-Konvention)

Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Einladung, im Rahmen der oben genannten Vernehm
lassungsvorlage Stellung nehmen zu können. Gerne äussern wir uns dazu wie
folgt:

Aus Sicht der SVP ist dem Bundesbeschluss über die Genehmigung des
Ubereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch und seiner Umsetzung zuzu
stimmen, wenngleich die Schweiz die entsprechenden Bestimmungen
auch autonom einführen könnte und die Anforderungen des Uberein
kommens bereits weitgehend erfüllt. Zu begrüssen ist, dass die Konven
tion sexuelle Handlungen mit Kindern unter Strafe stellt, eine Verein
heitlichung des Schutz- und Mündigkeitsalters wäre jedoch ebenfalls
angebracht gewesen. Dass sexuelle Handlungen mit Unmündigen gegen
Entgelt in Art. 196 neu bestraft werden, ist zu begrüssen. Nicht nach
vollziehbar ist, weshalb in diesem Zusammenhang nicht auch die die se
xuellen Handlungen anbietende Person bestraft wird. Die Konvention
verletzt zudem teilweise das Territorialitätsprinzip, was als kritischer
Punkt anzumerken ist. Aufgrund der Schwere der entsprechenden Delik
te ist dieser Eingriff vertretbar, wenngleich dies ohne funktionierende
Rechtshilfeabkommen toter Buchstabe bleibt.

1



Die Lanzarote-Konvention hat zum Ziel, die Bekämpfung der sexuellen Ausbeu

tung und des sexuellen Missbrauchs von Kinder zu stärken und Kinder vor sol

chen Übergriffen zu schützen. Im Zentrum stehen dabei die Rechte der minder

jährigen Opfer und deren Schutz. Damit ist sie die erste und bislang einzige

internationale Konvention, welche die Bekämpfung der verschiedenen Formen

sexuellen Kindsmissbrauchs regelt. Am 25. Oktober 2007 wurde der Vertrag an

der Justizministerkonferenz in Lanzarote zur Unterzeichnung aufgelegt. Die

Schweiz hat das Ubereinkommen am 16. Juni 2010 unterzeichnet. Die Konventi

on trat am 1. Juli 2010 in Kraft und wurde bisher von 15 Staaten ratifiziert,

Das Abkommen verpflichtet die Vertragsstaaten, sexuelle Handlungen gegenüber

Kindern unter Strafe zu stellen. Das Schweizer Strafrecht erfüllt die Anforderun

gen der Konvention bereits im Wesentlichen. Die Problematik mit Konvention wie

der folgenden liegt darin, dass die unterzeichnenden Staaten Vorbehalte anbrin

gen können, was zu einer nicht zu unterschätzenden Unübersichtlichkeit und

damit zu einer Rechtsunsicherheit führt. Die Schweiz hat Vorbehalte bezüglich

Art. 20 Abs. 1 Bst, a und e, Art. 24 Abs. 2 und Art. 25 Abs. 1 Bst. e angebracht,

was materiell nicht zu beanstanden ist.

Die Konvention bestimmt in Art. 18 Abs. 2, dass jede Vertragspartei das Alter

nach ihrem nationalen Recht festlegt, bis zu welchem sexuelle Handlungen mit

einem Kind nicht erlaubt sind (sexuelles Mündigkeitsalter). In der Schweiz liegt

dieses bei 16 Jahren. Es ist unverständlich, dass die Konvention dieses Alter

nicht für alle Vertragsstaaten einheitlich festlegt. Wenn die Konvention schon ein

derart wichtiges Thema aufgreift, musste ein einheitliches Alter definiert werden

Sinn und Zweck von derartigen Konventionen müsste sein, eine gewisse Rechts-

vereinheitlichung herbeizuführen. Wenn dies nicht erfolgt, ist Sinn und Zweck

solcher Konventionen zu hinterfragen.

Art. 23 der Konvention definiert die Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen

Zwecken. Im Vordergrund steht dabei die Kontaktaufnahme zu Kindern, die das

sexuelle Mündigkeitsalter noch nicht erreicht haben, mittels Informations- und

Kommunikationstechnologien. Aufgrund dieser Bestimmung steht die Schaffung

eines entsprechenden separaten Straftatbestandes zur Diskussion, dem sog

Grooming. Das geltende Recht ist diesbezüglich noch nicht ausgeschöpft. Ein se

parater Tatbestand ist somit richtigerweise nicht zu schaffen.

Art. 19 der Konvention verpflichtet die Vertragsstaaten, das Anwerben oder Zu

führen zur Prostitution (Abs. 1 Bst. a), die Nötigung eines Kindes zur Prostitution,

Gewinnerzielung daraus oder sonstige Ausbeutung eines Kindes zu solchen Zwe

cken (Abs. 1 Bst. b) sowie die Inanspruchnahme der Prostitution von Kindern

(Abs 1 Bst c) strafbar zu erklaren Die Umsetzung der Konvention setzt hier

eine Ergänzung des Strafgesetzbuches voraus, weil sexuelle Handlungen mit

Unmündigen gegen Entgelt in der Schweiz derzeit nicht strafbar sind, sofern die

unmündige Person älter als 16 Jahre ist. Die Schaffung von Art. 196 StGB ist

grundsatzlich zu begrussen, jedoch musste auch die die sexuellen Handlungen

gegen Entgelt anbietende Person bestraft werden können. Die die sexuellen

Handlungen in Anspruch nehmende Person muss grundsätzlich auf die Altersan

gabe vertrauen und kann diese aufgrund der Anonymität in dieser Prostitutions

branche nicht überprüfen. Selbstverständlich ist eine Berufung auf allfällige

Rechtfertigungsgründe möglich.



Gemäss Art. 5 Abs. 1 StGB ist diesem Gesetz auch unterworfen, wer sich In derSchweiz befindet, nicht ausgeliefert wird und im Ausland bestimmte Taten begangen hat. Dieser Eingriff in das TerritoriaIltätsprlnzip ist für die erwähnten Delikte vertretbar und die Ergänzung des StGB mit den neu zu schaffenden Bestimmungen (sexuelle Handlungen mit Abhängigen [Art. 188]; sexuelle Handlungen mit Unmündigen gegen Entgelt [Art. 196]) zu unterstützen. Die Strafverfolgung von im Ausland verübten Taten gemäss Art. 5 StGB darf jedoch nicht toterBuchstabe bleiben. Die hiesigen Strafverfoigungsbehörden sind bei diesen Verfahren von der Kooperation des Staates abhängig, in dem die Tat verübt wurde.Der Abschluss entsprechender Rechtshiifeabkommen ist deshalb dringend angezeigt.

Wir danken Ihnen für dIe Berücksichtigung unserer Stellungnahme und grüssenSie freundlich.

SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI
Der Partelpräsident Der Generalsekretär

‚4.
Toni Brunner Martin Baitisser
Nationalrat

3



Evangelische Volkspartei der Schweiz (EVP)

Generaisekretar,at

Nägeligasse 9

3000 Bern 7

Tel 031 351 71 1

Fax 031 351 71 02

‘nfo@evppev ch

WVW evppev Ch Bundesamt für Justiz
- Fachbereich Internationales Strafrecht

3003 Bern

29. November2011

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern
vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Vernehmiassungsantwort der Evangelischen Volkspartei der Schweiz (EVP)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Herzlichen Dank flur die Möglichkeit der Stellungnahme zur eingangs erwähnten Vorlage.
Die EVP Schweiz begrüsst die Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote-Konvention in der
vorgeschlagenen Form vollumfänglich. Sie erwartet, dass diese Anpassungen so rasch wie
möglich Wirklichkeit werden und unterstützt insbesondere die folgenden Neuerungen:

• Wer gegen Bezahlung sexuelle Dienste Unmündiger zwischen 16 und 18 Jahren in
Anspruch nimmt, soll sich künftig strafbar machen (Art. 196 StGB neu). Für die EVP ein
längst fälliger Schritt. Sie hat in verschiedenen Kantonen ein Verbot der Prostitution
Minderjähriger gefordert. Weil verschiedene Kantone mit Verweis auf die laufenden
Arbeiten des Bundes untätig geblieben sind ist es umso wichtiger, dass dieser nun
vorwärts macht. Die EVP hofft, dass mit dieser Neuerung Jugendliche besser vor dem
Abgleiten in die Prostitution geschützt werden können.

• Die EVP begrüsst es weiter sehr, dass auch die Förderung der Prostitution Unmündiger
unter Strafe gestellt werden soll (Art. 195 Bst. a StGB) Wer unmündige Personen der
Prostitution zuführt macht in vielen Fällen das traurige Geschäft erst möglich und nutzt
häufig die Notlage oder auch die Unwissenheit oder Naivität der Betroffenen aus.

• Weiter entspricht es einer langjährigen Forderung der EVP, dass Jugendliche unter 18
Jahren besser vor der Mitwirkung bei sexuellen Darstellungen (Kinderpornografie)
geschützt werden, indem den Verantwortlichen hohe Freiheitsstrafen angedroht werden
(Art. 197 Ziff. 3, 3bis, 4 StGB)

— PEV



• Schliesslich ist die EVP auch mit den neuen Bestimmungen bezüglich Anwerben und
Veranlassen einer unmündigen Person zur Mitwirkung an pornografischen Vorführungen
(Art, 197 Ziff 2bis StGB neu,), den Ergänzungen bezüglich Straftaten gegen Unmündige im
Ausland (Art. 5 Abs. 1 und 3 StGB) sowie den Anpassungen bezüglich
Verfolgungsverjährung ‘Art. 97 Abs. 2 StGB) mehr als einverstanden.

Abschliessend erinnert die EVP daran, dass die bisher erfolgreiche, verdeckte Ermittlung in
Chat-Rooms und dergleichen im Zusammenhang mit der neuen Strafprozessordnung erschwert
worden ist. Sie regt an, diese unabhängig vorn laufenden Vernehmlassungsverfahren in
geeigneter Form grundsätzlich wieder zu erlauben.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und für ihre wertvolle Arbeit.

Freundliche Grüsse
EVANGELISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ (EVP)

Parteipräsident Generalsekretär
Heiner Studer Jod Blunier
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern
vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Vemehmiassungsantwort der Evangelischen Volkspartei der Schweiz (EVP)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Herzlichen Dank für die Möglichkeit der Stellungnahme zur eingangs erwähnten Vorlage.
Die EVP Schweiz begrüsst die Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote-Konvention in der
vorgeschlagenen Form vollumfänglich. Sie enivartet, dass diese Anpassungen so rasch wie
möglich Wirklichkeit werden und unterstützt insbesondere die folgenden Neuerungen.

• Wer gegen Bezahlung sexuelle Dienste Unmündiger zwischen 16 und 18 Jahren in
Anspruch nimmt. soll sich künftig strafbar machen (Art. 196 StGB neu). Für die EVP ein
längst fälliger Schritt. Sie hat in verschiedenen Kantonen ein Verbot der Prostitution
Minderjähriger gefordert. Weil verschiedene Kantone mit Verweis auf die laufenden
Arbeiten des Bundes untätig geblieben sind, ist es umso wichtiger. dass dieser nun
vorwärts macht. Die EVP hofft, dass mit dieser Neuerung Jugendliche besser vor dem
Abgleiten in die Prostitution geschützt werden können.

• Die EVP begrüsst es weiter sehr. dass auch die Förderung der Prostitution Unmündiger
unter Strafe gestellt werden soll (Art, 195 Bst. a StGB. Wer unmündige Personen der
Prostitution zuführt, macht in vielen Fällen das traurige Geschäft erst möglich Lind nutzt
häufig die Notlage oder auch die Unwissenheit oder Naivität der Betroffenen aus.

• Weiter entspricht es einer langjährigen Forderung der EVP, dass Jugendliche unter 18
Jahren besser vor der Mitwirkung bei sexuellen Darstellungen (Kinderpornografie)
geschützt werden, indem den Verantwortlichen hohe Freiheitsstrafen angedroht werden
(Art. 197 Ziff 3. 3bis, 4 StGB).
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• Schliesslich ist die EVP auch mit den neuen Bestimrnungen bezüglich An werben und
Veranlassen einer unmündigen Person zur Mitwirkung an pornografischen Vorführungen
(Art, 197 Ziff. 2bis StGB neu), den Ergänzungen bezüglich Straftaten gegen Unmündige im
Ausland (Art. 5 Abs. 1 und 3 StGB) sowie den Anpassungen bezüglich
Verfolgungsverjährung (Art. 97 Abs. 2 StG8) mehr als einverstanden.

Abschliessend erinnert die EVP daran. dass die bisher erfolgreiche. verdeckte Ermittlung in
Chat-Rooms und dergleichen im Zusammenhang mit der neuen Strafprozessordnung erschwert
worden ist. Sie regt an, diese unabhängig vom laufenden Vernehmiassungsverfahren in
geeigneter Form grundsätzlich wieder zu erlauben.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und für Ihre wertvolle Arbeit.

Freundliche Grüsse
EVANGELISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ (EVP)

Parteipräsident Generalsekretär
Heiner Studer Joel Blunier
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern
vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Vernehmlassungsantwort der Evangelischen Volkspartei der Schweiz (EVP)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Herzlichen Dank für die Möglichkeit der Stellungnahme zur eingangs erwähnten Vorlage.
Die EVP Schweiz begrüsst die Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote-Konvention in der
vorgeschlagenen Form vollumfänglich. Sie erwartet, dass diese Anpassungen so rasch wie
möglich Wirklichkeit werden und unterstützt insbesondere die folgenden Neuerungen:

• Wer gegen Bezahlung sexuelle Dienste Unmündiger zwischen 16 und 18 Jahren in
Anspruch nimmt, soll sich künftig strafbar machen (Art. 196 StGB neu). Für die EVP ein
längst fälliger Schritt, Sie hat in verschiedenen Kantonen ein Verbot der Prostitution
Minderjähriger gefordert. Weil verschiedene Kantone mit Verweis auf die laufenden
Arbeiten des Bundes untätig geblieben sind, ist es umso wichtiger. dass dieser nun
vorwärts macht. Die EVP hofft, dass mit dieser Neuerung Jugendliche besser vor dem
Abgleiten in die Prostitution geschützt werden können.

• Die EVP begrüsst es weiter sehr dass auch die Förderung der Prostitution Unmündiger
unter Strafe gestellt werden soll (Art. 195 Bst. a StGB. Wer unmündige Personen der
Prostitution zuführt, macht in vielen Fällen das traurige Geschäft erst möglich und nutzt
häufig die Notlage oder auch die Unwissenheit oder Naivität der Betroffenen aus.

• Weiter entspricht es einer langjährigen Forderung der EVP. dass Jugendliche unter 18
Jahren besser vor der Mitwirkung bei sexuellen Darstellungen (Kinderpornografle)
geschützt werden. indem den Verantwortlichen hohe Freiheitsstrafen angedroht werden
(Art 197 Ziff 3, 3bis, 4 StGB)
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• Schliesslich ist die EVP auch mit den neuen Bestimmungen bezüglich Anwerben und

Veranlassen einer unmündigen Person zur Mitwirkung an pornografischen Vorführungen

(Art. 197 Ziff 2bis StGB neu.), den Ergänzungen bezüglich Straftaten gegen Unmündige im

Ausland (Art. 5 Abs. 1 und 3 StGB) sowie den Anpassungen bezüglich
Verfolgungsverjährung (Art. 97 Abs. 2 StGB) mehr als einverstanden.

Abschliessend erinnert die EVP daran, dass die bisher erfolgreiche, verdeckte Ermittlung in

Chat-Rooms und dergleichen im Zusammenhang mit der neuen Strafprozessordnung erschwert

worden ist. Sie regt an, diese unabhängig vom laufenden Vernehmiassungsverfahren in

geeigneter Form grundsätzlich wieder zu erlauben.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und für Ihre wertvolle Arbeit.

Freundliche Grüsse

EVANGELISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ (EVP)

Parteipräsident Generalsekretär

Heiner Studer JoeI Blunier
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Bern, 29. November 2011

Stellungnahme zur Genehmigung und Umsetzung des Ubereinkommen des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention)

Stellungnahme der Grünen Partei der Schweiz

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Einladung zur Stellungnahme bezüglich Genehmigung und Umsetzung
der Lanzarote-Konvention.

Sexarbeit impliziert vielfach ausbeuterische oder gesundheitsschädigende Arbeitsbedingungen.
1 Gerade bei minderjährigen Prostituierten sind die Risiken besonders ausgeprägt. Ein gesetzliches
1 Verbot der Prostitution Minderjähriger ist deshalb notwendig.

Die Grünen unterstützen daher die Ratifikation der Lanzarote Konvention, welche das
Schutzalter auf 18 Jahre erhöht.
Die Grünen begrüssen, dass jugendliche Sexarbeitende nicht kriminalisiert werden sollen
Vielmehr muss bei den Freiem angesetzt werden, welche die Dienstleistung einer Minderjährigen
oder eines Minderjährigen in Anspruch nehmen una so aazu beitragen, dass dieses Gewerbe
floriert. Sie sollen strafrechtlich belangt und zur Verantwortung gezogen werden.

1. Grundsätzliches

Die Prostitution ist in der Schweiz erlaubt und bis anhin ab dem Erreichen des 16. Lebensjahres
(Ende des Schutzalters) legal. Verboten ist sie lediglicn, wenn ein Dritter die Notlage einer Person
ausnützt und sie zur Prostitution zwingt oder sie dazu führt (Art 187, Art 193 Art 195 StGB)
Weder jugendliche minderjährige Sexarbeitende noch die Freier 6 jahriger Prostituierten machen
sich heute strafbar Gemass Artikel 34 der UN Kinderrechtskonvention, welche auch die Schweiz
ratfiziert hat, haben sich alle Vertragsstaaten verpflichtet, Kinder vor allen Formen sexueller
Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs Zu schutzen.
Der Bundesrat hat am 4. juni 2010 die Europaratskonvention zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch genehmigt. Die Ratifikation des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexuelier Ausbeutung una sexuellem Missbrauch würde
das ProstitutionsaLter au 18 jahre erhohen una de Strafbarkeit von Prostitution unter 18-jähriger
eint hrnn Dinsn trhohii ig dn Sht taItnrs w r n cn jrurr 1 hgr i
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2. Jugendschutz

Es ist zu bezweifeln, dass sich 16-Jährige der Risiken von Sexarbeit bewusst sein können. Sie
verfügen kaum über Kenntnisse bezüglich der Auswirkungen des Geschäfts auf ihre Psyche,
zukünftige berufliche Karriere und gesellschaftliche Integration.
Entwlcklungspsychologlsch gesehen befinden sich 16-Jährige immer noch In einer
Orientlerungsphase; sowohl bezüglich ihrer Sexualität, ihrer gesellschaftlichen Zugehörigkeit, als
auch am Eintritt Ins Berufs- und Erwerbsleben. Die erschwerten Arbeitsbedingungen im
Sexgewerbe wie Nachtarbeit und Gefährdung der körperlichen und psychischen Gesundheit
sprechen für die Notwendigkeit des Schutzes der Jugend vor Sexarbeit.
Es Ist erstaunlich und widersprüchlich, dass sich Jugendliche prostituieren dürfen, aber weder
harten Alkohol trinken noch ein Auto lenken dürfen.
Jugendlichen unter 18 Jahren wurde in verschiedenen Kantonen das Stimm- und Wahlrecht
verwehrt, unter anderem mit der Begründung, dass Menschen in diesem Alter noch keine “derart
tiefgreifenden Entscheidungen“ fällen könnten. Denselben 16-Jährigen wurde jedoch bis anhin die
Selbstverantwortung zugestanden, sich zu prostituieren.

3. PräventIve Massnahmen

Ein strafrechtliches Verbot sollte nicht die einzige Jugendschutzmassnahme bleiben. Ein
Schwerpunkt muss auch auf präventive und pädagogische Massnahmen gelegt werden, welche in
Zusammenarbeit mit Vormundschaftsbehörden und Beratungsstellen erfolgen sollten. Dafür
müssen Ressourcen bereit gestellt werden. Diese umfassen die Arbeit von NGOs vor Ort,
Beziehungsarbeit mit Jugendlichen, pädagogische Projekte und Präventionsarbeit mit Kunde von
Sexarbeltenden. Die unterschiedliche Betroffenheit von jugendlichen Frauen und Männern
erfordert auch ein genderspezifisches Vorgehen. In diesem Sinne begrüsst die Grüne Partei, dass
die Konvention auch einen Schwerpunkt auf präventive Massnahmen legt, welche
Sexualstraftaten an Kindern verhindern sollen (Art. 4-9,15-17).

4. Einzelne Artikel der Konvention

Art. 23 Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken (sog. “Grooming“)

Die Grüne Partei schliesst sich der von der Koordinatlonsstelle zur Bekämpfung der
internetkriminalität (KOB1K) geäusserten Kritik gegen den Bundesgerichtsentscheid BGE 1311V
105, E. 8.1 an. Es ist unverständlich, warum nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung ein
strafbarer Versuch zu sexuellen Handlungen mit Kindern nur dann vorliegt, wenn die erwachsene
Person dem Vorschlag für ein Treffen gewisse konkrete Handlungen folgen lässt. Auch
Einladungen mit sexuellem Bezug, die nicht unter Art. 197 Ziffer 1 (pornografische Aussagen), Art.
187 Ziffer 1 Alinea 2 (Verleitung zu sexuellen Handlungen des Kindes an sich selber) und Art 187
Ziffer 1 Alinea 3 (Kind wird in sexuelle Handlungen, die Person an sich selber vornimmt,
einbezogen) sollten strafrechtlich verfolgt werden können.

Vorbehalt zu Art. 24 Abs 2
Die Grüne Partei bedauert, dass der Versuch des “Grci,mIng“ nicht strafrechtlich belangt werden
soll. Konkret bedeutet dies, dass z.B. eine Person, die In Chats versucht, sexuelle Kontakte mit
Kindern aufzubauen und deren Kontaktaufnahmeversuche schriftlich vorliegen, strafrechtlich
nicht belangt werden kann.
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5. RechtlIche Lücken

Gemäss Fachstellen bietet ein Grossteil der Minderjährigen ihre sexuellen Dienstleistungen via
Escort-Services an. Es ist deshalb notwendig, kantonsübergreifende Massnahmen zur Kontrolle
der EscortServices zu ergreifen. Die meisten kantonalen und kommunalen Prostitutionsgesetze
in der Schweiz beinhalten keine Regelungen zu Escort-Services. Dies ist eine rechtliche Lücke,
welche zur Durchsetzung des Verbots der Prostitutlon von Minderjährigen geschlossen werden
sollte.

Wir bitten Sie, die Anliegen und Vorschläge wohlwollend zu prüfen und die Vorlage entsprechend
anzupassen. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

Ueli Leuenberger Iwan Schauwecker

Präsident der Grünen Schweiz Politischer Sekretär
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)
Eröffnung des Vernehmiassungsverfahrens

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Den Bericht über die Lanzarote-Konvention und den zu erfolgenden Anpassungen haben wir

interessiert durchgeschaut und danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Mangels direkter Betroffenheit verzichtet das Schweizerische Polizei-Institut jedoch auf eine

Meinungsäusserung.

Freundlicher Gruss

Schweizerisches Polizei-Institut

Peter-Martin Meier
Direktor
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Bundesrätliche Gesetzesvorschläge zur Anhebung des Schutzalters in derfreiwilligen Prostitution von 16 auf 18 Jahre

Sehr geehrte Frau Sommaruga

Als zuständige Bundesrätin haben sie kürzlich Vorschläge unterbreitet, wie diefrewillige Prostitution von Jugendlichen im Alter zwischen 16 und 18 Jahren geregeltwerden soll.
Ich sehe mich als Stimmbürger und Steuerzahler veranlasst, Ihnen meine Meinungzu diesem Thema mitzuteilen.

Vorab: Ich persönlich habe keinerlei Interesse, die Dienstleistungen vonProstituierten in Anspruch zu nehmen, egal wie alt die sein mögen. (Sie können mirglauben oder nicht.)
Es ist auch alles andere als abwegig, sich in dieser Hinsicht Überlegungen zumJugendschutz zu machen. Es ist unbestritten, dass es Berufe gibt, die eine grössereReife erfordern, als es 16- und 17-Jährige üblicherweise haben. Jugendliche diesesAlters können ja z.B. auch nicht als Polizeibeamte oder Linienpiloten tätig sein. Esliegt nahe, auch das Sex-Gewerbe zu diesen Berufen zu zählen.

Dennoch missfällt es mir teilweise sehr, wie diese Diskussion geführt wird. Denn hierlassen sich exemplarisch einige Effekte beobachten, die heute leider immer häufigervorkommen, aber den Gesetzebungsprozess
sicher nicht günstig beeinflussen. Es sind dies namentlich Aktionismusund eine emotionale Gleichsetzung bzw. Vermengung unterschiedlicherSachverhalte.

Das kommt u a. auf der Ebene der Begrifflichkeit zum Ausdruck. Da habe ioh nichtnur ausschliesslich in den Boulvard-Medien Begriffe gelesen, die ich als irreführendzurückweisen muss. Da war von einem Verbot der
“Teenie-Prostitution“ der “Prostitution Minderjähriger“ oder gar von“Kinderprostitution“ die Rede. Alle diese Begriffe beinhalten einen z F schwerensachlichen Fehler Es handelt sich nicht um Minderjährige ganz allgemein und schongar nicht um Kinder Hingegen können auch 18- und 19-Jährige als Teenager



bezeichnet werden, denn soweit mir bekannt bezeichnet Teenager das Alter von 13
bis 19 (von der englischen Altersangabe abgeleitet.) Es handelt sich also nur um die
beiden Jahrgänge zwischen 16. und 18.Lebensjahr, mithin um junge Leute, die kurz
vor ihrer Volljährigkeit stehen.

Dann werden in diesem Zusammenhang offenkundig auch verschiedene
Phänomene wie Strassenstrich, Zwangsprostitution usw. in einen Topf
geworfen. Aber wir reden davon, was geschehen soll, wenn sich 16-bis
18-Jährig freiwillig prostituieren. Dieser Unterschied scheint mir v.a. dann sehr
wesentlich, wenn der Freier seinerseits minderjährig ist. Entgegen dem
bundesrätlichen Vorschlag sehe ich nicht, wo in einer solchen Situation der
Unrechtsgehalt sein soll. Dementsprechend sehe ich auch nicht, weshalb es strafbar
sein soll, wenn alle Beteiligten minderjährig sind.

Die vorigen Überlegungen sind keineswegs Wortklauberei oder etwas in dieser Art.
In der Wissenschaft ist ungenau sehr schnell gleichbedeutend mit falsch. Dies gilt in
der Rechtswissenschaft eher noch mehr.

Eine weitere Frage ist auch, wie gross überhaupt der objektive Handlungsbedarf ist.
Rein quantitativ kann das Problem nicht sehr gross sein.
Befürchtungen, die Schweiz könnte zur Destination von Sex-Touristen werden, stufe
ich als völlig unbegründet ein. Denn wenn diese Gefahr bestände, wäre es
längestens geschehen. Dabei bin ich mir aber nicht schlüssig, was die Ursache
davon ist. Entweder gibt es gar keine nennenswerte Nachfrage speziell nach 16- und
17-jährigen Prostituierten.
Denn wenn da einem 16 nicht sowieso schon zu alt ist, dann wird er auch noch mit
einer 18-Jährigen zufrieden sein. Rein äusserlich besteht ja kaum ein Unterschied.
Falls das zutreffen würde, gäbe es allenfalls Einzelfälle, die insgeheim auf der Suche
nach etwas noch Jüngerem sind.
(Man beachte meine Wortwahl: Ich schrieb: nennenswerte Nachfrage und nicht
Nachfrage).
Oder dann reichen die kantonalen Prostitutionverordenungen zusammen mit Art 195
StGB sowie das ZGB bereits weitgehend aus. (Vormundschaftsrecht, Bestimmungen
betr. Geschäftsfähigkeit von Jugendlichen usw.)
Man darf sich hier auch nicht täuschen lassen. Lange nicht jede Prostituierte, die
sich als minderjährig ausgibt, ist es auch. Da war neulich auf der Website der
Gratiszeitung “20 Minuten“ ein Artikel darüber.

Ich trete auch dafür ein, dass die betroffenen Jugendlichen selber zu diesem Thema
zumindestens angehört werden. Und dass Sie sich bei Jugendsozialarbeitern usw.
erkundigen, was überhaupt die objektiven Schutzbedürfnisse der Jugendlichen sind,
sofern Sie das nicht schon getan haben. Denn wenn immer etwas die Sextualität
berührt, gibt es Leute, die können nicht mehr zischen ihren Phantasien
unterscheiden und dem, was tatsächlich geschieht.

Leider gibt es auch heute noch hinsichtlich Prostitution ein z.T. erhebliches Mass an
gesellschaftlicher und juristischer Doppelmoral.
Ich wäre daher dafür. dass man die freiwillige Prostitution von 16- und 17-Jährigen
bewusst nicht im Strfrecht regelt. Sondern dass ein Freier, der solche
Dienstleisungen in Anspruch nimmt, behandelt wird wie ein Arbeitgeber, der
Jugendschutzbestimmungen nicht eingehalten hat.
Auch scheint mir ein Strafmass von bis 3 Jahren Haft übertrieben.
Meines Erachtens wäre ein Übertretungsstraftatbestand dem objektiven Verschulden
bereits angemessen. Noch einmal: Wir reden hier nicht davon, dass Pubertierende
auf den Strassenstrich geprügelt werden. Dagegen gibt es längestens genug andere
Gesetze, Wir reder4mehr oder minder bald Volljährigen, die freiwillig mitmachen.



Ich habe bislang nur über Prostitution geschrieben. Für Pornographie gilt
sinngemass dasselbe.

Mir persönlich scheint hinsichtlich Jugendschutz etwas völlig Anderes
sehr viel dringlicher zu sein.
Ihre Amtsvorgängerin hat sich neulich bei den Opfern der sogenannten
administrativen Versorgung entschuldigt. Nach meinen Informationen werden aber
bei Jugendlichen auch heute noch fürsorgerische und strafrechtliche
Freiheitsentzüge in genau denselben Anstalten mit genau denselben
Zwangsmassnahmen durchgeführt. (Offene oder verkappte Leibesvisitation bei der
Aufnahme u. dgl.> Insofern wird ein sehr wesentliches Element der administrativen
Versorgung auch heute noch praktiziert.
Ich bin daher entschieden der Meinung, es sollte ausdrücklich im Gesetz geregelt
werden, dass eine Anstalt auch bei Jugendlichen im Normalfall nur dann als
geeignet für einen FFE im Sinne 397 ZGB gilt, wenn diese nicht auch
(jugendstrafrechtliche) Einschliessungsstrafen und U-Haft durchführt.

Jedenfalls will ich in ein paar Jahren nichts von einem Fall hören, bei dem ein z.B.
ein 15-Jähriger, der eine 16-jährige Kameradin für Sex bezahlt hat u.a. deswegen
zusammen mit Jugendlichen, die Gewaltverbrechen begangen haben, in ein
geschlossenes Erziehungsheim gesteckt wird.
Denn das würde ich als Missbrauch meiner Steuergelder empfinden.

Mit freundlichen Grüssen

/ 2‘ 4

H. Dütschler
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommen5des Europar5zum Schutz
von kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuejiem Missbrauch (Lanzarote.
Konvention)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen bestens für die Zusendung der Einladung zur Stellungnah Wir haben das Material
geprüft und festgesj dass keine Belange betroffen sind, auf die wir im Rahmen unserer Statuten zur
Interessenwahrung unserer Mitglieder reagieren müssten.

Wir erlauben uns deshalb, auf eine Teilnahme zu verzichten Für die uns gewäh Möglicej uns zu
den Entwüifen äussern zu können, danken wir Ihnen.

Freundliche Grüsse

Öffentliches Personal Schweiz

Dr. Michael Merker
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern
vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin,
sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, an der Vernehmiassung zum oben genannten Ge
schäft teilzunehmen. Der Städteverband, Dachorganisation der Städte und städtischen Gemeinden in
der Schweiz, begrüsst grundsätzlich die Genehmigung wie auch die Umsetzung des Übereinkommens
des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (sog.
Lanzarote-Konvention). Aus Kapazitätsgründen müssen wir jedoch von einer detaillierten Stellung
nahme absehen und danken für Ihr Verständnis.

Freundliche Grüsse

Schweizerischer Städteverband
Direktorin

Renate Amstutz
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Vernehmiassung zur Genehmigung des Übereinkommens desEuroparates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung undsexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Buridesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Das Schweizerische Weisse Kreuz begrüsst den Vorschlag des Bundesrates,wonach sich Freier von 16- bis 18-Jährigen künftig strafbar machen.

Der Bundesrat will der Teenager-Prostitution endlich den Riegel schieben. Wer gegenBezahlung sexuelle Dienste Unmündiger zwischen 16 und 18 Jahren in Anspruch nimmt,soll sich künftig strafbar machen. Dies ist ein längst fälliger Schritt. Es ist unverständlich,weshalb Jugendliche unter 18 Jahren bislang nicht besser geschützt worden sind. Wirhoffen mit dem Bundesrat, dass mit dieser Neuerung Jugendliche vor dem Abgleiten in dieProstitution geschützt werden können.

Heute gilt: Freier machen sich strafbar, wenn die sich prostituierende Person unter 16Jahre alt ist und sie selber mehr als drei Jahre älter sind. Bezahlte sexuelle Kontakte mitJugendlichen zwischen 16 und 18 Jahren sind hingegen nicht strafbar. Das soll sich nunändern Künftig werden Freier mit einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren bestraft,wenn sie gegen Entgelt die sexuellen Dienste von Jugendlichen unter 18 Jahren inAnspruch nehmen, Ganz wichtig: die Unmündigen selber bleiben straflos, Viele sindunfreiwillig in diese Situation geraten und es macht keinen Sinn, sie dafür auch noch zubestrafen.

Wir begrüssen es weiter sehr, dass auch die Forderung der Prostitution Unmundiger unterStrafe gestellt werden soll Zuhälter Bordellbetreiber oder Escort-Serves. die mitfindnzieUen Gewinnabsichten die Prostitution Minderjähriger erleichtern oder bequnstiq€n



sollen mit einer Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren bestraft werden. Es ist richtig, dassdiese Personen hart angefasst werden, weil sie das traurige Geschäft erst möglichmachen und häufig die Notlage oder auch die Unwissenheit oder Naivität der Betroffenenausnutzen. Schliesslich ist es auch wichtig. dass Jugendliche unter 18 Jahren besser vorder Mitwirkung bei sexuellen Darstellungen (Kinderpornografie) geschützt werden, indemden Verantwortlichen hohe Freiheitsstrafen angedroht werden.

Mit freundlichen Grüssen
Schweiz. Weisses Kreuz

4-
4

Ruedi Mösch, Vorsteher Bernhard Möri, Geschäftsführer
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Frauenfeld, den 26.09.2011

Vernehmlassu ng:
Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lan
zarote-Konvention), inkl, verschiedene Änderungen des Strafgesetzbuches

Verbot der Teenager-Prostitution ist längst fällig!

Der Ausschuss Kirche und Gesellschaft der Evangelisch-methodistischen Kirche (EMK) der Schweiz
unterstützt den Vorschlag des Bundesrates, wonach sich Freier von 16- bis 18-jährigen künftig
strafbar machen.

Der Bundesrat will der Teenager-Prostitution endlich den Riege! schieben. Wer gegen Bezahlung
sexuelle Dienste Unmündiger zwschen 16 und 18 Jahren tn Anspruch nimmt, soll sich künftig
strafbar machen. Dies ist ein längst fähiger Schritt. Es ist unverständlich, weshalb Jugendliche un
ter 18 Jahren bislang nicht besser geschützt worden sind. Wir hoffen mit dem Bundesrat, dass mit
dieser Neuerung Jugendliche vor dem Abgleiten in die Prostitution geschützt werden können.

Heute gilt: Freier machen sich strafbar, wenn die sich prostituierende Person unter 16 Jahre alt ist
und sie selber mehr als drei Jahre älter sind. Bezahlte sexuelle Kontakte mit Jugendlichen zwischen
16 und 18 Jahren sind hingegen nicht strafbar. Das soll sich nun ändern. Künftig werden Freier mit
einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren bestraft, wenn sie gegen Entgelt die sexuellen Dienste
von Jugendlichen unter 18 Jahren in Anspruch nehmen. Ganz wichtig: die Unmündigen selber blei
ben straflos. Viele sind unfreiwillig in diese Situation geraten und es macht keinen Sinn, sie dafür
auch noch zu bestrafen.

Wir begrüssen es weiter sehr, dass auch die Förderung der Prostitution Unmündiger unter Strafe
gestellt werden soll, Zuhälter, Bordellbetreiber oder Escort-Services, welche die Prostitution Min
derjähriger erleichtern, begünstigen oder fördern, sollen mit einer Freiheitsstrafe bis zu zehn Jah
ren bestraft werden. Es ist richtig, dass diese Personen hart angefasst werden, weil sie das traurige
Geschäft erst möglich machen und häufig die Notlage oder auch die Unwissenheit oder Naivität der
Betroffenen ausnutzen. Schliesslich ist es auch wichtig, dass Jugendliche unter 18 Jahren besser
vor der Mitwirkung bei sexuellen Darstellungen (Kinderpornografie) geschützt werden, indem den
Verantwortlichen hohe Freiheitsstrafen angedroht und gegen sie ausgesprochen werden.

Mit freundlichen Grüssen
Ausschuss Kirche und Gesellschaft

if‘Niederer, Dstnktsvorsteher

The Urnted Methedist Chrh
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Genehmigung und Umsetzung des bereinkommens des Europarates zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvetion)

Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne sende ich Ihnen unsere Stellungnahme zur Europaratskonvention zum Schutz vonKindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch zurück.
Wir begrüssen die Umsetzung des Vernehmlassungsentwurfs und erachten derene Umsetzung
als sehr wichtig und dringend, insbesondere folgende Punkte.

• Das Alter der Inanspruchnahme sexueller Dienste gegen Bezahlung, egal in welcher Form die
Bezahlung stattfindet (Drogen, Unterkunft, Markenartikel etc.) soll von 16 auf 18 erhöht werden.

• Freier die Sex von Minderjährigen kaufen, werden für strafbar erklärt. (Art. 187 StGB). Die
Unmündigen machen sich nicht strafbar. Art, 196 StGB (neu); Sexuelle Handlungen mit Minderjährigengegen Entgelt. Wer mit einer unmündigen Person gegen Entgelt sexuelle Handlungen vornimmt, odersolche von ihr vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafen bis zu 3 Jahren bestraft.

• Des weiteren machen sich auch Zuhälter, Bordellbetreiber, Vermieter, Betreiber von Eros-Centern,Nacht-Clubs, Cabarets oder Escort — Services strafbar, also alle mit Gewinnabsichten. Änderung im
StGB Artikel 195; Mit Freiheitsstrafen von bis zu 10 Jahren wird bestraft wer: a. eine unmündige Personder Prostitution zuführt oder in der Absicht, daraus Vermögensvorteile zu erlangen, ihre Prostitutionfördert;

• Die Förderung der Prostitution von Minderjährigen (Art. 195 Bst. A STGB) wird kriminalisiert.

• Im Bereich der Kinderpornografie ist es notwendig, Kinder bis zum vollendeten 18. Lebensjahr vorMitwirkung an sexuellen Darstellungen zu schützen (Art. 197, STGB> Das gilt auch für das Anwerbenund Veranlassen einer unmündigen Person zur Mitwirkung an pornagrafischen Vorführungen. Dies sollstrafbar werden.

Wir bedanken uns herzlich 111r ihre geleistete Arbeit.

Mit freundlichen Griissen

Irene Fund Pnijekileiterin



Stellungnahme

Artikel 1 Zweck
Zu begrüssen ist die Förderung der nationalen und internationalen Zusammenarbeit hei der Bekämpfung der
sexuellen .4 usheutung und sexuellen Missbrauch von Kindern.
Dies liegt auch im Interesse der Schweiz, die die Umsetzung der Lanzarote—Konvention zum Ziel hat.

Artikel 2 Nichtdiskriminierungsgesetz
Minder/ährige Migrantinnen, die in der Schweiz gegen ihren Willen der Prostitution zugeführt werden und
keine gültigen Papiere haben, m‘rden in einigen Kantonen noch zu wenig geschützt und betreut. je nach Kanton
auch unterschiedlich gehandhabt. Zum Beispiel die Ungarinnen und Runiäninnen, die in Massen in die
Schweiz kommen. Hier greft die Regelung zu kurz, oder wird nicht genügend angewendet. Das
Opferschutzpt ogrammjiir gehandelte Ei auen in dir sem Fall ‘i4zndetjahrigr ist noch nicht ratifiziet t Dir
Europaratskonvention zum Schutz von Op/irn des Menschenhandels wurde von der Schweiz am 8. 9. 2008
unterschrieben.

Artikel 3 Definition des Begriffs „Kind“
Gemäss Konvention ist ein Kind jede Person unter 18 Jahren. Diese Altersgrenze deckt sich mit der
zivilrechtlichen Mündigkeit in der Schweiz. Im Sexualstrafrecht gilt allerdings eine andere Regelung. Sexuelle
Mündigkeit tritt mit 16 Jahren ein. (Art. 187 STGB). Diese Altersgrenze soll belassen werden.
Im Bereich der Inanspruchnahme sexueller Dienste Minderjähriger soll das Gesetz (Art. 197 STGB) geändert
werden und auf 18 angehoben werden. Zusätzlich muss klar geregelt werden, dass Minderjährige nicht strafbar
gemacht werden, sondern die Freier und alle, die Gewinnabsichten mit Minderjährigen haben.
Wir errichten diese Regelung als absolut notwendig.

Artikel 5 Beschiiftigung, Ausbildung und Sensibilisierung von Personen, die bei ihrer Arbeit
Kontakt zu Kindern haben

Präventive N assnahmen liegen im Wesentlichen im Bereich der Kantone. Der Bund unterstützt zum Teil
entsprechende Projekte finanziell.
In mehreren Kantonen (nicht in allen) werden Anstrengungen unternommen, um die Weiterbildung der
Fachpersonen zum Thema der sexuellen Misshandlung und des sexuellen Missbrauchs zu verbessern. Hier sollte
noch mehr getan werden. Alle Kantone sollten ein Interesse daran haben die Kinder zu schützen und Personen
die regelmässig in Kontakt mit Kindern sind zu sensibilisieren. Des weiteren sollten sie unter eine
Anzeigepflicht gestellt werden um Vorfälle von sexuellen Ubergriffen zu melden.

Die Konvention verlangt, dass Bewerber flur Berufe die regelmässigen Kontakt zu Kindern haben, keine
Vorbestrafung von sexuellen Straftaten ausweisen dürfen.
Im Mai 2011 wurde die Einifihrung des Tätigkeitsverbots flur Sexualstraftäter beantragt. Des weiteren soll ein
obligatorischer Strafregisterauszug verlangt werden. Die Höchstdauer der Tätigkeitsverhote soll auf 10 Jahre bis
Leben slän glich angehoben werden.
Dies muss im JStG aufgenommen, das heue noch kein Berufsverbot vorsieht.
Damit der Bund eine umfassende Regelung treffen kann, ist eine neue Verfassungsbestimmung notwendig.
Der Verein .‚Marche blanche“ hat eine formell zustande gekommene Initiative „Pädophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten dürfen“ lanciert. Diese Initiative verlangt ein berufliches Totalverhot flur Sexualstraftäter.

Wir sprechen uns für ein Verbot aus, allerdingsje nach SchweregradJu ein Berufsverbot von einer
Htichstdauer von bis zu 10 Jahren Haft, Wo möglich, mit Therapie für die Täter. Die Einführung eines
obligatorischen Stra/registerauszugs vorA ntritt einer Stelle errichten wir als wichtig.

Artikel 6 Erziehung der Kinder / Prävention- sowie Kinder- und Jugendschutzprograrnme auf
nationaler Ebene.

Mit dem Lehrplan 21 erarbeiten die Deutschschweizer Erziehungsdirektorinnen und
— direktoren zurzeit

gemeinsam einen Lehrplan. welche die Kinderreehte ab 2014 ebenfhlls integriert (ist bereits in der
französischsprachigen Schseiz integriert)

lz/ die f ordu ung nil gc ii sen (0 uppt t un.. n p n nnt aphis lu s 1 in mi / 4n Ii nun csm 11 d ur 5
As 4u/4/at (Oh. ii SJni1 ii Fi ‘LuOcii ii LIII film! inc otz ii i n Am Im‘ 1/ uP 1‘ 0

niis‘rrgercclnen Umgang mu den neuen .Ieihen kennen lernen.



NVir begrüssen deshalb, eine vorn Bund unterstützte Schaffung einer Austauschplauforrn, fir Kinder und
Jugendliche, wie auch /ör Eitern und Lehrkräfte.

Artikel 8 Massnahmen für die Öffentlich keit
Wir stimmen der Forderung zu, dass i‘rdventionskampagnen noch wirksamer und regelmässiger gestaltet
werden müssen und eine gewisse Breite aufweisen sollen,

Artikel 10 Nationale Massnahmen zur Koordination und Zusammenarbeit
Die Vertragsstaaten werden verpflichtet., die notwendigen Massnahmen zu ergreifen. um die Koordinierung
zwischen den verschiedenen zuständigen Behörden sicherzustellen.
Diese Forderung ist unabdingbar.

Artikel 12 u. 13 Anzeige eines Verdachts auf sexuelle Ausbeutung oder sexuellen Missbrauch
Beratungsangebote

Die Vertragesstaaten sind nach Absatz 1 verpflichtet sicherzustellen, dass Berufsgruppen mit Kontakt zu
Kindern trotz Vorschriften über die Vertraulichkeit die Möglichkeit haben Anzeige zu erstatten.
Wir Begrüssen die Förderung der Anzeigepflicht hei klaren Indizien, Bei unklaren Verdachtsmomenten sollten
diese Personen auchfachliche externe Beratung heiziehen können um die Vorgehensweise abzuklären.

Artikel 14 Unterstützung der Opfer
Siehe Artikel 2. Jör mindeijährige Migrantinnen

Artikel 18 Sexueller Missbrauch
Die sexuelle Mündigkeit liegt bei 6 Jahren. Strafbar macht sich, wer mit einem Kind unter 16 Jahren eine
sexuelle Handlung vornimmt... (Art. 187 StGB) . Nicht strafbar ist, wenn der Altersunterschied zwischen den
Beteiligten nicht mehr als 3 Jahre beträgt.

Das Phänomen „ Loverhov ist ein zunehmendes Problem Junge Männer, manchmal gar Schulkameraden,
befreunden sich mi! Mindeijährigen. nutzen deren Vertrauen aus und/ähren diese dann nach und nach in die
Prost IIution / Frauenhandel ein. Hier ist der Altersunterschied nicht immer über 3 Jahre. Die Mädchen gehen
anfänglich eine sexuelle Beziehung freiwillig ein. Somit sollten Artikel 195 und 196 auch dann zum tragen
kommen, wenn der Altersunterschied weniger als 3 beträgt.

Artikel 19 Straftaten im Zusammenhang mit Kinderprostitution
Wir stimmen der Gesetzesänderungen zu. Art. 195. 196 StGB.

Artikel 20 u. 21 Straftaten im Zusammenhang mit Kinderpornographie
Straftaten betreffend die Mitwirkung eines Kindes an pornografischen Darbietungen

Die .4 npassung des Artikel s 197 im StGB soll angepasst werden.
Problematisch ist bei Z/frr 4 die Möglichkeit. dass Minder,iährige strq/jrei Fotos etc.. mit pornographischeni
Charakter machen können um diese anschliessend zu betrachten. Wie wird eine ivlinderjährige geschützt wenn
Fotos. Film... via Ilandv herum gezeigt werden?

Wir begrüssen zudem, dass der besitzlose Konsum von harter Pornograjie strafbar gern acht wird gemäss
Motion Ot. 3170 Schweiger.

Artikel 23 u. 24 Koniaktanbahnung zu Kindern zu Zwecken (sog. ‚Grooming“)
Beihilfe, Anstiftung und Versuch

Die Vertragsstaaten erklären den Vorschlag eines Erwachsenen, ein Kind mit dem Ziel zur sexuellen Handlung
zu treffen, als eine Straftat nach Artikel 18 oder Artikel 20. Der Täter muss dabei am Treffpunkt erscheinen.
blosse Kommunikation. ..chauen genügt nicht.
Eine Vorverlagerung der Strafbarkeit, wonach bereits das sexuell motivierte Chatten mit einem Kind strafbar
wäre. ist grundsätzlich denkbar, wird aber von der Konvention nicht verlangt.
Zur Zeit sird im Bereich der präventiven verdeckten Fahndung auf kantonaler Ebene im Polizeirecht eine
gesetzliche Grundlage erarbeitet, elchc frühzeitige Intervention ermöglicht.

Es ist ahslui ‘701 cniiesut:/iclh (Jrumidlacen ;u scliaft/n. die prävcnhis. verJeck!‘ Fa/,ndun in
(hut,duoicn ‘nöigi Ii machen, wenn oötm? ‚nil :usäi:!ichemn Pe,‘sonal.



Wir bedauern, dass die Schweiz im Bereich „ Grooming“ die Möglichkeit der Vor‘erlagerung der Strafbarkeit
‘, . u 1/ motn lt ‚ ten ( hatten im! e i,i in kind mt lii aus SL hopP und ii uns cht ii dass di s ‚ Punkt mh,zo.c fl

Artikel 25 Gerichtsbarkeit
Wir stimmen den Anderungen des Anke! /96, Artikel 1h5, Artikel 19 im StGB zu. sowie der Anderung desBegriffs „ Kinder“ durch „ unmündige Personen“ zu ersetzen.

Artikel 27 Sanktionen und Massnahmen
Es ist im Kompetenzbereich der Kantone Bordelle und ähnliche Liegenschaften zu schliessen.

Artikel 28—36 beinhalten die Strafverschärfungsgründe
Strafverfolgung,, Ermittlungen, Schutzmassnahmen für Opfer und Verfahren, Emittlungen und
Einvernahme des Kindes
Gemäss Vernehmlassungsvorlage erftilt die Schweiz die Konvention.

Auf dem Papier ist dies siehe,‘ richtig, trotzdem stellen wir immer wieder ‚nil Erstaunen fest wie mild viele diese,‘l‘äte,‘ hestrafi werden, während die Opfer das ganze Lehen lang geschädigt sind. Wir erwarten, dass die
bestehenden Gesetze von den Gerichten besser ausgeschöpft werden.
Somit begrüssen wir die Umsetzung der Konvention und bitten Sie die erwähnten Punkte zu beachten.

Irene Hirze! Projektleiterin gegen Frauen- und Kinderhande! Christliche Osimission, Bodengasse 14, 3076Worb
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Procdure de consultation relative lavant projet darrt fdral portant sur
lapprobation et mise en ceuvre de la Convention du Conseil de l‘Europe sur la protection
des enfants contre lexpbitation et les abus sexuels (convention de Lanzarote).

Mesdames, Messieurs,

Pour faire suite au courrier du 22 aoüt 2011 de Madame Simonetta Sommaruga,
ConseiIlre fdrale, vous trouverez en annexe l‘avis de la Facult concernant la
procdure de consultation mentionne sous rubrique et rdig par Madame
Ursula Cassani, Professeure de droit pnal.

Cet avis a galement envoy pour information au Secrtaire adjoint, M. Nicolas Bolle,
Dpartement de la scurit, de la police et de l‘environnement de la Rpublique et canton
de Genve.

Veuillez croire, Mesdames, Messieurs, l‘expression de notre consid&ation distingue.

Christian Bovet

Annexe mentonne
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Le 1 1 octobre 2011

Prise de position de la FacuJt de droit de l‘Universit de Genve.

Procdure de consultation relative ä l‘approbation et Ja mise en uvre de JaConvention du Conseil de l‘Europe sur la protection des enfants contreI‘exploitation et les abus sexuels (Convention de Lanzarote)

La prsente prise de position s‘inscrit dans le cadre de la procdure de consultationouverte Je 22 aoüt 2011 propos de l‘approbation et la mise en uvre de la Conventiondu Conseil de l‘Europe sur la protection des enfants contre i‘exploitation et les abussexuels (Convention de Lanzarote).

La Suisse participe pleinement aux travaux du Conseil de l‘Europe en matire decriminalit; ds lors, l‘opportunit de la ratification de la Convention de Lanzarote ne faitgure de doute.

Les remarques ci-dessous se limiteront, par consquent, aux modifications du droitsuisse proposes dans l‘avant-projet (ci-aprs AP) mis en consultation.

Ces modalits de mise en ceuvre depassent sur plusieurs points les exigencesdöcoulant de la Convention de Lanzarote. En revanche, ii est regrettable au regarddes lacunes de I‘actuel art. 102 CP par rapport au droit conventionnel, qu‘aucuneproposition d‘amendement des dispositions en matire de responsabilit de Ventreprisene soit formule.

1. Modification de l‘art. 5 CP (comptence universelle du juqe suisse)

L‘AP largit le champ d‘application du principe de l‘universalit en vertu de lart. 5 CP auxactes d‘ordre sexuel avec des personnes dpendantes äges entre 16 et 18 ans (art. 188CP), au nouvel art. 196 APCP (actes dordre sexuel avec des personnes mineurescontre rmunration) et la pornographie qualifie (art. 197 ch. 2 (nouveau) et ch. 3AP-CP).

II est rappel que l‘art. 5 CP ne se limite pas confrer au juge suisse la comptenceuniverselle pour les infractions numres, mais quil lui demande, en outre. d‘appliquerle droit suisse sans tenir compte du droit tranger au heu de commission, en renon9antla condition de double-incrimination et au principe de la Iex mitior qui rgissent hacomptence universelle « ordinaire» sur la base de hart 6 CP La seule limitation dc hacomptence universelle du juge suisse en vertu dc art 5 CP rside dans e fat quelauteur doit se trouver en Suisse au moment de Ja poursuite et ne pas ötre extradeC est donc ä tort que le rapport exphcatf constate a ha page 53 que le prvonti put



faire )bbjet de poursuites quelle que soit sa nationalit6. La seule condition est qull do/t

tre domiciIi en Suisse ou y avoir sa rsidence habituelle». Lexigence du domicile au

de la rsidence habituelle avait certes prvue, l‘occasion de la cration de art. 5

CP en 2002, dans le projet du Conseil fdral. Ce dernier tait conu pour frapper le

phnomne du « tourisme sexuel »; cependant, les Chambres fdrales ont biff ce lien

avec la Suisse.

L‘ajout de nouvelles infractions dans la liste de celles qui sont soumises lart. 5 CP

Iargit donc une disposition qui est d‘ores et dejä bien trop large. Ainsi, pour

prendre un exemple, sur la base de l‘art. 196 AP-CP, les clients de personnes prostitues

mineures du monde entier pourraient avoir rpondre devant le juge suisse; de lege

lata, le principe de l‘universalit (art. 5 CP) ne s‘applique au client que si San partenaire a

moins de 14 ans. De mme, la justice pnale suisse devrait poursuivre et juger les

comportements (y compris la simple possession au l‘acquisition par la voie lectronique)

relatifs la pornographie montrant des actes d‘ordre sexuel avec des personnes de

moins de 18 ans relles au fictives, adopts dans le monde entier, y compris dans des

pays oü la protection de la libert d‘expression est plus large.

II convient de noter que l‘art. 5 CP va trös targement au-deI des principes

definissant la compötence dans la Convention de Lanzarote. Cette dernire ne

retient pas le principe de l‘universalit, au contraire de la personnalit active et de la

comptence pour juger les auteurs qui ont leur rsidence habituelle sur le territoire du

pays en question (art. 25 § 1 lit. d et e), qui doit tre considre comme une forme largie

du principe de la personnalit active. Quant au principe « aut dedere aut ludicare »‚ ii est

limit aux cas dans esquels une personne n‘est pas extrade en raison de sa nationalit

(art. 25 § 7). II s‘agit donc galement d‘une hypothse relevant de la personnalit active.

II conviendrait de röinstaurer le lien avec la Suisse qui a ötö malencontreusement

abandonne tors des travaux pröparatoires en vue de la revision de la partie

gönerate de 2002, afin de ne pas imposer aux autorits pnales le devoir de poursuivre

en vertu du droit suisse des personnes dant l‘acte ne prsente aucun rapport avec notre

pays, sauf le fait que l‘auteur s‘y est rendu postrieurement aux faits.

Nous proposons donc que l‘art. 5 CP soit complt par l‘ajout de ‘exigence que l‘auteur

ait san domicile ou sa residence habituelle en Suisse ou que le heu de commission

de h‘acte ne releve d‘aucune juridiction penale (art. 7 al. 1 lit. a CP par analogie).

2. Lacune du droit suisse en matire de responsabilit pnale de la personne morale

L‘art. 26 de la Convention de Lanzarote exige l‘instauration d‘une responsabilit « civile,

pnale ou administrative» de la personne morale selon le modele vicarial, dans lequel

la personne morale rpond des fautes commises par ses organes. En vertu de l‘al. 4,

cette « responsabilit est tablie sans prjudice de la responsabilit pnale des

personnes physiques ayant commis l‘infraction ».

Les infractions englobes dans le champ d‘application de la Convention de Lanzarote

sont soumises, en droit suisse, au rgime subsidiaire de la responsabilit de

l‘entreprises dcrit l‘art. 102 al. 1 CP. Cette responsabilit rsiduelle, n‘entrant en jeu

que si la personne physique ayant commis linfraction ne peut tre dentifie suite un

manque d‘organisation dc lentreprise ne nous parait pas satisfaire aux exigences

dcoulant dc ‘art 26 dc ta Convention de Lanzarote.



conviendrait donc de rviser l‘art. 102 CP, de manire introduire une responsabiIitselon le mod&e vicarial ou, pour le moins. de soumettre les infractioris couvertes parla Convention de Lanzarote au modIe direct dcrit ä I‘art. 102 al. 2 CP, Ce modeprsente, en effet, lavantage de faire rpondre lentreprise paratftement la personnephysique fautive et pas seulement si Tidentification de lauteur est impossible.

3. Modifications proposes en matire de prostitution (art, 195 et 196 AP-CP)

Lart. 196 AP-CP (nouveau) vise «quiconque. contre römun&ation commet uri actedordre sexuel avec une personne mineure ou l‘entrafne ä commettre un tel acte ».
Cette disposition va bien au-del du but explicitement vis dans la Convention deLanzarote:

D‘une part, contrairement l‘art. 19 al. 1 lit. c de la Convention de Lanzarote, l‘art,196 AP-CP ne se limite pas ä la prostitution enfantine, mais englobe tout acted‘ordre sexuel commis contre remunöraton. Seraient ainsi viss tous lesactes d‘ordre sexuel (par exemple du « petting »)‘ pour lesquels un despartenaires obtient un avantage apprciable en argent (par exemple un cocktaildans un bar ou une paire de baskets). Lge de protection irait jusqu‘ 18 ans, etla clause exemptant les partenaires dont la diffrence d‘ge ne dpasse pas troisans (art. 187 ch. 2 CP) serait inoprante. C‘est manifestement excessif et loigndes raIits de la vie. Par aifleurs, les difficuIts de dIimitation de l‘infractionpnale seraient considrables au vu du fait que le rapport explicatif prcise que« I‘rL 196 ne sera applicab!e que si la victirne accepte le rapport sexueluniquement parce quelle en retire un avantage patrimonial. La distinction seraprobablement difficile tablir, p.ex. dans le cas oü une jeune fille de 17 ansentretient une relation avec un homme beaucoup plus äg qul ui offre de coüteuxcadeaux. II s‘agira de dterminer au cas par cas s‘il y a infraction ou non ».L‘infraction manque ainsi de contours, et son application dpendra du caractreplus ou moins intress et calculateur du mineur en cause (qui devrait tout demme tre perceptible pour lauteur). Cette imprcision se heurte l‘exigence depr6cision des incriminations (« Bestimmtheitsgebot ») decou!ant du principe dela Iegalite.

• D‘autre part, la formulation propose (en langue allemande autant que fran9aise)est trs maladroite, puisqu‘elle englobe ä la fois le client qui entretient desrapports sexuels avec une personne prostituöe mineure et la personneprostituee qui entretient des rapports sexuels avec un client mineur. Gestmme cette seconde hypothse qui semble spcifiquement vise par laformulation propose (« quiconque, contre rmunration, commet un acte d‘ordresexuel avec une personne mineure.,. »). Or, ce sens littral du texte de lAP necorrespond manifestement pas au but de la Convention de Lanzarote, dont lart,19 vise « la prostitution enfantine » et non la protection de clients mineurscontre les possibilits d‘accs des services sexuels rmunrs. Pour es clientsägs entre 16 et 18 ans cette « protection » constituerait d‘ailleurs unediscrimination injustifiable par rapport aux clients adultes qui peuvent avoir accsaux services dune personne prostitue ou travaillant dans un salon de massagerotique sans que cette dernire ne tombe dans l‘illgalit.

La formulation est ainsi bien trop arge et nadquate Mme supposer qu‘uneformutation qui se limiterait au recours par des clients d des personnes prostitues



mineures soit adopte. on peut encore s‘interroger sur l‘effectivit d‘une teile
disposition. En effet, ii y a fort ä craindre que la prostitution de jeunes personnes ne
serait pas radique mais quelle emprunterait des voies plus ciandestines. ce qui
rendrait la dtection des abus et la protection des mineurs touchs plus difficiles.

4. Modifications proposes en matire de pornographie (art. 197 AP-CP)

Les modifications proposes de l‘art, 197 CP vont, elles aussi, trs nettement au-del de
ce qui est exigible au regard de ia Convention de Lanzarote. Elies ont d‘aiiieurs en partie
dj formuJes dans le cadre de l‘avant-projet de la loi fdrale sur Iharmonisation
des peines dans le Code pnai suisse, ie Code pnal militaire et le droit pnai fdrai
accessoire envoy en procdure de consuitation en 2010 (cf. la prise de position de la
Facuit de droit du 9 novembre 2010).

L‘art. 197 AP-CP tend considrabIement ia döfinition de la pödopornographie.
Dans le droit actuel, ceiie-ci englobe les objets et reprsentations comprenant des
actes d‘ordre sexuel avec les enfants. La doctrine est divise sur le point de
savoir s‘il faut entendre par l les personnes ges de moins de 16 ans (comme
i‘art. 187 CP) ou les personnes « impubres ». Pour le surplus, on s‘accord pour
dire qu‘en pratique, la question de savoir si la limite d‘äge est franchie reste
trs difficile trancher. Or, l‘avant-projet propose de rempiacer le mot « enfants »
par « personnes mineures »‚ ce qui aggraverait encore ces difficults. En effet,
bien des adolescents de 16 18 ans prsentent toutes les caractristiques de la
maturit sexuelle, de Sorte qu‘il serait souvent tmraire de dire que la personne
dans teIle ou teile repräsentation a ou n‘a pas franchi la limite d‘ge.

L‘iilustration d‘un acte d‘ordre sexuel ou de violence avec une personne de
moins de 18 ans transformerait donc automatiquement la pornographie
« douce » en pornographie « dure »‚ soumise a l‘interdiction absolue
decoulant de I‘art. 197 ch. 3 et 3 AP-CP. Cette interdiction absolue constitue
une atteinte disproportionne Ja garantie fondamentale de la libertö
d‘expression au regard du fait qu‘en droit suisse, la pornographie dure peut
reprsenter un acte d‘ordre sexuel totalement fictif, par exemple un crit, une
peinture, une image de synthse, une bande dessine, etc. Ainsi, ii faudrait
considrer comme pornographie dure un crit voquant de manire crue et
provocante un acte d‘ordre sexuel commis avec un jeune homme de 17 ans ou
une peinture montrant une jeune femme dont l‘apparence suggre quelle pourrait
avoir moins de 18 ans. De mme, s‘agissant d‘un film dans lequel le röie d‘une
personne mineure est jou par une personne plus ge d‘apparence juvniie.
Une difficuit suppimentaire provient du fait que le consommateur ou mme le
diffuseur ignore en genäral i‘ge de Ja personne qui a contribu comme actrice
au acteur un film, ce qui aggrave encore es ncertitudes juridiques.

• L‘art. 197 AP-CP distingue entre, d‘une part, ies actes cfe fabrication, de
diffusion, d‘acquisition et cfe possession (ch. 3) et, d‘autre part, Ja simple
consommation (ch. 3), comportement qui n‘tait pas rprim dans Je texte
lgaJ jusqu‘ präsent et ctont Je Conseii fd&aJ crivait, dans son Message de

N‘otamment TPEcHEL! fl Trechse! et aL Schweizerisches Strafqesetzbuch.
Praxskommentar art 197 N 11



2000 propos de la cration du ch. 3, quelle devait rester impunissable2.Ainsi
l‘AP consacret*il dans la loi la solution que le Tribunal fdral a d‘ores et dj
adopte en violant le principe de la lgalit: conformment la jurisprudence3,
I‘acquisition par la voie &ectronique dimages (tchargement) ä des fins de
consommation personnelle est punie de la mme manire que la fabrication (ch
3). Contrairement au droit actuel, l‘APCP considre gaiement que la simple
possession doit tomber sous le coup du ch. 3. II ne reste, ds lors, pour le cas
vis au ch. 3bis (consommation), que des comportements sans gravit de
personnes qui n‘acquirent aucune ma?trise sur le matriei visionn.

Enfin, l‘art. 197 ch. 3 AP-CP est dot de deux clauses punitives : la lit. a rprime
un d&it, alors que la lit. b introduit un crime, pour la premire fois en matire de
pornographie. Cela parait excessif, tant rappe que le simple tölechargement
ä des fins personnelles est suffisant pour röaliser l‘infraction. II en va
diffremment de i‘aggravante propose au ch. 4 lit. b, visant la pornographie
enfantine relle, commise dans un dessein d‘enrichissement iilgitime. Ici, la
cration d‘un crime nous parat justifie.

Le rgime trs rpressif qui est ainsi propos dans i‘AP-CP va nettement au-delä de ce
qui est exigible au regard de la Convention de Lanzarote:

La Convention de Lanzarote ne vise que le « matriel reprösentant de maniere
visuelle un enfant se Iivrant un comportement sexuellement explicite... » (art.
20 § 2) et les « spectacles pornographiques impliquant la participation d‘enfants»
(art. 21). Le droit suisse va beaucoup plus bin, puisqu‘il inclut « [les] öcrits,
enrjistrements sonores ou visuels, irnages ou autres objets
pornographiques ou [les] reprösentations pornographiques» (art. 197 ch. 1
CP) impliquant des actes d‘ordre sexuel avec des enfants (art. 197 ch. 3 CP).

Parmi bes supports visös par le droit suisse, l‘inclusion des öcrits dans le rgime
trs rpressif de l‘art. 197 ch. 3 et 3 CP est la plus critiquable. Certes, bes crits
sont des vecteurs traditionnels de la pornographie; toutefois, cette forme de
pornographie impliquant une certaine distanciation n‘a pas le möme impact et ne
porte pas en eile le mme potentiel de nuisance que les reprsentations visuelles.
Pour cette raison, le Igislateur avait renonc ä faire figurer ce support l‘art. 135
CP (reprsentations illicites de la violence). Or, bes crits sont soumis comme les
autres formes de pornographie au rgime de l‘interdiction absolue que i‘AP-CP
propose de rendre encore plus incisif. Est ainsi punissabbe, au regard de l‘AP-CP,
le fait pour une personne de confier son journal intime des phantasmes sexuels
crus relevant de la pornographie dure, par exemple du fait qu‘ils impliquent une
personne de 17 ans. lt conviendrait, au moins pour bes crits, de revenir au rgime
issu de ba rvision des infractions contre la libert sexuelle entre en vigueur en
1992, consistant ne pas rprimer bes actes de fabrication, d‘importation,
d‘acquisition et de possession des fins prives, ni ba « consommation » que
l‘AP-CP propose d‘riger en infraction.

La Convention de Lanzarote (art. 20 § 3) permet, en outre, ä chaque Partie de se
röserver notamment le droit de ne pas incriminer Ja production et la
possession de matriel pornographique constitu exclusivement de

Message concernant la rnodification du code pnal suisse et du code pnal mUtare (infractions
contre lintgrit sexuelle / prescription des infractions contre lintgrit sexuelle des enfants et
nterdcbon dc la possession dc pornographie dure, FF 2010 2804,

ÄTF 131 IV 16.



reprösentations simuIes ou d‘images realistes d‘un enfant qui n‘existe pas.
Cette distinction nous parat pertinente. II serait. notre sens. souhaitable non
pas de dclarer ces reprsentations fictives compltement Hcites mais de limiter la
punissabiIit dc la consommation et des actes prparatoires ia consommation
personnelle (fabrication, importation, acquisition, possession des fins
personnelies) a la pedopornographie röelle.

Enfin, la Convention de Lanzarote (art. 20 § 4) permet ä chaque Partie de se
rserver le droit de ne pas incriminer le fait d‘accder, par le biais des
technologies de communication et d‘information, ä de la pornographie enfantine,
sans tlcharger les contenus. La formulation d‘une rserve en ce sens serait
souhaitable au regard de la protection de la ibert d‘expression.

Ursula Cassani
Professeure de droit pnal
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention).
(C-VIS)

Sehr geehrte Damen und Herren,

Bezug nehmend auf Ihre Einladung zur Vernehmlassung vom 22.08.2011 in rubrizierter
Angelegenheit lassen wir Sie hiermit gerne wissen, dass der SVSP den Schutz der Kinder
vor sexueller Ausbeutung und damit das Anliegen der Lanzarote-Konvention unterstützt. Die
vorgeschlagenen Änderungen des Schweizerischen Strafgesetzbuches werden indessen auf
die Belange der SVSP generell nur keinen Auswirkungen haben. Die Verfolgung von
Delikten gegen die sexuelle Integrität von unmündigen Personen obliegt der Kantonspolizei,
auch wenn sich der Tatort auf dem Gebiet der Stadt befindet. Wo sich die Konvention auf
Präventions- und Interventionsprogramme für Sexualstraftäter sowie auf Massnahmen zum
Opferschutz bezieht, erfüllt unser Land — wie sich den Vernehmlassungsunterlagen
entnehmen lässt — bereits heute praktisch alle Voraussetzungen der Konvention; auch
insoweit dürften sich also für die Abläufe und Prozesse der Mitgliedern der SVSP durch die
Genehmigung und Umsetzung der Konvention keine grossen Änderungen ergeben. Aus
diesen Gründen erlauben wir uns, auf materielle Ausführungen zur Lanzarote-Konvention zu
verzichten, danken aber nichtsdestoweniger für die Gelegenheit zur Stellungnahme.

\Freundliche Grüsse

Der Präsicent

Avv. R6brto Torrente

Polizia Cittä di Lugano. via Beltramina 208, 6900 Lugano Tel. 058/866 80.11 Fax 058/866.80.12
wwLs.JsD,info, mailboxpoliziaIugano,ch
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Liestal, 21. Oktober 2011

Vernehmiassung zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des

Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention) und über
seine Umsetzung (Änderung des Strafgesetzbuchs)

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten (SKG), in der alle öffentlichen
Gleichstellungsfachstellen der Schweiz zusammengeschlossen sind, nimmt die Gelegenheit für
eine Stellungnahme zur oben genannten Konvention gerne wahr. Grundsätzlich begrüsst die SKG
die Ratifikation des Übereinkommens des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch.

1. Grundsätzliches

Die Prostitution ist in der Schweiz erlaubt und bis anhin ab dem Erreichen des 16. Lebensjahres
(Ende des Schutzalters) legal. Verboten ist sie lediglich, wenn ein Dritter die Notlage einer
Person ausnützt und sie zur Prostitution zwingt oder sie dazu führt (Art. 187, Art. 193, Art. 195
StGB). Weder jugendliche minderjährige Sexarbeitende noch die Freier 16-jähriger
Prostituierten machen sich strafbar. Gemäss Artikel 34 der UN-Kinderrechtskonvention, welche
auch die Schweiz ratifiziert hat, haben sich alle Vertragsstaaten verpflichtet, Kinder vor allen
Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs zu schützen.
Der Bundesrat hat am 4. Juni 2010 die Europaratskonvention zum Schutz von Kindern vor
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch genehmigt. Die Ratifikation des
Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und
sexuellem Missbrauch würde das Prostitutionsalter auf 18 Jahre erhöhen und die Strafbarkeit
von Prostitution unter 18-Jähriger einführen.

Die Mehrheit der Prostituierten hat einen Migrationshintergrund und stammt aus Osteuropa
(Ungarn, Rumänien, Bulgarien), Asien (Thailand), Afrika (Nigeria und Westafrika) und
Lateinamerika (Brasilien und Dominikanische Republik). Für Migrantinnen aus diesen Ländern



ist Prostitution neben der Leistung von Care-Arbeit häufig die einzige berufliche Möglichkeit, die
sie in der Schweiz erhalten.
Gemäss Aussage der Stiftung Kinderschutz‘ hat durch das Schengenabkommen die Anzahl
minderjähriger Prostituierter aus dem Osten zugenommen, weil sie nun ohne Visum einreisen
können. Organisationen wie Terre des Hommes Kinderhilfe oder Kinderschutz Schweiz stellen
fest, dass sich immer mehr Jugendliche zwischen 16 und 18 Jahren prostituieren. Aufgrund der
Nachfrage entstanden auf Minderjährige spezialisierte Agenturen, welche z.B. mit sogenannten
Teeny-Escort-Services Minderjährige anbieten.

2. Risikoreiche Arbeitsbedingungen

Durch ihre spezifischen Arbeitsbedingungen geraten Prostituierte häufig in vulnerable
Situationen. Sie gehen folgende Risiken ein: Ansteckung mit HIV, sexuell übertragbaren
Krankheiten sowie psychische oder physische Gewalterfahrung. Sexarbeitende begeben sich
zudem in Gefahr, auf verschiedene Arten ausgebeutet zu werden; dies reicht von Missbräuchen
wie Nötigung, Wucher, etc. bis zu Menschenhandel.

Eine Forschergruppe um den Psychiater und Direktor der Psychiatrischen Universitätsklinik
Zürich Wulf Rössler untersuchte 2010 in einer Studie2 die psychische Gesundheit von 200
Prostituierten. Die Ergebnisse zeigen, dass rund die Hälfte der Befragten während des
vergangenen Jahres psychische Störungen aufwiesen. 30 Prozent erfüllten die Kriterien für eine
Depression und 34 Prozent für eine Angststörung. Dies sind wesentlich mehr als in der
Gesamtbevölkerung (zwölf Prozent der Frauen leiden unter psychischen Störungen; davon rund
sechs Prozent unter Depressionen und neun Prozent unter Angststörungen). Besondere
Risikofaktoren für psychische Störungen sind einerseits Gewalterfahrungen im und ausserhalb
des Milieus sowie die speziellen Arbeitsbedingungen und die Nationalität. Schweizer Frauen,
die ihre Dienste auf der Strasse anbieten, seien besonders gefährdet. Gefährdet seien aber
auch Frauen aus Asien oder Südamerika, die in Bars oder Studios arbeiteten. Von diesen
wiesen bis zu 90 Prozent psychische Störungen auf. Laut Rössler reduziert soziale
Unterstützung das Risiko für psychische Störungen. Aus der Studie resultiert die Empfehlung,
die Rahmenbedingungen der Sexarbeiterinnen zu verbessern. Sichere Arbeitsbedingungen
seien dabei ebenso wichtig wie soziale Hilfen für diese Frauen.

Die Beratungsstelle MariaMagdalena, ein Präventions- und Gesundheitsförderungsprojekt des
Gesundheitsdepartements des Kantons St. Gallen, führte 2009 im Kanton St. Gallen eine
Umfrage zum Thema Prostitution Minderjähriger durch.3 Diese zeigte auf, dass 80% der
erfassten Fälle weibliche Jugendliche sind. Bei den jungen Frauen sind die Gründe für die
Prostitution vor allem in der Finanzierung von Markenprodukten zu finden, bei jungen Männern
im Erkunden ihrer sexuellen Neigung. Neben dem Kaufen von Markenartikeln nennen Frauen
als weitere Gründe die Steigerung des eigenen Selbstwertgefühls, den Erhalt von Zuneigung
und die Bezahlung von hohen Handy-Rechnungen. 31 Prozent der Jugendlichen fingen mit 17
Jahren an sich zu prostituieren, 26 Prozent mit 16 Jahren, 29 Prozent mit 15 Jahren und 14
Prozent zwischen 13 und 14 Jahren. Auch wenn die Zahlen aufgrund der geringen Fallzahl mit

http:/!www.sarafritz.ch!attachments/049_BAZjeenie-Prostitution.pdf
2 http:f/www. mediadesk. uzh. chlarticles/201 O/prostituierte-leiden-ueberdurchschnittlich-an-angststoerungen
eressionenhtml

Eine Zusammenfassung der Umfrage kann unter
j/fkispgch!downioads rum 2OO9 df eingesehen werden
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einer gewissen Vorsicht zu geniessen sind, so machen sie deutlich, dass die Prostitution von
Minderjährigen in städtischen wie auch ländlichen Gebieten wahrgenommen wird. Zweitens
wird ersichtlich, dass die Mehrheit der minderjährigen Prostituierten weiblich ist und sich deren
Motivation von derjenigen der jungen Männer unterscheidet.

Im 3. Bericht zum CEDAW-Abkommen wurde die Schweiz eindringlich aufgefordert, im Bereich
der teilweise immer noch vorherrschenden stereotypen Geschlechterrollen grössere
Anstrengungen zu unternehmen. Dass sich gemäss Umfrage der Beratungsstelle
MariaMagdalena junge Frauen prostituieren, um ihr Selbstwertgefühl zu steigern und
Zuneigung zu erhalten, zeigt deutlich, dass sie sich an stereotypen Geschlechterbildern
orientieren. Mit dem Verkauf ihres Körpers erfüllen sie ihrer Meinung nach Anforderungen,
welche die Gesellschaft an sie als Frauen stellt: Die Frau kann vor allem als sexualisiertes
Objekt Wertschätzung und Zuneigung erhalten. Begehrt werden und “Sexyness“ werden als
untrennbar miteinander verknüpft, der übergebene Geldbetrag als entgegengebrachte
Wertschätzung angesehen.

3. Jugendschutz

Sexarbeit ist harte Arbeit. Sie benötigt Lebenserfahrung und Durchsetzungsvermögen und birgt
gesundheitliche Risiken. Es ist zu bezweifeln, dass sich 16-Jährige dieser Risiken bewusst sein
können. Sie verfügen kaum über Kenntnisse bezüglich der Auswirkungen des Geschäfts auf
ihre Psyche, zukünftige berufliche Karriere und gesellschaftliche Integration.
Entwicklungspsychologisch gesehen befinden sich 16-Jährige immer noch in einer
Orientierungsphase; sowohl bezüglich ihrer Sexualität, ihrer gesellschaftlichen Zugehörigkeit,
als auch am Eintritt ins Berufs- und Erwerbsleben. Die oben ausgeführten erschwerten
Arbeitsbedingungen im Sexgewerbe wie Nachtarbeit und Gefährdung der körperlichen und
psychischen Gesundheit sprechen für die Notwendigkeit des Schutzes der Jugend vor
Sexarbeit. Auch der Bundesrat schrieb 2009 in seiner Antwort auf die Motion Barthassat, dass
Prostitution Jugendliche in ihrer sexuellen Entwicklung beeinträchtige, sie traumatisieren sowie
psychisch und sozial destabilisieren könne4.

Beim Jugendschutz gibt es nach Meinung der SKG Widersprüche: 16-Jährige dürfen bei
Pornofilmen mitspielen, aber es ist ihnen verboten, solche Filme anzuschauen. Es ist Ihnen
erlaubt, sich zu prostituieren, aber sie dürfen keinen harten Alkohol trinken und kein Auto
lenken. Bemerkenswert ist auch, dass das Mindestalter für Cabarettänzerinnen bei 20 Jahren
liegt. Jugendlichen unter 18 Jahren wurde in verschiedenen Kantonen das Stimm- und
Wahlrecht verwehrt, u.a. mit der Begründung, dass Menschen in diesem Alter noch keine
“derart tiefgreifenden Entscheidungen“ fällen könnten. Denselben 16-Jährigen wurde jedoch bis
anhin die Selbstverantwortung zugestanden, sich zu prostituieren.

4. Präventive Massnahmen

Die SKG unterstreicht, dass ein strafrechtliches Verbot nicht die einzige
Jugendschutzmassnahme bleiben darf. Ein Schwerpunkt muss auch auf präventive und
pädagogische Massnahmen gelegt werden, welche in Zusammenarbeit mit
Vormundschaftsbehörden und Beratungsstellen erfolgen sollten. Dafür müssen unbedingt
Ressourcen bereit gestellt werden, Diese umfassen die Arbeit von NGOs vor Ort,
Beziehungsarbeit mit Jugendlichen, pädagogische Projekte und Präventionsarbeit mit Kunden
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von Sexarbeitenden. Auch solche Angebote entfalten ihre Wirkung erst, wenn sie grundsätzlich
von einer gleichstellungsförderlichen Politik zur Öffnung der Berufswahl für Frauen und Männer
und Erhöhung des Bewusstseins für die Bedeutung der beruflichen Integration getragen sind.
Die quantitativ unterschiedliche Betroffenheit von jugendlichen Frauen und Männern erfordert
auch ein genderspezifisches Vorgehen.

4 In diesem Sinne begrüsst die SKG, dass die Konvention einen Schwerpunkt auf
präventive Massnahmen legt, die Sexualstraftaten an Kindern verhindern sollen (Art. 4 -

9, 15 - 17). Da die Ergreifung präventiver Massnahmen im Kompetenzbereich der
Kantone liegt, sind allerdings kantonal unterschiedlich starke Bemühungen zu
befürchten. Der Bund sollte deshalb sicher stellen, dass der föderalistische
Staatsaufbau nicht zu unterschiedlichen Qualitäts- und Quantitätsstandarts führt. Die
bereits heute teilweise bestehende finanzielle Anschubfinanzierung des Bundes geht
deshalb in die richtige Richtung.

4 Die SKG teilt die im Vernehmlassungs-Entwurf geäusserte Meinung, dass die
momentan bereits bestehenden präventiven Kampagnen regelmässig sowie mit einer
gewissen Breitenwirkung durchgeführt werden müssten.

5. Einzelne Artikel der Konvention

Vorbehalt zu Art. 20 Abs. 1 lit a und e
Die SKG bedauert, dass die Herstellung und der Besitz von pornografischen Fotos, wenn sie
mit Einverständnis der beteiligten 16-Jährigen Person erfolgen, straflos bleiben. Nach Meinung
der SKG sollte in diesem Falle das Gebot des Jugendschutzes aufgrund der oben erläuterten
Ausführungen höher gewichtet werden als das sexuelle Selbstbestimmungsrecht. Einen
weiteren Grund für ein Verbot sieht die SKG auch in der enorm hohen Präsenz der
Jugendlichen auf sozialen lnternet-Plattformen, auf denen der Umgang mit persönlichen Daten
oft nicht mit der notwendigen Sorgfalt erfolgt.

Art. 23 Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken (sog. “Grooming“)
Die SKG schliesst sich der u.a. von der Koordinationsstelle zur Bekämpfung der
Internetkriminalität (KOBIK) geäusserten Kritik gegen den Bundesgerichtsentscheid BGE 131 IV
105, E. 8.1 an. Es ist unverständlich, warum nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung ein
strafbarer Versuch zu sexuellen Handlungen mit Kindern nur dann vorliegt, wenn die
erwachsene Person dem Vorschlag für ein Treffen gewisse konkrete Handlungen folgen lässt.
Nach Überzeugung der SKG müssen auch Einladungen mit sexuellem Bezug, die nicht unter
Art. 197 Ziffer 1 (pornografische Aussagen), Art. 187 Ziffer 1 Alinea 2 (Verleitung zu sexuellen
Handlungen des Kindes an sich selber) und Art. 187 Ziffer 1 Alinea 3 (Kind wird in sexuelle
Handlungen, die Person an sich selber vornimmt, einbezogen) strafrechtlich belangbar sein,
Entgegen der Aussage in den Vernehmlassungs-Unterlagen, möchte die SKG auf den Umstand
hinweisen, dass nicht alle Chats in anonymisierter Form verlaufen. Es gibt Chats wie z.B. auf
Facebook, bei welchen Personen mit ihren realen Namen auftreten und die Gespräche gut
überprüfbar sind.

Vorbehalt zu Art. 24 Abs 2
Die SKG bedauert, dass der Versuch des Grooming“ nicht strafrechtlich belangt werden soll.
Konkret bedeutet dies. dass z.B. eine Person. die in Chats versucht, sexuelle Kontakte mit
Kindern aufzubauen und deren Kontaktaufnahmeversuche schriftlich vorliegen, strafrechtlich
nicht belangt werden kann.
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6. Schlussfolgerungen

Sexarbeit ist Arbeit, aber keine Arbeit wie jede andere. Deshalb braucht es einen Schutz gegen
gesundheitsschädigende, gefährliche oder ausbeuterische Arbeitsbedingungen - gerade bei
minderjährigen Prostituierten. Ein gesetzliches Verbot der Prostitution Minderjähriger ist
deshalb aus Gleichsteliungssicht notwendig. Die SKG unterstützt die in Vernehmiassung
stehende Ratifikation der Konvention voll und ganz.

Die SKG begrüsst, dass gewährleistet werden muss, dass jugendliche Sexarbeitende nicht
kriminalisiert werden. Vielmehr muss bei den Freiem angesetzt werden, welche die
Dienstleistung einer Minderjährigen oder eines Minderjährigen in Anspruch nehmen und so
dazu beitragen, dass dieses Gewerbe floriert. Sie sollen strafrechtlich belangt und zur
Verantwortung gezogen werden. Einem Freier ist es zumutbar, abzuklären und nachzufragen,
ob eine junge Sexarbeiterin volljährig ist.

Die SKG weist darauf hin, dass ein Grossteil von Minderjährigen ihre sexuellen
Dienstleistungen via Escort-Services anbieten. Es ist deshalb notwendig, kantonsübergreifende
Massnahmen zur Kontrolle und Prävention zu ergreifen. Die meisten kantonalen und
kommunalen Prostitutionsgesetze oder -normen in der Schweiz beinhalten keine Regelungen
zu Escort-Services. Dies ist eine rechtliche Lücke, die gerade mit Blick auf die Prävention der
Prostitution von Minderjährigen und der Durchsetzung des Verbots fatal ist.

Die SKG sieht zudem Handlungsbedarf bezüglich eines verbesserten Schutzes von Kindern mit
einer Behinderung, urteilsunfähige oder zum Widerstand unfähige Personen vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch. Auch der Umgang mit Neuen Medien erfordert
Sensibilisierungsmassnahmen und weitere Anpassungen der Gesetzgebung, wie es z.B.
bezüglich der präventiven verdeckten Fahndung auf kantonaler Ebene im Polizeirecht
vorgesehen ist.

Wir danken Ihnen für die wohlwollende Kenntnisnahme und Prüfung unserer Anliegen und
verbleiben mit freundlichen Grüssen.

Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten

Sabine Kubli, Präsidentin
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manniweh
Dachverband der Schweizer
Männer- und Yäterorganiaalidien

Anita Marfurt

Bundesamt für Justiz
Vernehmlassung StGB-Revision
Bundesrain 20

CH-3003 Bern

Bern/Zürich, 31. Oktober 2011

Stellungnahme von männerch

Genehmigung und Umsetzung des tJbereinkommens des Europarates zum Schutz von

Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch vom 25. Oktober 2007

Sehr geehrte Damen und Herren

Sehr geehrte Frau Marfurt

männer.ch ist der Dachverband der Schweizer Männer- und Väterorganisationen. Wir vertreten

25 Fach- und Basisorganisationen aus dem Bereich der Buben-, Männer- und Väterarbeit. Als

Dachverband und nationale lnteressensvertretung der gleichstellungsorientierten Männer

setzen wir uns für eine lebensdienliche, demokratische Geschlechter-, Familien-, Wirtschafts

und Verteilungspolitik ein.

Da Sexualität, sexuelle Ausbeutung und sexueller Missbrauch untrennbar mit Fragen der

Gesch lechtsidentität, Geschlechtsrollen und Verteilungsgerechtigkeit zwischen den

Geschlechtern zu tun haben, möchten wir die Gelegenheit nutzen, unsere Meinung zum

Vorentwurf für eine Revision des Strafgesetzbuches zu formulieren. Wir bitten Sie, uns in

Zukunft bei Vernehmlassungen zu Fragen in diesem Bereich proaktiv zu begrüssen.

1. Vorbemerkung

Aus Genderperspektive sei eine grundlegende Kritik am begleitenden Bericht gleich eingangs

festgehalten: Der Bericht verzichtet inhaltlich auf eine explizite Differenzierung und Würdigung

geschlechtsspezifischer Zusammenhänge. Das ist bedauerlich, weil dadurch grundlegende

Unterschiede bezüglich Entstehungsdynarnik, Wirkungszusamrnenhängen und Folgeschäden

von sexueller Ausbeutung zwischen Mädchen und Jungen verschleiert werden.

Nicht nur bedauerlich, sondern stossend ist die Tatsache, dass der ansonsten sehr geschlechter-

sensibel formulierte Bericht sprachlich implizit auf klassische Denkkategorien zurückgreift,

wonach das Tätergeschlecht apriori männlich sei. Exemplarisch sei ein Abschnitt auf Seite 23

des Berichts zitiert (Hervorhebungen durch uns): «Im Juni2010 wurde der Fachverband der

Gewalttäterherutungsstellen Schweiz gegründet. Mit der Association Vivre sons Violence“ besteht



eine Trägerschaft, die durch eine interkantonale Zusammenarbeit von verschiedenen auf
Partnerschaftsgewalt spezialisierten Stellen ein spezialisiertes In ternet-Beratungsangebotfür
Erwachsene sowie Kinder und Jugendliche betreibt, Die Schweizerische Krim inalprävention führt
eine Adressliste von Täterh ilfrangeboten im Zusam in enh ang in it Kinderpornografle. Zudem hat
jede Person jederzeit die Möglichkeit, die Hilfe von Psychiaterinnen oder Psychiatern,
Psychologinnen oder Psychologen und Therapeutinnen oder Therapeuten in Anspruch zu
nehmeti.»

Wir bitten das l3undesamt für Justiz, bei der Behandlung von Fragen rund um sexuelle Ausbeu
tung und sexuelle Übergriffe künftig eine höhere Sensibilität für Geschlechterfragen zu sichern
und ggf. kompetente Unterstützung durch das Eidg. Büro für die Gleichstellung von Frau und
Mann einzuholen.

2. Zu den vorgeschlagenen StGB-Änderungen

Die vorgeschlagenen Änderungen des StGB unterstützt männer.ch ausnahmslos. Auch aus
unserer Sicht ist es zum Schutz der sexuellen Integrität von Kindern und Jugendlichen not
wendig, die Nutzung sexueller Dienste Minderjähriger zwischen 16 und 18 Jahren gegen Entgelt
für strafbar zu erklären (Art. 196 StGB neu), ebenso die Kriminalisierung der Förderung der
Prostitution Minderjähriger (Art. 195 Bst. a, zweiter Halbsatz, StGB). Auch die verschärften
Regelungen im Bereich der Kinderpornografie (Art. 197 Ziff. 3, 3bis, 4 StGB; Art. 197 Ziff. 2bis
StGB; Art. 5 Absatz 1 und 3 StGB; Art. 97 Absatz 2 StGB) finden unsere Unterstützung.

Bezüglich der Strafbarkeit der sexuellen Handlungen gegen Entgelt mit Unmündigen ist es uns
jedoch ein Anliegen, auch den Schutz der Freier (insbesondere vor Fehlinformation) zu berück
sichtigen. Es ist klar zu definieren, welche Pflicht der Freier hat resp. wann er sich in ausreichen
dem Mass darüber vergewissert hat, dass eine sexuelle Handlung innerhalb des legalen Bereichs
ist. Muss er fragen? In jedem Fall oder nur bei ((Verdacht»? Reicht es, wenn er fragt? Muss er sich
einen Ausweis zeigen lassen? Kann er auch strafrechtlich belangt werden, wenn er beispiels
weise einen Ausweis mit gefälschter Altersangabe gezeigt bekam? Welche Pflichten haben
Personen, in deren Verantwortungsbereich Prostitution ausgeübt wird? Auch wenn wir grund
sätzlich mit der Umkehr der Strafbarkeit von Anbieter zu Kunde einverstanden sind, müssen
hier zwingend Präzis lerungen vorgenommen werden, um in der Praxis keine ungerechtfertigte
Verfolgung von verantwortungsvollen Freiem zu provozieren. Die Verurteilung wegen uner
laubter Handlungen mit Minderjährigen ruiniert Familien und Existenzen. Der Gesetzgeber hat
hier eine besondere Sorgfaltspflicht. Deshalb schlagen wir vor, auf Gesetzesstufe das Vorliegen
eines Vorsatzes zu verlangen, wenn solches Verhalten strafbar sein soll, und die Bedingungen
der Vorsätzlichkeit auf Verordnungsstufe zu präzisieren.

Art. 196 (neu)
1 Wer vorsätzlich mit einer unmündigen Person gegen Entgelt sexuelle Handlungen vornimmt
oder solche von ihr vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft.

Wir möchten uns zudem eine weiterführende Bemerkung erlauben: Die vorgeschlagenen
gesetzlichen Verschärfungen haben aus unserer Sicht ihre volle Berechtigung, um die sexuelle
Integrität von Kindern und Jugendlichen besser zu schützen. Gleichzeitig möchten wir fest
halten, dass die international (z.B. Schweden) zu beobachtende Tendenz zur generellen
Kriminalisierung der Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen aus unserer Sicht eine
kontraproduktive und gefährliche Vermischung in der Zielhierarchie der verschiedenen
Schutzinteressen vornimmt. Dieses prohihitionistische Herangehen an sozial- und gesund
heitspolitisch heikle Phänomene bewährt sich wie beispielsweise auch die nationalen und



internationalen Erfahrungen in der Drogenpolitik zeigen — nie, Die Sicherheit, Gesundheit und
körperliche Unversehrtheit der sexuellen Dienstleistenden ist ebenso wie der Schutz der
Konsurnierenden in einem regulierten Markt sehr viel besser zu gewährleisten als in einem
Schwarz- oder Graumarkt, in diesem Sinn wünschen wir uns vielmehr Bemühungen zur
Verbesserung der Transparenz und Regulierung im Bereich sexueller Dienstleistungen (siehe
Abschnitt 5, vgl. auch die Anstrengungen des Kantons Bern mit dem neuen «Gesetz über das
Prostitutionsgewerbe») — und zwar für diejenigen, welche diese Dienstleistungen gross-
mehrheitlich erbringen, nämlich Erwachsene. Das heisst umgekehrt auch: Wir würden uns
entschieden dagegen wehren, wenn in der Schweiz Bestrebungen zur Kriminalisierung der
Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen auch unter Erwachsenen ergriffen würden.

3. Vernachlässigte Prävention

Bei aller Zustimmung zu den vorgeschlagenen repressiven Massnahmen möchten wir
nachdrücklich darauf hinweisen, dass diese aus unserer Sicht einseitig und ungenügend
sind. Sowohl die Würdigung der Prävention im erläuternden Bericht wie auch der
Verzicht auf präventiv wirksame Anpassungen des StGB steilen aus unserer Sicht grobe
Unteriassungen dar.

Gemäss Artikel 4 des Übereinkommens hat jede Vertragspartei die erforderlichen gesetz
geberischen oder sonstigen Massnahmen zu treffen, «um alle Formen der sexuellen Ausbeutung
und des sexuellen Missbrauchs von Kindern zu verhüten und Kinder davor zu schützen» (vgl.
Bericht S. 13). im Folgenden erwähnt der Bericht eine Vielzahl von Massnahmen, Programmen,
Strukturen und Institutionen, die eine Rolle in der Früherkennung und Frühintervention von
sexuellen Übergriffen spielen.

Alle diese Aktivitäten sind zweifellos löblich. Prävention im Bereich der Sexualität ist aber mehr
als die Früherkennung von problematischen Entwicklungen! Wir vermissen hier eine ausdrück
liche Würdigung der Bedeutung der Sexualpädagogik sowie der Medienpädagogik und Sucht
prävention (im Bereich der Internetpornografie) für die Entwicklung hin zu einer verantwor
tungsbewussten, lustvollen und selbstbestimmten Sexualität. Die beste Prävention gegen
sexuelle Übergriffe ist sexuelle Bildung, welche den Kindern und Jugendlichen notwendiges
Wissen vermittelt, die Entwicklung einer gefestigten sexuellen Identität erleichtert und ihnen
dadurch ermöglicht, sich zunehmend eigenverantwortlich vor unerwünschten Erfahrungen zu
schützen.

Sexualpädagogik, Medienpädagogik und Suchtprävention fallen in die Kompetenz der Kantone.
Es ist zu kritisieren, dass seitens Bund keine Anstrengungen erwähnt sind, die Kantone in
diesem Bereich zu einem stärkeren und möglichst einheitlichen Vorgehen zu ermuntern. Aus
unserer Sicht reicht es nicht, den von den Kantonen festgestellten Nicht-Handlungsbedarf (vgl.
Bericht 5. 14) kommentarlos zur Kenntnis zu nehmen. Bezeichnend ist in diesem Zusammen
hang, dass auf Ebene der interkantonalen Konferenzen das einzig ernsthaft wahrnehmbare
Engagement durch die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und —

direktoren (KKJPD) als Trägerin der Schweizerischen Kriminalprävention (SKP) erfolgt. Wir
vermissen hier analoge Engagements der EDK, GDK und SODK.

Wir regen an, dass der Bund im Rahmen seiner Möglichkeiten auf die Kantone einwirkt,
zweckmässige Angebote in den Bereichen Sexualpädagogik, Medienpädagogik und
Suchtprävention als Teilbereiche der Prävention sexueller Übergriffe zu entwickeln, zu
verankern und zu finanzieren.



4. Konkreter Vorschlag für eine präventiv wirksame Revision des Art. 197 StGB
Stossend ist aus unserer Sicht weiter das Fehlen jeglicher Reflexion über präventiv wirksame
Handlungsmöglichkeiten auf Ebene StGB. Die Mehrheit der Jugendlichen in der Schweiz hat
schon Pornografie angeschaut, zum grössten Teil davon im Internet. Gleichzeitig ist es aufgrund
des heute geltenden Art, 197 StGB generell verboten, unter 16-Jährigen pornografische
Erzeugnisse zu zeigen, anzubieten oder zugänglich zu machen. Dies gilt auch für die Inhaber der
elterlichen Obhut, ebenso für Sexualpädagoglnnen und andere Lehrpersonen. (Allenfalls kann
Art. 197 Abs. 5 StGB dahingehend interpretiert werden, dass ein solches Vorgehen legal ist, weil
diese Art einer begleiteten Vorführung einen «schutzwürdigen kulturellen oder wissenschaft
lichen Wert» hat. Hier besteht jedoch eine offensichtliche Rechtsunsicherheit.) Das heisst
konkret: Trotz repressiv geprägtem Jugendschutz konsumieren Jugendliche Pornografie. Aber
wegen des repressivJugendschutzes ist es den Eltern und Pädagogen verunmöglicht, die unter 16-
jährigen Jugendlichen in verantwortungsvoller Weise beim Erkunden dieses Terrains zu
begleiten.

Dieser Widerspruch ist stossend. Angesichts der zunehmenden Verbreitung des Internet und
der Online-Pornografie macht es aus Gründen des Kinder- und Jugendschutzes Sinn analog der
Rechtssprechung und Praxis im Bereich des Alkoholkonsums — die Eltern von diesem Verbot
auszunehmen. Das vom Bundesrat verabschiedete «Nationale Programm Jugendmedienschutz
und Medienkompetenzen» konzentriert sich auf (durchaus sinnvolle) Massnahmen, um unter
16-Jährige von Online-Pornografie fernzuhalten. In Anerkennung der Realität braucht es aber
auch eine Förderung der spezifischen Medien- und Risikokompetenz in diesem Bereich.
männer.ch fordert deshalb, im Rahmen der vorliegenden StGB-Revision den Art. 197 StGB
dahingehend zu lockern (oder die Auslegung des geltenden Rechts ggf. dahingehend zu
klären), dass Eltern und geschulte Fachleute sich nicht strafbar machen, wenn sie mit
klarem pädagogischem Ziel innerhalb eines sorgfältig gewählten und klar definierten
Settings pornografische Darbietungen unter 16-Jährigen zugänglich machen. Dabei muss
in jedem Fall das Selbstbestimmungsrecht der Kinder und Jugendlichen gewahrt werden,
so dass sie nicht wider ihren Willen mit pornografischem Material konfrontiert werden.
Auf diese Weise soll eine sorgfältige Sexualerziehung und -bildung möglich werden, die dem
Umstand Rechnung trägt, dass pornografische Inhalte heute in hohem Mass verfügbar sind und
daher im Rahmen von Aufklärung und Prävention auch thematisiert werden müssen.

5. Weiterer Handlungsbedarf

Abschliessend möchten wir festhalten, dass aus unserer Sicht im Bereich der Prostitution und
Pornografie weiterer Handlungsbedarf besteht.

Es gilt, die Gesetzgebung von moralisch geprägten Regelungen zu befreien. In einer sexuell
aufgeklärten Gesellschaft kann es «nur» noch darum gehen, den Schutz der Menschen — auch der
Erwachsenen! — vor Verletzung ihrer Integrität und Gesundheit zu gewährleisten. Dies gilt für
Dienstleistende genauso wie für Konsumierende sexueller Dienstleistungen. Ebenso sind den
ordnungspolitischen Bedürfnisse der Bevölkerung Rechnung zu tragen. Die Entwicklungen in
einzelnen Kantonen und Gemeinwesen — das neue «Gesetz über das Prostitutionsgewerbe» im
Kanton Bern und die Diskussionen in der Stadt Zürich bezüglich der Errichtung von so
genannten «Verrichtungsboxen» zwecks Eindämmung des Strassenstrichs sind zwei aktuelle
Beispiele — weisen aufwachsenden Handlungsbedarf hin. Der Bund sollte unseres Erachtens in
diesem Bereich eine koordinierende Rolle wahrnehmen und entsprechende Entwicklungen
anstossen,



männerch fordert eine umfassende Revision der entsprechenden gesetzlichen Grundlagen mit

dem Ziel, die Risikokompetenz und sexuelle Autonomie der Menschen zu stärken. Dies ist umso
bedeutsamer als mit der rasenden Verbreitung audiovisueller Darstellungen aller möglichen
Spielformen der Sexualiät im Internet ein grundlegender Wandel im Gange ist.

Wir fordern konkret ua.

• Die vollständige obligationenrechtliche Anerkennung sexueller Dienstleistungen

• Die vollständige sozialversicherungsrechtliche Anerkennung sexueller Dienstleistenden

• Den konsequenten Verzicht auf moralisch-ästhetische Kriterien bei der strafrechtlichen
Bemessung, was «harte Pornografie» ist (dh. Auflebung des Verbots von Darstellungen
menschlicher Ausscheidungen und einvernehmlicher sadomasochistischer Praktiken)

• Die Erhebung einer zweckgebundenen besonderen Verbrauchssteuer (Art. 131 BV) auf
pornografische Erzeugnisse (analog Alkoholzehntel)

• Gemeinsam mit den Kantonen und Gemeinden Anstrengungen zur Entwicklung eines
Gütesiegels für «faire Prostitution».

Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen im Dienst einer aufgeklärten und
menschenwürdigen Sexualität und verbleiben mit freundlichen Grüssen.

Markus Theunert
Präsident

Tel. 079 238 85 12
theunert@maenner&ji
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Approbatien et mise en ouvre dc la Concntion du Conseil de I‘Europe sur la protection
des enfants contre l‘exploitation et les abus sexuels (convention de Lanzarote)

Madame la Consei1ire fdrale,

Par courrier du 22 aoüt 2011. vous avez sournis i consultation l‘ohjet cit en exergue.

Nous vous faisons parvenir ci-joint les &terminations de la Facultd dc droit et des sciences
criminelles dc PIfniversit dc Lausanne. blies ont prpar&s par le Professeur Alain Macaluso.

Veuillez agr&r, Madame la Consei1lre fdrale. Fassurance dc notre considration trs
distingue.

Bettina Kahil-Wolff. Do\ enne

\nnexc : mcnhionne
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Approbation de la Convention du Conseil de I‘Europe sur la
protection des enfants contre I‘exploitation et les abus
sexuels (convention de Lanzarote) et mise en uvre

(modification du code pönal)

Madame, Monsieur,

Mandat par le dcanat de la FacuIt de drolt dans le cadre de la procdure de
consultation cite en titre, I‘Institut de criminologie et de drolt pnaI (ICDP),
reprsent par le soussign, a I‘honneur de vous transmettre les dterminations
suivantes:

Arrte federal — A vant-projet

Article 1 Approbation et ratification

Pas de remarque particuHre apporter aussi bien sur I‘approbation et Ia ratification de la
convention que sur le contenu des difffirentes rserves apposes par la Suisse.

Article 2 Modification du code pönal

Art. 5 al. 1 Infractions commises ä Itranger sur des mineurs

Pas de remarque particuIire apporter sur ladaptation de cette disposition (comptence
juridictionnelle pour es actes commis ä tranger).

Art. 97 al. 2 Prescription de i‘action p‘naIe D&ai

Pas de remarque particuIire apporter sur ladaptation de cette disposition
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Art, 195 Exploltation de Iactivitö sexuelle. Ericouragement ä la prostitution

La nouveile formulation comble une lacune concernant encouragement ä la prostitution
des personnes mineures, dans la mesure oü eile engiobe dsormais, non pas seulement
le fait de pousser » des enfants dans la prostitution, mais aussi le soutien ä la
prostitution lorsque le mineur exerce librement cette activite, dans le but d‘en tirer un
avantage patrimonial1.Une teile situation vise notamment le cas — largement dnonc par
la classe politique et es mdias — des agences d‘ « escort » qui emploient des personnes
mineures2.

L‘avantage patrimonial. qui est l‘un des &ments constitutifs objectifs prvu ä i‘article 195
let. a et b, vise, entre autres situations. la location de locaux pour exercer l‘activit&.
Toutefois, ii n‘est pas clair si l‘auteur qui s‘assure une existence facile aux dpens du
mineur qui se prostitue (proxntisme passif) remplit toujours cet lment constitutif. II y a
donc heu d‘envisager l‘abandon pur et simple de l‘ment constitutif de l‘avantage
patrimonial dans l‘avant-projet ou, dans une moindre mesure, de le remplacer par
l‘lment constitutif du simple avantage. non ncessairement patrimonial (amIioration de
la situation personnelle et non pas seulement matrieIle de i‘auteur).

Art. 196 (nouveau) Actes d‘ordre sexuel avec des personnes mineures contre
rmun6ration

En complment de l‘art. 195 CP qui incrimine l‘encouragement ä la prostitution, le nouvel
art. 196 CP vise principalement les clients de personnes prostitues mineures en tant
qu‘auteurs de l‘infraction.

L‘interprtation de la notion de « rmunration» pose probime: d‘aprs le rapport
exphicatif, est dterminant le fait qu‘une contrepartie soit offerte ou promise. Aussi, ii taut
distinguer Je but strictement patrimonial de lacte d‘ordre sexuel4de ha vocation strictement
« amoureuse » ou tout du moins non patrimoniale du rapport5.A cet gard, ha dfinition de
ha notion de rmunration est ä notre avis trop troite. D‘autres buts. tout aussi
prjudiciables au dveloppement du mineur peuvent amener celui-ci ä consentir hibrement

1 Voir: Rapport explicatif de lOFJ, ch. 2.6.2.2.
Voir: Conseil national, motion n° 10.3143 Amherd du 17 mars 2010 De Graffenried

Vairie, Prostitution 16 ans, la pression monte, Le Temps, 21 mai 2010.
Sur ha notion d‘avantage patrimonial. voir: Borei Marc-Antoine, La prostitution en droit

penalsuisse. Thse Lausanne, 2007, p. 163 ss.
Dans ce cas, Ja personne qui accomplit un acte d‘ordre sexuel avec un mineur de plus

dc 16 ans contre rmunration sera punissable.
On peut penser ä Ja situation oü Je mineur de plus dc 16 ans sadonne librement ä ha

dbauche dans cette hypotflse oü ii ny a pas de contreprestation maffiriehie, son
partenaire ne sera pas punissable.
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i i‘acte, Teile que prÖsente, la nouvelle disposition ne devrait pas tre dterminante pour

l‘exemple de la jeune fille de 17 ans qui vit aux crochets dun homme plus äg, c‘est4
dire qui volt sa situation personnelle bonifie. Dans cette situation, l‘avantage patrimonial
rcolt par la mineure n‘est pas sinon difficilement dcelable. Par consquent, ii y a heu

de prvoir une modification du texte lgal sous la forme suivante: « Quiconque, contre
rmunöration ou tout autre avantage ponctuel ou permanent, commet,,. ». Par ailleurs, ii

parai‘t utile de rappeler que l‘art. 19 ah. 2 de ha convention mentionne expressment le
terme « toute autre forme d‘avantage » en tant que contrepartie.

Art. 197 Pornographie

Pas de remarque particulire ä apporter sur l‘adaptation de cette disposition
(pornographie enfantine).

Incrimination du « grooming » dans le code p6nal.

L‘art. 23 de la convention prvoit d‘riger en infraction pnale le fait de solliciter un enfant

ä des fins sexuelles, lorsque cette proposition a suivie d‘actes matriels conduisant ä
la rencontre.6 Cette dernire condition — ha rahisation par l‘auteur des actes matriels
conduisant ä une rencontre effective avec la victime — Ost contestable eu gard ä l‘intrt

suprieur de l‘enfant, Le dveloppement constant des rseaux sociaux et la mise en
danger de h‘enfant qul entre en contact avec un prdateur sexuel sur Internet nous

amnent ä envisager d‘aller plus bin que les exigences de la convention et d‘incriminer la

sollicitation de mineurs de moins de 16 ans des fins sexuelles dj en tant qu‘acte

prparatoire punissable. Une des solutions prconises ä cet effet serait de mentionner le

comportement incrimin dans le libell de l‘art. 187 CP de la manire suivante: « celui qul
aura soIIicit un enfant de cet äge ä un acte drdre sexuel ».

Nous vous remercions de la prise en compte de Ges quelques remarques et vous

prions de croire, Madame, Monsieur. ä l‘expression de notre profonde

considration.

Lausanne, le 17 octobre 2011

Prof. Dr. Alain Macaluso

6 Voir: Rapport exphicatif dc IOFJ, ch, 266.
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Lausanne, le 8 novembre 2011

Approbation et mise en uvre de a Convention du Conseil de I‘Europe sur la
protection des enfants contre Vexpoitation et les abus sexuels (convention de
Lanzarote

Madame, Monsieur,

Nous nous rfrons la consultation susmentionne qul a retenu la meilleure attention
de l‘Universit de Lausanne.

La Direction de l‘Universit vous transmet, dans le dlai imparti, la prise de position de
la Facult de droit et des sciences criminelles de iUniversit de Lausanne relative la
consultation susmentionne.

En vous souhaitant bonne r&eption de cet envoi, nous vous prions de croire, Madame,
Monsieur, I‘expression de nos sentiments es meilleurs.

DIREGTION DE L‘UNIVERSITE

Domlnique Arlettaz, recteur

Annexe: mentionne

Cople: Mmc la Pror. Bettina KahL Doyenne dc : acult dc arot et des sclences
cri nei es
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Approbation de la Convention du Conseil de lEurope sur laprotection des enfants contre I‘exploitation et les abussexuels (convention de Lanzarote) et mise en uvre
(modification du code pönal)

Madame, Monsieur,

Mandat par le dcanat de la FacuIt de droit dans le cadre de la procdure deconsultation cite en titre, I‘Institut de criminologie et de droit pna1 (ICDP),reprsent par le soussign, a I‘honneur de vous transmettre les dterminationssuivantes:

Arrt6 f6d6ral — Avant-projet

Article 1 Approbation et ratification

Pas de remarque particuIire apporter aussi bien sur I‘approbation et Ja ratification de Jaconvention que sur Je contenu des diffrentes rserves apposes par Ja Suisse.

Article 2 Modification du code pnaI

Art. 5 a/. 1 !nfractions commises ä I‘&ranger sur des mineurs

Pas de remarque particulre i apporter sur I‘adaptation de cette disposition (comptencejuridictionnelfe pour Jes actes commis ä ‘tranger).

Art. 97 al. 2 Prescription de /‘action pna/e. DIa,

Pas dc remarque parliculiöre a apporter sur ladaptation dn cette disposition
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Art. 195 Exploltation de Lactivitc sexuelle. Encouragement la prostitution

La nouvelle formulation comble une lacune concernant lencouragement la prostitution

des personnes mineures, dans la mesure oü eile englobe dsormais. non pas seulement

le fait dc « pousser » des enfants dans la prostitution, mais aussi le soutien la

prostitution lorsque te mineur exerce librement cette activit, dans le but d‘en tirer un

avantage patrimonial‘. Une teile situation vise notamment le cas — largement dnonc par

la classe politique et les mdias — des agences d‘ « escort » qui emploient des personnes

mineures2.

L‘avantage patrimonial, qui est l‘un des ments constitutifs objectifs prvu ä l‘article 195

let. a et b, vise, entre autres situations, la location de locaux pour exercer l‘activit&.

Toutefois, ii n‘est pas clair 51 l‘auteur qui s‘assure une existence facile aux dpens du

mineur qui se prostitue (proxntisme passif) remplit toujours cet lment constitutif. II y a

donc heu d‘envisager l‘abandon pur et simple dc l‘lment constitutif dc l‘avantage

patrimonial dans l‘avant-projet ou, dans une moindre mesure, dc le remplacer par

l‘lment constitutif du simple avantage, non ncessairement patrimonial (amlioration dc

la situation personnelle et non pas seulement matrielle dc l‘auteur).

Art. 796 (nouveau) Actes drdre sexuel avec des personnes mineures contre

r6munration

En complment dc l‘art. 195 CP qui incrimine l‘encouragement la prostitution, le nouvel

art. 196 CP vise principalement les clients dc personnes prostitues mineures en tant

qu‘auteurs dc l‘infraction.

L‘interprtation dc la notion dc « rmunration » pose problme: d‘aprs le rapport

explicatif, est dterminant le fait qu‘une contrepartie soit offerte ou promise. Aussi, 11 faut

distinguer le but strictement patrimonial dc l‘acte d‘ordre sexuel4de la vocation strictement

« amoureuse » ou tout du moins non patrimoniale du rapport5.A cet gard, la dfinition dc

la notion dc rmunration est notre avis trop troite. D‘autres buts, tout aussi

prjudiciables au dveloppement du mincur peuvent amener celui-ci ä consentir librement

1 Voir : Rapport explicatif dc l‘OFJ, ch. 2.62.2.

2 Voir: Conseil national. motion n° 10.3143 Amherd du 17 mars 2010 Dc Graffenried

Valrie, Prostitution 16 ans, la pression monte, Le Temps, 21 mai 2010.

Sur la notion d‘avantagc patrimonial, voir: Bord Marc-Antoinc. La prostitution en drolt

pnalsuisse, Thse Lausanne, 2007, p. 163 ss.

Dans cc cas, la personne qui accomplit un acte d‘ordre sexuel avec un mineur dc plus

de 16 ans contre rmunration sera punissable.

On peut penser la situation oü le mineur de plus dc 16 ans s‘adonne librement ä la

dehauche dans cette hypothse oü il ny a pas dc contreprestation matrielle, son

partenaire ne sera pas punissable,
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ä lacte. Teile que prsente, la nouvelle disposition ne devrait pas tre dterminante pour
Iexempie de la jeune fille de 17 ans qui vit aux crochets d‘un homme plus cest-
dire qul volt sa situation personnelle bonifie. Dans cette situation, lavantage patrimonial
rcolt par la mineure nest pas sinon difficilement dcelable. Par cons6quent ii y a heu
de prvoir une modification du texte lgal sous ha forme suivante: « Quiconque, contre
rmun6ration ou tout autre avantage ponctuel ou permanent, commet.. ». Par ailleurs, II
parai‘t utile de rappeler que hart. 19 al. 2 de ha convention mentionne expressment le
terme «toute autre forme d avantage » en tant que contrepartie.

Art, 197 Pornographie

Pas de remarque particuhire ä apporter sur l‘adaptation de cette disposition
(pornographie enfantine).

Incrimination du « grooming » dans Je code pönal.

L‘art. 23 de ha convention prvoit d‘riger en infraction pnale le fait de sohhiciter un enfant
ä des fins sexuelles. lorsque cette proposition a suivie d‘actes matriehs conduisant
ha rencontre.6 Cette dernire condition — ha rahisation par l‘auteur des actes matriels
conduisant ä une rencontre effective avec ha victime — est contestable eu gard ä I‘intrt
suprieur de l‘enfant. Le dveloppement constant des rseaux sociaux et ha mise en
danger de l‘enfant qui entre en contact avec un prdateur sexuel sur Internet nous
amnent ä envisager d‘ahler plus bin que les exigences de ha convention et d‘incriminer ha
sohhicitation de mineurs de moins de 16 ans ä des fins sexuelles djä en tant qu‘acte
prparatoire punissabbe. Une des sohutions prconises ä cet effet serait de mentionner le
comportement incrimin dans le libell de hart. 187 CP de la manire suivante: « celul qui
aura soiicit6 un enfant de cet äge ä un acte drdre sexuel ».

Nous vous remercions de ha prise en compte de ces quelques remarques et vous
prions de croire, Madame, Monsieur, ä lexpression de notre profonde
considration,

Lausanne, le 19 octobre 2011

Prof. Dr. Alain Macaluso

‘J ir Rport xpc tif i 1 OF i n /
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Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Vernehmiassung der Schweizerischen Krimi nalistischen Gesellschaft

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Schweizerische Kriminalistische Gesellschaft bedankt sich für die Gelegenheit, zum
Vorentwurf zur erwähnten Umsetzung der Lanzarote-Konvention Stellung zu nehmen. Die
Vernehmiassung beschränkt sich auf die für den Bereich der Strafverfolgung unmittelbar
relevanten Bereiche, nämlich auf die vorgeschlagenen Änderungen des Strafrechts. Ange
sichts des Umstandes, dass das Übereinkommen bereits ratifiziert ist, wird darauf verzichtet,
die zwingend anzupassenden strafrechtlichen Bestimmungen zu werten. Das Ziel der Kon
vention und der sich daraus ableitenden Neuerungen im Strafgesetzbuch ist es. Minderjäh
rige. über das sexuelle Schutzalter hinaus bIs zum Erreichen der Volljährigkeit vor sexueller
Ausbeutung zu schützen. was grundsätzlich zu begrüssen st Hinzuweisen Ist lediglich auf
folgendes.

1. Art.I96StGB

Die Formulierung ist Insofern unbestimmt. als sexuelle Handlungen mit Minderjährigen ge
gen Entgelt unter Strafe gestellt werden Dieser Begriff ist gemäss Erläutertem Bericht zwar
Welt ZU nterpretleren Und soll sämtlicne Gegenleistungen fur nie geleisteter D enste umfas
sen Unter dem Begnff Entgelt wird edoch gemennin «gegcn Ge/d verstanden Soll de
Botsrhaft konsequert Jrrgesetzt werden m ss dc Bast ng autC
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(<Wer mit einer unmündigen Person gegen Entgelt oder andere geldwerte Vorteile sexuelle
Handlungen vornimmt..».

Auf einem redaktionellen Versehen beruhen dürfte woh der vorgeschlagene Strafrahmen
einer Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ohne Erwähnung der Geldstrafe, Würde dem gefolgt,
wäre die Ausfällung einer Geldstrafe (bis zu 360 Tagessätzen. äquivalent zu einem Jahr
Freiheitsstrafe) nicht zulässig. Dies wäre nicht nur im Sexualstrafrecht. sondern generell im
Strafrecht eine singuläre Ausnahme und widerspräche auch dem Primat der Geldstrafe so
wie Art. 41 StGB. der derzeit kurze (unbedingte) Freiheitsstrafen nur gestattet. wenn zu er
warten ist, dass eine Geldstrafe oder gemeinnützige Arbeit nicht vollzogen werden kann. Der
Strafrahmen von Art. 196 StGB muss daher auf bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe oder Geld
strafe lauten.

2. Art. 197 Ziffer 3bis StGB

Gemäss Art. 197 Ziffer 3bis StGB soll neu sämtlicher Konsum von harter Pornografie (aus
genommen Darstellungen von menschlichen Ausscheidungen) unter Strafe gestellt werden.
Diese Formulierung geht über die von der Konvention verlangten Massnahmen hinaus, was
jedoch begrüsst wird. Dadurch wird der (teilweisen eher zufälligen) Unterscheidung nach
strafbarem Besitz und straflosem Konsum je nachdem, unter welchem Pfad auf einer Fest
platte eine entsprechende Bild- oder Filmdatei gespeichert ist, ein Ende gesetzt. Konsumiert
jemand ohne sein Zutun (z.B. durch Pop-ups) oder irrtümlich Kinderpornografie, so würde
dies nicht vom (Eventual-)Vorsatz erfasst.

Gemäss Entwurf sollen mit der Pönalisierung des Konsums gleichzeitig aber auch die bereits
strafbaren Handlungen mit harter Pornografie (Herstellung, Einführung, Lagerung, Zeigen,
Erwerb, Besitz etc.) privilegiert, d.h. nur nach dem Strafrahmen des Konsums, bestraft wer
den, wenn die entsprechenden Straftaten zum eigenen Konsum begangen worden sind. Die
se Bestimmung weist Ähnlichkeiten auf mit Art. 19a BetmG. Danach wird nur mit Busse be
straft, wer zum Eigenkonsum von Betäubungsmitteln Widerhandlungen nach Art. 19 BetmG
(Herstellung, Besitz. Verkauf, 1 nverkehrbringen etc. von Betäubungsmitteln) begeht. 1 nwie
fern eine solche Privilegierung auch beim Konsum harter Pornografie angebracht ist, er
scheint fraglich. Erschöpft sich z.B. die Herstellung und der Besitz von harter Pornografie
zum Eigenkonsum darin, dass ein Täter die entsprechenden Bild- und Videodateien aus dem
Internet herunterlädt und diese auf seinem Computer speichert und durch mehrfaches Ab
speichern vervielfältigt, mag die Privilegierung sachlich begründbar sein. Wenn jedoch die
anderen Tatvarianten zur Diskussion stehen, namentlich die effektive Herstellung von Km
derpornografie (zum Eigenkonsum) durch Missbrauch eines Unmündigen, ist die Privilegie
rung nicht haltbar (abgesehen davon, dass dabei weitere Straftatbestande erfüllt werden) Zu
beachten ist ferner, dass - anders als beim Konsum von Betäubungsmitteln - beim Konsum
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von harter Pornografie das Tatmittel durch den Konsum nicht vernichtet wird, sondern weiter

fortbesteht. Die Privilegierung ist überdies auch nicht notwendig. Der Strafrahmen bei Her

stellung, Besitz etc. beträgt Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren (5 Jahre bei

tatsächlichen pornographischen Darstellungen mit Kindern), beim Konsum Geldstrafe oder

Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr (drei Jahre bei tatsächlichen kinderpornographischen Dar

stellungen). Mit Ausnahme von Herstellung, Besitz etc. tatsächlicher kinderpornographischer

Darstellungen, handelt es sich um Vergehen. Es ist Sache der Gerichte, die einzelnen Tat-

handlungen bei der Bemessung der Strafe entsprechend zu gewichten und den weniger

schwerwiegenden Handlungen insofern Rechnung zu tragen, als dafür Strafen im unteren

Bereich des vorgesehenen Strafrahmens ausgefällt werden. Die gesetzliche Privilegierung

ist nicht notwendig, weshalb darauf zu verzichten ist.

Die Unterscheidung im Zusammenhang mit menschlichen Ausscheidungen hinsichtlich

Strafbarkeit und Straflosigkeit zwischen Herstellen, Erwerb, Besitz etc. einerseits (Ziffer 3)

und Konsum andererseits (Ziffer 3bis) vermag auch unter Berücksichtigung des geringeren

Gefährdungspotentials von Menschen oder Tieren nicht zu überzeugen. Vielmehr wird

dadurch die bereits im heutigen Recht kritisierte Unterscheidung zwischen Herstellung und

Besitz auf die Unterscheidung Besitz und Konsum verlagert. Gilt Pornografie mit menschli

chen Exkrementen weiterhin als harte und damit verbotene Pornografie und wird neu auch

deren Besitz bestraft, müsste wohl im Sinne einer einheitlichen Handhabung auch deren

Konsum unter Strafe gestellt werden.

3. Grooming

Gemäss Art. 23 Lanzarote-Konvention ist das Grooming (Kontaktanbahnung zu Kindern zu

sexuellen Zwecken) unter Strafe zu stellen, wenn konkrete Handlungen mit Blick auf ein all-

fälliges Treffen folgen. Gemäss dem Erläuternden Bericht genügt das geltende Strafrecht

den Anforderungen des Lanzarote-Abkommens, da bei konkreten Handlungen für das Tref

fen gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung bereits ein Verdacht auf versuchte sexuelle

Handlungen mit Kindern bestehe. Dem ist teilweise beizupflichten. Darauf hinzuweisen ist

aber, dass Sowohl nach dem geltenden wie dem neuen Recht keine rechtliche Handhabe

besteht, wenn der Staat Kenntnis von Grooming erhält, ohne dass dem Grooming konkrete

Handlungen für ein Treffen folgen. denn diesfalls ist das Stadium des Versuchs nach bun

desgerichtlicher Rechtsprechung noch nicht erreicht und es handelt sich beim Grooming um

eine straflose Vorbereitungshandlung. Wird ein solcher Vorfall dennoch zur Anzeige ge

bracht, müsste die Staatsanwaltschaft, obwohl eine potentielle Gefahr besteht, das Verfah

ren mangels Anfangstatverdacht nicht an Hand nehmen und dem potentiellen Straftäter die

se Verfügung auch noch zustellen Auch ae Polizei konnte derzeit, manges Rechtsgrundlage

nicht verdeckt ttg werden. Er. \Jergleich mit denjenigen Landern. welche einen sotcnen
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Tatbestand bereits kennen (Australien, Kanada. England und USA) oder einen solchen der
zeit ausarbeiten (Schweden, Finnland Österreich), würde sich allenfalls lohnen. wäre der
Zeitpunkt für die Erarbeitung einer solchen Bestimmung im Zusammenhang mit dieser Revi
sion doch sehr geeignet.

Als Alternative zu einer eigenen «Grooming-Bestimmung» wäre allenfalls die Aufnahme von
Art. 187 StGB als strafbare Vorbereitungshandlung im Katalog von Art. 26Obis StGB zu prü
fen.

Mit vorzüglicher Hochachtung

SCHWEIZERISCHE
KRIMINALISTISCHE GESELLSCHAFT

Der Präsident: Der Sekretär:

1 /

A. Donatsch Chr. Winkler
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Berne, le 10 novembre

Madame, Monsieur

Nous vous remercions de bien vouloir nous associer Ja procdure de consultation relative
l‘arrt fdral sur l‘approbation et Ja mise en cuvre de Ja convention de Lanzarote. Le
comit de notre association fatire Pro Familia Suisse s‘est pench sur Je dossier et vous
fai part des rflexions ci-desous.

Nous saluons les efforts entrepris par Je Conseil de ‘Europe pour mieux protger Jes enfants
contre l‘exploitation et les abus sexuels. Cette convention offre une approche globale et est
un premier instrument international qui devrait permettre de s‘attaquer efficacement toutes
les formes de violence sexueHe dont les enfants sont victimes, y compris es abus commis
au sein de la familIe. En incluant dans Ja convention la prostitution et Ja pornographie
enfantine, Ja participation force d‘enfants des spectacles ou prsentations porno
graphiques ainsi que Je « grooming » (mise en confiance d‘enfants des fins sexuelles) et Je
tourisme sexuel, les auteurs franchisent un pas important devant permettre de mieux lutter
contre les crimes contre l‘enfance.

Au cours des dernires annes nous avons attir Jattention plus dune reprise sur Ja
ncessit d‘offrir une meilleure protection aux enfants et avons soutenu Jes efforts et
dmarches politiques des dernires annes. Diffrentes interventions parlementaires exigent
un renforcement de Ja protection et une meilleure information.
La convention rend punissable Jes actes traditionnellement rprouvs et tient compte des
nouvelles formes de dJits sexuels rendus possible par es nouvelles technologies. Nous
saluons Ja convention et invitons Je Conseil fdraJ Ja ratifier et ä compJter Jes Jacunes
juridiques dans Je droit suisse. plus particuJirement dans Je droit pnaJ suisse. Seule une
harmonisation des lgislations europennes dans ce domaine garantit une poursuite pnaJe
des infractions vises Nous saluons tout particuJirement toutes les propositions
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garantissant une protection efficace des enfants et esprons vivement que cette protection
soit garantie dans tous es cas conformment la Convention internationale des droits de
lenfant, solt pour toute personne äge de moins de 18 ans.

Nous sommes toutefois conscients qu‘une ratification et une harmonisation des Igislations
nationales ne sont pas a elles seules garantes dune meilleure protection, encore faudra-t-il
promouvoir des actions. respectivement des campagnes d‘information trs concrtes pour
prvenir et dnoncer les abus, Les campagnes de sensibilisation doivent aussi avoir pour
objectif d‘aider les enfants se protger et ä s‘exprimer. Ces campagnes d‘information aux
enfants sont indispensables et trouvent aussi leur justificatif dans la convention internationale
des droits de l‘enfant Ces campagnes doivent tre l‘occasion de briser le silence qul entoure
ce thme et d‘amliorer l‘ducation des enfants.

Le rapport nonce les nombreuses possibilits d‘informations, es campagnes de
sensibilisation faites par des instances cantonales, des organisations et fondations prives,
des Instituts universitaires ou encore les diffrentes lignes tlphoniques existantes. Nous
constatons toutefois que malgr es nombreuses possibilits offertes aux enfants et jeunes
adolescents, nombreux sont ceux qui n‘ont pas connaissance des offres de service et de
conseils. II serait souhaitable que dans le cadre de la concrtisation du programme « es
jeunes et la violence» de l‘OFAS, l‘office fdral envisage un site internet, tel qu‘il le fait
dans le domaine « la protection des jeunes et les mdias »‚ rassemblant toutes les
informations et toutes es offres en la matire. La multiplicit des mesures ne garantit pas
l‘accs mme si cette multiplicit peut justifier la remarque falte dans le rapport en page 17.
Nous attendons du Conseil fdral et du parlernent que les campagnes d‘information aient
une certaine ampleur et qu‘ils mettent disposition les moyens financiers garantissant une
prvention et protection efficaces.

La prvention et l‘information sont des lments dterminants car ii s‘agit de mettre en place
des programmes permettant d‘intervenir en amont. Dans ce contexte nous saluons plus
particulirement les efforts entrepris dans le cadre du « Lehrplan 21 » en matire d‘ducation
sexuelle. La Suisse romande peut dans ce domaine servir d‘exemple puisque les droits cle
l‘enfant font dj partie intgrante des plans d‘tude. Mme si la responsabilit primaire
revient aux parents, l‘cole a aussi une responsabilit, eile doit aborder le thme de
l‘ducation sexuelle et des transgressions sexuelles. Si celles-ci ne sont pas thmatises par
l‘cole, la prvention de toute forme d‘abus ou de violence sexuelle exerce ventuellement
aussi par des membres de la familie, ne peut tre garantie.

1 Terminologie - Majorit sexuelle et ge de protection

La convention reprend la notion retenue dans la convention internationale des droits de
lenfant et fixe l‘äge 18 ans Dans notre lgsIation nous fasons toutefois une diffrence
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entre la majorit civile et la majorit sexuelle. Comme le constate le Conseil fdral une
approche diffrencie s‘impose mais nous exigeons que toutes les infractions dordre sexuel
sur des enfants et jeunes teiles que Ja contrainte. Je viol. Ja prostitution. laccs Ja
pornographie et la participation des reprsentations pornographiques solent sanctionnes
pnalement,

Dans le cas des jeunes ägs entre 16 et 18 ans, ii convient danalyser Ja notion de
« victime »‚ actuellement la dfinition retenue ne tient pas suffisamment compte des
pressions psychiques exerces sur une personne. Nous attendons des prcisions en Ja
matire.

2 Drolt penal materiel

Article 18 de la convention et articles 188 ä 193 CP
L‘article 18 de la Convention dresse la liste des comportements condamnables, parmi ceux
ci les actes d‘ordre sexuel avec un enfant impliquant la contrainte. La condamnation pour
contrainte sexuelle est possible conformment ä l‘article 190 du code pnal. Selon la loi est
punissable quiconque contraint une personne de sexe fminin. notamment en usant de
menace ou en la mettant hors d‘tat de rsister.

Cette limitation aux jeunes filles ne se justifie pas, eIle doit tre tendue aux jeunes hommes
qui eux aussi peuvent tre des victimes, par exemple d‘agressions homosexuelles. Nous
estimons que le code pnal ne satisfait pas aux exigences de l‘article 18 de la convention et
exigeons une reconsidration des articles 188 ä 193 CP afin de protger efficacement tous
es jeunes filles et garons.

Article 19 de la convention et articles 195, let a, 196 CP
Nous saluons explicitement le changement de perspective introduit par cette nouvelle
disposition, laquelle met l‘accent non plus sur Je fait de pousser Ja personne mineure ä Ja
prostitution mais sur celui d‘en retirer un avantage patrimonial en Ja soutenant dans cette
activit.

II appartiendra toutefois soit au lgisJateur ou ä Ja jurisprudence de dfinir clairement ce quil
faut entendre par «avantage patrimonial »‚ car des jeunes ägs de plus de 16 ans
entretenant des rapports sexuels avec des adultes bien plus ägs es comblant de cadeaux
peuvent tre tout aussi dpendants bien qu‘il n‘y alt pas ä proprement parler un avantage
patrimonial.

Article 20 de la convention et 197 CP
La convention fixe läge de protection ä 18 ans et prvoit une possibiJit damender Ja
convention par une rserve Le Conseil fdral propose dune part dc protger Jes
personnes mineures (donc tous es enfants au sens dc Ja convention nternationale des
droits de lenfant> contre toute participation a des reprsentations sexuelles
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(pornographiques). D‘autre part ii prvoit une rserve au paragraphe 3 de cet article pour
viter que les jeunes entre 16 et 18 ans, donc ayant atteint la maturit sexuelle, soient
punissables s‘ils produisent avec le consentement d‘une autre personne mineure des objets
ou des reprsentations punissables au sens du chapitre 1 de la convention. Le
consentement est indispensable pour justifier la non-punissabilit. Dans le cadre des
campagnes de sensibilisation de jeunes ii sera indispensable d‘attirer l‘attention des jeunes
sur les implications — l‘re des nouvelles technologies — de teiles reprsentations.

Articie 23 de la convention
L‘article porte sur les propositions de rencontre formules dans les rencontres proposes sur
les diffrentes plateformes lectroniques (chat, Facebook, twitter, etc.). Nous ne pouvons
que souscrire a cette disposition et la condamnation d‘un tel comportement et estimons
que le Conseil fdral doit lgifrer en la matire, contrairement a la position prsente dans
le rapport. II ne s‘agit pas d‘ancrer dans la ioi une simple disposition «valeur symbolique »‚

ii s‘agit bien au contraire de rprimer explicitement pnalement le «grooming ». Le Conseil
fdral fait remarquer que les pays limitrophes ne condamnent pas les sollicitations des
fins sexuelles. Ce qui fut peut-tre correct lors de la rdaction du document soumis en
procdure de consultation, ne l‘est dj plus aujourd‘hui, puisque la France vient d‘inscrire
une nouvelle disposition spcifique dans sen code pnal (cf. article 227-22-1). Nous sommes
convaincus que dans les prochains mois diffrents pays suivront l‘exempie fran9ais et
i‘exemple luxembourgeois. Le Luxembourg a introduit cet (16.07.2011) un article dans
son code pnal qui rprime « le fait pour un mnieur de faire des propnsitinns sexuelles un
mineur de moins de seize ans ou une personne se prsentant comme teile en utilisant un
moyen de communication Iectronique ». La condamnation pnale du «grooming » (mise en
confiance) a aussi exige par le parlement fdral (cf. l‘approbation de la motion 07.3449
Amherd Viola — Rendre punissable les abus virtuels commis sur des enfants par le biais de
l‘internet). Cette condamnation est indispensable car le grooming peut aussi provenir d‘un
adulte tentant d‘tablir des relations avec un enfant en se faisant passer pour un autre jeune,
en entra?nant l‘enfant dans la discussion de questions intimes pour graduellement l‘exposer
ä du matriel a contenu sexuel explicite afin de rduire sa rsistance ou ses inhibitions. Le
danger des contacts par le biais des nouveiles technologies va au-deI du dialogue et de
l‘invitation de se rencontrer. Par ailleurs, et ceci na pas fait l‘objet de considration, l‘enfant
peut aussi tre impliqu dans la production de pornographie enfantine en envoyant des
photos personnelles compromettantes prises par une webcam ou une camra de tlphone
mobile. II doit s‘agir dans ce deuxime cas galement d‘un domaine punissable. puisque
l‘enfant peut par la suite tre mis sous pression et risque ainsi de devenir victime. Cette
incrimination doit tre prcise dans le code pnal.

Nous attendons du Conseil fdraI qu‘il renforce la protection des enfants face au grooming
et propose dans son arrt ä lintention des chambres fdrales une modification du code
pnal qui soit plus qu‘un simple ajout la valeur symbolique. Le recours ä la juridiction du
Tribunal fdraI pour renoncer agir est inadmissible, car le Tribunal fdral na pas pris en
compte le deuxime cas de figure voqu ci-dessus
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Avant de ciore nos propos nous tenons ici encore souiigner que nous approuvons es
efforts entrepris par le Dpartement de justice et police et saluons i‘laboration dune ici
fdraIe afin de permettre des investigations masques sur internet pour dmasquer les
pdophiIes. Nous attendons toutefois que le Conseil fdrai se dote dune loi efficace, ceci
permettrait d‘viter la mise en place de bis cantonabes spcifiques.

Nous vous remercions. Mesdames et Messieurs, de battention que vous vouerez notre
prise de position et vous prions d‘agrer nos sabutations bes meibbeures,

PRO FAMILIA SUISSE

Le prsident La directrice

Laurent Wehrli Dr. Lucrezia Meier-Schatz
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Approbation de la Convention du Conseil de I‘Europe sur la protection des
enfants contre IexpIoitation et les abus sexuels (convention de Lanzarote) et
mise en uvre (modification du Code pönal) — Reponse ä la consultation

Madame, Monsieur,

Nous avons pris connaissance de la consultation relative l‘approbation de la
convention de Lanzarote sur la protection des enfants contre l‘exploitation et es
abus sexuels et de sa mise en ceuvre par le biais de modifications du Code pnai.

Aprs tude des diffrents documents, nous sommes en mesure de vous
transmettre ci-aprs notre prise de position.

Remarques gen6rales

II existe actuellement plusieurs rformes en cours qui cherchent, entre autre,
renforcer la protection des mineurs face la dlinquance sexuelle. II s‘agit
notamment de l‘extension de l‘interdiction d‘exercer une profession des personnes
condamnes pour des infractions d‘ordre sexuel, de l‘imprescribilit des actes de
pornographie enfantine et de l‘harmonisation des peines dans le code pnal, le code
pnal militaire et le droit pnal accessoire.

C‘est dans ce contexte que la Suisse a sign le 16 juin 2010 la convention de
Lanzarote qui a pour but de mieux protger les enfants contre les abus sexuels
l‘chelle europenne. Eile prvoit cet gard des dispositions pnales qui rpriment
notamment es abus dordre sexuel commis sur des enfants, la prostitution
enfantine, la pornographie enfantine et la participation denfants ä des
reprsentations pornographiques. Les Etats signataires de cette convention
sengagent galement a instaurer des programmes de prvention et mesures
d‘intervention envers les auteurs d‘infractions d‘ordre sexuel, ä prendre des
mesures en matire de recrutement et de sensibilisation des personnes ayant des
contacts directs avec les enfants, offrir des programmes de soutien aux victimes
et a proposer aux enfants des services de conseil par tphone et par nternet
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GlobaJement, nous approuvons es principes dfendus par Ja convention de
Lanzarote qui permettent effectivement une meilleure protection des enfants contre
es abus sexuels, ainsi quune coopration internationale pJus efficace et rapide en

Ja matire. Cela tant, mme si Je drait suisse satisfait dj Jargement aux
exigences de cette convention, J‘adhsion de Ja Suisse celJe-ci ncessite Ja
rvision de queJques dispositions du Code pnaJ. Lune des principaJes
modifications prvues permettra de poursuivre pnaJement toute personne
recourant contre rmunration aux services sexueJs de personnes äges de moins
de 18 ans. Par aiJleurs Ja convention tend, dans certains domaines, 18 ans Ja
protection dont jouissent actuellement Jes enfants de moins de 16 ans.

On relve que Je droit pnaJ doit tre ferme, rpressif et dissuasif. II est essentieJ
que les sanctions pnaJes soient adaptes l‘volution de notre socit et qu‘elles
rpondent une vritabJe ncessit. VouJoir protger davantage Jes mineurs est un
objectif Jgitime que nous ne pouvons que soutenir. Cela tant, Je caractre
dissuasif du droit pnal ne peut jouer son räle que si Jes normes contenues dans
celui-ci sont cJaires, limpides et comprhensibJes par Ja popuJation, Jaquelle doit
pouvoir saisir Ja norme pnale ä sa simple lecture; or force est de constater qu‘avec
Ja rvision propose teJ nest pas toujours Je cas, en particulier Jorsqu‘il s‘agit des
notions d‘enfant, de majorit sexueJJe et de majorit civile pour lesqueJs un reJ
besoin de clart existe.

Au-deJ du volet pnaJ, Ja convention contient des dispositions sur Ja prvention, Ja
protection des victimes et des programmes dintervention, autant de domaines qui
sont, au moins en partie, du ressort des cantons. D‘aprs une audition mene par Je
DFJP auprs de ces derniers, il semble ressortir que tous soutiennent pleinement Ja
mise en ceuvre de Ja convention de Lanzarote. Cette dernire ne ncessite a priori
que des modifications mineures des lgislations cantonaJes. Nous reJevons
cependant que Ja conformit du droit interne cette convention repose en quelque
endroit (notamment article 5 par.3, 20 par.1 ou 27 par.3b de Ja convention de
Lanzarote) sur des projets de Joi qui ne sont pas encore en vigueur et qui ont fait
J‘objet de certaines critiques durant es procdures de consultation. Partant, iJ n‘est
pas encore acquis que Ja Suisse respecte pleinement ces aspects de Ja convention
et qu‘elJe devra en cas de modification de ces projets, soit proposer une nouvelle
rvision pour respecter Ja convention, soit dnoncer cette dernire.

Remarques particuliöres sur les modifications du code pönal

Article 195 CP (Exploitation de l‘activit sexuelle. Encouragement Ja prostitution)

Afin d‘tre Je plus prcis possible, nous proposons l‘ajout de Ja phrase suivante:
« ou, dans Je but d‘en tirer un avantage patrimonial, favorise cette activit; ». En
effet, nous trouvons que Je verbe favoriser est plus pertinent et plus loquent que Je
verbe soutenir. Son utilisation permet ainsi une meilleure comprhension du texte.

Article 196 CP (Actes d‘ordre sexuel avec des personnes mineures contre
rm un rati on)

A Jinstar dc l‘article 187 al.4 CP, nous jugeons utile dc prvoir un alina
suppJmentaire qui sanctionnerait plus lgrement. voire qui exonrerait dc toute
peine. l‘auteur qui a agi en admettant par erreur que sa victime tait ge de 18 ans



au moins, alors qu‘en usant des prcautions vouiues ii aurait pu viter l‘erreur. En
outre, si ‘auteur a utHis es prcautions voulues et quil a induit en erreur par la
victime, ii devrait pouvoir tre exonr de toute peine.
Article 197 CP (Pornographie)

Le rapport se rfre ä l‘article 197 du projet de ioi sur l‘harmonisation des peines
alors que celui-ci n‘est pas en vigueur et qu‘iI existe un risque qu‘il soit modifi d‘ici

son entre en vigueur. Nous ne pouvons que dpiorer cette fa9on de faire base
sur une modification hypothtique da la loi qui au final pourrait ne pas correspondre

la version teile qu‘envisage dans le präsent rapport. II en dcoule un sentiment
d‘incertitude que nous ne pouvons que regretter.

L‘aiina 3 n‘est pas ciair en ce qui concerne les termes « actes d‘ordre sexuel ou de
violence non effectifs avec des personnes mineures » qui peuvent laisser penser
que cette disposition s‘appliquerait mme en l‘absence de tout acte d‘ordre sexuel.
Cest tout simplement incomprhensibIe. Afin de ciarifier le sens du texte, ii est
prfrabie de les rempiacer par « actes dordre sexuel ou de violence virtuels avec
des personnes mineures ». Cette modification apporte, on pourra modifier le ch. b
de cet aiina en consquence et prvoir «des actes d‘ordre sexuel ou de violence
sur des personnes mineures »; on supprimera ainsi le terme «effectif ». Le texte
gagne de la sorte en clart et en comprhension.

Pour l‘alina 3bis, nous faisons les mmes remarques que pour l‘alina 3. Nous
ajoutons que ia rfrence au ch.3 aI.1 contenue dans cet aiina est obscure et
visibiement errone. Seule la mention du ch.3 donne un sens cette rfrence.

Enfin, au niveau de la systmatique de i‘articie 197 AP-CP et pour une meilleure
cohrence du texte, nous proposons que le nouvei alina 4ter soit rempiac par un
nouvel aiina 6.

Cependant, ii paraTt critiquable d‘riger en infraction pnale toute consommation de
pornographie mettant an scne des mineurs de plus de 16 ans. En effet, ii semble
antinomique d‘autoriser un adulte avoir des relations sexuelles avec un mineur de
plus de 16 ans consentant (sans qu‘une contrepartie financire ne ui soit accorde),
alors que ce mme aduite sera condamn s‘ii consomme, sur queique support que
ce soit, une repräsentation pornographique de ce mme mineur avec un autre
adulte. Plus tonnant encore, cet adulte sera pnalement condamn s‘il possde un
film sur es bats qu‘iI a pu avoir avec ce mme mineur (de plus de 16 ans). II parait
absurde de criminaliser un acte virtuel alors que ce mme acte, s‘il est rellement
accompli n‘est pas pnalement punissable.

Le respect de la convention de Lanzarote pose sur ce point une probimatique
contradictoire avec le droit interne qui fixe 16 ans la majorit sexuelle. Les
signataires de la convention n‘ont certainement pas attentifs a cette
contradiction ce qui est somme toute fächeux, quand bien mme, dun point de vue
moral, nous rprouvons la consommation da pornographie avec des mineurs da
plus de 16 ans.

Conclusions

En conclusion, nous sommes favorables ‘approbation de la convention da
Lanzarote et, moyennant la prise en compte des remarques num&es cidessus,
nous pouvons approuver la rvision du Code pnal telle que propose.
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En vous remercant de I‘attention que vous voudrez bien porter ä la prsente, nous
vous prions d‘agrer, Madame, Monsieur, I‘expression de nos salutations les
meilleures,

CENTRE PATRONAL

Patrick Mock
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Antwort zur Vernehmiassung über die Genehmigung und Umsetzung des
Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesratin Sommaruga

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Stiftung Kinderschutz Schweiz dankt Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme im
Rahmen des Ratifizierungsprozesses der Lanzarote-Konvention.

1. Allgemeine Bemerkungen

Für die Stiftung Kinderschutz Schweiz als nationale Kindesschutzorganisation stehen die
Rechte, der Schutz und die Interessen des Kindes als zentrale Elemente im Vordergrund.
Die Stiftung Kinderschutz Schweiz hat verschiedentlich darauf hingewiesen, dass es für die
Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von Kindern und einen wirksamen Schutz der Kin
der die nötigen Entsprechungen im Strafgesetz, ein international einheitliches und national
koordiniertes Vorgehen bedarf und vorgelagert insbesondere die nötigen Präventions
massnahmen systematisch und altersgerecht umgesetzt werden müssen. Die Lanzarote
Konvention will Kinder besser vor sexueller Ausbeutung durch Prostitution und Pornografie
schützen und erfordert für die Umsetzung im schweizerischen Kontext einige Anderungen
des Strafgesetzbuches und entsprechende Präventionsprogramme. Aus kinderrechtlicher
Sicht ist daher die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention zu unterstützen und die Stiftung
Kinderschutz Schweiz begrüsst die vorgeschlagenen Änderungen. Allerdings geht die Stif
tung Kinderschutz Schweiz mit den Verfassern des erläuternden Berichts nicht einig, dass
der Status Quo insbesondere im Bereich Prävention den Anforderungen der Lanzarote
Konvention genügt.

Die nachfolgende Würdigung des erlauternden Berichts des Bu idesrates ertoigt der
Systernatk der Konvention



2. Präventive Massnahmen

Der erläuternde Bericht weist ausführlich und bisweilen zufällig auf zahlreiche Massnah
men von Bund und Kantonen hin, die im weitesten Sinne der Konvention zur Prävention
beitragen

Ad Art. 5 Konvention: Beschäftigung, Ausbildung und Sensibilisierung von
Personen, die bei ihrer Arbeit Kontakt zu Kindern haben

Die Umfrage, welche diesbezüglich bei den Kantonen gemacht wurde, wird nicht transpa
rent dargelegt, so dass nicht ersichtlich ist, welche Kantone entsprechende Lücken im Prä
ventionsangebot gegen sexuelle Ausbeutung von Kindern aufweisen und welche Mass
nahmen künftig getroffen werden, um diese Lücken zu beheben. Kinder, Eltern, Erzie
hungsberechtigte und Lehrpersonen können durch Weiterbildung und Prävention nur dann
wirkungsvoll gestärkt werden, wenn die Massnahmen systematisch (d.h. gesamtschweize
risch) durchgeführt und nachhaltig verankert werden. Diesem Qualitätsanspruch im Rah
men der Umsetzung der Forderungen der Konvention steht die föderalistische Kompetenz-
regelung nicht entgegen. Aus Sicht der Stiftung Kinderschutz Schweiz ist dies jedoch noch
nicht der Fall, und die Aufzählung zeigt nicht eine Fokussierung auf die Angebote der Aus
bildung und Sensibilisierung im Bereich Kinderrechte und Kinderschutz, welche im Zu
sammenhang mit der Umsetzung der Konvention genannt werden können, sondern nahe
zu eine komplette Aufzählung, was in der Schweiz überhaupt im Bereich Kinderschutz (von
den kantonalen Stellen abgesehen) unternommen wird. Das Angebot wird entweder durch
den Bund teilfinanziert und durch NGO‘s mit zusätzlichen Spendengelder oder Eigenmittel
durchgeführt, oder aber durch vereinzelte Kantone und entsprechenden Leistungsempfän
gern, bzw. Mandatsträgern umgesetzt. Im Wissen darum, wie gering und segmentiert die
finanzielle Unterstützung des Bundes im Bereich Kinderrechte und Kinderschutz ist, mutet
es doch ausgesprochen seltsam an, dass mit diesen wenigen „Feigenblätter“ der Präventi
on und insbesondere der Sensibilisierung und Ausbildung von Personen den Vorgaben von
Art. 5 Absätzen 1 und 2 der Konvention bereits genügend Rechnung getragen sein soll.
Damit den Vorgaben von Art. 5 Absätzen 1 und 2 der Konvention Genüge getan wird,
braucht es primär Transparenz und anschliessend einen koordinierten und systematischen
Ansatz. sowie ein bedeutenderes finanzielles Engagement zu Gunsten der Kinderrechte
und dem Schutz der Kinder.

Das in Art. 5 Abs. 3 verlangte Berufsverbot für vorbestrafte Pädokriminelle wird hingegen
durch das kürzlich vom Bundesrat vorgeschlagene Tätigkeitsverbot. welches zusätzlich auf
freizeitliche Aktivitäten mit Kindern ausgedehnt wurde, erfüllt.

Ad Art. 6 Konvention: Erziehung der Kinder

Eine spezifische und systematische Prävention für Kinder in der gesamten Schweiz ist
nicht nachweisbar, Die Aufzählung der sprachregionalen Lehrpläne und der Aktivitäten von
privaten Vereinen und Gesundheitsteams in vereinzelten Kantonen macht deutlich, dass
die Sensibilisierung der Kinder nur zufällig und keinesfalls nachhaltig erfolgt. Auch im Be
reich der Eltembildung. die zum Ziel hat, Eltern in ihrer Erzehungsarbeit wirksam zu unter
stützen, iegt ein grosses Potentai. weiches sowohl vom Bund we auch von den Kantonen



nur mangelhaft unterstützt wird. Die Hervorhebung des erfolgreichen Präventionsprojektes
für Prirnarschüler ‚Mein Körper gehört mir! der Stiftung Kinderschutz Schweiz ehrt uns
zwar, aber auch dieses Projekt wurde, obwohl in drei Landessprachen angeboten, nicht in
allen Kantonen der Schweiz durchgeführt.
Einige der Kantone haben das Projekt nun gekauft und stellen eine nachhaltige Veranke
rung des Themas und der Sensibilisierung der Kinder sicher, aber dies ist bei weitem nicht
in allen Kantonen der Fall. Im Bereich Sensibilisierung von Kindern gegen sexuelle Aus
beutung kann höchstens von punktuellen Interventionen in einigen Regionen der Schweiz
die Rede sein. Kinder und Jugendliche werden nicht gesamtschweizerisch. systematisch.
altersgerecht (Prävention vor sexueller Ausbeutung im Primarschulalter gestaltet sich an
ders als Prävention vor z.B. kommerzieller sexueller Ausbeutung bei Jugendlichen) und
nachhaltig (die Themen Kinderrechte und Prävention vor sexuelle Ausbeutung werden
wiederholt im Schulcurriculum behandelt und vertieft) sensibilisiert, Erst Langzeitstudien
werden die Wirksamkeit des Präventivprogramms aufzeigen « ein solches Monitoring wird
vom Bund nicht einmal in Betracht gezogen. „Zusammenfassend kann festgehalten wer
den, dass die Schweiz eine Vielzahl von Programmen, Aktivitäten und Vorschriften kennt,
welche den Anforderungen in diesem Bereich genügen.“ Dieser Feststellung muss die Stif
tung Kinderschutz Schweiz klar widersprechen.

Ad Art. 7 Konvention: Präventive Interventionsprogramme oder -massnahmen

Die Bestimmung verlangt den Zugang zu spezifischen Präventionsmassnahmen und -an
geboten für Personen, die sich in einem Täterrisiko sehen. Spezialisierte Angebote dieser
Art sind in der Schweiz weder für Personen, welche sich sexuell von Kindern angezogen
fühlen, jedoch noch nicht straffällig wurden, noch für Wiederholungstäter kaum ausgebaut.
Der Verweis. dass jederzeit Hilfe von Psychiater/innen, Psychologen/innen und Therapeu
tenlinnen in Anspruch genommen werden kann, ist zwar grundsätzlich korrekt, der Bedarf
an einer ausreichenden Zahl von spezialisierten Fachpersonen und an niederschwelligen
Anlaufstellen ist jedoch bei weiten nicht gedeckt.

Ziel des Schweizerischen Strafgesetzes ist die Wiedereingliederung straffällig gewordener
Täter in die Gesellschaft. Dieser Ansatz bedingt jedoch einen professionellen Umgang mit
den Risiken, insbesondere der hohen Rückfallgefahr, welche von verschiedenen Täter-
gruppen ausgehen können.

Die Schweiz verfügt heute über kein ausreichendes Risikomanagement von wieder inte
grierten Sexual- und schweren Gewalttätern. Die allfälligen Auflagen der Gerichte sind um
gehbar, die Bewährungshilfe ist oft überfordert und zu wenig spezifisch auf die Risiken,
welche von den verschiedenen Tätergruppen ausgehen, ausgebildet. Risikomanagement
bedingt sinnvolle Täterarbeit. welche aus einem interdisziplinären Netz von Stellen und
Fachpersonen besteht. das die persönlichen Kontrollmechanismen der Person stärkt. so
wie frühzeitig geeignete Schutzmassnahmen einleitet, wenn ein Kontrollverlust droht oder
eingetreten ist. Ziel muss sein, im Sinne eines gesamtschweizerischen Ansatzes, die
Massnahmen für das Risikomanagement von einzelnen Tätergruppen so auszugestalten.
dass die professionelle Arbeit der Strafverfolgungsbehörden, des Vollzugs und der Bewäh
rungshilfe sinnvoll gestärkt wird und so schliesslich der Sicherheit und dem Schutz der
Bevölkerung. insbesondere der Kinder dient.



Der erläuternde Bericht stellt leider die Lücken nicht dar und verneint den Handlungs
bedarf. Den Anforderungen von Art. 7 Konvention wird entgegen der Aussage des er
läuternden Berichts aus Sicht der Stiftung Kinderschutz Schweiz nicht Genüge getan.

Ad Art. 8 Konvention: Massnahmen für die Öffentlichkeit

Die Nennung von KOBIK an dieser Stelle ist verfehlt, da es sich um eine eigentliche Stelle
der Strafverfolgungsbehörde handelt, welche zwischenzeitlich in die Bundeskriminalpolizei
eingegliedert wurde. Zwar werden Veranstaltungen zu Gunsten von Fachpersonen aus
dem Gebiet der Rechtspflege (Gerichte. Staatsanwaltschaft, Polizei. Mitarbeitende der
Justiz etc.> durchgeführt, jedoch ist es nicht korrekt, dass KOBIK lnformationsveranstaltun
gen für Schulen (Eltern. Lehrerschaft, Schülerinnen und Schüler) anbietet. Prävention an
der Basis ist explizit nicht im Leistungsvertrag der KOBIK enthalten. Dies ergibt ein Vaku
um, welches nicht mit einer umfassenden Dienstleistung gedeckt werden kann. Die
schweizweite Kampagne „netcity.org der Stiftung Kinderschutz Schweiz und Action lnno
cence fokussiert primär die Gefahren, welche mit der Nutzung von neuen Medien zusam
menhängen; die sexuelle Ausbeutung über das Medium Internet wird nur als Teilaspekt im
gesamten Konzept behandelt. Das Projekt wurde während fast zwei Jahren sehr erfolg
reich mit einem stets ausgebuchten Kampagnenbus durchgeführt. Das ausschliesslich von
privaten Geldern finanzierte Projekt musste per Ende 2011 aus finanziellen Gründen in
dieser Form eingestellt werden. Eine weitere schweizweite Kampagne, welche sich direkt
an Kinder wendet, ist nicht geplant.

Die Schweiz hat weder in der Vergangenheit noch in der jüngeren Gegenwart umfassende
Sensibilisierungskampagnen gegen sexuelle Ausbeutung finanziert und durchgeführt. Da
bei ist insbesondere auf die fundierte Erarbeitung von Kampagnen (z.B. gegen Gewalt in
der Erziehung oder sexuelle Ausbeutung von Kinder) des Europarates hinzuweisen. Die
Materialien können von den jeweiligen Mitgliedstaaten übernommen werden, aber eine
Beteiligung an solchen Kampagnen hat die Schweiz bisher noch nicht ins Auge gefasst.
Die Schweiz hat sich wohl da und dort an kleineren Initiativen finanziell beteiligt. Viele In
itiativen, welche zur Sensibilisierung der breiten Öffentlichkeit gegen sexuelle Ausbeutung
beitragen sind jedoch mit privaten Spendengeldern finanziert. Es mutet insofern befrem
dend an, dass sich die offizielle Schweiz im erläuternden Bericht zur Konvention mit der
mehrfachen Nennung der Aktivitäten der Stiftung Kinderschutz Schweiz und ihrer Fach-
stelle ECPAT Switzerland (gegen kommerzielle sexuelle Ausbeutung von Kindern) im
Rahmen der gesamtschweizerischen Aktivitäten im Bereich Prävention gegen sexuelle
Ausbeutung von Kindern im Kapitel II — Präventive Massnahmen entlastet, sich jedoch
die finanzielle Unterstützung von staatlicher Seite für die Stiftung auf jährlich nicht mehr
als CHF 200000.— beläuft.

Aus den obigen Ausführungen muss auch für den Artikel 8 der Konvention zur Umsetzung
der Massnahmen für die Öffentlichkeit auf eine ungenügende Erfüllung geschlossen wer
den. Wie richtig erkannt wurde. müssten die Kampagnen für eine nachhaltigere Wirkung
regelmässig durchgeführt werden und eine gewisse Breite auMeisen. dafür bedarf es je
doch der Planung und Budgetierung zusätzlicher Mittel. Leider ist dem Bericht nicht zu
entnehmen, ob es sich dabei um eine reine Empfehlung handelt. oder ob dieses Ansinnen
auch wirklich umgesetzt wird und in welchem zeitlichen Rahmen mehr finanzielle Ressour
cen für eine nachhaltige Kampagnenführung gegen sexuelle Ausbeutung von Kindern zur
Verfügung stehen,



3. Spezialisierte Behörden und koordinierende Körperschaften

Ad Art. 10 Konvention: Nationale Massnahmen zur Koordination und Zusammenarbeit

Die Förderung der nationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der sexuellen Ausbeu
tung und des sexuellen Missbrauchs ist ein ausdrücklicher Zweck der Konvention (Art. 1
Abs. 1 lit. c). Gemessen an dieser Vorgabe deckt die Aufzählung zahlreicher nationaler und
kantonaler Stellen, die sich inter alia auch mit der Prävention des sexuellen Missbrauchs
und der sexuellen Ausbeutung von Kindern befassen, das nationale Koordinationsdefizit
zu. In diesem Punkt ist mehr Transparenz gefragt, gleichzeitig sollte mit einer gemeinsa
men Strategie. entsprechenden Zielen und mit einer proaktiven Harmonisierung die Her
ausforderungen des Föderalismus zu Gunsten eines professionellen Schutzes der Kinder
angegangen werden.

Mit dem Verweis auf die kürzlich überarbeitete polizeiliche Krirninalstatistik im Zusammen
hang mit der geforderten systematischen Datenerhebung ist der Forderung nach umfas
senden Daten noch keine Genüge getan. Die Datenerhebung zu sexuellem Missbrauch
und sexueller Ausbeutung weist noch immer grosse Lücken auf und die polizeiliche Krimi
nalstatistik erfasst lediglich einen kleinen Teil der Missbrauchs- und Ausbeutungsfälle. Bei
einigen Zahlen zu Delikten ist es denn auch nicht möglich, die Anzahl minderjährige Opfer
von den erwachsenen Opfern abzugrenzen, was der heutigen Auffassung von Datener
hebungen nicht genügt.

Die Stiftung Kinderschutz Schweiz bezweifelt, dass die Schweiz die Anforderungen von
Art. 10 Konvention erfüllt.

4. Schutzmassnahmen und Opferhilfe

Ad Art. 13 Konvention: Beratungsangebot

Der Bund und einige Kantone unterstützen die kostenlose nationale telefonische Beratung
für Kinder und Jugendliche finanziell. Einzelne Kantone beteiligen sich aber nach wie vor
nicht an den Kosten dieses schweizweiten Angebots.

5. Materielles Strafrecht

Ad Art. 18 Konvention: Sexueller Missbrauch

Die Stiftung Kinderschutz Schweiz geht mit den Folgerungen des erläuternden Berichts
einig, dass das geltende schweizerische Strafrecht die Anforderungen der Konvention
erfüllt.

Ad Art, 19 Konvention: Straftaten im Zusammenhang mit Kinderprostitutiori

Damit die Schweiz die Konvention ratifizieren kann. bedarf es in diesem Bereich gesetz
hohe Anpassungen im Strafrecht. Zieh der Konvention ist es, Kinder und Jugendliche bis
zum 18. Altersjahr umfassend vor Prostitution zu schützen. Gegenwärtig ist es in der



Schweiz zulässig, sich ab dem 16. Lebensjahr freiwillig zu prostituieren. Einzelne Kantone
haben bereits gewerbepolizeiliche Massnahmen gegen die Prostitution von Minderjährigen
erlassen. Weiter verlangen verschiedene parlamentarische Vorstösse auf Bundesebene
einen umfassenden strafrechtlichen Schutz.

Neu macht sich strafbar. wer eine unmündige Person der Prostitution zuführt oder in der
Absicht. daraus Vermögensvorteile zu erlangen. ihre Prostitution fördert (Art. 195 lit. a
E-StGB). Gleichzeitig wird das Schutzalter von 16 auf 18 Jahre angehoben und die Inan
spruchnahme von sexuellen Diensten mit Minderjährigen gegen Entgelt mit nachfolgender
Formulierung unter Strafe gestellt: Wer mit einer unmündigen Person gegen Entgelt sexu
elle Handlungen vornimmt oder solche von ihr vornehmen lässt, wird mit Freiheitsstrafe bis
zu 3 Jahren bestraft.

Die beiden vorgeschlagenen Änderungen, Artikel 195 lit. a E-StGB und Artikel 196 E-StGB,
sind aus Sicht der Stiftung Kinderschutz Schweiz zu begrüssen. Wichtig scheinen uns die
Ausführungen im erläuternden Bericht, dass zur Erfüllung des Tatbestandes eine Gegen
leistung auch nur versprochen werden kann, dass das Entgelt geldwerter oder anderer Art
sein kann, wie beispielsweise Drogen, Unterkunft, Essen, Markenartikel, Kleider, Ferien,
usw., dass es bereits genügt, wenn das Opfer erstmalig oder gelegentlich seinen Körper
verkauft, dass die minderjährigen Opfer selber straflos bleiben und eine Einwilligung des
Opfers in die sexuelle Handlung ohne Auswirkung auf die Strafbarkeit des Täters bleibt.

Ad Art. 20 Konvention: Straftaten im Zusammenhang mit Kinderpornografie

Im Rahmen der Ratifizierung der Konvention wird mit dem geplanten Art. 197 Ziff. 3bis
E-StGB auch der besitzlose Konsum von Kinderpornografie strafbar. Die Stiftung Kinder-
schutz Schweiz begrüsst die Schliessung dieser langjährigen Gesetzeslücke, so dass künf
tig auch das Streaming von Bildern über das Internet oder die manuelle Vergrösserung des
Cache zur Zwischenspeicherung von illegalem Bildmaterial ohne Download der Daten
strafbar ist.

Die Konvention verlangt, dass die Altersgrenze für Kinderpornografie bei 18 Jahren gesetzt
wird. Die Schweiz genügt in diesem Punkt den Anforderungen der Konvention nicht. Neu
wird deshalb die Altersgrenze für kinderpornografische Darstellungen im Art. 197 Abs. 3 ff
StGB von 16 auf 18 Jahre angehoben. Diese Änderung wird von der Stiftung Kinderschutz
Schweiz im Sinne eines umfassenden Schutzes von Kindern und Jugendlichen gegen se
xuelle Ausbeutung begrüsst. Dabei ist die Präzisierung des erläuternden Berichts hervor
zuheben, dass unmündige Personen von mehr als 16 Jahren. die voneinander einver
nehrnlich Gegenstände oder Vorführungen im Sinne von Ziffer 1 herstellen, diese besitzen
oder konsumieren, strafios bleiben. In diesem Sinne ist dem vorgesehenen Vorbehalt und
dem ergänzenden neuen Absatz 4 ter in Art. 197 StGB zuzustimmen.

Ad Art. 21 Konvention: Straftaten betreffend die Mitwirkung eines Kindes an
pornografischen Darbietungen

Dieser Artikel richtet sich gegen organisierte Live-Darbietungen von Kindern mit eindeuti
gem sexueliem Inhalt, welche uetspeIswese an einer Örtkchket oder rntteis uve
Übertragung durch Webcarns stattfinden können. Danach sollen Produzenten, Anbieter



und Konsumenten solcher illegaler Darbietungen bestraft werden. Der bestehende Art. 197
StGB deckt die relevanten Taten grundsätzlich ab, allerdings stimmt die gesetzliche Rege
lung nicht vollständig mit den Vorgaben der Konvention überein. Die in diesem Zusam
menhang vorgeschlagenen Änderungen werden daher durch die Stiftung Kinderschutz
Schweiz im Sinne eines umfassenden Schutzes befürwortet.

Neu wird demnach das Anwerben oder Veranlassen einer unmündigen Person zur Mitwir
kung an einer pornografischen Darstellung (Art. 197 Abs. 2bis E-StGB) strafbar. Dabei
spielt es keine Rolle. ob die Darbietung tatsächlich stattgefunden hat. Die Strafbarkeit des
wissentlichen Besuchs kinderpornografischer Darbietungen wird über den revidierten Pas
sus von Art. 197 3bis E-StGB abgehandelt, wonach auch besitzloser Konsum von Kinder
pornografie strafbar wird.

Ad Art. 23 Konvention: Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken und
Ad Art. 24 Konvention: Beihilfe, Anstiftung und Versuch

Art. 23 der Konvention fordert, dass die vorsätzlichen Handlung eines Erwachsenen, wel
cher mittels Informations- und Kommunikationstechnologien ein Treffen mit einer minder
jährigen Person zwecks Vornahme sexueller Handlungen vorschlägt, unter Strafe gestellt
wird. Das sog. Grooming ist eine wachsende Problematik, welche zunehmend wahrge
nommen wird. Nachbarländer planen eine entsprechende Gesetzesanpassung im Zusam
menhang mit Grooming; in Österreich beispielsweise wurde die Einführung der Strafbarkeit
von Grooming bereits bestätigt.

Die geltende Rechtsprechung wird im erläuternden Bericht dargelegt. Diese ist jedoch,
ebenfalls erwähnt, sowohl in der Praxis als auch in der Lehre sehr umstritten. Das Bundes
gericht hat sich für eine realitätsferne Handhabung dieser Sachverhalte ausgesprochen
und hat mit seinem Urteil die Rechtsanwendung im Bereich Chat und Grooming faktisch
lahmgelegt. Der Hinweis, dass die Möglichkeiten des geltenden Rechts vermutlich (noch)
nicht vollständig ausgeschöpft werden, bestätigt denn diese Problematik der Lähmung. Die
Strafverfolgung resigniert in diesem Punkt, da der gesetzte Rahmen des Bundesgerichts in
der Praxis nicht umsetzbar ist. Was bleibt ist ein abstraktes Konstrukt, Rechtsunsicherheit
und fehlender Schutz für Kinder und Jugendliche.

Diese Problematik ist hinlänglich bekannt, trotzdem legt der erläuternde Bericht dar, dass
diese Fallkonstellation im schweizerischen Strafrecht als Versuch zu sexuellen Handlungen
mit Minderjährigen strafbar ist und mit besagtem Konzept den Anforderungen der Konven
tion Genüge getan wird. Der Bundesrat lehnt es also ab, aus dem Versuch zu sexuellen
Handlungen mit Kindern einen selbständigen Hauptstraftatbestand zu machen und sieht
daher von einem neuen ausdrücklichen Straftatbestand gegen Grooming ab.

Dieser Entscheid verkennt den Zeitgeist und die Problematik bzgl. diesem Einfallstor. über
welches tagtäglich Kinder und Jugendliche in ihrer sexuellen Entwicklung und Integrität
ernsthaft gefährdet werden.

Anlässlich des Internationalen Kongresses von ASPI vom 19. — 21. Oktober 2011 wurden
die ersten Resultate der Optimus Studie über sexuelle Ausbeutung erstmals in der Schweiz
präsentiert, Der abschliessende Forschungsbericht ist noch nicht veröffentlicht, wird jedoch
bald erscheinen (www.optirnusstudy.org). Die Optimus Studie ist ein multinationales For
schungsprojekt zu Opfererfahrungen bei Kindern und Jugendlichen mit besonderem Fokus



auf sexuelle Übergriffe. Zuverlässige Daten von repräsentativen Studien sind dringend
notwendig und diese Studie wird hoffentlich für die künftige Ausgestaltung der Prävention
die nötigen Antworten liefern. Frau PD Dr. Meichun Mohler-Kuo, Forschungsbeauftragte
am Institut für Sozial- und Präventivmedizin der Universität Zürich, hat die Erhebungen für
die Schweiz geleitet. Bei ihrer Präsentation der Zahlen für die Schweiz hat sie einen signifi
kanten Anstieg von sexuellen Ubergriffen auf Kinder und Jugendliche mittels Informations
und Kommunikationstechnologien festgestellt. Diese Tatsache kann nicht ignoriert werden.
Da die Zahlen noch nicht veröffentlicht wurden. sondern lediglich in Auszügen präsentiert
wurden, empfiehlt die Stiftung Kinderschutz Schweiz dem Bundesrat, sich über die Ergeb
nisse des Forschungsprojektes zu Opfererfahrungen bei Kindern und Jugendlichen in der
Schweiz mit besonderem Fokus auf sexuelle Übergriffe dokumentieren zu lassen, damit
der Entscheid über die Einführung eines neuen Tatbestandes Grooming aufgrund von Er
kenntnissen über die neusten Entwicklungen und repräsentativen Zahlen basiert.

Die Stiftung Kinderschutz Schweiz setzt sich für die Einführung eines neuen Tatbestandes
Grooming ein und bedauert die Inanspruchnahme des Vorbehaltes. Es geht aus unserer
Sicht nicht nur darum, im Rahmen des Ratifizierungsprozesses der Konvention „Genüge zu
tun“, sondern auch Chancen zur Verbesserung des Schutzes von Kinder aktiv anzupacken
und angezeigte Anpassungen umzusetzen.

6. Ermittlungen, Strafverfolgung und Verfahrensrecht

Ad Art. 30 Konvention: Grundsätze

Gemäss Art. 30 Absatz 5 Lemma 1 der Konvention verpflichten sich die Vertragsstaaten zu
den nötigen Massnahmen, um eine wirksame Ermittlung zu gewährleisten, wobei die Mög
lichkeit zu verdeckter Ermittlung ausdrücklich erwähnt wird.

Obwohl der schweizerische Strafprozess verdeckte Ermittlungen im engeren Sinne grund
sätzlich zulässt, ist diese jedoch seit 2011 nicht mehr im präventiven, verdachtsunabhängi
gen Bereich anwendbar. In diesem Zusammenhang ist für die sog. „verdeckte Fahndung“
eine Lücke entstanden, welche noch nicht vollständig geregelt werden konnte. Gegenwär
tig haben einige Kantone die Regelungen der verdeckten Fahndung in ihren kantonalen
Polizeigesetzen integriert, wieder andere haben Projekte, welche sich im Legiferierungs
prozess befinden, und wieder andere sehen die Notwendigkeit der Regelung der verdeck
ten Fahndung nicht oder deren Einführung ist zumindest kantonalpolitisch stark umkämpft.
Dass die verdeckte Ermittlung im anlassunabhängigen Bereich auch für die Koordinations
stelle Bekämpfung Internetkriminalität nicht mehr möglich ist und KOBIK in diesem Bereich
organisatorisch dem Kanton Schwyz unterstellt werden musste, zeigt den Bedarf der Pra
xis. Die Lösung mutet indes juristisch gesehen recht abenteuerlich an. Im Zuge der Ratifi
zierung und nicht zuletzt auch für die Stärkung der Rechtssicherheit in diesem Bereich sind
die Kantone gehalten, innert nützlicher Frist die sog. verdeckte Fahndung in ihren kantona
len Polizeigesetzen zu verankern, Ob Art. 30 Konvention mit der Nennung der verdeckten
Ermittlung die verdeckte Fahndung miteinschliesst. muss offen gelassen werden. Infolge
dessen kann auch nicht beantwortet werden, ob die teilweise Legiferierung der verdeckten
Fahndung in den kantonalen Erlassen, die Anforderungen der Konvention erfüllt.



7. Auswirkungen

Die Stiftung Kinderschutz Schweiz begrüsst, dass für die Begleitung des vorgesehenen
Überwachungsmechanismus der Konvention ein Personalbedarf von 20—40 Stellen prozent
veranschlagt wird.

Hingegen ist aus Sicht der Stiftung Kinderschutz Schweiz zu beanstanden, dass im erläu
ternden Bericht keine Empfehlungen bzgl. der Finanzierung künftiger Aktivitäten im Bereich
Prävention zu finden sind. Der Hinweis. dass allfällige Mehrbelastungen im Bereich für die
Prävention ohne weiteres tragbar sein dürften, ist nicht transparent und lässt vermuten,
dass in diese Bereich, obwohl vielleicht nötig, keine grossen Anstrengungen zu erwarten
sind. Es ist befremdend, dass der Bundesrat davon ausgeht, dass die Anforderungen der
Konvention im Bereich Prävention und die Umsetzung der Schutzmassnahmen im schwei
zerischen Kontext, nebst den gesetzlichen Anpassungen im Strafgesetzbuch, zum Nulltarif
erfüllt werden.

8. Fazit

Die Stiftung Kinderschutz Schweiz unterstützt die Ratifizierung der Lanzarote
Konvention.

Der vorgeschlagene Straftatbestand, wenn sexuelle Leistungen von minderjährigen
Personen in Anspruch genommen werden und die entsprechende Erhöhung des
Schutzalters, ist zu begrüssen.

Die Anhebung des Schutzalters für pornografische Darstellungen und für pornografische
Darbietungen auf 18 Jahre, ist zu begrüssen.

Die Stiftung Kinderschutz Schweiz ersucht jedoch den Bundesrat, das Änderungspotenti
al, welches die Konvention bietet, im Sinne unserer Ausführungen ganz auszuschöpfen
und den Schutz der Kinder und Jugendlichen für die Zukunft umfassend zu gestalten.

- Dabei ist insbesondere für „Grooming“ ein ausdrücklicher Straftatbestand zu schaffen
und der vorgesehene Vorbehalt ist zurückzuziehen.

Die Bemühungen im Bereich Prävention sind gesamtschweizerisch auf allen Ebenen zu
verstärken und entsprechende Mittel sind bereitzustellen.

Wir danken für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grüsse

Stiftung Kinderschutz Schweiz

Jacquehne Fehr Kathie V‘rIederkehr
Präsidentin Gescfläftsleiterln
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An
Bundesamt für Justiz
Fachbereich internationales Strafrecht
3003 Bern Bern, den 18. November 2011

Vernehmiassung betr. Genehmigung und Umsetzung des fbereinkommens des Europarates
zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Die Dachorganisation der Schweizer Schwulen PINK CROSS befürwortet grundsätzlich denbesseren strafrechtlichen Schutz von Kindern und Minderjährigen, sofern dabei keinerleiUnterschiede zwischen homosexuellen und heterosexuellen Handlungen bzw. Darstellungengemacht werden.

Wenn das Strafrecht mit Bezug auf sexuelle Handlungen nun revidiert wird, sollten gewisseHandlungen bzw. Darstellungen sexueller Spielarten zwischen einvernehmlichen Erwachsenen beiGelegenheit dieser Gesetzesanpassung entkriminalisiert werden, wie dies bereits für die Zukunftin Erwägung gezogen, aber noch nicht umgesetzt wurde:

1. Sexuelle Darstellungen mit „ A‘ienschlichen Ausscheidungen seien nicht mehr der sog.
harten“ Pornographie zugeordnet werden, sondern der weichen Pornographie und

damit aus deni Katalog von Ai,r 1 9‘ Ziff 3 StGB gestrichen werden.

Begründung: Das Verbot der Pornographie mit menschlichen Ausscheidungen ist in der
wustlichen Welt und insbesondere Europa einzigartig und stellt ein moralisierendes
Überbleibsel aus einer vergangenen Zeit dar. Die Entkriininalisierung entspricht dem
Respekt or der Persönlichkeit und der persönlichen Freiheit einvernehmlich handelnder



erwachsener Personen unter sich. In der Praxis hat sich ferner gezeigt. dass diese
Bestimmung fast ausschliesslich gegen Schwule Männer angewandt wird (sog. ..Piss
Videos‘), was in der Auswirkung eine Diskriminierung darstellt. Die Handlung an sich (Sex
mit Ausscheidungen) stellt ferner keine Straftat dar, also sollte auch deren Darstellung nicht
strafbarer sein als die sog. „weiche“ Pornographie (Schutz von Jugendlichen nach Art. 197
Ziff. 1 und der Öffentlichkeit nach Art. 197 Ziff. 2 StGB).

2. Der lätbestancl der Gewaltpornographie sei klarer zu /iirmulieren. sodass einvernehmliche
Handlungen im Bereich des Bondings, Fetisch und SEI nicht mehr zur harten Pornographie
gezählt werden. Es sollen nur noch Darstellungen verboten sein, welche eine Handlung
zeigen. die ihrerseits eine Sra/iat darstellt.

Begründung: Es ist in der Praxis flur die Rechtsanwendenden Behörden ausserordentlich
schwierig festzustellen, wo die strafbare Gewahdarstellung im Zusammenhang mit Sex
beginnt. Klar ist einzig, dass der Klaps auf den nackten Hintern mit dem rosaroten Plastik
Teppichkiopfer noch nicht darunter fällt, alles andere ist unklar und widerspricht wohl sogar
dem Grundsatz „nulla poena sine lege“, da ‚.Gewalttätigkeiten“ als Begriff zu schwammig
ist. Bonding (Fesseispiele). Fetisch und SM-Darstellungen sind beliebte Spielarten
erwachsener Sexualität und haben mit dem Gewaltbegriff der Strafbaren Handlungen gegen
Leib und Leben des Strafgesetzbuches nichts zu tun. Diese sexuellen Spielarten finden
ausnahmslos einvernehmlich statt, was eine Strafbarkeit angesichts der als Antragsdelikte
konzipierten Tätlichkeiten ausschliesst. Als klare Richtschnur für die Strafbarkeit im
Rahmen von Art. 197 Ziff. 3 StGB sollte deshalb die Formulierung dienen, dass die
gezeigten Handlungen eine Straftat nach StGB (z.B. Vergewaltigung, Körperverletzung)
darstellen müssen.

Gerne stehen wir Ihnen bei der Umsetzung zu Diensten.

Vielen Dank für Ihre Bemühungen und

freundliche Grüsse

/

RA lic. iur. Pierre Andr Rosselet Uwe Splittdorf
Präsident Geschäfisleiter



Vereinigung der Kantonsiirztinnen und Kantonsiirzte der Schweiz
Association des mdecins cantonaux dc Suisse
Associazione dci mcdici cantonali della Svizzera

Aivics Associaziun dals medis chantunals da
Swiss Association of Cantonal Oflicers of Healt ii

Bundesamt fUr Justiz

111 t11ffl 11111 N I1II I1Kantonsarztamt 1 1 1
Chemin des Pensionnats 1 BJ00000000833493
1700 Fribourg Bundesamt für Jusbz
Tel. 026 305 79 80 Fachbereich internationales Strafrecht
Fax 026 305 79 81 3003 Bern‘

Freiburg, 18. November 2011 / CYLITP

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Damen und Herren,

Im Rahmen des oben genannten Vernehmlassungverfahrens wurde die Vereinigung der
Kantonsärzte (VKS) der Schweiz eingeladen, zum Bericht über die Genehmigung und Um
setzung der Lanzarote-Konvention sowie zum Vorentwurf des Bundesbeschlusses über die
Änderung des Strafgesetzbuches (StGB) Stellung zu nehmen. Wir danke Ihnen für diese Ge
legenheit.

Die VKS befürwortet den Vorentwurf und den erläuternden Bericht des EJPD und unterstützt
die damit einhergehenden Anderungen des StGB. Aus public health Perspektive sind insbe
sondere die weit reichenden Präventionsmassnahmen für Opfer und Täter zu begrüssen.
In Ergänzung zu den gesetzlichen Bestimmungen auf Bundesebene zu den Melderechten
von Berufspersonen an die Vormundschaftsbehörden bei Verdacht auf sexuellen Missbrauch
erlauben wir uns darauf hinzuweisen, dass viele kantonalen Gesetzgebungen weiter rei
chende Melderechte für Gesundheitsfachpersonen vorsehen. So sehen die meisten kantona
len Gesundheitsgesetze vor, dass Beobachtungen, die auf Verbrechen oder Vergehen ge
gen die sexuelle Integrität von Kindern den Strafvollzugsbehörden gemeldet werden dürfen.
Mindestens in einem Kanton besteht sogar eine Meldepflicht in so einer Situation.

Mit freundlichen Grüssen

Im Namen der VKS / AMCS

Dr. med. Chung-YoI Lee, MPH, MPA
Präsident
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Pri%ident Peter Ilodel. Oherrichter. Ohergericht, IIir%ehengrahen 15. 8001 iürich
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/ürich, le 21 noembre 2011
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1. nit droit pnal international
3003 Berne

Bundesamt für Justiz
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Approbation et mise en ouvre dc la Convention du Conseil dc I‘Europe sur la proteetion
des enfants contre I‘exploitation et les abus sexuels (convention de Lanzarote)

Mesdames.
Messieurs,

Nous votis remercions de nous avoir consults sur lohjet cit en marge.

Nous navons par rapport cc projet pas dc remarquc particulire formulcr en relation a cc
les huts dc notre association.

Nous saluons I‘arnlioration quapportera i la protection des mineurs la mise en uvre dc la
(‘onvention dc Laniarote.

Veui}Iez croire. Mesdames, Messicurs, i lexpression dc notre considration distinguc.

Peter Ilodel

Prsidem dc 1 \S\1
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Eidgenossiscnes Justiz- und Bundesamt für Justiz
Pozeidepartement EJPD
Bundeshaus West
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Bern, 23. November 2011ml
Register N 301.8

Vernehmiassungsantwort zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommensdes Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch (LanzaroteKonvention)

Sehr geehrte Damen und Herren

Für die Einladung zur Vernehrnlassung uber dte Lanzarote Konvention danken wv her
Der Schweizerische Evangelische Kirchenbund SEK begrusst die R fzierung der
Lanzarote-Konvention und die entsprechenden AnderunJ des Strafgesetiuucnes Fr
auf en reibL ngsloses Gesetzgebungsverfahren bei diesem notwendigen Schritt in der
rechtlichen Verpflichtung gegenüber Kindrn und Jugendlichen

Fur Rückf ragen steht Ihnen die Beauttragte für Theologie Frau Dr en
gerne zur Verfugung

Freund he Orusse

PD Dr Chr trc Tuor D
Leiterin des nstituts ur Thelnge und Ethk Befrit fur uu.i‘
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Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internationales Straf
recht
3003 Bern

St. Gallen, 23. November 2011

Vernehmlassung zum VE des BB über die Genehmigung und Umsetzung des
Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeu
tung und sexuellem Missbrauch vom 25. Oktober 2007 (Lanzarote-Konvention;
nachstehend abgekürzt: Übereinkommen)

Sehr geehrte Damen und Herren

Am 22. August 2011 wurde das Vernehmlassungsverfahren zur Umsetzung des
oben erwähnten Übereinkommens eröffnet. Die Juristinnen Schweiz — Femmes Ju
ristes Suisse (nachstehend JuCH, siehe auch www.lawandwoman.ch), die Berufs
organisation der Schweizer Juristinnen, die die Sicht der Frauen einbringen, er
greifen die Gelegenheit, eine Stellungnahme abzugeben.

Die Eingabefrist läuft bis zum 30.November 2011 und ist mit der vorliegenden Ein
gabe gewährt.

Es ist uns bewusst, dass die Bemerkungen zur Umsetzung nicht vollständig sind.
Wir beschränken uns auf die für uns wichtigen Aspekte.

1. Grundsätzliches: Positive Haltung zur Ratifikation

Wr begrüssen die Vorlage, die den Schutz von Kindern/Jugendlichen vor sexueller
Ausbeutng Mssbr durch eInen retlichen
Standard in EijjEojj verstärkt, sowohl im Bereich der Kinderpornografie wie der
Kinder- und Jugendlichenprostitution und insoweit auch die im Rahmen der UNO
beschlossenen Übereinkommen ergänzt. Die rasche Ratifizierung und Umsetzung
spiegelt konsequent die Haltung der Schweiz wieder, die sich in dieser Hinsicht
engagiert hat.
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Juristinnen Schweiz: Vernehmiassung Lanzarote-Konvention

dem der Täter/die Täterin den gewöhnlichen Aufenthaltsort hat, und sei es auch
die Schweiz, zu verfolgen. Im Sinne eines grenzüberschreitenden Strafrechts- und
Schutzraumes für solche Delikte ist auf den Vorbehalt zu verzichten.

3. Zur Umsetzung des Abkommens

Vorbemerkung: Wir halten uns in der nachstehenden Systematik an die Systema
tik und die Artikel des Übereinkommens und verweisen auf den für die Umsetzung
präsentierten VE zur Änderung des StGBs.

3.1. Art. 1-8 Übereinkommen:

Direkte Anwendbarkeit des Übereinkommens und Verpflichtung zur Einleitung ei
ner entsprechenden Politik; Art. 9 Übereinkommen: Partizipation von Kindern an
der Ausarbeitung von Politiken; Art. 10 Übereinkommen: Spezialisierte Behörden
und Koordinationsstellen

Auch dieses Übereinkommen enthält Artikel, die direkt anwendbar sind, nament
lich Art. 2 und Art. 3. Im Übrigen verpflichtet es die eidgenössischen und die kan
tonalen Behörden sowie, aber nicht nur, den eidgenössischen und die kantonalen
Gesetzgeber zur Einleitung einer entsprechenden Politik, einschliesslich zur Bereit
stellung der notwendigen Ressourcen, um den Schutz der Kinder zu verbessern
(siehe dazu v.a. Art. 4 Übereinkommen). Ferner hält das Übereinkommen Behör
den wie Gerichte zur Auslegung der Opferschutz- und Strafrechtsbestimmungen im
Sinne des Übereinkommens an.

Nicht nur der Bund, sondern auch die Kantone sind gefordert. Sie sind z.B. na
mentlich - gegebenenfalls über ihre Querorganisation (konkret die Erziehungsdi
rektorenkonferenz) - gehalten, gemäss Art. 6 Übereinkommen die Lehrpläne für
den Grundschulunterricht und den Unterricht auf Sekundärstufe zu überarbeiten
und anzupassen. Da ferner der Kinderschutz im Wesentlichen in die kantonale
Kompetenz fällt, werden sie grundsätzlich mitbetroffen. Auch Art. 8 Übereinkom
men nimmt die Kantone (wie den Bund) in die Pflicht. Wir teilen deshalb die Mei
nung des Erläuternden Berichts, 5. 75 Ziff. 3.2, nicht, dass „keine unmittelbare
Auswirkungen auf die Kantone (zu) erwarten“ seien (siehe dagegen Erläuternder
Bericht 5. 13f.). Im übrigen möchten wir betonen, dass die sexuelle Ausbeutung
und Gefährdung durch Kinderpornografie und Kinderprostitution wohl ebenfalls
zum Bereich „Kindermisshandlung - Kinderschutz“ gehört, indessen doch einige
Besonderheiten aufweist, die spezifisch angegangen werden müssen (zu den Aus
führungen S. 14 Erläuternder Bericht).

Noch eine besondere Bemerkung sei zu
gjommen erlaubt: Um auch Kinder von Migrantinnen und Migranten zu schützen,
ist es angezeigt, Beratungs und Interventionsprogramme gezeit tur ausiandische
Bevölkerungsgruppen anzubieten, was besondere Rücksicht auf kulturelle Eigen
heiten und die sprachliche Verständigung verlangt. Gegebenenfalls ist hier mit den
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Juristinnen Schweiz: Vernehmiassung Lanzarote-Konvention

Ausländerorganisationen und/oder mit deren kirchlichen Stellen zusammen zu ar
beiten.

verlangt, dass Kinder an der Ausarbeitung und Umset
zung von staatlichen Konzepten und Programmen ijli t werden. Diese Vor
schrift fordert ebenfalls sowohl Bund wie Kantone. Zwar zeigt der Erläuternde Be
richt verschiedene Möglichkeiten des Einbezugs von Kindern auf und verweist auch
auf die hängige Revision des Kinder- und Jugendföderungsgesetzes. Trotzdem
scheint uns die Beteiligung an der Lancierung und Ausarbeitung von Programmen
udgl. im Sinne des Übereinkommens eher zufällig und nicht wirklich gesichert.

Art. 9 (4) Übereinkommen sieht Fonds udgl. vor zur Finanzierung von Projekten
und Programmen der Zivilgesellschaft. Auch hier zeigt der Erläuternde Bericht die
bisherigen bzw. aktuellen Aktivitäten des Bundes (und der Kantone) auf. Die Juris
tinnen Schweiz anerkennen diese, glauben aber doch, dass eine konsistente Politik
wohl zur Zeit nicht in Frage gestellt, auf die Dauer aber nicht ausreichend gewähr
leistet ist. Ausserdem sind die Kriterien für die Zuweisung von Finanzmitteln
i n trans p a ren t.

Art. 10 Übereinkommen verlangt die Koordinierung der verschiedenen Massnah
men und namentlich die Aufbereitung der Daten über die diversen Aktivitäten.
Diese Aufgaben werden, soweit in seine Zuständigkeit fallend, auf nationaler Ebe
ne z.Zt. durch das BSV wahrgenommen. Wenngleich wir dessen Bemühungen
schätzen, reichen sie doch nicht aus, um die Anforderungen der Konvention zu
erfüllen. Auch die Aktivitäten des EBG mögen Fragen der sexuellen Ausbeutung
von Kindern im Sinne des Übereinkommens gelegentlich berühren, sie stehen aber
zu wenig im Zentrum dieser auf Gleichstellung der Geschlechter spezialisierten
Stelle. Analoges gilt für die EKFF, und zumindest zum Teil für die KSMM. Die EKKJ
ist wohl eine spezialisierte Kommission, welche für das Erkennen entsprechender
Probleme und die Sensibilisierung zentral ist, sie verfügt aber als beratende Kom
mission nicht über Kompetenzen und hat auch zuwenig Ressourcen, um die Aufga
ben gemäss Art. 10 Übereinkommen zu übernehmen.

Der Erläuternde Bericht zeigt mit eindrücklicher Deutlichkeit auf, dass Fragen des
Schutzes von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch in der Schweiz an vielen Orten auf- und wahrgenommen werden, dass
aber eine enorme Zersplitterung in der rechtlichen Landschaft besteht sowie kaum
spezialisierte Stellen, sondern Fragen um Kinder im wesentlichen „mit“-behandelt
werden. Das macht eine Koordination und die Sammlung, Bereitstellung und Auf
bereitung von Daten zuhanden aller von diesem Sachbereich berührten Behörden,
Kommissionen und Stellen sowie zivilgesellschaftlichen Akteurlnnen dringend er
forderlich.

Antg: Die Juristinnen Schweiz empfehlen eine ogjsatorische Stärku der
Verpflichtungen zu einer konsistenten und mit ausges
tatteten Folitik durch die Schaffun mner entsprechenden Steile m Bund evtl. zu
sarnmen mit dem Bund bei den Kantonen m Rahmen einer interkantonalen Ver
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Juristinnen Schweiz: Vernehmiassung Lanzarote-Konvention

3.4. Art. 20 (Pornografie; Art. 197 VE StGB)

Die vorgeschlagene Verschärfung der Strafbarkeit bei Pornografie über Kinder be
grüssen wir, können uns indessen nicht anfreunden damit, dass Art. 197 VE StGB
nur bei Personen unter 16 Jahren (nicht, wie die Konvention dies an sich vorsieht,
bis 18 Jahren) gelten soll. Insofern wenden wir uns gegen den Vorbehalt gemäss
Art. 1 Abs. 3 lit. a VE BB. Wir glauben, dass auch hier der Jugendschutz den Vor
rang haben muss, analog zu den Fällen von Prostitution. Die Zustimmung zu por
nografischem Material bei Personen unter 18 Jahren halten wir für nicht massge
bend, da sich diese in einer Lebensphase des Ausprobierens und der Protestation
gegen überkommene Werte befinden. Auch hier dürften sie die Langzeitfolgen zu
wenig einschätzen können.

3.5. Art. 11-14 Übereinkommen (Oferhilfe)

Besonderer Anstrengung bedarf nach Auffassung der Juristinnen Schweiz der Op
ferschutz bei Kindern deren Aufenthaltsstatus derzeit ungeklärt, unsicher oder
illegal ist. Dies gebietet auch Art 2 Übereinkommen (Diskriminierungsschutz). Es
ist auf jeden Fall zu vermeiden, dass solche Kinder (und ihre Eltern) als Folge des
Missbrauchs abgeschoben werden. Es ist ihnen nicht nur für die Dauer des Straf
verfahrens, sondern zumindest bis zur dauerhaften Erholung oder Genesung von
den Folgen sexueller Gewalt Aufenthalt zu gewähren, damit sie sich in einer stabi
len Situation wieder finden. Zu überlegen ist auch, wie solche Kinder stabilisiert
werden können, wenn ihre Familien in die Tat verwickelt sind und allenfalls aus
gewiesen werden (Abklärungen, ob die Heimatsituation der Kinder ausreichende
Sicherheit bietet; Schaffung rechtlicher Rahmenbedingungen, um den betroffenen
Kindern in der Schweiz eine Zukunft zu geben).

Antrag: Die Juristinnen Schweiz beantragen die Ergänzung der Ausländergesetz
gebung, um von sexueller Ausbeutung betroffenen Kindern und Jugendlichen ein
selbständiges Aufenthaltsrecht zu gewähren. Ausserdem sind mit den Kantonen
zusammen (und unter Einbezug der in Art. 9 Übereinkommen genannten Akteurin
nen und Akteuren) Politiken zu entwickeln, wie solche Kinder betreut und einer
von sexueller Ausbeutung freien Zukunft zugeführt werden können.

36 Art. 23 Üb e reinkommejjjjjgj

Art. 23 Übereinkommen verlangt die Vorverlegung der Strafbarkeit in den Ver
suchsbereich für das sog. Grooming, d.h. wenn Erwachsene mit Hilfe neuer Kom
munikationsmethoden den Kontakt zu Minderjährigen suchen, um mit ihnen reelle
sexuelle Handlung zu haben. Der Bericht erachtet einen besonderen Straftatbe
stand nicht für notwendig, da nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts Ver
such angenommen wird, wenn der oder die Erwachsene am vereinbarten Treff
punkt auftaucht. Bereits durch de Internetkontakte (im Chat) kann das Knd al
lerdings pornografischer Angriffe ausgesetzt sein, zu denken ist va. an den Aus
tausch von pornogra fischen Bildern und dem Einsatz von Webcams, Wir bezweifeln
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Stellungnahme zur Vernehmlassung der Genehmigung und Umsetzung des
Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellen Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme bezüglich der Genehmigung
und Umsetzung der Lanzarote-Konvention. Als Beratungsstelle für Sexarbeiterinnen
werden wir ausschliesslich zu den Artikeln, die die Prostitution betreffen Stellung
beziehen.

Grundsätzlich teilen wir die Meinung, dass Sexarbeitende eine gewisse
Lebenserfahrung mit sich bringen müssen, um diese Tätigkeit auszuüben (wie in
anderen psychosozialen Berufen auch). Dementsprechend sollen nur Mündige (18-
jährige) in der Sexarbeit tätig sein.

Betreiber und Betreiberinnen von Etablissements haben schon heute die Pflicht, keine
Minderjährigen in ihrem Betrieb arbeiten zu lassen. Dementsprechend betrifft die
Anpassung des Gesetzes vorwiegend Sexarbeiterinnen, die ihre Dienste auf der
Strasse anbieten.

Bestrafung von Freiem, welche Dienste von minderjährigen Sexarbeiterinnen in
Anspruch nehmen, soll nicht dazu führen, dass auf Schleichwegen das
Schwedenmodell eingeführt wird.

Artik& 190 / Abs. (vgL 26.2.1)

Wer eine Person weiblichen Geschlechts zur Duldung des Beischlaf nötigt, namentlich
indem er sie bedroht, Gewalt anwendet, sie unter psychischen Druck setzt oder zum
Widerstand unfähig macht, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft.

Es ist zwingend, dass Artikel 190 geschlechtsneutral formuliert wird

Im erläuternden Bericht kommen als Täter nur Aussenstehende (Zuhälter,
Bordellbetreiber, Vermieter, Betreiber von Eros-Centers, Night-Clubs, Cabaret,
Escort-Services) in Frage.

Die Erläuterungen müssen drRngend erweitert werden mit Personen
aus dem näheren Umfeld (Nachbarn, Eltern, Verwandte)

Artikel 195 / Abs, a StGB Förderung der Prostitution Minderjähriger (vgL
262 1

Au h I er ist m crlauterr dcn Bericht nur von ausstehenden Taterr d c Rede
Zuhalter Bordellbetreiber, Vcrmieter, Betreiber von Eros Cer ters Nght Clubs,

Cabarets EscortServices)



Die Erläuterungen müssen auch hier dringend erweitert werden mit
Personen aus dem näheren Umfeld (Nachbarn, Eltern, Verwandte)

Präventive Massnahmen
Das Ubereinkommen des Europarates sieht vor, nicht nur gesetzgeberische
Massnahmen vorzunehmen, welche sexuelle Ausbeutung von Kindern verhindern soll,
sondern auch präventive Massnahmen. Im erläuternden Bericht erwähnen Sie zwar
auf der Ebene Schule, Sport, Ärzteschaft etc. verschiedene bestehende präventive
Massnahmen, erwähnen aber keine präventiven Massnahmen in Bezug auf
minderjährige Sexarbeiterinnen. Seit Jahren existieren verschiedene Organisationen,
welche sich für die Rechte, Pflichten und den Schutz der Sexarbeitenden einsetzen.
Diese Organisationen leisten basisnahe Präventions- und Beratungsarbeit. Durch
diese basisnahe aufsuchende Arbeit kommen diese Organisationen als erste in
Kontakt mit minderjährigen Sexarbeiterinnen.

- Bei den präventiven Massnahmen müssen Organisationen, welche
für Sexarbeitende zuständig sind, auch erwähnt werden
Organisationen, welche für Sexarbeitende zuständig sind, müssen
finanziell unterstützt werden

Freierarbeit wird im erläuternden Bericht nicht erwähnt. Sie gehören aber zu den
Akteuren.

Freierarbeit muss als präventive Massnahme im Bericht
aufgenommen werden

Mit freundlichen Grüssen

Martha Wigger
Beratungsstelle XENIA
Langmuerweg 1
3011 Bern

24. November 2011
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Bern. den 25. November 2011

Bundesamt für Jusz
Fachbereich
Internationales Strafrecht

3003 Bern

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention); Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesrätin,
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben der SVBB Gelegenheit gegeben, zum randvermerkten Projekt bis am 30.
November 2011 Stellung zu nehmen, wofür wir Ihnen danken möchten.
Mit vorliegender Eingabe lassen wir uns innert der von Ihnen festgesetzten Frist wie
folgt vernehmen:

Nachdem sich der SVBB-Vorstand mit der Ausarbeitung etner Stellungnahme befasst
hat, wurde uns das beiliegende Arbeifspapier des Geschäftsleiters Netzwerk
Kinderrechte Schweiz“ zur Kenntnisnahme zugestellt, Nach Prüfung dieses
Dokumentes hat der SVBB-Vorstand beschlossen, sich anstelle einer eigenen
Stellungnahme diesem sorgfältig verfassten Arbeitspapier vollumfänglich
anzuschliessen. Die SVBB verzichtet deshalb grundsätzlich auf eine eigene
Stellungnahme. Einzig wird als ergänzender Hinweis bedauert, dass nebst der
sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs auch noch andere wichtige
Schutzbereiche von diesem Projekt nicht erfasst werden, insbesondere der Schutz für
Leib und Leben von Töchtern, die wegen Verletzung der sogenannten
„Familienehre“ körperlichen und seelischen Misshandlungen ausgesetzt sind.

M‘t frejndiichen Grüssen

Namens des Vorstandes

ie Prjdepn Der Sekretär:

Do‘s Ergelharit rs Mosmarn

A‘o :rce‘ ‘,e:i,er ‘Je‘ecr
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Zur Bearbeitung

Bitte anrufen

Beilagen:
- Vernehmlassung
- Arbeitspapier Netzwerk Kinderrechle Schweiz

Vernehmlassung Lanzarote
Konvention

Mit freundlichen Grüssen

‘,/RP A5‘ rkt )r‘ b-: Z
05‘ 3 51 44 05 51 4‘ vh0 svvwb

SVBB
ASCP
ASCP

Bern, den 25. November 201 1

_________

Zur Kenntnis

Bundesamt für Justiz

Fachbereich
Internationales Strafrecht

3003 Bern
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Zur Vernehmiassung über die Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des
Europa rates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Miss
brauch (Lanzarote-Konvention)

Michael Marugg, Geschäftsleiter Netzwerk Kinderrechte Schweiz

Bis am 30. November 2011 läuft das Vernehmiassungsverfahren zur Ratifizierung der Lanza
rote-Konvention mit damit verbundenen Anderungen des Strafgesetzbuches. Die Konvention
und die revidierten Artikel des StGB sollen Kinder besser vor sexuellem Missbrauch durch
Prostitution und Pornografie schützen.

Übereinkommen des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueHer Ausbeutung
und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Bei diesem Teil der Vernehmiassung geht es nur darum, ob die Konvention ratifiziert werden
soll oder nicht. Immerhin sind Anmerkungen zum erläuternden Bericht möglich, der Grundlage
der künftigen Botschaft ist.

Die Lanzarote-Konvention ist nur in einzelnen Punkten unmittelbar ein menschenrechtlicher
Vertrag, z.B. dort wo sie die Rechte kindlicher Opfer sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch schützt (Art. 1 Abs. 1 lit. b). Im Übrigen verpflichten sich die Vertragsstaaten
gegenseitig zu Massnahmen, um die sexuelle Ausbeutung und den sexuellen Missbrauch von
Kindern zu verhüten, zu bekämpfen und strafrechtlich harmonisiert zu verfolgen. In Verbin
dung mit Art. 34 Kinderrechtskonvention bestätigt und konkretisiert sie kinderrechtlich begrün
dete Schutz- und Leistungspflichten des Staates gegenüber Kindern. Während sich beispiels
weise das Fakultativprotokoll primär gegen Ausbeutungen mit kommerziellem Hintergrund
richtet, schützt die Lanzarote-Konvention unabhängig von wirtschaftlichen Motiven des Miss
brauchs. Sie schliesst im europäischen Rechtsraum Lücken und bringt Fortschritte bei den
rechtlichen Rahmenbedingungen gegen den sexuellen Missbrauch von Kindern.

Das Europäische Parlament hat am 27. Oktober 2011 in erster Lesung einer neuen Richtlinie
der Europäischen Union zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Aus
beutung von Kindern sowie der Kinderpornografie zugestimmt. Sie verpflichtet die Staaten der
EU, innerhalb von zwei Jahren gesetzgeberische und präventive Massnahmen umzusetzen,
die inhaltlich mit dem Programm der Lanzarote-Konvention vergleichbar sind. Es ist wichtig.
dass die schweizerische Umsetzung der Konvention auf diese Richtlinie abgestimmt wird.
Diese Abstimmung muss im Detail noch geleistet werden, Nach einer ersten Sichtung fallen
insbesondere drei Fragestellungen auf:

• Die EIJ Richtlinie harmonisiert die Strafrahmen, was bei der Lanzarote Konvention
nicht der Fall ist.

• Die EU Richtlinie verlangt die Möglichkeit, kinderpornografische Webseiten entweder
zu löschen oder zu sperren. Die Lanzarote Konvention regelt diese Frage nicht.

• Die EU Richtlinie stützt die Bestrebungen, einen eigenen Straftatbestand gegen
Grooming“ im Internet zu schaffen. Dazu mehr n den Bemerkungen zu Artikel 23.

Arbetspaper Lanzarote KonvenLon/30 10 11 MMa
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Aus kinderrechtlicher Sicht ist die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention zu unterstützten.
Diese Anmerkungen zum erläuternden Bericht des Bundesrates folgen der Systematik der
Konvention, die in fünf wesentliche Bereiche gegliedert ist:

• Präventive Massnahmen

• Strukturelle Massnahmen

• Schutz und Hilfe für Opfer

• lnterventionsprogramme

• Materielles Strafrecht

• Strafverfolgung

Präventive Massnahmen

Der erläuternde Bericht weist ausführlich und bisweilen zufällig auf zahlreiche Massnahmen
von Bund und Kantonen hin, die im Sinne der Konvention zur Prävention beitragen. Das Fol
gende beschränkt sich auf Hinweise zu aktuellen Fragen, die in der Kinder- und Jugendpolitik
in diesem Kontext derzeit diskutiert werden.

Artikel 5: Beschäftigung, Ausbildung und Sensibilisierung von Personen, die bei
ihrer Arbeit Kontakt zu Kindern haben

Die Vertragsstaaten verpflichten sich zu „gesetzgeberischen“ oder ‚sonstigen“ Mass
nahmen zum Schutz vor Übergriffen von Personen, die in Beruf oder Freizeit regel
mässigen Kontakt zu Kindern haben. Aufgrund der Alternative dieser Handlungsver
pflichtungen gilt die Bestimmung als erfüllt, sobald die Kantone in diesen Bereich
irgendwie aktiv sind.

Problematisch könnte die derzeit diskutierte Lockerung der Bewilligungspflicht für Pflege
kinderverhältnisse werden. Die Bewilligungs- und Aufsichtspflicht im Pflegekinderbereich
ist wichtig für die Förderung von Ausbildung und Sensibilisierung der Personen, die
Pflegekinder aus Kindesschutzgründen betreuen. Ein Abbau bestehender Schutzstan
dards kann Artikel 5 widersprechen.

Die Bestimmung verlangt in Absatz 3 ein Berufsverbot für vorbestrafte Pädokriminelle, Sie
geht insofern weniger weit als das vom Bundesrat kürzlich vorgeschlagene Tätigkeitsver
bot, das auch für freizeitliche Aktivitäten mit Kindern gelten soll.

Artikel 6: Erziehung der Kinder

Die Bestimmung verbindet die Aufklärung über die Gefahren sexueller Ausbeutung oder
sexuellen Missbrauchs mit einer Verpflichtung zu allgemeiner Aufklärung über Sexualität
während der Schulzeit. Sie unterstützt damit beispielsweise das Grundsatzpapier der
deutschschweizer Erziehungsdirektorenkonferenz zum Themenkreis Sexualität und Lehr
plan 21 Die Bestimmung steht entsprechendem Unterricht im Kindergarten oder in der
Primarschule nicht entgegen Die Forderungen einer kurzlich bei der EDK eingereichten
Petition gegen die Sexualisierung der Volksschule stehen im Widerspruch zu Artikel 6
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• Artikel 7: Präventive Interventionsprogramme oder -massnahmen

Die Bestimmung verlangt den Zugang zu spezifischen Präventionsmassnahmen für
Personen, die sich in einem Täterrisiko sehen. Spezialisierte Angebote dieser Art sind in
der Schweiz noch kaum ausgebaut. Der erläuternde Bericht stellt die Lücken und den
Handlungsbedarf nicht dar.

Strukturelle Massnahmen (Artikel 10)

Die Förderung der nationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung
und des sexuellen Missbrauchs ist ein ausdrücklicher Zweck der Konvention (Art. 1 Abs. 1 lit,
c). Gemessen an dieser Vorgabe deckt die Aufzählung zahlreicher nationaler und kantonaler
Stellen, die sich (auch) mit der Prävention des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen
Ausbeutung von Kindern befassen, das vorhandene nationale Koordinationsdefizit zu. So
gesehen ist fraglich, ob die Schweiz die Anforderungen von Artikel 10 erfüllt.

Massnahmen zum Schutz und zur Unterstützung von Opfern

• Artikel 12 Anzeige eines Verdachts auf sexuelle Ausbeutung oder sexuellen Miss
brauchs

Die Bestimmung hält Richtlinien für Mitteilungsrechte und —pflichten von Personen fest, die
in Einzelfällen sexuelle Ausbeutung oder sexuellen Missbrauch gutgläubig vermuten oder
davon Kenntnis haben. Kein Berufsgeheimnis soll einem Mitteilungsrecht an die Kindes
schutzbehörden entgegenstehen und jedermann soll entsprechende Mitteilungen an
Kindesschutz- oder Strafbehörden machen dürfen. Die Bestimmung lässt weitergehende
Mitteilungspflichten zu, ohne dies zu verlangen.

Das geltende schweizerische Recht steht mit diesen Richtlinien im Einklang. Eine vom
Parlament kürzlich überwiesene Motion von Nationalrätin Josiane Aubert (08.3790) ver
langt eine allgemeine Meldepflicht mit klar umschriebenen Ausnahmen gegenüber
Kindesschutzbehörden. Dieses Anliegen wird von Artikel 12 nicht gefordert, steht damit
aber im Einklang.

• Artikel 13: Beratungsangebote

Der Bund und verschiedene Kantone unterstützen Informations- und Beratungsdiensten
per Telefon oder Internet. Einzelne Kantone beteiligen sich aber nach wie vor nicht an den
Kosten dieser Angebote.

• Artikel 14: Unterstützung der Opfer

Absatz 3 der Bestimmung verlangt unter anderem die Möglichkeit, in Sorgeverantwortung
für das Kind stehende Täter oder Verdächtige aus dessen Umfeld zu entfernen. Dazu
verweist der erläuternde Bericht auf die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches über den
Schutz der Persönlichkeit vor Gewalt, Drohung und Nachstellungen (Artikel 28b ZGB).

Diese Bestimmungen wurden in erster Linie zum Schutz des Opfers in Paarbeziehungen
erlassen Ob gewaltbetroffene Kinder den Erlass von Wegweisungen und Annäherungs
verboten im Sinne von Art 28b ZGB wirksam einklagen oder ob sie als Kindesschutz
massnahme angeordnet werden können ist höchst fraglich Der Geschäftsstelle des Netz
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werks Kinderrechte sind zumindest keine konkreten Anwendungsfälle bekannt. Der
erläuternde Bericht legt diesbezüglich theoretische Möglichkeiten dar die keine praktische
Relevanz haben. Das führt zum Schluss, dass die Schweiz in diesem Punkt die Vorgabe
der Konvention nicht erfüllt.

Interventionsprogramme oder -massnahmen

In diesem Kapitel verpflichten sich Vertragsstaaten es in erster Linie, im Interesse des präven
tiven Schutzes auch täterzentrierte Massnahmen zu fördern

Artikel 15: Allgemeine Grundsätze

Absatz 2 dieser Bestimmung verpflichtet Vertragsstaaten zu Massnahmen für die Stärkung
der Bewährungshilfe. Dazu ist auf den kürzlichen Entwurf einer Strafrechtsrevision zur
Einführung von Tätigkeits-, Kontakt- und Rayonverbote für vorbestrafte Pädokriminelle
hinzuweisen. Die Vorlage setzt in weiten Bereichen eine Motion 08.3373 von Nationalrat
Carlo Sommaruga „Verstärkte Prävention von Pädokriminalität und anderen Verbrechen“
um. Allerdings sieht der Entwurf von den ebenfalls geforderten Massnahmen ab, mit
denen die Begleitung von Straftätern gefördert werden könnte.

Materielles Strafrecht

Mit den Bestimmungen zum materiellen Strafrechte zielt die Konvention auf eine Strafrechts-
harmonisierung unter den Vertragsstaaten.

• Artikel 18 Sexueller Missbrauch

Das schweizerische Strafrecht genügt den Anforderungen der Konvention

• Artikel 19 Straftaten im Zusammenhang mit Kinderprostitution

Damit die Konvention ratifiziert werden kann, wird eine Revision des Strafrechts vorge
schlagen, die den Schutz Minderjähriger vor Prostitution stärkt. Einzelne Kantone haben
bereits gewerbepolizeiliche Massnahmen gegen die Prostitution von Minderjährigen er
lassen. Mehrere parlamentarische Vorstösse verlangen einen schweizweit geltenden straf
rechtlichen Schutz. Die Forderung der Konvention und der parlamentarischen Vorstösse
werden mit zwei neuen Strafrechtsartikeln eingelöst.

Nach dem neuen Artikel 195 lit. a EStGB macht sich strafbar, wer die Prostitution einer
unmündigen Person fördert. Das setzt beispielsweise entgegen dem geltenden Artikel 195
StGB nicht voraus, dass die minderjährige Person zur Prostitution überredet wird. Es
genügt, wenn beispielsweise eine Infrastruktur unterhalten wird (Salon, Nacht-Club, etc.>,
die Minderjährige zur Prostitution nutzen.

Der neue Artikel 196 EStGB macht die Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen von
Prostituierten strafbar, die jünger als 18 Jahre sind Die Prostitution selber ist nicht
strafbar

4
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Beide Ergänzungen des Strafgesetzbuches sind zu begrüssen. Leider weisen weder der
erläuternde Bericht noch der ‚Rapport explicatif“ das Ausmass oder die Erscheinungs
formen der Prostitution Minderjähriger nach. Dies wäre wichtig zu wissen, weil das Straf
recht allein die Opfer nicht wirksam schützt. Dazu sind vielmehr gezielt ergänzende und
unterstützende Massnahmen nötig, beispielsweise im Umfeld von Menschenhandel oder
Drogenabhängigkeit.

• Artikel 20: Straftaten im Zusammenhang mit Kinderpornografie

Für die Umsetzung dieser Bestimmung wird auf den Vorentwurf des „Strafrahmenharmoni
sierungsgesetzes“ verwiesen, zu dem ein Vernehmlassungsverfahren bereits durchgeführt
wurde. Gemäss des geplanten Art, 197 Ziff. 3bis EStGB wird auch besitzloser Konsum
von Kinderpornografie strafbar, z.B. das Streaming von Bildern über Internet, ohne die
Daten herunterzuladen. Diese Ergänzung wird von der Konvention zwar nicht zwingend
verlangt, ist aber zu begrüssen.

Nach schweizerischer Lehre und Rechtsprechung zu Artikel 197 StGB ist fiktive Kinderpor
nografie der realen gleichgestellt. Der Bundesrat verzichtet daher auf einen Vorbehalt im
Sinne von Artikel 3 Absatz 3 der Konvention. Straflos bleiben Internet-Service-Provider,
über deren Kanäle kinderpornografisches Material an Konsumenten gelang.

Neu wird die Altersgrenze für verbotene kinderpornografische Darstellungen in den Ab
sätzen 3 ff von Artikel 197 StGB von 16 auf 18 Jahre angehoben. Dieser Schritt wird von
der Konvention verlangt und ist zu begrüssen.

Im Übrigen bleibt die seit anfangs der 90er-Jahre geltende Regelung der sexualstrafrecht
lichen Mündigkeit unverändert. Im Rahmen dieser Regelung soll straflos bleiben, wenn
Unmündige pornografische Bilder von sich mit ihrer Zustimmung und allein zu ihrem per
sönlichen Gebrauch herstellen, wenn sie in ihrem persönlichen Besitz bleiben. Dagegen
ist nichts einzuwenden, hat sich doch die geltende Regelung der sexualstrafrechtlichen
Mündigkeit weitgehend bewährt.

• Artikel 21 Straftaten betreffend die Mitwirkung eines Kindes an pornografischen
Darbietungen

Die Bestimmung richtet sich gegen organisierte Live-Darbietungen von Kindern mit ein
deutigem sexuellen Inhalt, beispielsweise unter Einschluss von „Webcams“. Danach sollen
Produzenten, Anbieter und Konsumenten solcher Darbietungen bestraft werden. Im
schweizerischen Strafrecht sind die relevanten Taten grundsätzlich von Art. 197 StGB
erfasst. Das schweizerische Regelungssystem stimmt allerdings nicht vollständig mit den
Vorgaben der Konvention überein. Deshalb schlägt der Bundesrat gewisse Ergänzungen
von Art. 197 StGB vor.

Neu wird das Anwerben oder Veranlassen einer unmündigen Person zur Mitwirkung an
einer pornografischen Darstellung strafbar (Art 197 Abs 2bis F StGB) Unerheblich ist, ob
die Darbietung tatsächlich stattgefunden hat
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Ein weiterer Punkt ist die Umsetzung von Art, 21 Abs. 2 lit. c der Konvention, wonach der
wissentliche Besuch kinderpornografischer Darbietungen strafbar sein soll. Diese Vorgabe
soll mit der bereits erwähnten Revision von Art. 3bis E-StGB erfüllt werden, wonach auch
besitzloser Konsum von Kinderpornografie strafbar wird.

Beide Änderungen sind im Interesse eines vollständigen strafrechtlichen Schutzes gegen
Kinderpornografie zu begrüssen.

• Artikel 23: Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken

Bei dieser Bestimmung geht es um „Grooming, wenn Minderjährige z.B. in Internet-Chat
Räumen für sexuelle Kontakte angemacht werden. Nach der Konvention muss nur strafbar
sein, wenn entsprechenden Vorschlägen konkrete Handlungen folgen, die zu einem Tref
fen hinführen. Ob ein Treffen tatsächlich stattfindet, bliebt unerheblich. Ohne konkrete
Handlung, die zu einem effektiven Treffen hinführen, gilt die Anmache in Chat-Formen als
straffreie Vorbereitungshandlung.

Der erläuternde Bericht legt dar, dass diese Fallkonstellation im schweizerischen Straf
recht als Versuch zu sexuellen Handlungen mit Minderjährigen strafbar ist. Mit diesem
Konzept seien die Anforderungen der Konvention erfüllt. Der Bundesrat lehnt es ab, aus
dem Versuch zu sexuellen Handlungen mit Kindern einen selbständigen Hauptstraftat
bestand zu machen und sieht von einem neuen, ausdrücklichen Straftatbestand gegen
„Grooming“ ab.

Aus der Sicht eines möglichst vollständigen strafrechtlichen Kindesschutz ist ein Haupt
strafbestand „Grooming“ aber angezeigt. Es erleichtert die Strafverfolgung, sind doch
bislang kaum diesbezügliche Urteile wegen versuchten sexuellen Handlungen mit Kindern
bekannt. Damit würde sich zudem ein Vorbehalt bei Artikel 24 der Konvention erübrigen.

In diese Richtung zielt auch Artikel 6 der neuen Richtlinie der Europäischen Union zur Be
kämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie
der Kinderpornografie. Die Bestimmung verlangt die Bestrafung von „Grooming“ und des
Versuchs von „Grooming“ und geht mit letzterem weiter als die Konvention.

• Artikel 24 Beihilfe oder Anstiftung und Versuch

Weil der Bundesrat keinen selbständigen Straftatbestand gegen Grooming“ vorsieht,
muss er eine von Artikel 24 vorgesehene Vorbehaltsmöglichkeit beanspruchen. Die Kon
vention verlangt grundsätzlich, dass auch der Versuch von „Grooming“ bestraft wird. In
Absatz 3 gewährt sie den Vertragsstaaten aber in diesen Punkt die Option, einen Vor
behalt anzubringen.

Weil nach dem Konzept des Bundesrates „Grooming“ als „versuchte sexuelle Handlung
mit Minderjährigen‘ gilt, bleibt der Versuch von ‚Grooming“ straffrei. Eine Vorverlagerung
der Strafbarkeit auf den ‚Versuch eines Versuchs (der sexuellen Handlung mit Kindern)‘
ist nicht möglich
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Diese Lücke ist bei einem entsprechenden Vorbehalt mit der Konvention vereinbar, Wenn
man die Lücke schliessen will, muss „Grooming“ als selbständiger Hauptstrafbestand ein
geführt werden. In diesem Fall würde sich auch ein Vorbehalt zu Artikel 24 der Konvention
erübrigen.

• Art. 25 Gerichtsbarkeit

Die Bestimmung liegt auf der Linie einer Strafrechtspolitik, wonach für schwere Straftaten
gegen Unmündige ein möglichst weitgehendes Universalitätsprinzip gelten soll. Zugespitzt
stellt sich die Frage bei der Strafverfolgung von Ausländern, die eine Tat im Ausland be
gangen haben und sich in der Schweiz aufhalten. Artikel 25 Absatz 1 lit. e der Konvention
sieht vor, dieses ‚extreme Universalitätsprinzip“ für alle in der Konvention geregelten Straf
tatbestände anzuwenden, erlaubt in Absatz 2 aber einen Vorbehalt. Der Bundesrat schlägt
vor, von dieser Vorbehaltsmöglichkeit Gebrauch zu machen und das Universalitätsprinzip
damit nur im Rahmen des geltenden Artikels 5 StGB anzuwenden.

Die praktische Tragweite des Vorbehalts kann im Rahmen dieses Arbeitspapiers nicht
geklärt werden. Immerhin erlaubt Artikel 5 StGB im Sinne des Universalitätsprinzips für
einzelne Taten die Strafverfolgung von Ausländern die sich in der Schweiz befinden für
einzelne Taten, die sie im Ausland begangen haben.

Nach Artikel 25 Absatz 2 der Konvention sollen sich die Vertragsstaaten für ihre Gerichts
barkeit über Taten bemühen, die sich gegen Opfer richten, die die Staatsangehörigkeit
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Vertragsstaat haben. Im schweizerischen Recht ist
der erste Fall in Artikel 6 StGB geregelt. Eine Anwendung auf ausländische Opfer mit ge
wöhnlichem Aufenthalt in der Schweiz ist dagegen nicht vorgesehen. Der erläuternde Be
richt sieht hier keinen Handlungsbedarf, weil die Konvention ja nur von „Bemühen“ spricht.
Richtig ist, dass die geltende Regelung der Konvention nicht widerspricht. Sie begründet
allerdings insofern Handlungsbedarf, als dahingehende Anstrengungen unternommen
werden sollten.

• Artikel 26 bis 29

Keine Anmerkungen

Strafverfolgung

• Artikel 30 Grundsätze

Gemäss Artikel 30 Absatz 5 verpflichten sich die Vertragsstaaten zu den nötigen Mass
nahmen, um eine wirksame Ermittlung zu gewährleisten, wobei die Möglichkeit zu ver
deckten Ermittlungen ausdrücklich erwähnt wird.

Der schweizerische Strafprozess lässt verdeckte Ermittlungen im engeren Sinn grund
sätzlich zu Problematisch sind derzeit die gesetzlichen Grundlagen für die sog verdeckte
Fahndung wenn noch kein konkreter Verdacht gegen eine bestimmte Person vorhegt

Arbellspapier Lanzarote Konvenbon30 10 1 1JMMa



Netzwerk Kinderrechte Schweiz
Rseau susse des droits de ‘enfant
Rete svizzera diritti del bambino
ChiId Rights Network SwitzerLnd

Aus dem „Rapport expiicatif zur Konvention geht nicht klar hervor, ob Artikel 30 Absatz 5
auch die Möglichkeit zu verdeckter Fahndung einschliesst Dessen ungeachtet müssen
sich die Kantone im Sinne und Geist der Konvention möglichst umgehend die dazu nöti
gen gesetzlichen Grundlagen schaffen.

Artikel 31 bis 50

Keine Anmerkungen

Verschiedenes

In einer Bemerkung zu den finanziellen und personellen Auswirkungen auf den Bund wird im
erläuternden Bericht auf zusätzlich 20 bis 40 Stellenprozente hingewiesen, um den zusätz
lichen Aufgaben für den Überwachungsmechanismus des Abkommens nachzukommen.

Es ist sehr zu begrüssen, dass für die Vertragsüberwachung angemessene Ressourcen
bereitgestellt werden. Es mutet allerdings etwas seltsam an, wenn für den spezifischen Fokus
der Lanzarote Konvention 40 Stellenprozente veranschlagt werden, während dazu
beispielsweise für die Kinderrechtskonvention keine Ressourcen vorhanden sind.

Zentrale Schlussfolgerungen:

• Die Ratifizierung der Lanzarote ist aus kinderrechtlicher Sicht zu unterstützten.
• Die schweizerische Umsetzung der Konvention sollte auf die vom Europäischen

Parlament am 27. Oktober 2011 in erster Lesung verabschiedete Richtlinie der
Europäischen Union zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen
Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie abgestimmt werden. Dazu gehört
insbesondere die Prüfung von Lösch- und Sperrmöglichkeiten für kinderpornografische
Webseiten.

• Der vorgeschlagene Straftatbestand, wenn Leistungen minderjähriger Prostituierter
beansprucht werden, ist zu begrüssen.

• Die Anhebung des Schutzalters für pornografischen Darbietungen auf 18 Jahre ist zu
begrüssen.

• Für „Grooming sollte ein ausdrücklicher Straftatbestand geschaffen werden.

Arbetspaer Lanzrote Konventvril3O 10 11/MMa



SVBB Schweizerische Verernigung der Berufsbeiständinnen und Berufsbeistände

ASCP j‘, Association suisse des curatrices et curateurs professonne1s
ASCP Associazione svzzera delle curatrici e de curatori profession3li

Bern, den 25. November 201 1

Bundesamt für Justiz
Fachbereich
Internationales Strafrecht

3003 Bern

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (1anzarote
Konvention); Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesrätin,
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben der SVBB Gelegenheit gegeben, zum randvermerkten Projekt bis am 30.
November 2011 Stellung zu nehmen, wofür wir Ihnen danken möchten.
Mit vorliegender Eingabe lassen wir uns innert der von Ihnen festgesetzten Frist wie
folgt vernehmen:

Nachdem sich der SVBB-Vorstand mit der Ausarbeitung einer Stellungnahme befasst
hat, wurde uns das beiliegende Arbeitspapier des Geschäftsleiters „Netzwerk
Kinderrechte Schweiz“ zur Kenntnisnahme zugestellt. Nach Prüfung dieses
Dokumentes hat der SVBB-Vorstand beschlossen, sich anstelle einer eigenen
Stellungnahme diesem sorgfältig verfassten Arbeitspapier vollumfänglich
anzuschliessen. Die SVBB verzichtet deshalb grundsätzlich auf eine eigene
Stellungnahme. Einzig wird als ergänzender Hinweis bedauert, dass nebst der
sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs auch noch andere wichtige
Schutzbereiche von diesem Projekt nicht erfasst werden, insbesondere der Schutz für
Leib und Leben von Töchtern, die wegen Verletzung der sogenannten
FamiIienehre“ körperlichen und seelischen Misshandlungen ausgesetzt sind.

Mit freundlichen Grüssen

Namens des Vorstandes

D4e Präsidentin: Der Sekretär:

Doris Engelhardt Urs Mosrnann

i rcr zv K jorr ) ‘

Kp z K r KrJ nveiz



SVBB Schweizerische Vereinigung der Berufsbeiständinnen und Berufsbeistände
ASCP Associati on suisse des curatrices et curateurs protessionnels
ASCP Associazione svizzera deLle curatrici e dei curatori professionaLi

Bern, den 25. November 2011

Bundesamt für Justiz
Fachbereich
Internationales Strafrecht

3003 Bern

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention); Vernehmiassung

Sehr geehrte Frau Bundesrätin,
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben der SVBB Gelegenheit gegeben, zum randvermerkten Projekt bis am 30.
November 2011 Stellung zu nehmen, wofür wir Ihnen danken möchten.
Mit vorliegender Eingabe lassen wir uns innert der von Ihnen festgesetzten Frist wie
folgt vernehmen:

Nachdem sich der SVBB-Vorstand mit der Ausarbeitung einer Stellungnahme befasst
hat, wurde uns das beiliegende Arbeitspapier des Geschäfisleiters Netzwerk
Kinderrechte Schweiz‘ zur Kenntnisnahme zugestellt. Nach Prüfung dieses
Dokumentes hat der SVBB-Vorstand beschlossen, sich anstelle einer eigenen
Stellungnahme diesem sorgfältig verfassten Arbeitspapier vollumfänglich
anzuschliessen. Die SVBB verzichtet deshalb grundsätzlich auf eine eigene
Stellungnahme. Einzig wird als ergänzender Hinweis bedauert, dass nebst der
sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs auch noch andere wichtige
Schutzbereiche von diesem Projekt nicht erfasst werden, insbesondere der Schutz für
Leib und Leben von Töchtern, die wegen Verletzung der sogenannten
‚Familienehre“ körperlichen und seelischen Misshandlungen ausgesetzt sind.

Mit freundlichen Grüssen

Namens des Vorstandes

Dc“ Se< etar

Doris Eneihardt 1rs iosimann

Beilage: Arbeitspapier Netzwerk Kinderrechte Schweiz vom 30.10,1 1
Kcple z,K, an: Netzwerk Kinderrechte Schweiz
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Vernehmiassung zum Bundesbeschluss über die Genehmigung des Übereinkom
mens des Europarates vom 25. Oktober 2007 zum Schutz von Kindern vor sexuel
1er Ausbeutung und sexuellem Missbrauch

Sehr geehrte Damen nd Herren
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Part chrtien socia Christlich soziae Partei

Bundesamt fur Justiz

III
BJ00000000608558 Bu ndesamt für Justiz

Fachbereich Internationales Strafrecht

3003 Bern

Zürich / Wünnewil, 23. November 2011

Vernehmiassung zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch (Lanzarote-Konvention).

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Die CSP Schweiz bedankt sich für die Möglichkeit, sich zur erwähnten Vorlage
vernehmen zu dürfen und äussert sich dazu wie folgt:

Die Christlich-soziale Partei der Schweiz (CSP Schweiz) erachtet es als wichtig und
richtig das vorgenannte Übereinkommen zu Ratifizieren und die schweizerische
Gesetzgebung entsprechend anzupassen.

Wichtig erscheint der CSP insbesondere, dass die Schweiz in der Bekämpfung der
sexuellen Ausbeutung von Kindern nicht abseits stehen darf. Die vorgeschlagenen
notwendigen Verschärfung einzelner Strafbestimmungen im innerstaatlichen Recht
zeigen auf, dass die Schweiz im Bereich des Kinderschutzes allzu lange sorglos war,
was zu teilweise unhaltbaren Zuständen wie der legalen Prostitution von 16 bis 18
Jährigen geführt hat. Es ist höchste Zeit, diese Missstände zu beseitigen

Zu einzelnen Bestimmungen

Die Präventionsarbeit - zu der die Schweiz nach dem Übereinkommen verpflichtet
wird .- ist nach Ansicht der CSP Schweiz nicht alleine den Kantonen zu überlassen.

Die Anstrengungen der einzelnen Kantone sind hier sehr unterschiedlich und die
Angebote teilweise luckenhaft und ungenügend, Die CSP Schweiz fordert deshalb
zumindest eine Koordination der Präventionsaufgaben durch den Bund und die



Bereitstellung von Mitteln in der gleichen Grössenordnung wie bei der Präventionskampagne gegen die HIV-Ubertragung.

Das Beratungsangebot ist schweizweit derart auszubauen, dass jedes Schulkindneben der Telefonnummer der Polizei und der Feuerwehr auch die Nummer dertelefonischen Beratung kennt. Es reicht nach Ansicht der CSP Schweiz nicht, dassBeratungsangebote bestehen. Diese sind den Betroffenen oft nicht bekannt.

Bei den lnterventionsprogrammen für straffällig gewordene Menschen im Bereichder sexuellen Ausbeutung von Kindern listet der beleuchtende Bericht zwar einigePilotprogramme auf, die in der Schweiz durchgeführt wurden oder noch durchgeführtwerden. Eine flächendeckende Einführung solcher Programme ist jedoch wedergeplant noch in Aussicht gestellt. Die CSP fordert hier intensivere Anstrengungen,damit solche Programme umgehend intensiviert und baldmöglichst gesamtschweizerisch eingeführt werden können.

Die strafrechtlichen Anpassungen des schweizerischen Strafgesetzbuches(Straftaten gegen Unmündige im Ausland, Förderung der Prostitution Unmündiger,sexuelle Handlungen mit Minderjährigen gegen Entgelt, Pornografie und die Neuregelung der Verjährung) sind nach Ansicht der CSP Schweiz nötig und gerechtfertigt. Im Gegensatz zum erläuternden Bericht ist die CSP Schweiz der Auffassung,dass ein spezieller Tatbestand für das sogenannte ‘Grooming‘ zu schaffen. Dassexuell motivierte chatten mit einem Kind sollte auch dann unter Strafe gestelltwerden, wenn es die Schwelle zu sexuellen Handlungen mit Kindern nach Art. 187StGB oder der Pornografle nach Art. 197 StGB noch nicht überschritten. Gerade inlnternet-Chatrooms müssen Kinder besonders vor Übergriffen geschützt werden. DieCSP Schweiz verlangt deshalb eine entsprechende Strafnorm für solches Verhaltengegenüber Kindern.

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Vernehmlassung und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

Christlich-soziale Partei der Schweiz (CSP Schweiz)

‘

Beat Bloch
Vize-Präsident CSP Schweiz
Kaichbühlstrasse 2
8038 Zürich
Tel. 044 728 52 75
e-mail: zjcsoecs eh

CSP Schweiz — Christlich-soziale Partei der Schweiz www.csp-pc, cl,Pasident Mans Achermann Ter 079 692 53 58 e rna‘ rn‘ap yrj« eiSekretanat: Maries Schafer Te[ 026 496 30 74 ema :efc*i spzee on



Madame Simonetta Sommaruga

Conseillere FdraIe, DFJP

Office fdraI de la justice

Bundesrain 20

3003 Bern

Genve, le 28 novembre 2011

Prise de position concernant la consultation pour I‘approbation et la mise en

uvre de la convention du 25 octobre 2007 du Conseil de l‘Europe sur la

protection des enfants contre l‘exploitation et les abus sexuols (convention de
Lanzarote)

Madame la ConseiIIre fdrale,

Nous vous remercions de nous associer au processus de consultation relatif la

convention susmentionne.

Eu gard aux comptences d‘expertise de notre association en matire de prostitution,

notre dtermination portera sur cet aspect spcifique de I‘avant-projet.

Constatant que le travail du sexe est une activit difficile requrant une certaine

maturit, nous estimons que les personnes exerant cette activit doivent ötre majeures

civilement, ö linstar de celles qul pratiquent d‘autres mötiers dans le domaine
relationnel ou psychosocial.

A Genöve, la LProst entröe en vigueur en 2010 fixe 18 ans I‘ge minimal ö partir
duquel une personne peut exercer la prostitution.

II est appropnö de prövoir des sanctions pour une personne adutte qui sollicite un

serve sexuel taufe auprös dc nineurs Nöanmons cette pratkque ne doit pas devenw
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un prtexte pour punir les clients selon des modIes appliques dans certains pays

d‘Europe. Criminaliser Je sexe tarif entre adultes consentants pousse es protagonistes

dans Ja cJandestinit, les rend vulnrabIes et expose les travailleuses et travailleurs du

sexe davantage de violence. II est impratif que Ja Suisse maintienne une bonne

politique dans Ja gestion publique du travail du sexe, base sur Ja reconnaissance des

personnes concernes et l‘acceptation sans jugement d‘une ralitö sociale qul ne

pourra jamais ötre abolie.

Avant-projet et rapport explicatif

Chapitre VI! 2.6.1 page 36, dernier paragraphe

Est punissable pour viol quiconque contraint une personne de sexe föminin subir

l‘acte sexuel...

• II importe que i‘art. 190 inclue toutes les identits sexuelles

Chapitre VI! 2.6.2.1 page 38, dernier paragraphe

Parmi les auteurs possibles, on trouve les proxönötes, les görants de maisons closes,

les propriötaires de salons de massage, les görants de centres örotiques, de bo?tes de

nuit, de cabarets, d‘agences d‘escortes, etc.

• Les termes gerants et propritaires sont tout fait appropris, mais le

terme proxente porte ä confusion. Cette infraction a supprimee du

code penal voici une vingtaine d‘annees ; depuis lors, c‘est principalement

i‘article 195 CPS qui permet de sanctionner les atteintes Ia Iibert

sexuelle et c‘est par consquent la terminologie de cette disposition qusil

y a heu de se röförer.

• Par aihleurs, ii conviendrait d‘inclure les personnes proches (volsins,

connaissances, familie) dans la liste des auteurs potentiels.



Mesures prventives

La convention du Conseil de l‘Europe prvoit de ne pas se limiter uniquement aux

mesures lgislatives pour protger les mineurs d‘exploitation sexuelle, mais galement

de recourir des mesures prventives.

A ce titre, votre rapport explicatif mentionne ‘cole, le sport, les medecins et quelques

mesures prventives existantes, mais fait abstraction de la prvention spcifique

menöe dans le domaine du travail du sexe.

Depuis 30 ans, notre association effectue sur le terrain un travail de prvention,

d‘coute et de soutien. Selon nos constatations, ii tait trs rare de rencontrer des

personnes prostitues mineures Genve avant l‘entre en vigueur de la [Prost. Les

travailleuses du sexe sont souvent mres et ont plutöt tendance dcourager les trop

jeunes femmes de se prostituer ii serait certainement appropriö et souhaitable

d‘inclure l‘expertise des personnes prostituäes dans les programmes de prvention. Sur

ce plan, le travail de bas seuil et d‘aide psychosociale de notre association porte ses

fruits. De son cöt, la brigade des mceurs, galement trs prsente dans le milieu de la

prostitution, s‘est toujours montre vigilante pour s‘assurer de la majorit civile des

personnes pratiquant cette activit.

En Suisse, ii existe une vingtaine d‘organisations but idaI ceuvrant sur le terrain

depuis de nombreuses annes. Grace aux liens privilgis quelles ont tisss, ces

organisations sont les premires pouvoir en tant que de besoin entrer en contact

avec des travailleuses et travailleurs du sexe mineurs,

• Parmi les mesures prventives, ii faut mentionner la collaboration avec les
associations et autres organisations actives sur le terrain dans le domaine

du travail du sexe.

• Les associations et autres organisations actives sur le terrain du travail du

sexe doivent tre soutenues financirement par les pouvoirs publics.

La prvention auprs des clients n‘est pas mentionne dans le rapport explicatif alors

que ceux-ci reprsentent pourtant la majorit des personnes concernes par le

commerce du sexe. En Suisse, le projet «Don Juan » dc prövention en face face

auprs des clients et sur internet fait ses preuves depuis dc nombreuses annes.

733 JCP 1
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• II est important que la prvention aupres des clients soit aussi mentionnee
par le rapport.

Restant ä votre disposition pour tous renseignements supplmentaires, nous vous

prions d‘agrer, Madame la ConseilIre fdrale, I‘expression de nos sentiments

distingus.

f
.. 1
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Sylvie Mathys, prsidente Marianne Schweizer, coordinatrice

36. ic de Mont.houx Tdt: 022 732 68 28 6220 256093
1201 Gendve Fax: 022 731 (32.46
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Schweizerische Rseau
Evangelische vangUque

Allianz suisse

Bundesamt für ]ustiz
Fachbereich
Internationaes Strafrecht
3003 Bern

Zürich, 28. November 2011

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga, sehr geehrte Damen und Herren

Gerne sind wir Ihrer Eintadung, zum Bericht über Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote
Konvention Ste[ung zu beziehen nachgekommen Auf den foLgenden Seiten finden Sie unsere
Vernehmiassungsantwort.

Zürich, 29. November2011

Thomas Hanimann

Kommunikation und Medien



Schweizerische Rseau
EvangeUsche vang1ique

Allianz suisse

VernehmIassungsantwort zum Entwurf Genehmigung und

Umsetzung des Obereinkommens des Europarates zum

Schutz von Kindern vor seue1ier Ausbeutung und

sexuettem Missbrauch vom 25. Oktober 2007 (Lanzarote
Konvention)

Die Schweizerische Evangebsche Allianz unterstützt grundsätzlich den Ansatz, Kinder und
Jugend!iche besser vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch und vor dem Abgleiten in
die Prostitution zu schützen. Die auf gemeinsamen Standards und Zusammenarbeit beruhende
internationale Zusammenarbeit ist dabei unabdingbar.

Zu den einzelnen Artikeln haben wir die folgenden Bemerkungen:

Art 2: Es ist darauf zu achten, dass besonders bei der nationalen Herkunft (Migrantinnen), keine
Diskriminierung entsteht. Der Schutz für diese Personengruppe ist eventuell weitergehend
auszubauen.

Art 3: Die Anhebung des Mündigkeitsalters von 16 auf 18 ]ahre bei der Inanspruchnahme sexueller
Dienste gegen Entgelt ist eine sinnvolle Anpassung an die internationale Konvention.

Art 5: Präventive Massnahmen sind wichtig. Sie sollen vor allem Hilfeteistungen bieten. Augenmass ist
insofern zu wahren, als dabei keine vorverurtelerde Effekte entstehen (z 8, dass männliche
Mitarbeiter in Helmen unter Ceneralvercacht gestellt ‘Aerden.)

Art 6: Verschiedene Vorfälle z.B. auf Pausenplätzen) haben aufgeschreckt und dazu veranlasst, .nter
anderem Präventionsprogramme an cen Schulen zu erarbeiten. Obwohl solche
Präventionsprogramme auch aus unserer Scht sinnvoll sind, ist fraglich, ob hier schon eine
Abstimmung mit den Möglichkeiten nd dem Auftrag der Schule stattgefunden hat. Nur durch eire
solide Einbettung in den schulischen Alltag gelingt es zu verhindern, dass solche Programme ins
Leere laufen.

m Bereci3 igendmeJ:ensc z ‘ T ncr Bu be‘spclsese irh de A stauw lattfo r e‘re
viit1ge &.‘ nacnrn3 r [ P a eiche Kin.ler ‘m Zsamm a g ‘ r m
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Art 8: Solche Öffentlichkeitskampagnen sind absolut notwendig. Von besonderer Dringlichkeit sind
gegenwärtig Kampagnen im Zusammenhang mit globaler Internet-Kriminalität und
Kindersextourismus, Für eine Aufklärungskampagne soll es auch möglich sein, die nötigen aktuellen
Daten zur Verfügung zu stellen. Dafür ist wohl auch ein systematisches Monitoring des Internets
durch eine zentrale Stelle nötig. (siehe auch Art. 10)

Art 10: Im Bereich der Koordination der verschiedenen Steilen besteht in der Schweiz ein
Nachholbedarf. Wir fragen uns, ob hier nicht eine „Stabsstelle Sexuelle Ausbeutung“ entsprechende
Koordinationsaufgaben wahrnehmen sollte.

Art 13: Im Sinne der Transparenz sollten Beratungsstellen auf ihre Qualität und Leistung geprüft
werden. Dazu sollte eine zentrale (und regelmässig aktualisierte) Liste von Beratungsstellen
verfügbar sein.

Art 14: Opfer oder potenzielle Opfer von sexueller Gewalt müssen einen möglichst unbürokratischen
und effizienten Schutz und Unterstützung erhalten.

Art 19: Die Schweiz hat auch durch die Rechtssetzung die internationale IKonvention zu erfüllen.
Bezahlte sexuelle Kontakte mit über 16-Jährigen, selbst bei Einwilligung, beinhalten immer die
Gefahr des Missbrauchs und der Bildung von grösseren Abhängigkeiten. Einer entsprechenden
Revision des Strafgesetzbuches im vorgeschlagenen Sinne stimmen wir zu.

Art 20: (197 VE-StGB) Hier stellt sich die Frage, was geschieht, wenn solche pornographischen Bilder
im Kollegenkreis der Jugendlichen (und darüber hinaus) die Runde machen.

Art 23: Wir erachten die Rechtssprechung in BGE 131 IV 105 E. 8.1 als unzureichend. Sexuell
motiviertes Chatten kann unseres Erachtens als Beginn einer Straftat gesehen werden. Eine
restriktivere Anwendung des bestehenden Rechts oder ein separater Straftatbestand wären daher
wünschenswert. Eine intensive Überwachung (bei nachgewiesenem Bedarf auch durch verdeckte
Ermittlung) ist zur Vermeidung von Straftaten notwendig.

Zürich, 29. November2011
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Ha,sjörg Leutwyler Dr. Thomas Hanimann

Naionalsekretär Kommunikation und Medien



Menschenrechte für die Frau :s FEMMES Schweiz
Human Rights for Warnen
Droits humains pour la Femme

wwwterre-des-femmes.ch
nfo@terre-des-femmes.ch

Tel +41 (0)31 311 38 79
PC-Konto 30-38394-5

Stellungnahme zur Vernehmiassung der Genehmigung und Umsetzung des

Übereinkommens des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung

und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme bezüglich der Genehmigung und Umsetzung der

sogenannten Lanzarote-Konvention.

TERRE DES FEMMES Schweiz ist eine NGO, die sich gegen Sexismus im öffentlichen Raum und gegen

geschlechtsspezifische Gewalt wendet. Im Rahmen dieser Tätigkeit leisten wir Sensibilisierungs- und

Präventionsarbeit.

TERRE DES FEMMES Schweiz unterstützt generell die Stellungnahme des FIZ Fachstelle Frauenhandel und

Frauenmigration sowie die Stellungnahme der Beratungsstelle Xenia.

Trotzdem möchte TIRRE DES FEMMES Schweiz zusätzlich auf folgende vier Punkte hinweisen:

1) TERRE DES FEMMES Schweiz erachtet die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention als ein wichtiges

Zeichen. Es ist an der Zeit, die Prostitution von Minderjährigen in der Schweiz zu verbieten und

Betroffene zu schützen. Auch sollen Freier von minderjährigen Prostituierten in die Verantwortung

gezogen werden.

2) Nach Ansicht von TERRE DES FEMMES Schweiz leben wir im westlichen Europa in einer

übersexualisierten Welt. Zudem werden alte Rollenverteilungen in der Öffentlichkeit, in den Medien,

der Werbung und teilweise auch in der Unterhaltungsbranche reproduziert Das Bild der Frau ist

dadurch zwar einerseits differenzierter geworden, andererseits werden Frauen immer noch stark

über Äusserlichkeiten wahrgenommen und entsprechend bewertet. Männer dagegen werden immer

noch als dominant und aggressiv bewertet, oder eben nicht ernst genommen, wenn sie diesem Bild

nicht entsprechen können oder möchten.

3) Das Bild der attraktiven Frau und des monetär potenten Mannes zementiert noch heute die

heterosexuelle und hierarchische Beziehung zwischen Mann und Frau. Diese nach wie vor

mehrheitlich unhinterfragte Geschlechter- und Rollenverteilung bestimmt auch die Entwicklung von

Jugendlichen und deren Potential, ein selbstbestimrntes Leben führen zu können.

—

Lii 1
E
Lii

Ui

Ui

iii

28.11 2011 Lanzarote Konvention 1/2



4) TERRE DES FEMMES Schweiz ist der Ansicht, dass Repression kaum Prostitution verhindert. Unser

Fokus ist daher die Prävention Art. 4-9. Die nachhaltigste Präventionsmassnahme zur

Verhinderung von Prostitution von Minderjährigen ist die grundsätzliche

Auseinandersetzung mit Geschlechterstereotypen und Rollenbildern sowie die

endgültige Überwindung des Sexismus

TERRE DES FEMMES Schweiz fordert daher

• den altersgerechten sexuellen Aufklärungsunterricht schweizweit auf allen Schulstufen

zu im plementieren sowie Unterrichtseinheiten und Sensibilisierungskampagnen zum

Thema Geschlechterrollen und Rollenstereotypen auf sämtlichen Schulstufen

altersgerecht einzuführen. Art. 6 der Konvention.

• TERRE DES FEMMES Schweiz fordert zudem einen neuen Diskurs über ein Verbot von

sexistischer Werbung im öffentlichen Raum und damit eine grosszügigere Auslegung von Art.

8 der Konvention.

• TERRE DES FEMMES Schweiz fordert schliesslich, dass die Medien und die Werbebranche auf

sexistische und geschlechterdiskriminierende Beiträge verzichten. Falls dies nicht

geschieht, sollen diese sanktioniert werden können. Zudem müssen Medienleute regelmässig

Weiterbildungen zum Thema Geschlechterdiskriminierung besuchen.

Wir hoffen, dass Sie unsere Anliegen aufnehmen.

Freundliche Grüsse

Natalie Trummer

Co-Geschäftsleiterin
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KONFERENZ DER SCHWEIZER STAAT5ANwALTE

C0NFERENcE SuassE DES PRocuREuRs

Die Prasidentin

Dr. jur. Esther Omirn
Oberstaatsanwaltin
Postfach 1 561 6061 Samen Bundesamt fur .1

6666688

IIIIi1i!llii1ijII
Bundesamt für Justiz

Fachbereich internationales Strafrecht
3003 Bern

Samen, 28.11.2011

Vernehmlassung Lanzarote Konvention

Sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank für die uns gebotene Möglichkeit zur Stellungnahme in oberwhnter Angelegenheit.
Aus Sicht der Konferenz der Schweizerischen Staatsanwälte ist dieser Umsetzungsvorschlag inter
nationalen Rechts vollumfnglich zu begrüssen.

Begrüsst wird insbesondere, dass das schweizerische Strafrecht bezüglich des Schutzalters im
Rahmen der Prostitutionsnormen dem europäischen Standard angepasst werden soll. Es ist zu hof
fen, dass damit dem jugendlichen Rotlichttourismus in die Schweiz Einhalt geboten werden kann.

Gemass schweizerischer Gesetzgebung zwar folgerichtig, vom Schutzgedanken her aber dennoch
fraglich, erscheint unter diesem Aspekt der Vorbehalt zu Art. 20 Abs. 1. Ferner ist hierbei inkonse
quent, dass der Vorbehalt bloss auf lit. a und e beschränkt bleibt. Die Diskrepanz liegt im Begriff
des Kindes und damit der Kinderpornographie, nicht aber spezifisch in lit. a und e. Hier zielt der im
Übereinkommen vorgesehene Vorbehalt bloss auf die Folgen und nicht auf die systemischen Unge
reimtheiten in der Sache selbst.

Ohnehin stellt sich die Frage, ob die partikuläre Anhebung des Schutzalters in der Schweiz Sinn
macht. Solches widerspricht dem System-Anspruch unseres Strafrechts und ruft fortdauernd nach
neuen Anpassungen.

Der Vorbehalt zu Art. 24 Abs. 2 ist demgegenüber angebracht. Eine Versuchsvariante bei Art, 23
könnte nach hiesiger Versuchstheorie durch andere Versuchstatbestände abgedeckt werden.

Im Weiteren wrd auf die Stellungnahme der KSBS verwiesen
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Für Fragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Für die Konferenz der Schweizer Staatsanwälte
Die Präsidentin

Dr. jur. Esther Omlin
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Postfach 5860 CH-3001 Bern

Einschreiben

Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internationales Strafrecht
Bundesrain 20
3003 Bern

Bern, den 29. November 2011
PD/JS142 14378

07161 VFG!Vernehmlassungen

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Vorab danken wir Ihnen für die Gelegenheit, zur Genehmigung und Umsetzung des
Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch Stellung nehmen zu dürfen.

Dem Dachverband VFG — Freikirchen Schweiz gehören 15 evangelische
Freikirchenverbände an mit 600 Kirchen und ca 150000 regelmässigen
Gottesdienstbesuchern. Diese Kirchen bieten ein umfangreiches Angebot an
ausserschulischen Kinder- und Jugendprogrammen an und setzen sich für das
Wohl der Kinder und Jugendlichen ein

Unser Verband begrüsst die Erweiterung des Schutzes von Jugendlichen vor
sexueller Ausbeutung und sexueNem Missbrauch. Wir unterstützen auch die
Bestrebungen. sämtliche Personen, welche gegen Entgelt sexuelle Dienstleistungen
von Unmündigen in Anspruch nehmen, unter Strafe zu stellen, unabhängig vom
Begehungsort Auch die Verfolgung des sog. ‚Grooming, d h das Anbahnen von
Kontakten zu Kindern im Internet, um dadurch später Sexualstraftaten zu begehen.
entspricht unserer Haltung. wonach strafbares Verhalten, das im Verborgenen oder
weit entfernt geschieht der Strafbarkeit nicht entgerien so
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In diesem Sinne danken wir Ihnen für die Ausarbeitung des
Gesetzesänderungsentwurfs.

Mit freundlichen Grüssen
VFG — Freikirchen Schweiz

Peter D. Deutsch, Vizepräsident

Dreifac h



Schweizerische Vereinigung für Jugendstrafrechtspflege
Sociötö suisse de droit pönal des mineurs
Societä svizzera di dirifto penale minorile

An das Eidgenössische Justiz-
und Polizeidepartement
Fachbereich internationales Strafrecht
3003 Bern

Winterthur, den 29. November 2011

Vernehmassung/Genehmigung und Umsetzung des Uebereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch (Lanzarote-Konvention)Ilhr Schreiben vom 22. August 2011

Sehr geehrte Damen und Herren

Im Namen der Vereinigung der Schweizerischen Vereinigung für Jugendstrafrechts
pflege (SVJ) danke ich Ihnen dafür, im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens
zum obgenannten Geschäft Steilung nehmen zu können.

Die SVJ begrüsst die Umsetzung und die Ratifikation der Lanzarote-Konvention. Die
vorgeschlagenen Aenderungen des Strafgesetzbuches erscheinen uns sinnvoll: auch
die vorgeschlagene Bestimmung von Art. 197 Abs. 4ter StGB, wonach unmündige
über 16 Jahre, die ‚voneinander einvernehmlich Gegenstände oder Vorführungen im
Sinne von Ziffer 1 herstellen, besitzen oder konsumieren“, straflos bleiben, erscheint
uns zweckmässig.

Aus jugendstrafrechtlicher Sicht ergeben sich keine weiteren Anmerkungen

Mit vorzüglicher Hochachtung

Der Päs+cfent

licjur. Marcel Riesen-Kupper



Kanton Zürich

An das Eidgenössische Justiz-
und Polizeidepartement
Fachbereich internationales Strafrecht
3003 Bern

Tösstalstrasse 163
8400 Winterthur
Telefon 052 / 235 07 80
Telefax 052 / 235 07 99

ref
Winterthur, 30. November 2011

Adresse
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promozione della sa!ute
& informazion, sut servizi socaili
per immigrall a statuto precario
Via Merlina 3a
CH —6962 vlganeilo
+ 41 91 973 70 67
ray daycsunnsech Gentile Signora

Simonetta Sommaruga
Consigliera federale, DFJP
Ufficio federale della giustizia
Bundesrain 20
3003 Bern

Viganello, 29 novembre 2011

Procedura di consultazione suII‘approvazione e I‘attuazione della Convenzione del
Consiio d‘Europa sulla protezione dei minori contro Io sfvttamenti e gli abusi sessuali.

Gentile Consigliera federale,

innanzitutto teniamo a ringraziarla per aver incluso la nostra associazione nella procedura di
consultazione. Da piü di dieci anni siamo attive nell‘accompagnamento e ii sostegno alle persone
ehe in Tictno si prostituiscono. La nostra associazione, unitamente al progetto Primis di Aiuto AIDS
Ticino. h o0tauito una rete di aiuto ehe offre gratuitamente consiJer..a di tipo sociale, sanitario e
giuridico alle persone ehe esercitano nell‘industria del sesso.
Nel nostro Cantone dal 2001 in vigore una legge ehe regola I‘esercizio della prostituzione. Come
in altri Cantoni, anche in Ticino, si sta lavorando ad una modifica dell‘attuale legge ed una prima
bozza stata messa in consultazione all‘inizio del 2011

Limiteremo le nostre considerazioni principalmente agli articoli della Convenzione ehe riguardano
la prevenzione e la prostituzione minorile (art.19).

Avamprogetto e rapporto espl icativo

2.2. Capitolo II Misure preventive

In generale la Convenzione ritiene fondamentale attuare misure volte alla tutela dei minori in grado
di produrre effetto prima della eommissione del reato.
Ogni Stato ehe aderisee alla Convenzione deve adottare misure legislative per prevenire tutte le
forme di sfruttamento e abuso di minori come anche potenziare le misure atte a proteggerli.
Nel diversi capitoll dedieati alle misure preventive si menzionano interventi per formare e
sensibilizzare le persone operanti a contatto con bambini sia professionisti sia persone operanti a
titolo volontario ( ad es. scuole. attivit extrafamiliari. ONG, assoeiazioni sportive e del tempo
libero,. .) noneh le persone ehe si oceupano dell‘edueazione e aecudimento del minore (genitori e
accoglienza extrafamiliare)..
A conclusione dell‘analisi sui diversi programmi e misure in atto si ritiene ehe la Svizzera adempia i
requisiti della Convenzione,

Tuttavia constatiamo rhe non vengono menzionate le
realta dellaprostituzone Rftenamo questa una lacuna poche samo convnte che le



organizzazioni attive in questo ambito potrebbero sicuramente essere attori di un messaggio
preventivo importante rispetto al tema delta prostituzione minorile poich sono a diretto contatto
con ta realt delta prostituzione.

Le misure elencate neII‘avamprogetto, volte ad informare e sensibilizzare 1 minori e le persone che
operano a contatto con i bambini, si attuano sia in contesti istituzionali sia in quelli “informali“ ma,
in entrambi 1 casi, per essere efficaci esse implicano un minimo contatto tra ii minore e la comunit
del Iuoqo in cui risiede.
Forse questo tipo di approccio non tiene in debita considerazione la casistica delle persone che
risiedono sul territorio senza un regolare permesso di sogcjiorno e in ragione della Ioro situazione
precaria hanno scarsi contatti con questi contesti,
In questi anni, fortunatamente, ci capitato raramente di confrontarci con situazioni di minori di 18
anni che si prostituivano. A nostro avviso il verlficarsi di situazioni simili piü probabile quando ii
minore (e le persone che attorno ad esso si muovono) in situazione di illeqalitä rispetto al
soqgiorno e quindi, non avendo contatti con i luoghi deputati a divulgare il rnessaggio di
prevenzione, difficilmente ne verr raggiunto.
Per questa ragione rteniamo che le misure preventive elencate nell‘aveiprogetto avrebbero
quindi scarse possibilit di raggiungere ii pubblico target dei minori stranieri senza regolare
permesso di soggiorno (oppure con uno statuto precario) che, secondo noi, proprio in ragione delta
loro situazione statutaria sono piü fragili e maggiormente esposti a “tentazioni“ e “promesse“ di
facili guadagni.

Crediamo invece che le orqanizzazioni che operano sul terreno nell‘ambito delta prostituzione
abbiano maggior possibilit di portare un messaggio di sensibilizzazione e informazione a questa
pubblico target ‚ intervenendo sia presso le persone che si prostituiscono sia presso i clienti,

2.6 Capitolo VI Diritto penale materiale

2.6.2 Prostituzione minorile

Reclutare un minore o coinvolgere ii minore neue prostituzione (art. 19 par. 1 lett a delta
Convenzione)

Nel definire i possibili autori di questo reato vengono menzionati unicamente i “protettorL / gestor/
di postriboli. 1 locatori e / gestor/ di servizi erotici, nightclub, cabaret, dancing,bar agenzie di
escort,.“. Ci sembra che questa definizione non includa anche la cerchia “amicale“ che sovente
attiva nel “reclutamento“ quindi a nostro avviso andrebbero anche menzionati amici, vicini di casa,
conoscenti, familiari,...
lnoltre ii termine protettori si presta ad interpretazioni e sarebbe meglio tralasciarlo.

Riteniamo positivo che, per la fattispecie dell‘avviamento alla prostituzione non sia necessario che
vi sia coazione in senso stretto. lnfatti ii minore ha una ridotta capacit di autodeterminazione e ciö
ancor piü quando I‘influenza esercitata dalle “cerchia amicale“.

D‘altro canto comunque positivo che si tenga aperta la possibilit di valutare singolarmente ogni
situazione. 7a capacit conoreta dcl minore di autodeterminarsi e la relazione tra autore dcl reato e la
vittima vanno vatutate ne! caso specifico“

- Obbligare un minore alla prostituzione o trarne profitto o attrimenti sfruttare un minore per
tali propositi (art. 19 par 1 lett.b delta Cnn venzione)

Riteniamo positivo l‘adeguamento del CP che prevede di punire coloro che traggono profitto e
favoriscono la prostituzione dci rninori di 18 anni.



Per quanto attiene all obbilgare un minore alla prostituzione facciamo notare che nel caso vi sia se
coazione si applicano gli articoli 189 e 190.
Lart. 190 fa rferimento unicamente ad una persona di sesso femminile e ciä andrebbe modificato
ed esteso a tutte le persone, indipendentemente da! genere.

Consideriamo positivamente II nuovo arL 195 poich:

- non solo punisce chi avvia II minore di 18 anni alla prostituzione
- ma anche chi facilita e favorisce la prostituzione per trarne vantaggi e
- inasprisce la pena per gli autori fino a 10 anni dt reclusione.

• Ricorrere aNa prostituzione minorile (art. 19 par 1 Iett.c della Convenzione)

Attualmente si puniscono clienti unicamente se la persona che si prostituisce minore di 16 anni
e se la differenza di et di superiore a tre anni. L‘attuale diritto penale svizzero non punisce
contatti sessuali consensuali in cambio di denarotra adulti e minori che hanno compiuto 16 anni
(maggior et sessuale) se tale atto compiuto per libera scelta e consapevoli che non vi sia un
rapporto di dipendenza nei confronti dell‘autore.

Consideriamo positivamente il nuovo arL 196 poich:

- punisce chi in cambio di un “corrispettivo“ compie atti sessuali con un minore di 18 anni
- punisce chi in cambio di un “corrispettivo“ fa commettere un atto sessuale ad un minore.
- ii “corrispettivo puö essere denaro ma anche alloggio. stupefacenti, cibo, articoli griffati, abiti.
- il “corrispettivo“ non deve essere effettivamente dato sufficiente che venga promesso

Riteniamo che nell‘ articolo si tenga in debita considerazione i rischi e le “tentazioni“ ai quali i
minori di 18 anni possono incorrere e la loro ridotta capacita di autodeterminazione.

Diritto civile e Diritto cantonale

In merito alle considerazioni sul Diritto civile facciamo notare che la norma di diritto civile (art
17CC) permette giä, in alcuni Cantoni come ad esempio il Ticino. in cui per esercitare la
prostituzione obbligatorio l‘annuncio in Polizia, di rifiutare ad un minore di 18 anni l‘esercizio della
prostituzione poich per legge (art. 5 Legge sull‘esercizio della prostituzione) la notifica deve essere
firmata da una persona maggiore.di 18 anni. II minorenne senza ii consenso del genitore non puö
quindi sottoscrivere l‘annuncio in Polizia

Per quanto attiene al Diritto Cantonale noto che le disposizioni cantonali possono regolare alcuni
aspetti quali i luoghi, il tempo e le modalit dell‘esercizio della prostituzione ed eventuali fenomeni
molesti (come stabilisce l‘art 199 CP) ma esse sono essenzialmente misure volte a proteggere il
pubblico.
Nella legge sul!‘esercizio della prostituzione del 2001 non vi era nessuna disposizione che vietasse
esplicitamente la prostituzione m inorile.
Nella bozza di revisione dell attuale legge si prevede invece di vietare 1 entrata nei locali erotici ai
minon di 18 anni /

LY

Monica Marcionetti
Responsabile Antenna MayDay



Madame Ja ConseIIre fdraIe

Simonetta Sommaruga

Office fdraI de Ta jusflce

Unit Droft pnal international

3003 Berne

Zurich, Je 29 novembre 2011
kuendigarbeitgeber ch

Convention du Conseil de I‘Europe sur la protection des enfants contre I‘exploitation et les
abus sexuels (convention de Lanzarote) — procödure de consultation

Madame Ta Conseiliere tederale,

Nous nous rfrons ä votre lettre du 22 aoüt 2011 relatif au sujet mentionn ci-dessus et vous remer
cions de l‘occasion qui nous est offerte de nous exprimer sur cette question.

Nous approuvons entirement l‘objectif de Ja convention mentionne, ä savoir renforcer Ja lutte contre
lexploitation et les abus sexuels concernant les enfants et protger ces derniers contre ces formes
dag ression

Nanmoins cette problmatique ne relevant pas du domaine de comptence de Union patronale
suisse, nous renonons formuler d‘autres commentaires en Ja matire.

Nous vous prions de croire, Madame la Conseillre fdrale, l‘expression de notre respectueuse
considration

UNION PATRONALE SUISSE

Thomas Daum Alexandre Plassard
Drecteur Membre de a drection
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Evangelische Frauen Schweiz (EFS)
Femmes Protestantes en Suisse (FPS)

Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internationales
Strafrecht
3003Bern

Zürich, 29. November 2011

Stellungnahme zur Vernehmiassung der Genehmigung und
Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Ratifizierung des
(Jbereinkomrnens des uroparats zum Schutz von Kindern vor
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch Stellung zu
nehmen.

Die EFS sind die Dachorganisation von rund 40‘OOO organisierten
evangelischen Frauen in der Schweiz. Wir setzen uns ein für die
Verbesserung der Situation der Frauen in Kirche, Staat und
Gesellschaft.

Wir unterstützen die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention.
In unserer Stellungnahme konzentrieren wir uns auf die Themen
Prävention, Opferschutz.
Präventive Massnahmen und Opferschutz (im Vernehmlassungstext
unter Schutzmassnahmen und Opferhilfe) liegen im
Kompetenzbereich der Kantone, es braucht aber gesamt
schweizerische Standards, die sicherstellen, dass minderjährige
Betroffene ohne Diskriminierung in allen Kantonen den gleichen
Schutz und eine einheitliche Anwendung des Gesetzes erleben. Es
darf für die Kinder unter keinen Umständen Glück oder Pech
bedeuten, in welchem Kanton ihr Fall verortet wird.

Gesc häftcsteHe Sec0tariat Wnterthurerstrasse 60, Posthch 2961 8032 Z8rich

c,schaftteQcc et eh



Präventive Massnahmen: Art. 4-9
Zur Verhinderung von sexueller Ausbeutung und Missbrauch von
Kindern sind in der Konvention unter anderem präventive Mass
nahmen enthalten. Die Schweiz zählt in ihrem erläuternden Bericht
eine Vielzahl von bestehenden präventiven Massnahmen im
Zusammenhang mit sexueller Misshandlung und sexuellem
Missbrauch auf.

• Um den Anforderungen der Konvention zu genügen,
braucht es analog dazu auch präventive Massnahmen
zur Verhinderung und Aufdeckung von Prostitution
Minderjähriger.

Im Vernehmiassungsentwurf wird der Sinn und Zweck des neuen
Art. 196 StGB darin erklärt, dass er Kinder und Jugendliche vor dem
Abgleiten in die Prostitution schützen soll. Die Kriminalisierung von
Freiem alleine wird jedoch nicht bewirken, dass das Phänomen der
minderjährigen Prostitution verschwindet. Für eine wirksame
Bekämpfung braucht es neben Schutzmassnahmen für die
betroffenen Minderjährigen ergänzende präventive
Massnahmen. In Bezug auf die Kinder und Jugendlichen, jedoch
auch in Bezug auf die Freier, deren Bewusstsein für die Situation
erhöht und Verhalten verändert werden soll, in Bezug auf
Behörden, die mit den betroffenen Kindern/Jugendlichen in Kontakt
kommen und ihre Situationen erkennen und dementsprechend
handeln sollen und in Bezug auf die Offentlichkeit.
Präventionsarbeit (aufsuchende Sozialarbeit, Freierarbeit, Beratung
von Sexarbeiterinnen, Bildungsarbeit, Offentlichkeitskampagnen
etc.) wird zu einem grossen Teil von nicht-staatlichen
Organisationen geleistet. Nirgends ist im erläuternden Bericht die
Rede von der Höhe der Kosten, die mit dieser Präventionsarbeit
verbunden sind.

• Für diese elementare Präventionsarbeit durch nicht-
staatliche Organisationen müssen vom Bund
ausreichende Ressourcen bereitgestellt werden. Es kann
nicht sein, dass der Staat sich aus der Verantwortung zieht
und diese Arbeit durch private Spenden finanziert werden
muss.

Kinder und Jugendliche: Verschiedene nicht-staatliche
Organisationen bieten rechtliche, medizinische, soziale Beratung und
Unterstützung für Sexarbeiterinnen und kommen so auch in direkten
Kontakt mit minderjährigen Sexarbeiterinnen. Damit leisten sie
niederschwellige Präventionsarbeit, welche vorn Bund finanziert
werden muss.
Freier: Die Freier können mit einem verantwortungsvollen Verhalten
wesentlich zur Bekämpfung der Minderjährigenprostitution und des



Kinderhandels beitragen. Dafür braucht es neben ihrer
strafrechtlichen Verfolgung Freiersensibilisierung. Der Bund soll sich
finanziell an Kampagnen und aufsuchender Präventionsarbeit
beteiligen, die von privaten Fachstellen geleistet wird.
Behörden: Damit Kinder und Jugendliche, die von Menschenhandel
betroffen sind, als Opfer erkannt werden, braucht es sensibilisierte
Behörden. Es muss sichergestellt sein, dass die Behörden, die mit
potentiellen minderjährigen Opfern in Kontakt kommen (wie z.B.
Polizei, Grenzwachkorps, Justiz, Migrationsbehörden,
Jugendanwaitschaft, Vormundschaftsbehörden, Sozial- und
Jugendämter) in allen Kantonen regelmässig und gezielt zum Thema
Kinderhandel weitergebildet werden. Ziel ist es, dass in den
kantonalen Behörden, welche mit potentiellen Opfern in Kontakt
kommen, Spezialisten bzw. Abteilungen mit Spezialwissen zum
Thema Kinderhandel vorhanden sind. Nur so haben die
minderjährigen Opfer eine Chance, erkannt und geschützt zu
werden

Koordinierung und Zusammenarbeit: Art. 1 Abs. 1 lit. c und Art.
10
Ausdrücklicher Zweck der Konvention ist die Förderung der
interdisziplinäre Zusammenarbeit im Kampf gegen sexuelle
Ausbeutung und sexuellen Missbrauch von Kindern (Art. 1 Abs. 1 lit.
c). Artikel 10 der Konvention konkretisiert die nationalen
Massnahmen zur Koordinierung und Zusammenarbeit, insbesondere
auch mit nicht-staatlichen Organisationen. Entgegen der
Einschätzung des Bundes sind wir der Meinung, dass die Schweiz
nicht alle Anforderungen des Artikels 10 erfüllt. In der Konvention
wird neben der nationalen explizit die lokale Ebene (gemeint ist
damit n der Schweiz die kantonale Ebene) erwähnt. In der Schweiz
sind gemäss erläuterndem Bericht zahlreiche nationale und
kantonale Behörden mit der Prävention und Bekämpfung der
sexuellen Ausbeutung und Missbrauch von Kindern befasst. Die
Koordination der Massnahmen und Zusammenarbeit der
relevanten (staatlichen und nicht-staatlichen) Behörden ist
jedoch insbesondere im Zusammenhang mit Kinderhandel
trotz der erwähnten Koordinationsstelle gegen
Menschenhandel und Menschenschmuggel KSMM nicht in
allen Kantonen gewährleistet.
Eine wirksame Bekämpfung des Menschenhandels ist nur möglich,
wenn Strafverfolgungsbehörden, Migrationsdienste, staatliche und
nichtstaatliche Or3anisationen insbesondere der Opferberatung eng
zusammenarbeiten, Im Rahmen von sogenannten Runden Tischen
treffen sich in einigen Kantonen bereits heute interdisziplinäre
Arbeitsgruppen, um gemeinsam gegen Menschenhandel
anzukämpfen, Eine solche Zusammenarbeit ist jedoch noch nicht inallen Kantonen verankert. Ausserdem ist Kinderhandel in den



bestehenden Runden Tischen bisher kein Fokus. Damit die
behördliche Tätigkeit und die Betreuung von minderjährigen Opfern
in sämtlichen Kantonen auf einem interdisziplinären Ansatz beruht,
bedarf es einer verbindlichen Verpflichtung der Behörden zur
Zusammenarbeit mit Fachstellen in allen Kantonen.

Es müssen in sämtlichen Kantonen Runde Tische gegen
Menschenhandel initiiert werden. Sie sollen sich speziell

des Themas Kinderhandel annehmen und auf die
Besonderheiten beim Umgang mit minderjährigen
potentiellen Opfern von Menschenhandel eingehen d.h.
die gewohnten Abläufe der involvierten Behörden und
Fachstellen dahingehend anpassen. Zudem braucht es
die verbindliche Verpflichtung der Behörden zur
Zusammenarbeit mit nicht-staatlichen Fachstellen in
allen Kantonen

Opferschutz: Art. 11-14
Minderjährige Opfer von sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch sollen gemäss Konvention die bestmögliche
Unterstützung, Schutz und Betreuung erhalten. Dem Opferschutz
und den Opferrechten liegt gemäss Art. 2 ein Nichtdiskriminierungs
grundsatz zugrunde. Entgegen der Einschätzung des Bundes sind
wir der Meinung, dass die Schweiz diese zentralen Anforderungen
der Konvention nicht erfüllt.
Insbesondere Kinder und Jugendliche, die Opfer von
Menschenhandel werden, erleben dies als markante Zäsur in ihrem
Leben, welche mit einer starken Traumatisierung einhergeht und die
weitere Entwicklung des Kindes erheblich gefährdet. Sie brauchen
eine sichere Unterkunft und Fachpersonen, die sie in der
Verarbeitung des Erlebten und der Entwicklung von Lebens-
perspektiven (z.B. Ausbildung und mögliche Rückkehr) unterstützen.
Eine spezialisierte Betreuung und Beratung von minderjährigen
Opfern und die Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen
opferunterstützenden Organisationen ist in der Schweiz nicht in allen
Kantonen sichergestellt. Trotz einiger Fortschritte (in Kantonen
mit Kooperationsmechanismen zwischen staatlichen und
nicht staatlichen Stellen und spezialisiertem Opferschutz und
—Betreuung) fehlt es in der Schweiz an einem umfassenden
Opferschutzprogramm und an aufenthaltsrechtlichen
Garantieren für (minderjährige) Opfer von Menschenhandel.
Opfer von Menschenhandel haben bis jetzt in der Schweiz kein
garantiertes Aufenthaltsrecht, Sie erhalten lediglich eine Bedenkzeit
von 30 Tagen, in der sie sich entscheiden müssen, ob sie mit den
Behörden kooperieren wollen. Nur wenn sie sich bereit erklären, mit



den Behörden zusammenzuarbeiten und gegen die Täter auszu
sagen, können sie ein vorübergehendes Aufenthaltsrecht für die
Dauer des Strafverfahrens erhalten.
Es besteht ausserdem die Möglichkeit in Härtefällen eine langfristige
Aufenthaltsbewilligung zu erteilen, diese Möglichkeit wird jedoch von
Kanton zu Kanton unterschiedlich gehandhabt und bietet somit für
die Opfer keine Rechtssicherheit. Nur ein bedingungsloses
Aufenthaltsrecht für Opfer von Menschenhandel, welches
nicht an die Aussagebereitschaft geknüpft ist, kann für die
Betroffenen einen umfassenden Schutz, die Gewährleistung
der Opferrechte und die benötigte Betreuung sicherstellen.

Nicht aussagewillige Opfer werden heute in der Regel abgeschoben.
Diese Praxis ist insbesondere bei Minderjährigen höchst
problematisch und widerspricht Art. 11 und Art. 14 der vorliegenden
Europa ratskonvention.

> Es gilt zu berücksichtigen, dass Kinder oft mit gefälschten
Papieren einreisen, welche ihnen Mündigkeit attestieren.
Minderjährige Opfer zu identifizieren wird daher zu einer
Herausforderung und erheblich erschwert.

Bei minderjährigen Opfern bedarf es mehr Zeit und engere
soziale Betreuung, um ermessen zu können, ob ein Kind
aussagefähig und —bereit ist. Es kann sehr lange dauern,
Vertrauen zu traumatisierten und viktimisierten Kindern zu
gewinnen.

.- Bevor minderjährige Opfer zurückgeschickt werden, ist
sicherzustellen, dass ihnen ihre Opferrechte gewährt wurden.
Ebenso muss geklärt sein, ob die Familie mit der Ausbeutung
in Zusammenhang steht und in welche Strukturen (Familie,
Heim, etc.) die Kinder zurückkehren.

• Um der Europaratskonvention gerecht zu werden,
braucht es mehr Ressourcen für die spezialisierte
Opferberatung in allen Kantonen und
aufenthaltsrechtliche Garantien. Nur so kann
Opferschutz und Opferrechte für alle Betroffenen ohne
Diskriminierung sichergestellt werden.

Strafrecht bezüqlich Kinderprostitution: Art. 19

Neben dem menschenrechtsverletzenden Menschenhandel, gibt es
die selbstbestimmte Sexarbeit. Für Minderjährige ist dies aus
unserer Erfahrung aber fast nicht möglich. Sexarbeit ist eine harte
Arbeit, in der es Lebenserfahrung und Durchsetzungsvermögen
braucht. Das Risiko gesundheitliche Probleme, Ausbeutung und



Gewalt zu erleben ist grösser als in anderen Berufsgruppen. Es ist
unwahrscheinlich, dass eine 16-Jährige sich in diesem bisher wenig
regulierten und geschützten Umfeld in Freiheit und Selbstbestimmng
und ohne physiscie und psychische Folgen für ihre Gesundheit
behaupten kann.

Eigentlich ist es erstaunlich, dass unsere Gesellschaft bisher einem
jungen Menschen die gewerbsmässige Prostitution zutraut, während
sie für andere belastende und risikoreiche Tätigkeiten schon nur für
den Antritt der Ausbildung ein Mindestalter von 18 oder gar 21
voraus setzt.
Gesetze sollen gesellschaftliche Normen widerspiegeln. Jugendliche
dürfen unter 18 Jahren nicht autofahren und keinen hochprozentigen
Alkohol kaufen. Wenn es für den Alkoholkonsum ein Schutzalter
gibt, sollten Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr auch vor
gewerblicher Prostitution geschützt werden.
Mit dem neuen Artikel 195 lit. a StGB wird mit bis zu zehn Jahren
bestraft, wer eine unmündige Person der Prostitution zuführt oder
sie fördert. Mit dem geplanten Artikel 196 StGB wird die
Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen Minderjähriger unter
18 Jahren gegen Entgelt strafbar. Die betroffenen Minderjährigen
werden nicht kriminal!siert, ebenso wie sexuelle Kontakte zwischen
Unmündigen über 16 Jährigen im Rahmen von Liebesbeziehungen.
Die EFS befürworten, dass Freier sich strafbar machen, wenn
sie die Dienste einer minderjährigen Sexarbeiterin in
Anspruch nehmen Es ist dem Freier zumutbar, die Frage des
Alters zu klären, im Zweifel kann er sich entscheiden, sein Vorhaben
aufzugeben. Wie in den Ausführungen bemerkt wird, ist es jedoch
wichtig und richtig, dass sexuelle Kontakte zwischen Unmündigen
nicht kriminalisiert werden und dass jeweils im Einzelfall geprüft
wird, ob eine strafbare Handlung vorliegt. Nicht jedes Geschenk ist
als Entgelt für sexuelle Dienste zu verstehen und ist das Mädchen
beispielsweise 17 und der Mann 21, ist nicht per se von
Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen zu sprechen.

Ebenso begrüssen wir, dass die minderjährigen Sexarbeiterlnnen
nicht kriminalisiert werden sollen. Im Vernehmlassungsentwurf wird
der Sinn und Zweck des neuen Art. 196 StGB darin erklärt, dass er
Kinder und Jugendliche vor dem Abgleiten in die Prostitution
schützen soll. Das Strafrecht alleine wird jedoch nicht
bewirken, dass das Phänomen der minderjährigen
Prostitution verschwindet und die betroffenen
Minderjährigen wirksam geschützt werden Wie im explanatroy
report Kommentar 131 festgehalten, befinden sich viele der
betroffenen Minderjährigen in einer schwierigen persönlichen,
ökonomischen oder familiären Situation.



Für minderjährige Sexarbeiterlnnen braucht es
speziellen Begleit- und Schutzmassnahmen, die in
Zusammenarbeit von Behörden und spezialisierten
Fachstellen in allen Kantonen eingerichtet werden
müssen (vgl.. unsere Forderungen zu Koordinierung und
Zusammenarbeit sowie Opferschutz).

Recht im Strafverfahren: Art. 30-36
Die Europaratskonvention fordert die Berücksichtigung der
besonderen Verletzlichkeit von Minderjährigen in Ermittlungs- und
Strafverfahren im Rahmen der sexuellen Ausbeutung und des
sexuellen Missbrauchs von Kindern.

Wir fordern, dass bei minderjährigen Opfern von Menschenhandel
besonders auch auf die Verfahrensvorschriften bei kindlichen Opfern
zu achten ist. Um eine Reviktimisierung von minderjährigen Opfern
zu verhindern, brauchen die Kinder Konstanz in Bezug auf ihre
Ansprechperson und Vertretung. Weiter ist insbesondere darauf zu
achten, dass speziell in Anhörung von Kindern Beamte auch zum
Thema Menschenhandel und Kinderhandel weitergebildet werden,
um für die Herausforderungen aufgrund der Komplexität der Fälle
gerüstet zu sein.

Art 31 Abs. 1 lit. f
Im Erläuternden Bericht des Bundes wird die StPO und das neue
ZeugSG erwähnt, um darzulegen, dass die Schweiz die Ansprüche
von Art. 31 Abs. 1 lit. f erfüllt. Diese Massnahmen erfassen nur den
Schutz von Personen, die aufgrund ihrer Mitwirkung in einem
Strafverfahren einer erheblichen Gefahr ausgesetzt sind. Unserer
Ansicht nach fehlt ein umfassender Schutz für Opfer unabhängig von
ihrer Teilnahme im Strafverfahren. Nur schon das Weggehen aus
einer Ausbeutungssituation kann zu einem lebensgefährlichen Risiko
werden, sogar ohne dass sie in einem Strafverfahren gegen Täter
aussagen.

s Daher fordern wir, dass effektive und spezifische
Opferschutzmassnahmen erarbeitet werden, die
allenfalls im OHG oder in der neuen StPO aufgenommen
würden.

Art. 32
Die Ermittlungen und Strafverfolgung sollen gemäss vorliegender
Konvention nicht von einer Anzeige, Anklage oder Aussage des
Opfers abhängig gemacht werden. Wie im Erläuternden Bericht des
Bundes festgehalten, sind zwar sämtliche strafbaren Handlungen
gegen die sexuelle Integrität im Sinne der Konvention als



Offizialdelikte ausgestaltet. Es ist uns jedoch in der Schweiz im
Zusammenhang mit Menschen- bzw. Kinderhandel kein Verfahren
bekannt, das ohne die Opferaussage eröffnet worden wäre. Aber
gerade für minderjährige Opfer bedeuten Strafverfahren eine
grosse Belastung. Daher wäre es in ihrem Interesse,
Strafverfahren auch mit anderen Beweismitteln als der
Opferaussage zu stützen.

Art. 34 und 36
Die Konvention fordert, dass die Ermittlungsbehörden und die Justiz
(Richterlnnen, Staatsanwätlnnen, RechtsanwältInnen) auf dem
Gebiet der Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung und Missbrauch
von Kindern spezialisiert und geschult werden. Die Schulung und
deren Finanzierung sei Sache der Kantone und damit erfülle das
Schweizer Recht die Verpflichtungen aus den betreffenden Artikeln,
steht im Erläuternden Bericht des Bundes.
Bei der Spezialisierung der Ermittlungsbehörden auf dem
Gebiet Menschen- bzw. Kinderhandel gibt es kantonal grosse
Unterschiede: Es kann heute nicht von einer
flächendeckenden Qualifizierung ausgegangen werden. In
Kantonen mit spezialisierten Ermittlungseinheiten werden Opfer von
Menschen- bzw. Kinderhandel vermehrt erkannt und mit der
spezialisierten Interventionsstelle FIZ Makasi in Kontakt gebracht.
Immer noch kommt es aber vielerorts vor, dass bei Polizeikontrollen
Betroffene nicht erkannt und direkt in ihr Heimatland
zurückgeschafft werden. Dies ist gerade bei Minderjährigen sehr
problematisch. Auch die Spezialisierung von Staatsanwältlnnen ist
zentral und führt zu mehr und erfolgreicheren Gerichtsurteilen.
Einen Bedarf an Schulung und Spezialisierung sehen wir
gesamtschweizerisch bei allen involvierten Behörden und in
besonderem Mass bei Richterlnnen.

Wir fordern vom Bund, dass er alle Kantone dazu
auffordert, die Polizei, Staatsanwältlnnen,
RechtsanwältInnen und Richterlnnen zum Thema
Menschen- und insbesondere Kinderhandel
weiterzubilden und diese Behörden mit Spezialisten
auszustatten. Der Bund soll gerade diese Konvention
dazu nutzen, den Kantonen ihre Verantwortung deutlich
zu machen. Er darf sich nicht damit begnügen, dies den
Kantonen zu überlassen, sondern sollte
gesamtschweizerische Mindeststandards einführen.

Zusammenfassung

De EFS begrüssen die Ratifizierung des übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexuefler Ausbeutung und



sexuellem Missbraucch. Um die Anforderungen der Konvention zu
erfüllen, fordern wir:

• Präventive Massnahmen zur Verhinderung und Aufdeckung
von Prostitution Minderjähriger,

• Ausreichende Ressourcen für die präventive Arbeit,
insbesondere auch für die Arbeit, die von nicht-staatlichen
Organ isatbnen geleistet wird.

• Die Kantone in die Pflicht zu nehmen, dass die Behörden, die
mit potentiellen minderjährigen Opfern in Kontakt kommen
(wie z.B. Polizei, Grenzwachkorps, Justiz, Migrationsbehörden,
Jugendanwaitschaft, Vormundschaftsbehörden, Sozial- und
Jugendämter), regelmässig und gezielt im Gebiet des
Kinderhandels weitergebildet werden.

• Alle Kantone zur Initiierung von Runden Tischen gegen
Menschenhandel aufzufordern, und sich des Themas
Kinderhandels anzunehmen.

• Neben den strafrechtlichen Anpassungen in der gesamten
Schweiz die Gewährleistung des Opferschutzes und der
Opferrechte. Dazu braucht es in allen Kantonen mehr
Ressourcei für die spezialisierte Opferberatung und
aufenthaltsrechtliche Garantien.

Auch wenn präventive Massnahmen, der Opferschutz oder die
Schulung von Behörden kantonale Kompetenzen sind, sollte der
Bund die Gelegenheit nutzen, im Rahmen der Ratifizierung der
Europaratskonvention zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch gesamtschweizerische
Minimalstandards zu fordern.

Mit freundlichen Grüssen

Evangelische Frauen Schweiz EFS
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Liselotte Fueter EvaMaria Fontana
CoPräsideritin CoPräsidentin
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Bern, 29. November 2011

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch vom 25. Oktober 2007 (Lanzarote-Konvention)

STELLUNGNAHME VON AMNESTY INTERNATIONAL, SCHWEIZER SEKTION

Sehr geehrte Damen und Herren

Für die Gelegenheit, zum oben genannten Vernehmlassungsentwurf Stellung zu nehmen, danken wir Ihnen
bestens. Wir beschränken unsere Stellungnahme im Wesentlichen auf die Thematik der Prostitution von
Minderjährigen, dies auch im Zusammenhang mit der Arbeit von Amnesty International zu Frauenhandel
und Zwangsprostitution.

nfassug

Amnesty International begrüsst die Vorlage zur Ratifizierung und Umsetzung der Lanzarote-Konvention
sehr.

Sie verstärkt den Schutz von Kindern/Jugendlichen vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
und schliesst was dringend nötig war die diesbezüglich bestehende Lücke für die Altersgruppe der 16-
bis 18-Jährigen. Die sexuelle Mündigkeit von Jugendlichen darf nicht so weit ausgelegt werden, dass es
für minderjährige Personen möglich sein soll, sich selbst zu prostituieren.

Die Urteilsfähigkeit der Jugendlichen ist in diesem Alter noch nicht hinreichend ausgeprägt, als dass sie
die Tragweite dieses Schrttes in seinem vol!en Llmfang zu begreifen vermöchten. Richtigerweise sieht die

AMNESTY INTERNATIONAL Lh,v r ktl r SE-iu us cz vLjr hrga se 1 rj

1 ÷41 3130 222 F 41 .31 3233 nto4smnestJ 0 ww rrstv ci 341 0 IBON H2 050 0003 0 OH‘



Vorlage deshalb vor, dass nicht die Jugendlichen selbst kriminalisiert werden sollen, sondern diejenigen,

nie ifre uner rr ctJ je JLCH

Im Vordergrund muss aber — nebst der Prävention — in jedem Fall der wirkungsvolle Schutz der jugendli

chen Opfer stehen. Diesbezüglich weist die Vorlage aus unserer Sicht noch Mängel auf. Insbesondere gilt

es das Thema Aufentflaltsrecht für ausländische Opfer anzusprechen. Während der Schutz von Opfern m!t

geregeltem Aufenthalt in der Schweiz bereits heute dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung gerecht wird,

laufen (jugendliche) Opfer ohne Aufenthaltsrecht Gefahr, aus der Schweiz ausgewiesen zu werden und

damit nicht adäquat betreut werden zu können. Hier besteht Handlungsbedarf.

Die vorgesehenen Vorbehalte der Schweiz sind aus unserer Sicht nicht zwingend bzw. bedauernswert. Na-

- mentlich der Vorbehalt in Bezug auf Artikel 25 (1) e der Konvention (S. 54 ff Vernehmlassungsentwurf) ist

nicht nachvollziehbar, nämlich dass Täter, deren gewöhnlicher Aufenthaltsort die Schweiz ist, von der

Schweizer Gerichtsbarkeit nicht erfasst werden sollen. Dieser Vorbehalt verstösst u.E. gegen Ziel und

Zweck der Konvention, die Opfer wirksam zu schützen und die transnationale Zusammenarbeit bei der

Strafverfolgung zu stärken.

Amnesty International ist zudem grundsätzlich kritisch gegenüber Vorbehalten im Rahmen der Ratifikation

internationaler Übereinkommen, da es stets wünschenswert ist, dass alle Vertragsstaaten sich einer Kon

vention in ihrer Gesamtheit verpflichtet fühlen und sich eine einheitliche Praxis herausbilden kann.

Wir begrüssen im Übrigen sehr, dass die Konvention in Artikel 26 explizit auch juristische Personen in die

Verantwortung nimmt, bzw. eine Verpflichtung der Staaten stipuliert, auch Unternehmen und andere juris

tische Personen strafrechtlich zu verfolgen.

ZU DEN EINZELNEN TEILBEREICHEN DER UMSETZUNG

Prävention (Art. 4-9 Konvention / Kap. 2.2. / S. 13ff Vernehmlassungsentwurf)

Während präventive Massnahmen im Bereich sexuelle Misshandlung und sexueller Missbrauch an Kindern

im Vernehmlassungsentwurf breite Erwähnung finden, vermissen wir Hinweise auf entsprechende präventi

ve Massnahmen bezüglich der Prostitution von Minderjährigen. Solche Massnahmen sehen wir insbesonde

re im Bereich der Sensibilisierung von Behörden, die in Kontakt mit minderjährigen Prostituierten kommen

und/oder mit Menschenhandel zu tun haben können, namentlich Migrations- und Sozialdienste sowie Poli

zei und Justiz. Zu den Zielgruppen dieser Präventionsarbeit gehören des Weiteren unbedingt auch Freier,

denn sie können mit einem verantwortungsvollen Verhalten wesentlich zur Verhinderung und Bekämpfung

von Minderjährigenprostitution beitragen. Schliesslich möchten wir auch auf die wichtige Arbeit von Bera

tungsstellen hinweisen, die in diesem Bereich tätig sind, sei es als anerkannte Opferhilfestelle nach OHG

oder auch nicht.

Zu den präventiven Massnahmen muss die Sensibihsierung von Behörden in Bezug auf die Prosti

tution von Minderjährigen und den Menschenhandel gehören.

Zu den präventiven Massnahmen muss ebenfalls die Verstärkung von Freier-Arbeit und die finanzi

elle Unterstützung von Organisationen gehören, die bereits heute solche Arbeit leisten.

Ebenso braucht es eine stärkere finanzielle Unterstützung durch den Bund von Organisationen. die

in der Beratung von Sexarheiterinnen und Sexarbeitern tätig sind,



Spezialisierte_Behörden und koordinierende erschaftenjArL 10 Konventon/S. 27ff bzw.Jp2.3.
Vernehmlassungsentwuffi

Zusätzlich zur nationalen Ebene der Zusammenarbeit, die im Bericht erwähnt wird, möchten wir auf die
Notwendigkeit einer besseren Koordination zwischen den zuständigen Ämtern und sowie nichtstaatlichen
Stellen auch auf kantona/er Ebene hinweisen und empfehlen,

dass zur wirkungsvollen Umsetzung von Art. 10 der Konvention das Thema Zwangsprostitution von
Minderjährigen und Kinderhandel auch ein Thema der institutionalisierten Formen der Zusam
menarbeit (so genannten Runden Tischen) ist, und

‘- dass solche Formen der Zusammenarbeit auf kantonaler Ebene auch in Kantonen geschaffen wer
den, wo sie noch nicht existieren,

Schutzmassnahmen und Opferhilfe
rt. 11-14 Konvention, Kap. 4 / 5. 30ff Vernehmlassungsentwurf)

Nichtdiskriminierung und Aufenthaltsrecht: Die Konvention fordert, ebenso wie die Schweizer Verfassung
in Bezug auf den Opferschutz, einen diskriminierungsfreien Umgang mit Opfern. Während dieser Grund
satz für Opfer mit geregeltem Aufenthalt in der Schweiz formell als erfüllt betrachtet werden darf, laufen
(jugendliche) Opfer ohne Aufenthaltsrecht Gefahr, aus der Schweiz ausgewiesen und somit in der Praxis
diskriminiert zu werden. Die geltende Härtefallregelung schafft aufgrund der kantonal sehr unterschiedli
chen Handhabung Rechtsunsicherheit und reicht gerade bei Minderjährigen nicht aus, um einen umfas
senden Schutz, die Gewährleistung der Opferrechte und die benötigte Betreuung und Stabilisierung zu ga
rantieren. Dazu ist zu erwähnen, dass heute allgemein davon ausgegangen wird, dass ausländische jugend
liche Sexarbeiterlnnen sich in jedem Fall in einer gewissen Zwangs- oder Ausbeutungssituation befinden.

.« Opfer im Sinne des Übereinkommens, die einen unsicheren oder illegalen Status haben, müssen
aufenthaltsrechtliche Garantien erhalten, die nicht an Bedingungen wie Aussagebereitschaft in ei
nem eventuellen Strafprozess geknüpft sein dürfen.
Opfer, deren Eltern wegen Täterschaft ausgewiesen werden, müssen Anspruch auf einen eigenen
Aufenthaltstitel enthalten, um diskriminierungsfrei ihre Opferrechte in Anspruch nehmen und
adäquat betreut werden zu können.

Auch in diesem Zusammenhang möchten wir nochmals die Notwendigkeit einer stärkeren Unterstützung
von nichtstaatlichen spezialisierten Beratungs- und Fachstellen hinweisen, gerade auch im Bereich der Be
ratung von Prostituierten (weiblichen wie männlichen).

Strafrechtliche Massnahmen_begjjch Prostitution von Minder jährigen
(Art 19 Konvention. Pt 262/S. 39ff._Vernehrug9entwurf)

Amnesty International begrüsst die vorgeschlagenen Änderungen im Strafrecht ausdrücklich

Wir verweisen etwa auf das Gutachten von Susanne Bertsch, ‚Staathche interventionen zum Schutze Minderjähriger, die der
Sexarbeit nachgehen Mai 2005 (im Auftrag des Gleichsorungsbüro BaseIStadt) sowie auf Bundesgerichtsentscheid 505
125 IV. 129ff



Bzgl. der Zuführung und Förderung der Prostitution Minderjähriger (Art. 195 Buchstabe a StGB (neu))
scheint uns aHerdngs die Aufzählung der hierfür in Betracht kommenden TäterInnen zu emgeschränkt: Oft
sind es bekanntlich auch nahe Angehörige und Verwandte, welche Jugendliche der Prostitution zuführen.

Zu den potentiellen Täterinnen und Tätern dürfen nicht nur Bordellbesitzerlnnen, Zuhälter etc. ge
zählt werden, sondern es sind auch Täterinnen aus dem engeren familiären Umfeld in Betracht zu
ziehen.

Amnesty International begrüsst ausdrücklich, dass Freier, die sexuelle Dienste von Minderjährigen in An
spruch nehmen, in Zukunft strafbar sind (und Art. 196 StGB (neu). Ebenso begrüssen wir, dass minder-
jährige Sexarbeiterlnnen nicht kriminalisiert werden sollen.

Angesichts der schwierigen persönlichen, ökonomischen oder familiären Situationen, die manche Minder-
jährige in die Sexarbeit treiben, reichen allerdings strafrechtliche Massnahmen nicht aus, um das Phäno
men wirkungsvoll zu bekämpfen.

Um minderjährige Sexarbeiterlnnen wirkungsvoll zu schützen, braucht es auch spezielle Begieit
und Schutzmassnahmen, die in Zusammenarbeit von Behörden und spezialisierten Fachsteilen in
allen Kantonen erarbeitet werden müssen (vgl. unsere Forderungen zu Koordinierung und Zusam
menarbeit sowie Opferschutz).

Mit freundlichen Grüssen

Alain Bovard
Jurist
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Stellungnahme zur Lanzarote-Konvention
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir möchten uns bedanken für die Möglichkeit zur Ratifizierung des
Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch Stellung zu nehmen.
Der Schweizerische Katholische Frauenbund SKF ist der Dachverband der
katholischen Frauenorganisationen und vertritt rund 200‘OOO Frauen in der Schweiz.
Sie setzen sich seit 100 Jahren für eine gerechte Zukunft und gegen
Ungerechtigkeiten und Unterdrückungen ein. Mit unserem Hilfswerk
„Solidaritätsfonds für Mutter und Kind‘ sind wir unmittelbar mit der Problematik von
Migrantinnen, die von Ausbeutung und Gewalt betroffen sind, konfrontiert.

Der SKF begrüsst die Ratifizierung des Übereinkommens des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch. Um die
Anforderungen der Konvention zu erfüllen braucht es in der Gesetzgebung und in
der Umsetzung gesamtschweizerische Standards, die sicherstellen, dass
minderjährige Betroffene ohne Diskriminierung in allen Kantonen den gleichen
Schutz und eine einheitliche Anwendung des Gesetzes erleben Wir fordern deshalb
vom Bund:

• Präventive Massnahmen zur Verhinderung und Aufdeckung von Prostitution
Minderjähriger

• Ausreichende Ressourcen für die präventive Arbeit, insbesondere auch für
nichtstaatliche Organisationen.

• Die Kantone in die Pflicht zu nehmen, dass die Behörden, die mit
potentiellen minderjährigen Opfern in Kontakt kommen (Polizei. Justiz.
Grenzwachtkorps. Migrationsbehörden, Jugendanwaitschaft.
Vormundschaftsbehörden. ) regelmässig und gezielt im Gebiet des
Kinderhandels weitergebildet werden
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• Neben den strafrechtlichen Anpassungen in der gesamten Schweiz die
Gewährleistung des Opferschutzes und der Opferrechte. Dazu braucht es in
allen Kantonen mehr Ressourcen für die spezialisierte Opferberatung und
aufenthaltsrechtliche Garantien.

Es ist uns bewusst, dass präventive Massnahmen, der Opferschutz oder die
Schulung von Behörden kantonale Kompetenzen sind. Trotzdem soll der Bund die
Gelegenheit nutzen, im Rahmen der Ratifizierung der Konvention
gesamtschweizerische Minimalstandards zu fordern, damit für die Betroffenen eine
einheitliche Umsetzung der Gesetze ermöglicht wird.

Für die Berücksichtigung unserer Ausführungen danken wir Ihnen.

Freundliche Grüsse

SKF Schweizerischer Katholischer Frauenbund

1 j‘j

Karin Ottiger
Geschäftsführerin
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ICH Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer

Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internationales Strafrecht
3003 Bern

Zürich, 29. November 2011

VERNEHMLASSUNG ZUR UMSETZUNG DER LANZAROTE - KONVENTION

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit einer Stellungnahme für diese in Schulen sehr relevante Umsetzung
der Konvention. Die Geschäftsleitung LCH hat nach Konsultation von weiteren Verbandsgremien und
Fachpersonen diese Stellungnahme verabschiedet

Der LCH unterstützt grundsätzlich alle Bestrebungen, welche Kindern grösseren Schutz vor Ubergriffen
bieten. Alle Belreuungs und Freizeitangebote für Kinder und insbesondere obligatorische Schulen unter
liegen einer maximalen Sorgfaltspflicht

Umgekehrt ist zu beachten, dass sich Lehrpersonen nicht aus der Präventionsarbeit zurückziehen, weil
nicht mehr klar ist, ob sie sich strafbar machen. Diese Bedenken betreffen insbesondere Art 22 Konven
tion und Art. 197 StGB, wo unsittliches Einwirken resp. Nötigung zu Teilnahme an Vorführungen oder
Aktivitäten unter Strafandrohung stehen Laufende Gerichtsverfahren u.a. Lektüre im Deutschunterricht)
zeigen die Brisanz der Situation. Ziel muss sein, dass Fachpersonen ihre in Art 6 der Konvention be
schriebenen Aufgaben angstfrei wahrnehmen können.

Gerne nehmen wir im Folgenden zu einzelnen Punkten Stellung

Kontonoln Zuständigkeit Kommentar 5 13 15 20
Erleichternd wären möglichst viele Regelt ngen Je vor aIln Kor tor er F lo sen der rr rr ‘r
werden in schulen, aber auch in der schulerganzenden Betreuung sowie im FruhbercicL n wir e
nen grösseren Bedarf an Weiterbildung und praxisnaheu Standards als das im Kommentar a‘jf heint
Mit den aktuellen politischen Forderungen nach Liberalisrerung im Fruhbereich wird zudem d e n der
Konvention geforderte Sorgfaltspflicht bei der Rekrutierung von Betreuungspersonen wieder unterlaufen
Schulen sind betroffen von Missbräuchen im Vorschulalter und haben ein grosses Interesse daran dass
hier vergleichbare Standards wie in Schulen gelten

Alter 18 StOß Art 196 usd Konvention Al 3ai
.‘‘ ur.trti‘ j_ ‘5)te rr‘p i für sirTtIi hp hur. musrvhrr.er ‘S‘ Cetrbur j‘r
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LCH Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer

dieses Alter ist kohärent mit den besonderen Schutzmassnahmen im Bereich Sexualität und körperliche
IntegrItät.

Berufszugang (Art. 5)
Wir unterstützen wirksame KontrollmägIlchkelten für anstellende Schulen und für die Pädagogischen
Hochschulen. Aus Sicht des LCH genügen gefilterte oder limitIerte Auszüge, welche den Kinderschutz
oder Missbrauch betreffen (kein genereller Auszug oder Leumundsberlcht). Die genannten Vorgaben
sollen für sämtliches Personal gelten, das mit Kindern In Kontakt ist (Hauswart, Hort, etc.). Zu beachten
Ist, dass die Kantone mit ihren unterschiedlichen ZuständIgkeiten für die Anstellung im Bereich Schulen
plus schulergänzende Betreuung sowie Im Frühbereich teilweise grossen Handiungsbedarf haben,
wenn diese Bestimmung eingehalten werden sollen.

Erziehung und Aufklärung der Kinder (Art. 6)
Wir unterstützen vorbehaltlos, dass die Schulen die Möglichkeit haben, “soweit angemessen In Zusam
menarbeit mit den Eltern“ die Kinder über die Gefahren und Schutzmöglichkeiten aufzuklären.
Der LCH erwartet aber, dass für Lehrpersonen möglichst klar ist, wo die Grenze zu Straftaten überschrit
ten werden (vgl. Art.22 oder ev. Art. 21 der Konvention oder Art. 197 Im Strafgesetzbuch / Art. 2 Bundes-
beschluss sowie BerichtS. 19f, 50, 55). Aktuelle Fälle wie kein Postversand für Basler Sexkoffer, Petition
Sexualkundeunterricht, Gerichtsfall Lektüre im Deutschunterricht Konton ZH zeigen, dass hier nach eini
ge rechtliche Präzislerungen notwendig sind. Fachpersonen an Schulen sollen nicht wegen “Unsiftlichem
Einwirken“ oder “Nötigung zur Teilnahme an pornographischen Aktivitäten oder Vorführungen“ einge
klagt werden können, wenn sie übliche Aufklärungsarbeit leisten (inkl. Benutzung von Videos und An
schauungsmaterial) oder im Unterricht sexuelle Beziehungen thematisieren. Der LCH ist sich bewusst.
dass hier durchaus Missbrauchspotential vorhanden Ist und plädiert für transparente und praxisnahe
Rahmenvorgaben sowie für zertlfiziertes Informationsmaterial. Kantone, Gemeinden und Schulleitungen
haben hier einigen Handlungsbedarf.

Anzeige eines Verdachts (Art. 12)
Dieser Artikel ermöglicht es, dass Lehrpersonen bei Verdacht Eltern oder Kollegen und Kolleginnen an
zeigen. Grundsätzlich befürwortet der LCH auch diese Oberelnkunft. Es liegt auf der Hand, dass die Kan
tone und Gemeinden als Arbeitgeber damit in der Pflicht stehen, die an der Schule tätigen Personen in
dieser äusserst schwierigen Situation zu unterstützen und dafür auszubilden. Aus Sicht des LCH genü
gen die heute möglichen Gefährdungsmeidungen von Kindern oder Jugendlichen vla Schuileitungen an
die Vormundschaften. Damit kann auch eine verdächtige Täterschaft aus dem Schulhaus gemeint sein,
ohne dass eine verdächtige Täterschaft von der anzeigenden Person bereits namentlich genannt wird.

Versuchte Kontaktanbahnung (Art. 23, Art. 24 Abs. 2 KonventIon / Art. lb Bundesbeschluss)
Die versuchte Anbahnung resp. das .Groomlng soll geahndet werden können.

Wir danken für die praxiswirksame Umsetzung der Konvention und wünschen Ihnen viel Erfolg bei der
Genehmigung und dann auch bei der weiteren Realisation zum Schutz unserer Kinder.

Freundliche Grüsse
Da verband Lehrerinnen und hrer Schweiz LCH

Beat W. Zemp Jürg B ühlmann
Präsident LCH Leiter Pädagogische Arbeltssteile
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Bundesamt für Justiz

Fachbereich Internationales Strafrecht

3003 Bern

Luzern, 29. November 2011

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)
- Vernehmlassungsverfahren

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Konferenz der Kantone für Kindes- und Erwachsenenschutz KOKES dankt Ihnen
für die Gelegenheit, zur rubrizierten Vorlage Stellung nehmen zu dürfen.

Wir unterstützen die vorgeschlagenen Änderungen

Betreffend die bei Ihnen registrierten Angaben zu unserer Konferenz machen wir Sie darauf
aufmerksam, dass unsere Konferenz per 1.12010 den Namen gewechselt hat. Auch die Anschrift hat
punktuell geändert Wir bitten Sie, die Angaben in Ihrer Datenbank entsprechend zu aktualisieren

Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden o HSA Luzern
rence des autorits cantonales de tutelle

Conferenza delle autoritä di tutela
- Werft strasse 1

Postfach 3252

6002 Luzern

Danke bestens für Ihre Bemühungen und freundliche Grüsse

Konferenz der Kantone

für Kindes und Erwachsenenschutz KOKES

rpf Di A!er

neralkretann KOVE



Bundesamt für Jushz

Fachbereich Internationales Strafrecht

3003 Bern

Bern, 29. November 2011

Betreff: Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor

sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention); Vernehmiassungsverfahren

Sehr geehrte Damen und Herren

Im Namen der Konferenz der Kantonalen Polizeikommandanten bedanken wir uns höflichst für die Gelegenheit zur

Stellungnahme zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern

vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention). Die Umsetzung ist absolut zwingend,

da der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexuellen Übergriffen in unserer gesellschaftlichen Verantwortung

liegt. In den Bereichen, die nicht bereits geregelt sind, ist die Umsetzung moderat und praktikabel gestaltet.

Der Verzicht auf einen separaten Straftatbestand des „Grooming‘ wird bedauert. Entgegen den Ausführungen im

Bericht des Bundesamtes für Justiz zur Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote-Konvention wird eine solche

Regelung nicht bloss als symbolische Gesetzgebung erachtet. Das ..Grooming‘ beginnt namlich bereits vor den im

geltenden Recht als strafbar definierten Handlungen. Wäre schon das „Grooming‘ strafbar und würde dieser Straf

tatbestand — die Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken - in den Deliktskatalog von Art. 286 Abs. 2

StPO aufgenommen, könnte eine verdeckte Ermittlung angeordnet werden. Nur damit wäre es möglich, Täter in

diesem Bereich dingfest zu machen und zur Verantwortung zu ziehen.

Der Bereich der präventiven verdeckten Ermittlung ist in den kantonalen Polizeigesetzen trotz den Bestrebungen

der KKJPD noch nicht abschliessend geregelt Eine bundesrechtliche Gesetzesgrundlage hätte für die kantonalen

Gesetzgebungsprozesse eine Signalwirkung. Dies wäre umso wichtiger. als dass die Lanzarote-Konvention die

Vertragsstaaten in Art. 30 Abs. 5 Lemma 1 verpflichtet die erforderlichen Massnahmen zu treffen, um wirksame

Ermittlungen und eine wirksame Strafverfolgung von Straftaten der Konvention zu gewährleisten. was soweit an

gemessen - auch die Möglichkeit umfassen 501!. verdeckte Ermittlungen durchführen zu konnen Leider wird durch

den Verzicht auf einen solchen Tatbestand die Verantwortung an die Kantone abgeschoben.

Die Hürde für den Staatsanwalt, eine verdeckte Ermittlung gemäss Art. 286 StPO anordnen zu können st nicht zu

unterschätzen. Gerade im Bereich des ..Groorning“ darf es aber nicht sein, dass eine verdeckte Ermittlung erst mög

lich wird, wenn ein Kind bereits Opfer von Handlungen im Sinne von Art. 187 oder Art. 197 StGB geworden ist,

Allerdings ist es anders kaum möglich einen genugenden Tatverdacht zu begründen.

In den Ausführungen im Bericht des Bundesamtes fur Justiz zur Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote

Konvention zu Ziff 2 6 6 wird deutlich dass auch das undesamt fur Justiz rocht vollends davon uberzeugt st

dass die gehenden Straftatbestande usreicher Es wird ianhch davon gesprochen dass dc. Mog ichkeiten dos

geltenden Rechts utl oh ‚och nicH vol standig ausgcschopn werden una das ei e Vorverlagerung dc Straf
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barkeit ‚grundsätzlich“ denkbar wäre. Es wäre wünschenswert, diese offensichtlich bestehende Unsicherheit zu

beseitigen und in einem Bereich, in welchem eine besondere Schutzbedürftigkeit der potentiellen Opfer besteht,
eine Vorverlagerung der Strafbarkeit Platz greifen zu lassen.

Im Sinne der Rechtssicherheit müssen die Formulierungen der Straftatbestände klar und verständlich sein. Insge

samt wirkt aber die Gesetzgebung insbesondere bezüglich der angegebenen Altersgrenzen verwirrend und unver

ständlich. Es ist schwierig zu verstehen, was nun noch erlaubt und was unter Androhung einer mehrjährigen

Freiheitsstrafe strafbar ist. Dies beginnt bereits in Art. 5 Abs. 1 E-StGB, wo in Iii a von „weniger als 18 Jahren“ die

Rede ist, dann in lit, b steht „weniger als 14 Jahre alt war“, in lit. c mit unmündigen Personen“, in Art. 97 Abs. 2 E

StGB „gegen ein Kind unter 16 Jahren richten“. In Art. 197 Ziff. 4ter E-StGB bleiben „Unmündige Personen von

mehr als 16 Jahren“ straflos, In Art. 195 E-StGB geht es um unmündige Personen (lit. a), dann (in lit. b — d) um

unmündige wie auch mündige Personen. Ebenfalls unverständlich ist, wieso im letztgenannten Artikel nicht sämtli

che Kinder und Jugendlich bis 18 Jahre straflos bleiben Insgesamt könnte der Entwurf dieser Gesetzeskonzeption

nochmals daraufhin geprüft werden, ob nicht mit weniger unterschiedlichen Altersformulierungen gearbeitet werden

könnte. Es muss jedoch darauf hingewiesen werden, dass es bereits jetzt für die Strafverfolgungsbehörden kaum

möglich war, das korrekte Alter der Darstellerinnen und Darsteller zu ermitteln, da es sich hauptsächlich um ano

nyme Personen handelt. Aus diesem Grund wurde in der Praxis bisher auf die „pädophile Betrachtungsweise‘ ab
gestellt (Basler Kommentar, zu Art. 197, N22), was beizubehalten ist.

Ebenfalls klarer formuliert und zusammengefasst werden könnte Art. 195 E-StGB, da bestraft werden soll, „. . .wer

eine Person der Prostitution zuführt, ihre Prostitution fördert, sie in der Prostitution festhält oder überwacht oder in

dieser Tätigkeit beeinflusst“ Von Straftatbestand her sollte es unbedeutend sein, ob das Opfer unmündig oder

mündig ist, ob der Täter unter Ausnützung der Abhängigkeit des Opfers oder allein wegen Vermögensvorteilen oder

aus anderen Beweggründen handelt. Diese Aspekte sollten im Strafrahmen unter dem Tatvorgehen und den Be

weggründen des Täters vom Richter berücksichtigt werden.

Zusammenfassend ist zu sagen, dass durch die neue Konzeption zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeu

tung und sexuellem Missbrauch im Strafgesetzbuch der Schutzbereich erweitert wird. Damit wird die Anzahl der

verbotenen Erzeugnisse wird entsprechend grösser und entgegen den Ausführungen im erläuternden Bericht wer

den deshalb auch mehr Strafverfahren eingeleitet werden müssen. Dieser Mehraufwand ist im Hinblick auf die Er

füllung des Übereinkommens und dem darin zugrundeliegenden Jugendschutzgedanken grundsätzlich richtig und

in Kauf zu nehmen, muss aber konsequenterweise durch eine Erhöhung der personellen und materiellen Ressour

cen ermöglicht werden. Die Konferenz der Kantonalen Polizeikommandanten weist mit Nachdruck darauf hin, dass

ohne entsprechende Bereitstellung der nötigen Ressourcen die Gefahr besteht dass das Ubereinkommen in der

Praxis nicht umgesetzt werden kann und zum toten Buchstaben verkommt

Für die Berücksichtigung unserer Anliegen bedanken wir uns höflich

Freundliie Grüsse

Jr ‚S Blattler

SKK
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Vernehmiassung: Bundesbeschiuss über die Genehmigung des Übereinkommens des Europarates zum

Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexueliem Missbrauch (LanzaroteKonvention) und über

seine Umsetzung (Änderung des Strafgesetzbuchs)

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir zur oben genannten Vemehmiassung Stellung, auch wenn wir nicht zu den dazu eingeladenen

Verbänden zählen, Gleichzeitig bitten wir Sie, unseren Verband bei familienrelevanten Vorlagen in Ihre Liste der zu

Vernehmlassungen eingeladenen Organisationen aufzunehmen. Vielen Dank!

Der Schweizerische Verband alleinerziehender Mütter und Väter SVAMV ist der Dachverband der Alleinerziehenden

und Fachorganisation für die Einelternfamilie in der Schweiz. Er wurde 1984 von lokalen und regionalen

Einelternvereinen gegründet. Der SVAMV engagiert sich mit Beratung und Unterstützung und mit Informations-,

Vernetzungs- und Lobbyarbeit, um die Lebenslage der Einelternfamilien zu verbessern.

Der Schutz von Kindern vor sexueller Gewalt jeder Art in- und ausserhalb der Familie ist ein wichtiges Anliegen

unseres Verbands. Wir begrüssen die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention sehr, denn die Konvention garantiert

einen umfassenden Schutz der Kinder und stellt sowohl traditionellerweise geächtete wie auch von den neuen Medien

ermöglichte Taten unter Strafe. Ausserdem verlangt sie präventive Massnahmen zur Verhinderung von

Sexualstraftaten an Kindern.

Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen der Konvention

Prävention

Der Jugendschutz kann sich nicht auf strafrechtliche Verbote beschränken. Darüber hinausgehende präventive und

pädagogische Massnahmen sind zwingend nötig Dafür müssen auf allen Ebenen ausreichende Ressourcen

bereitgestellt werden Ausserdem muss sichergestellt werden. dass die präventiven Massnahmen. die in der

Kompetenz der Kantone liegen nach einheitlichen Standards durchgeführt werden
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Sensibilisierungs- und Unterstützungsmassnahmen, die sich an die Kinder selbst richten mit dem Ziel, ihnen zu helfen.
sich zu äussern und selbst zu schützen, sind von grosser Bedeutung. Entscheidend ist, dass sie den Kindern und
Jugendlichen noch besser bekannt gemacht und dafür ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt werden.

Schutzalter
In Übereinstimmung mit der Konvention über die Rechte des Kindes stehen alle unter 18-Jährigen unter dem Schutz
der Lanzarote-Konvention, In der Schweiz beginnt die sexuelle Volljährigkeit jedoch mit dem 16. Lebensjahr. Die
Schutzbestimmungen des schweizerischen Strafrechts müssen aus unserer Sicht überprüft werden. Der psychische
Druck, der auf 16- bis 1 8-Jährige aufgrund ihres Entwicklungsstands und der Abhängigkeitsverhältnisse, in denen sich
die meisten noch befinden, ausgeübt werden kann, muss stärker beachtet und gewichtet werden.

Vorbehalt zu Art. 20 Abs. 1 Nt a und e der Konvention
Ohne entsprechende Information und Sensibilisierung ist der vorgesehene Vorbehalt zu Art. 20 Abs. 1 lit a und e der
Lanzarote-Konvention äusserst problematisch. Der Vorbehalt sieht vor, dass die Herstellung und der Besitz von
pornographischen Darstellungen nicht strafbar sein soll, wenn sie mit Einverständnis von beteiligten 16- bis 18-jährigen
Jugendlichen erfolgen. Ohne ausreichende Information und Vorbereitung sind Jugendliche in diesem Alter jedoch nicht
in der Lage, die Risiken und Folgen einer solchen Zustimmung realitätsgerecht einzuschätzen.

Art. 23 der Konvention und Vorbehalt zu Art. 24 Abs. 2 der Konvention
Unseres Erachtens müssen alle Kontaktanbahnungen zu Kindern mit sexuellem Bezug, also auch solche, die nicht
unter Art. 197 Ziffer 1 (pornographische Aussagen), Art. 187 Ziffer 1 Alinea 2 (Verleitung zu sexuellen Handlungen des
Kindes an sich selber) und Art. 187 Ziffer 1 Alinea 3 (Einbezug des Kindes in sexuelle Handlungen einer Person an
sich selber) fallen, strafrechtlich belangbar sein, um den Schutz der Kinder ausreichend zu garantieren. Die
Beschränkung der Strafbarkeit auf die Versuche zu sexuellen Handlungen mit Kindern, denen die obigen Handlungen
folgen (wie es das Bundesgericht tut), genügt nicht. Grooming muss ausdrücklich unter Strafe gestellt werden, denn die
Gefahren der Kontaktanbahnung über neue Informations- und Kommunikationstechnologien gehen über den
Austausch und Einladungen zu Treffen hinaus.
Wir weisen zudem darauf hin, dass Kinder auch in die Herstellung von pornographischem Material einbezogen werden
können, indem sie verleitet werden, mit Webcam oder Handy aufgenommene Fotos von sich zu verschicken. Auch
dieser Tatbestand muss ins Strafrecht aufgenommen werden, denn Kinder können in der Folge unter Druck gesetzt
und so zum Opfer werden.

Unseres Erachtens muss auch der Versuch des Grooming strafrechtlich belangbar sein. Andernfalls könnte z.B. der
Versuch, in Chats sexuelle Kontakte mit Kindern aufzubauen, nicht belangt werden, auch wenn die
Kontaktaufnahmeversuche schriftlich vorliegen.

Wir danken Ihnen für die wohlwollende Aufnahme unserer Anliegen und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

SVAMV Schweizerischer Verband
alleinerziehender Mütter und Väter

Anna Hausherr Zentralsekretärin
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Sehr geehrte Frau Marfurt

In der Beilage sende ich Ihnen fristgerecht die Vernehmlassung zur Genehmigung
und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern
vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention).

Mit freundlichen Grüssen

Lra w‘w hlrnar‘
nadine nagerstei dunitr ch
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von:
Prof. Dr. Marcel Alexander Niggli
MLaw Nadine Hagenstein
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Vernehmiassung

zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum
Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanza
rote-Konvention)

Sehr geehrte Damen und Herren

Am 17. August 2011 wurde die oben erwähnte Vorlage in die Vernehmiassung ge
schickt. Gerne nehmen wir die Möglichkeit wahr, im Folgenden dazu fristgerecht
unsere Stellungnahme abzugeben.‘
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1. Revisionsflut bei den strafbaren Handlungen gegen die sexuelle Integrität
Noch nicht ein Jahr ist es her, da die Vernehrnlassungsfrist für das Bundesgesetz
über die Harmonisierung der Strafrahmen im Strafgesetzbuch, im Militärstrafgesetz
und im Nebenstrafrecht abgelaufen ist und schon steht die nächste Gesetzesände

Artikel, auf die nachfolgend Bezug genommen wird, sind jeweils Normen des StGB, sofern nicht
anderfl eitig angegeben Allgemeine verwendete Literatur: VI A. NJGGLII—l, WIPRACHT1GER

firs KrnniLn1 ii zjr TratrwtzbuLI1 St(iP i Bas r knmmenia Bd 1 und [1 2 \a1 B
sel 2007 wird ieweils wie Saft zitiert: BERBE1TER, BSK StGB Band, Art. N. STEL\ TRECHSEL
L AL.. Schweizerisches Strafeesetzbuch Praxiskommentar, Zürich/St. Gallen 2008 ‘a ird jen ei!s
wie folet zitiert 1 sicnsacc. \i Praxiskummentar \rt !\
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rung an. Noch bevor also überhaupt klar ist, ob der Vorentwurf, der grundlegende
Anderungen (insbesondere Verschärfungen) im Bereich der Sexualdelikte einführen
will, soll nun bereits über die nächsten Neuerungen befunden werden. Ob eine so!
che Halhwärtszeit der Normen überhaupt noch nachvollziehbar ist, mag dahinge
stellt bleiben. Durch die Ausweitung des Geflechts internationaler Netzwerke, die
sich auch immer mehr auf die Gesetzgebung in Form internationaler Verträge nie
derschlägt, ist der Gesetzgeber gefordert, nicht nur den Vollzug der Staatsverträge
zu sichern, sondern die Anforderungen auch in formell wie auch materiell korrekter
Fassung in das nationale Recht zu übertragen, was offenbar gerade bei der Lanzaro
te-Konvention beachtliche Schwierigkeiten bereitet.

II. Begriffliches (Kind, sexuelle Mündigkeit, gesetzliches Alter für sexuelle
Handlungen, Minderjährigkeit)

Die Konvention (dt. Fassung) verwendet die unterschiedlichen Termini “Kind“,
„minderjährig“ und „gesetzliches Alter für sexuelle Handlungen“ uneinheitlich. Die
konsequente und einheitliche Verwendung der Begriffe wäre u.E. aber zentral, weil
nach dem JStG beurteilt wird, wer im Zeitpunkt der Tat das 18. Altersjahr noch nicht
vollendet hat (Art. 9 Abs. 2 StGB). Die Mündigkeit ist im schweizerischen Recht
grundsätzlich bei Vollendung des 18. Lebens- resp. Altersjahres festgelegt (Art. 14
ZGB; Art. 3 JStG; Art. 9 Abs. 2 StGB). Abweichend davon tritt die Religionsmündig
keit2 und die sexuelle Mündigkeit3mit 16 Jahren ein. Das Kind, wie es in Art. 3 lit. a
der Konvention definiert wird, erfasst demgegenu•her jede Person unter 18 Jahren,
obschon in Art 18 Abs. 1 lit. a und Abs. 2 ausdrücklich den Vertragsparteien vorbe
halten bleibt, das Alter festzusetzen, bis zu dem sexuelle Handlungen mit „Kindern“
nicht erlaubt sind.

Opfer einer strafbaren Handlung nach Art. 18 Abs. 1 lit. a der Konvention kann also
jede (nach dem nationalen Recht) sexuell unmündige Person sein, d.h. nach schwei
zerischem Recht jede Person unter 16. Opfer gemäss Art. 18 Abs. 1 lit b4 sollen dem
gegenüber grundsätzlich „Kinder“ sein können nach dem Begriff der Konvention,
d.h. rechtlich Unmündige, also unter l8jährige, zumindest für eine lange Reihe von
Straftaten. Damit wird der Unterschied von sexueller und rechtlicher Mündigkeit im
Wesentlichen eingeebnet, obwohl an sich nach Art. 18 Abs. 2 Konvention jeder Ver
tragsstaat das sexuelle Mündigkeitsalter selbständig festlegen dürfte für alle Hand
lungen nach Abs. 1 desselben Artikels, also auch für Handlungen Art. 18 Abs. 1 lit. b
Konvention.

Nicht erfasst sein sollen nach Art. 18 Abs. 3 der Konvention einvernehmliche sexuel
le Handlungen unter Mindeijährigen, wobei hier Minderjährigkeit offenbar sexuelle
Mündigkeit meint und abhängig ist von der jeweiligen innerstaatlichen Regelung (in
der Schweiz: 16 Jahre).

III. Sexueller Missbrauch (Art. 18 der Konvention)

1. Einvernehinlich vorgenommene sexuelle Handlungen zwischen Minderjährigen
(Art. 18 Abs. 3 der Lanzarote-Konvent-jon)
Nach Art. 18 Abs. 1 lit. a verlangt die Lanzarote-Konvention von den Vertragspartei
en, dass sie mit Vorsatz begangene sexuelle Handlungen mit einem Kind, das nach
den einschlägigen Bestimmungen des innerstaatlichen Rechts noch nicht das gesetzli

2 F.{ÄFELIN / FLLLER! KELLER, Schweizerisches Bundesstaatsr€.cht, 7. AufL. Zürich! Basel! Genf 2008,
Rz 432.
MA.IEK BSK StGB II, Art. 187 N 1.
Vgl. hierzu Bericht zur Konvention Rz. 122 und 128.
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che Alter für sexuelle Handlungen erreicht hat, unter Strafe stellen. Aus Abs. 3 dersel
ben Bestimmung geht hervor, dass davon nicht die zwischen minderjährigen Perso
nen einvernehmlich vorgenommenen sexuellen Handlungen geregelt verden sollen.

Gestützt auf Art, 187 StGB gilt als Opfer von sexuellen Handlungen mit Kindern ein
Kind oder ein Jugendlicher unter 16 Jahren, für die Strafbarkeit irrelevant ist der
körperliche oder seelische „Reifegrad“ des Kindes. Nach Ziff. 2 verlangt das schwei
zerische Recht überdies, dass der Täter mindestens drei Jahre älter als sein Opfer sein
muss. Ferner sieht Ziff. 3 die Möglichkeit der Strafbefreiung vor, wenn der Täter zur
Zeit der Tat das 20. Altersjahr noch nicht zurückgelegt hat und besondere Umstände
vorliegen, oder die verletzte Person mit ihm die Ehe oder eine eingetragene Partner
schaft eingegangen ist.

Diese Differenzierungen und Privilegierungen (die ja gute Grü izde haben) werden im erläu
ternden Bericht ii icht thematisiert.

Aus den Erläuterungen zur Lanzarote-Konvention zu Art. 18 Abs. 3 geht hervor,
dass nicht die Absicht bestehe, mit der Konvention sexuelle Aktivitäten unter jungen
Heranwachsenden zu bestrafen, die ihre Sexualität entdecken. Ebenfalls ausgenom
men von der Strafbarkeit seien sexuelle Aktivitäten zwischen Personen ähnlichen
Alters und Reife, weshalb in gegenseitigem Einverständnis durchgeführte sexuelle
Aktivitäten zwischen Minderjährigen nicht unter die strafbaren Handlungen fallen
sollen.7

Die Grenze der sexuellen Mündigkeit berücksichtigt indes die Reife gerade nicht,
sondern ist eine reine Altersgrenze.8Dies bedeutet aber, dass nach der Lanzarote
Konvention ein 17-jähriger strafbar würde, der mit einer 15-jährigen sexuelle Hand
lungen vornimmt, die ähnlich reif ist wie er, ein 15-jähriger hingegen nicht. Durch
den in Art. 187 Ziff. 2 StGB verlangten Altersunterschied zwischen den Beteiligten
von mehr als drei Jahren für die Strafbarkeit der Tat soll allerdings das nämliche Ziel
erreicht werden: Sexualität in partnerschaftlichen Beziehungen unter Jugendlichen
soll nicht kriminalisiert werden.9Grosso modo ist damit Art. 187 Ziff. 2 StGB kon
form zur Konvention.

Dennoch bleiben Divergenzen: Wenn die Konvention in Art. 18 Abs. 3 den straffreien
Bereich auf Handlungen „zwischen minderjährigen Personen“ beschränkt, dann
führt das zu Widersprüchen mit dem Schweizer Recht. Damit setzt die Strafbarkeit
nämlich ein, sobald eine der beteiligten Parteien nicht mehr minderjährig ist (im Sin
ne von sexuell mündig nach innerstaatlichem Recht, vgl. vorne II). Selbst wenn man
im Sinne einer grosszügigen Auslegung und in Ahnlehnung an die Definition des
Kindes von einer Altersgrenze von 18 Jahren ausginge, ergäben sich im Verhältnis
zum nationalen Recht (Art. 187 Ziff. 2 und 3 StGB) Divergenzen. Einerseits bleibt
bisher nach Ziff. 2 ein 18-jähriger und damit nicht nur sexuell Mündiger sondern so
gar Volljähriger straflos, wenn er mit einer 15-jährigen sexuelle Handlungen vor
nimmt, sofern nur der Altersunterschied kleiner als drei Jahre ist. Andererseits bleibt
nach Ziff. 3 bei besonderen Umständen auch trotz eines Altersunterschiedes von
mehr als 3 Jahren derjenige Täter straflos, der zur Zeit der Tat das 20. Altersjahr noch
nicht zurückgelegt hat. Beide Varianten widersprechen Art. 18 Abs. 3 der Konventi
on, obwohl sie ja durchaus sinnvoll scheinen.

1A1ER, BSK StGB 11. Art. 187 \ 6; 1 RECHSEL EI .\L.. Praxiskomnwntr, Art, 187 N 2.
\1.AIER BSK stGB Ii. Art. 187 \ 6; TRECH5EL EI EI,, Praxiskommentar. Art. 187 \ 3.
V1. Bericht zur Konvention Rz. 129.
MMER, BSK StGB [1, Art. 187 \ Iv

\1 Ei 1 K - — F..- \ P\IsNorI ni ir rt is“ ‘. i
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Besondere Umstände im Sinn von Art. 187 Ziff. 3 StGB liegen bspw. vor, wenn zwi
schen Beteiligten eine partnerschaftliche Beziehung besteht, die Initiative zum sexu
ellen Kontakt vom Opfer ausgegangen ist, der Altersabstand zwischen den Beteilig
ten nur wenig mehr als 3 Jahre beträgt oder nur wenig weit gehende sexuelle Hand
lungen (z.B. Berührungen über den Kleidern) vorgenommen werden) Ebenso liegt
ein fakultativer Strafbefreiungsgrund vor, wenn das Opfer (die verletzte Person> mit
dem Täter die Ehe oder eine eingetragene Partnerschaft eingegangen ist. Erfasst sind
damit Fälle, in denen der Gesetzgeber davon ausgeht, dass das Strafbedürfnis des
Staates gegenüber dem Nachteil des Opfers nicht überwiegt, ähnlich also dem Fall,
da zwei Minderjährige in gegenseitigem Einverständnis sexuellen Aktivitäten nach
gehen (Art. 18 Abs. 3 der Konvention, vgl. III).

Der Sache nach (die sexuelle Entwicklung des Opfers wird nicht gestört), lässt sich
vertreten, Art. 187 Ziff. 2 und 3 StGB seien konventionskonform. Dasselbe gilt auch
für Art. 188 Ziff. 2, 192 Abs. 2 und 193 Abs. 3 StGB. Formaliter ist das wohl kaum
so.

Dem Resultat des Berichts, wonach das geltende schweizerische Strafrecht die An
forderungen von Art. 18 der Konvention erfülle12,kann man daher zustimmen, wenn
man nicht allzu genau hinschaut.

IV. Straftaten im Zusammenhang mit Kinderprostitution (Art. 19 der Konventi
on)

1. Anwerbung eines Kindes zur Prostitution
Die Konvention verlangt nach Art. 19 Abs. 1 lit. a, dass die vorsätzliche Anwerbung
eines Kindes zur Prostitution von den Vertragsparteien unter Strafe gestellt wird.
Der erläuternde Bericht erklärt hierzu, dass die Tathandlung des „Anwerbens“ im
Sinne der Konvention ebenfalls unter Art. 195 StGB zu subsumieren sei, weil bei jun
gen Opfern bereits das Motivieren oder TJberreden (z.B. durch gezielte Ratschläge)
zum tatbestandsmässigen Zuführen werden könne.13

Nach Auffassung der eben zitierten Autoren ist Zuführen mehr als bloss „Gelegen
heit geben“ oder „Möglichkeiten aufzeigen“.14Die Erläuterungen zur Konvention
präzisieren nicht, was unter Anwerbung resp. Zuführung zu verstehen ist und in
wiefern sich die beiden Begriffe unterscheiden.

Obschon in der Lehre das blosse Motivieren oder Überreden unter den Begriff des
Zuführens subsumiert wurde, wäre es angesichts des Wortlautes der Konvention,
aber auch hinsichtlich des Legalitätsgrundsatzes in Art. 1 StGB wünschenswert, Art.
195 Abs. 1 StGB resp. Art. 195 Abs. 1 lit. a VF StGB um die Tathandlungsvariante des
Anwerbens zu ergänzen.

MAIER, BSK StGB II, Art. 187 N 20; TRF(HSf 1 1I AL, Praxiskommentar, Art. 187 N 13,
Wird der VF Karmonisierung (Vorentwurt zum Bundesgesetz über die Harmonisierung der Straf
rahmen im Strafgesetzbuch, im Militärstrafrecht und im \ehenstrafrecht [ahrufhar unter:
ws w.ejpdadmin.ch/ content/ ejpd / dc! home / themen / siherheit/ reLgesetzgebung / reLstrafrah
menharmonisierunghtml; lh11.2011 1 nachfolgend VF Harmonisierung) jedoch Gesetz, wird die
1 ragestel]ung zumindest beiiiglich Art iss Zitf ‚ 12 Abs 2 md 19 Abs. 2 StGB überflüssig, da
diese gestrichen erden sollen.
\ g1 irIauterndtr Berhht
Britiit, S U m. i-bnv ‚ut \lf ‘ ‘5j ‘B( P G-‘f ‘t K [j, -\rt C)3

‘,:S1xfroL NK‘tLBII, Art -‘‘. 1.



\Jiggii/Hageiisteuz
— 6 — Veriiehmlisiing Lanzarofe—Konvention

2. Gewinnerzielung aus der Prostitution eines Kindes oder sonstige Ausbeutung
Nach Art. 19 Abs. 1 lit. b der Konvention sollen die Nötigung eines Kindes zur Pro
stitufion, Gewinnerzielung hieraus oder sonstige Ausbeutung zu solchen Zwecken
als Straftaten erfasst werden. Hier soll gar über die Verpflichtungen der Konvention
hinausgegangen werden. Der Bericht führt hierzu aus, dass — wenn schon die Freier
Minderjähriger bestraft würden — konsequenterweise auch diejenigen zu bestrafen
seien, welche die Prostitution Minderjähriger förderten, um daraus Vermögensvor
teile zu erlangen, und will entsprechend eine neue lit. a in Art, 195 StGB einfügen.

Die neue lit. a soll den Passus enthalten „oder in der Absicht, daraus Vermögensvorteile
zu erlangen, ihre Prostitution rördert“, womit die Anforderungen der Konvention er
füllt werden sollen. Zu unterscheiden ist im Konventionstext indes zwischen der Nö
tigung eines Kindes zur Prostitution, der Gewinnerzielung aus der Prostitution und
der sonstige Ausbeutung zum Zwecke der Gewinnerzielung. Was unter „sonstiger
Ausbezitiiitg“ zu verstehen sei, geht aus dem Bericht zur Konvention nicht hervor.
Unklar bleibt auch, wie dieser Passus im neuen Art. 195 lit. a StGB zu subsumieren
wäre.

Der Begriff der Förderung, der in den neuen lit. a Eingang finden soll, wird lediglich
in der Marginale verwendet und erfasst grundsätzlich alle im Art. 195 StGB um
schriebenen Tatvarianten, weshalb wohl davon auszugehen ist, dass die Variante der
„sonstigen Ausbeutung“ unter den Begriff des Förderns subsumiert werden soll.‘5 Im
Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot bleibt indes durchaus Raum für Präzisierung
durch den schweizerischen Gesetzgeber.

3. Inanspruchnahme der Prostitution von Kindern (Art. 19 Abs. 1 lit. c der Kon
vention)

Dem Sinn der Konvention nach soll sowohl die Nachfrage- als auch die Angebotssei
te von Kinderprostitution bestraft werden.16Daher verlangt die Konvention von den
Vertragsparteien, die Inanspruchnahme der Kinderprostitution unter Strafe zu stel
len (Art. 19 Abs.1 lit. c). Dies soll gemäss Bericht für die Schweiz in Form des neuen
Art. 196 VE StGB geschehen, wonach mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft
wird, wer mit einer unmündigen Person gegen Entgelt sexuelle Handlungen vor
nimmt oder solche von ihr vornehmen lässt.

Einerseits stellt sich hinsichtlich des neuen Straftatbestandes die Frage nach der Ver
hältnismässigkeit der Sanktion. Mit Kindern (nach dem nationalen Recht, also Personen
unter 16 Jahren) wird jeder sexuelle Kontakt von Art. 187 StGB erfasst, also auch die
Kinderprostitution,‘7und mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe‘6be
droht. Demgegenüber sind sexuelle Handlungen mit (sexuell mündigen aber recht
lich) Unmündigen (also Personen zwischen 16 und 18 Jahren) nur strafbar, wenn Sie
gegen Entgelt erfolgen. Geschieht dies aber, so wird eine Freiheitsstrafe bis drei Jah
ren angedroht.

Die Strafdrohung ist dieselbe wie hei Art. 188 StGB, wohingegen das Opfer der Straf
tat anders definiert wird: Während von Art. 196 VE StGB Unmündige, d.h. Personen
weiblichen und männlichen Geschlechts unter 18 Jahren19 erfasst werden sollen, sind

VgL Erläuternder BerichtS. 43 (2.622),
Bericht zur Konvention Rz. 131.

- Unter dem Vorbehalt, dass der Altersunterschied mehr als drei Jahre beträgt und der fäter das 20
Altersiahr zurückgelegt hat.
Gemass VF Harmonisierung Freiheitsstrafe bis zu fünf jahren. aber keine Geldstrafe mehr.
Vgl. Bericht, S. 44 (2622).
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es bei Art. 188 lediglich die unmündigen Personen über 16 Jahren. Ausgehend da
von, dass beide „Opferkategorien“ (Unmündige bis und über 16 Jahre) in Art. 196 VE
StGB zusammengefasst werden, wäre zumindest zu überdenken, ob die niedrigere
Sfrafdrohung gerechtfertigt ist.

Angesichts der Formulierung der neuen Strafbestimmung bleibt unklar, ob nicht nur
die Unmündigen über 16 Jahren (ähnlich wie hei Art. 188 StGB) erfasst werden sollen.
Die Formulierung von Art. 196 VF StGB wirft zudem die Frage nach dem Verhältnis
dieser Bestimmung zu Art. 187 StGB für Unmündige bis 16 Jahren auf. Der Bericht
spricht diesbezüglich von Idealkonkurrenz20,geht also von echter Konkurrenz aus.
Obschon der Bericht hierzu nicht näher Auskunft gibt, wäre zunächst das geschützte
Rechtsgut von Art. 196 VF StGB zu bestimmen. Während Art. 188 StGB Opfer von
16-18 Jahren und deren sexuelles Selbstbestimmungsrecht schützt, soll Art. 187 StGB
dem Schutz vor Gefährdung der sexuellen Entwicklung der Unmündigen bis 16 Jah
re dienen.2‘Mit der Formulierung: „Wer mit einer unmündigen Person“, sind sowohl
Unmündige bis 16 Jahre wie auch Unmündige im Alter von 16 und 17 Jahren erfasst
— entsprechend müsste auch das geschützte Rechtsgut parallel zu Art. 187 resp. 188
StGB verstanden werden. Dies hätte aber zur Folge, dass Art. 187 resp. 188 StGB und
Art. 196 VE StGB in Scheinkonkurrenz zueinander stünden, wobei wohl insbesonde
re Art. 187 StGB aufgrund des zusätzlichen Merkmals des Entgeits hinter 196 VF
StGB zurücktreten würde. Damit wäre aber für den Fall, dass bspw. ein 23-jähriger
mit einer 15-jährigen gegen Entgelt sexuelle Handlungen vornimmt lediglich eine
Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren angedroht, während dieselbe Handlung ohne
Gegenleistung mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder Geldstrafe bestraft werden
könnte.

Die aktuell vorgeschlagene Fassung führte so zu einer abgeschwächten Strafe im Bereich
der sexuellen Handlungen mit Unmündigen unter 16 Jahren, sofern sie gegen Entgelt
vorgenommen würde. Anderes würde nur gelten, wollte man Vorrang von Art. 187
StGB postulieren, oder Sperrwirkung desselben. Beides keine vollständig überzeu
genden Lösungen.

Auch inhaltlich wird die Schaffung der Norm schwierige Abgrenzungsfragen schaf
fen. Der erläuternde Bericht erklärt, dass Geschenke im Rahmen einer Liebesbezie
hung keinen Entgeltcharakter tragen.22 Nur — wie definiert sich eine Liebesbeziehung
und nach welchen Kriterien bestimmt man, ob es sich um eine solche handelt? Es ist
durchaus möglich, dass nur eine Partei das Verhältnis als Liebesbeziehung bezeich
nen würde, die andere jedoch weit weniger darin sieht und trotzdem Geschenke ent
gegennimmt und es von Zeit zu Zeit zu sexuellen Interaktionen kommt. Würde man
hier also von sexuellen Handlungen mit Unmündigen gegen Entgelt sprechen? Und
was sind Vorteile, die gewährt werden, bevor eine solche Beziehung besteht (Bezah
len von Essen, Getränken, Einladungen verschiedener Art etc.)? Eine interessante
Auslegungshife bietet der erläuternde Bericht: „Es muss objektiv davon ausgegangen
werden können, dass das (versprochene) Entgelt Grund für die sexuelle Handlung bzw. das
Einverständnis des Opf‘rs ist, und dass es sich nicht um eine Liebesbeziehung handelt.“23
Sind die eben erwähnten Vorteile, die gewährt werden, als „Geschenke“ zu qualifi
zieren oder als „Entgelt“? Bei Volljährigen zumindest ist diese Frage nicht ohne wei
teres zu klären. Und wenn teilweise bereits zwischen den beteiligten Personen Unei
nigkeit resp. Unklarheit darüber herrscht, oh es sich nun um eine Liebesbeziehung

20 Bericht, 8. 44 (26.22).
MAIER, BSK StGB II, Art. 187 N 1; ähnlich TRECHSE.1. LT AL, Praxiskommentar, Ark 187 N 1.

22
‘ 4.4 (26. .21).

22 S. 44 (2622).
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handelt, wie soll dann ein Aussenstehender „objektiv“ darüber urteilen können?
Und handelt der Täter eventualvorsätzlich, wenn er dem Opfer ein Geschenk macht,
obschon er weiss, dass das Opfer ihn zwar grundsätzlich mag, aber keine Liebe im
Spiel ist und es trotzdem zu sexuellen Handlungen kommt?

All diese Fragen sind umso bedeutsamer, da der erläuternde Bericht erklärt, dass die
Einwilligung des — u.U. doch immerhin sexuell mündigen - Opfers in die sexuelle
Handlung keinerlei Auswirkung auf die Strafbarkeit des Täters habe.24

V. Straftaten im Zusammenhang mit Kinderpornographie (Art. 20 der Konven
tion)

Etwas befremdend mutet der Hinweis an, dass sich die Ausführungen des erläu
ternden Berichts auf den Vorentwurf des Art. 197 revStGB stützten, obschon der
Bundesrat das weitere Vorgehen bezüglich der Harmonisierungsvorlage überhaupt
noch nicht festgelegt hat.25 Noch ist nämlich - grundsätzlich und einzig - das Strafge
setzbuch in seiner aktuellen Form Gesetz! Stützt man sich hingegen auf möglicher
weise künftiges Recht, nimmt man das Resultat der Vernehmlassung zum VE Har
monisierung bereits vorweg, was zumindest nicht dem formellen Gang der Gesetz
gebung entspricht, zudem läuft man mit einer solchen Vorgehensweise Gefahr, dass
eine erneute Vernehmiassung durchgeführt werden müsste, tritt der VE Harmonisie
rung nicht in Kraft. Wünschenswert, wenn auch sicher aufwendiger wäre gewesen,
die Anderungen hinsichtlich der Lanzarote-Konvention sowohl mit dem aktuellen
als auch mit dem allenfalls künftigen Recht zu vergleichen.

1. Vergleich mit dem aktuellen Recht
Die Konvention verlangt von den Vertragsparteien, dass Herstellen (Art. 20 Abs. 1
lit. a), Anbieten oder Verfügbarmachen (lit. b), Verbreiten oder Ubermitteln (lit. c),
Besitz (lit. e) sowie Beschaffen von Kinderpornographie für sich selbst oder einen
andern (lit. d) und der wissentliche Zugriff darauf mit Hilfe der Informations- und
Kommunikationstechnologien (lit. f) unter Strafe gestellt wird. Den Vertragsparteien
steht gemäss Art. 20 Abs. 3 der Konvention das Recht zu, hinsichtlich des Herstellens
und des Besitzes Vorbehalte anzubringen.

A. Definition des Kindes
Die Konvention definiert als Kinderpornographie jedes Material mit der bildlichen
Darstellung eines Kindes (gemäss Art. 3 lit. a der Konvention ist damit jede unmün
dige Person, also jeder unter 18 Jahre gemeint) bei wirklichen oder simulierten ein
deutig sexuellen Handlungen oder jede Abbildung der Geschlechtsteile eines Kindes
zu vorwiegend sexuellen Zwecken.

Die Kinderpornographie ist im geltenden Recht von Art. 197 Ziff. 3 und 3 StGB er
fasst, wobei in der Lehre Unklarheit26darüber herrscht, wie weit der Begriff des Kin
des im Zusammenhang mit der harten Pornographie zu fassen ist:
MENG/SCHWAJBOLD erachten das Schutzalter von 16 Jahren nicht als das alleinige
Kriterium, um die Frage zu beantworten, oh es sich um ein Kind im Sinne der Be
stimmung handelt. Zwar würden Sexszenen zwischen körperlich weit entvickelten,
aber noch knapp Minderjährigen in pornographischen Werken diese per se zu harter
Pornographie machen, jedoch sei auch der Einbezug körperlich wenig entwickelter,
aber bereits volijähriger Personen in sexuelle Handlungen ausgehend vom Rechts

5. 44 (2.622).
25 Bericht, 5. 45 (263J).

.M. der Bericht, 5. 47 (‘6
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schutzgedanken durchaus strafwürdig. 2 Ähnlich äussern sich auch TRECH
sEL/BERT0Ss\: „Der Begriff Kind entspricht nicht demjenigen in Art. 187; es geht da
rum, Darstellungen zu bekämpfen, welche sexuelle Vorgänge mit offensichtlich nicht
geschlechtsreifen Menschen zum Gegenstand haben (‚..)2s

Dies heisst aber nichts anderes, als dass drei verschiedene Definitionen des Begriffes
„Kind“ in der Kinderpornographie vorliegen:

(1) der Kindsbegriff der Konvention (Unmündige bis 18 Jahre),

(2) der Kindsbegriff nach Art. 187 StGB (Unmündige bis 16 Jahre) und

(3) der Kindsbegriff nach Art. 197 Ziff. 3 StGB (keine absolute Altersgrenze).

Stützt man sich auf den Grundsatz, wonach Landesrecht staatsvertragskonform aus
zulegen ist29, hätte dies zur Folge, dass im Bereich der Kinderpornographie, unter
Vorbehalt der vorbehaltenen Bestimmungen, gemäss Art. 3 lit. a der Konvention jede
Person unter 18 Jahren als Kind gilt. Ob hierbei von einer zweckführenden Legiferie
rung gesprochen werden kann, ist zumindest zweifelhaft, wird doch dadurch gerade
der Anwendungsbereich von Art. 197 StGB im Zusammenhang mit Kinderporno
graphie eingeschränkt. Daran änderte sich auch beim alifälligen Inkrafttreten des
Art. 197 VF revStGB nichts.

Dennoch erscheint die im erläuternden Bericht vorgesehene sprachlich einheitliche
Verwendung des Begriffes „unmündige Person“ und der damit verbundenen Strei
chung des Begriffs Kind in den Art. 197 Ziff. 3 und 3 StGB resp. Art. 197 Ziff. 3, 3‘
und 4 VF revStGB als sinnvoll.39

B. Vorbehalt

Die Schweiz hat einen Vorbehalt gemäss Art. 20 Abs. 3, 2. Lemma der Konvention
angebracht und behält sich das Recht vor, Art. 20 Abs. 1 lit. a und e nicht anzuwen
den auf die Herstellung und den Besitz pornographischen Materials, in dem Kinder
dargestellt werden, die das länderspezifische Mündigkeitsalter erreicht haben, wenn
diese Bilder mit ihrer Zustimmung und allein zu ihrem persönlichen Gebrauch her
gestellt worden sind und sich in ihrem Besitz befinden. Dies bedeutet, dass das Her
stellen und Besitzen von Pornographie mit 16- und 17-jährigen Personen unter den
entsprechenden zusätzlichen Voraussetzungen nicht strafbar ist.

Der Vorbehalt ist rein formeller Natur und stellt wohl Augenwischerei dar, denn tat
sächlich lassen sich wohl wenige Fälle denken, in denen 16- oder 17-Jährige zustim
men, pornographische Bilder von sich machen zu lassen, diese Bilder sich aber dann
in ihrem Besitz befinden und lediglich zum persönlichen Gebrauch dienen.

Indes erscheinen Formulierung genauso wie Begründung verfehlt, mit der dieser
Vorbehalt Eingang ins StGB finden soll: Sfraflos bleiben sollen nach Art. 197 Ziff,
VE StGB nämlich 16- und 17-Jährige, wenn sie voneinander einvernehmlich Gegen
stände oder Vorführungen im Sinne von Ziff. 1 herstellen, besitzen oder konsumie
ren. Gerade das Beispiel, das im Bericht angeführt wird (ein 17-Jähriger stellt von
seiner 16-jährigen Freundin mit deren Einverständnis ein Foto pornographischen
Charakters her und betrachtet es anschliessend) lässt dies offenbar werden.3‘Ent

BSK StGB II, Art, 197 \ 22.
TRECE-ISEL El AL, Art. 197 N 1
Vgl. HAFELT\/ HALLER/KELLER. Schweizerisches BuI3desstaatsrecht Rz. 162.
Bericht, 6. 47 (2.6.32L
Vgl. Bericht, 5. 35 (2R3Lc
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scheiden des Kriterium des Vorbehaltes (im Hinblick auf das geschützte Rechtsgut
der sexuellen Integrität und Selbstbestimmung) ist der Besitz durch den Darsteller.
Kann dieser aber nicht mehr alleine über die Aufnahme verfügen, besteht — ganz im
Sinne der Ausgestaltung von Art. 197 StGB als abstraktes Gefährdungsdelikt32— zu
mindest latent die Gefahr, dass der Täter diese Bilder auch andern Personen zeigL
Von sexueller Selbstbestimmung dürfte hier kaum mehr gesprochen werden können.
Eine neuer Abs. 4 des Art. 197 StGB müsste entsprechend sämtliche Elemente des
Vorbehaltes enthalten; nicht weniger, aber auch nicht mehr! Fehlt aber eine der Vor
aussetzungen (Zustimmung, Besitz und persönlicher Gebrauch), ist die Herstellung
und der Besitz von Kinderpornographie mit 16- und 17-jährigen Darstellern gemäss
Konvention verboten.

C. Übereinstim mii ug mit dem aktuellen Recht
Das Herstellen von Kinderpornographie (lit. a) ist derzeit durch den Anwendungsbe
reich von Art. 197 Ziff. 3 StGB abgedeckt, ebenso das Anbieten oder Verfügbarmachen
und das Verbreiten oder Ubermitteln von Kinderpornographie. Alle diese Tatvarianten
sind derzeit mit einer Strafdrohung von Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geld
strafe belegt.

Das Beschaffen von Kinderpornographie und deren Besitz sind derzeit in Art. 197 Ziff.
3hIs StGB geregelt.

Der wissentliche Zugriff auf Kinderpornographie mit Hilfe der Informations- und Kommuni
kationstechnologien (lit. f) ist zwar nicht explizit im Gesetzestext unter Strafe gestellt,
doch ist diese Tatvariante gestützt auf die Rechtsprechung des BGer mit Art. 197 Ziff.
3bis StGB unter den Besitz zu subsumieren. Das BGer hatte bereits in BGE 131 IV 16
entschieden, dass Herunterladen von Bildern ein Herstellen sei im Sinne von Art. 197
StGB. Kurz darauf hatte es (in Kenntnis dieses Entscheides) in BGer 6P.117/2004,
vom 11. Oktober 2004 lustigerweise vertreten, dass ein Herunterladen ein Einführen
im Sinne derselben Sfrafnorm sei. Jüngst hat es nun diese Rechtsprechung gar noch
erweitert: Obschon das angefochtene Urteil schliesslich aufgrund des Mangels der
erforderlichen Sachverhaltsfeststellungen aufgehoben und zur neuen Beurteilung an
die Vorinstanz zurückgewiesen wurde.35 stellt das Bundesgericht zum Cache
Speicher bzw. den abrufbaren Daten fest: „Wer hingegen um die automatische Speiche
rung der strafbaren pornographischen Daten weiss und diese im Nachgang an eine Internet-
sitzung nicht löscht, manifestiert dadurch seinen Besitzwillen, selbst wenn er darauf nicht
mehr zugreift. (...) Das bewusste Belassen von verbotenen pornographischen Daten im Cache
fällt somit ziizter den Tatbestand des Besitzens nach Art. 197 Ziff 3 StGB. Insoweit kann an
der bisherigen unpublizierten Rechtsprechung, welche den Besitz an Daten im C‘ache
Speicher ungeachtet der objektiven und subjektiven Komponenten des Besitzes grundsätzlich
verneinte (Urteil 6S. 254/2006, a.a. 0.) nicht festgehalten werden.“ Vorliegend bedeutet
es, dass die Tatvariante von Art. 20 Abs. 1 lit. f Konvention unter den Besitz nach
dem aktuellen Art. 197 Ziff. 3b1 StGB zu subsumieren ist.

32 MENG / SCHwAIB0LD, BSK StGB II, Art. 197 N 7.
Vgl. dazu kritisch M. A. NIGGLI: Gezieltes Abspeichern ist Herstellen. BGF 65.186/2004 vorn 5.
Oktob“ 204 in u1ette 1 \ ei ib 29)4 bi ch ‘ i!ete o1
kei.asp?ArticleNr3502&Language=i).
BC -t- 12 2u 1 3 0 J 4
BGer, StA, 12.52011, 6B 744/2010 E. 5.
BGer, StA, 12.5.2011, 6B 744/2010 E. 4.2.2.
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Die verschiedenen Tathandlungen sind also grundsätzlich vorn geltenden Recht be
reits abgedeckt.

Grundsätzlich problematisch bleibt die Definition der Kinderpornographie, die nicht
nur wirkliche, sondern auch simulierte sexuelle Handlungen erfassen soll.37 Die
Schweiz hat die Möglichkeit nicht wahrgenommen, einen Vorbehalt nach Art. 20
Abs. 3, 1. Lemma der Konvention anzubringen, wonach das Herstellen und der Be
sitz von pornographischem Material, das ausschliesslich simulierte Darstellungen
oder wirklichkeitsnahe Abbildungen eines nichtexistenten Kindes enthält, von der
Strafbarkeit auszunehmen. Vom geltenden Recht ist jedoch sowohl die Real-, wie die
Fiktivpornographie erfasst38,weshalb eine Anderung des geltenden StGB nicht not
wendig erscheint.

D. Ubereinstim,n ii ug mit dem VE Harmonisierung
Die Neuerungen, die im VF Harmonisierung vorgebracht wurden, sollen die aktuell
in Art. 197 Ziff. 3 und 3 StGB enthaltenen Tathandlungen in Art. 197 Ziff. 3 revStGß
vereinen. Eingeführt werden soll auch eine Unterscheidung zwischen tatsächlichen
und fiktiven Darstellungen, womit auch unterschiedliche Strafdrohungen einherge
hen sollen. Wie bereits ausgeführt, sind diese Anderungen ganz unnötig, weil das
geltende Recht die Konvention bereits erfüllt.

2. Rechtfertigung (Art. 20 der Konvention)
Keinerlei Beachtung wird im Bericht dem Umstand geschenkt, dass Art. 20 der Kon
vention anders als die anderen Strafbestimmungen in Art. 18-23 ausdrücklich die Rechts
widrigkeit verlangt.39Gemäss dem erläuternden Bericht zur Konvention ist den Partei
en erlaubt, Rechtfertigungsgründe künstlerischer, medizinischer, wissenschaftlicher
o.ä. Natur vorzusehen. Ebenso sind staatlich genehmigte (polizeiliche) Operationen
in diesem Bereich erlaubt. Auch weitere Rechtfertigungsgründe seien nicht ausge
schlossen.40 Unklar bleibt indes, ob die explizite Hervorhebung der Möglichkeit der Rechtfer
tigung in Art. 20 der Konvention gleichzeitig bedeutet, dass, fehlt ein solcher Hinweis, jegli
che Rechtfertigung ausgeschlossen ist. Wie dieser Hinweis auf die Rechtfertigung zu
interpretieren ist, wäre insofern von grosser Relevanz, als das StGB in den Art. 14 ff.
StGB Rechtfertigungsgründe aufzählt, die auf sämtliche Tatbestände des Besonderen
Teils anwendbar sind und damit auch auf jene Tatbestände, welche die Art. 18 und
19, sowie Art. 21-23 der Konvention unter Strafe stellen.

VI. Straftaten betreffend die Mitwirkung eines Kindes an pornographischen
Darbietungen (Art. 21 der Konvention)

Unter dem Titel „Straftaten betreffend die Mitwirkung eines Kindes an pornographi
schen Darbietungen“ umschreibt die Konvention in Art. 21 Abs. 1, dass die Anwer
bung eines Kindes zur Mitwirkung an pornographischen Darbietungen oder Veran
lassung der Mitwirkung eines Kindes an solchen Darbietungen (lit, a), die Nötigung

Ausführlich zur Problematik \1GGIJ/HAGF\sTE1r, Virtualität, Realität, Sexualität und Konsum,
Zur geplanten Revision der Pornographie-Strafnorm (Art. 197 StGB) und den Schwierigkeiten mit
Schein und Sein, FS Schwander, Zürich/St. Gallen 2011, 8. 1109-1131 (nachfolgend Nig
gli/Hagenstein, FS Schwander),

n MENG/SCHWAIBOLD, 135K StGB II, Art. 197 N 28.
Art, 20 Abs. 1: „ (..). um folgende Handlungen, wenn vorsätzlich und rechtswidrig begangen, als
Straftaten zu umschreiben“. So auch m enghschen ‚. the foilowng intentional conduct, when
commtted without rght“ und franzosischen Text („ies comportements ntenttonnels su ivants,
iorsau‘ls sont commis sans dm11“).
Bericht zur Konvention, Rz, 141
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zur Mitwirkung an pornographischen Darbietungen oder Gewinnerzielung hieraus
oder sonstige Ausbeutung eines Kindes zu solchen Zwecken (lit. h) sowie der wis
sentliche Besuch pornographischer Darbietungen, an denen Kinder mitwirken unter
Strafe zu stellen sind.

Unklar ist, weshalb der erläuternde Bericht die Nötigung zur Mitwirkung an porno-
graphischen Darbietungen (lit. h) nicht unter Art. 181 StGB (Nötigung) subsumiert.
Dort wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bedroht, wer jeman
den durch Gewalt oder Androhung ernstlicher Nachteile oder durch andere Be
schränkung seiner Handlungsfreiheit nötigt, etwas zu tun, zu unterlassen oder zu
dulden. Als Nötigung gilt „die rechtswidrige Verletzung der Freiheit von Willens
bildung oder -betätigung durch Gewalt, Drohung oder ähnliche Mittel“.“ Dies liegt
vor, wenn der Täter das Kind zu (sexuellen) Handlungen treibt, die es nicht vorneh
men will oder es zur Anwesenheit bei sexuellen Handlungen zwingt. Alternativ ist
auch die Anwendung von Art. 189 resp. 190 StGB in Erwägung zu ziehen. Anders als
im erläuternden Bericht ausgeführt, bedarf es keiner Konstruktionen mit Mittäter
schaft oder Gehilfenschaft: Integriert man das Anwerben in Art. 197 Ziff. 2bis VE
StGB, so reicht Ziff. 4 des bestehenden Art. 197 StGB vollkommen aus, um den Pas
sus „Gewinnerzielung hieraus“ zu erfassen. Der beschlägt Tathandlungen mit Ge
winnsucht und verlangt, dass mit Freiheitsstrafe eine Geldstrafe zu verbinden sei.

Schwierig scheint hingegen die Abgrenzung zwischen der Nötigung zur Mitwirkung (lit.
b) und dem Veranlassen zur Mitwirkung (lit. a). Geht man davon aus, dass mit dem
Veranlassen nicht zwingend eine Verletzung der freien Willensbildung und -

betätigung einhergeht und die Mittel zur Veranlassung auch weniger einschneidend
als Gewalt, Drohung oder ähnliche Mittel sein können, ist eine separate Erfassung
des Veranlassens in Art. 197 Ziff. 2 VE StGB auch mit Blick auf das Bestimmtheits
gebot begrüssenswert.

Die Abgrenzungen zwischen Tathandlungen im Sinne von Art. 197 ZifT 3 i.V.m. Art. 22
Abs. 1 StGB im Verhiiltnis zum Veranlassen oder Anwerhen mögen schwierig sein,
nichtsdestotrotz erscheint es stossend, dass die Strafdrohung des neu vorgeschlage
nen Art. 197 Ziff. 2 VE StGB dieselbe Strafdrohung enthält, wie Art. 197 Ziff. 3
StGB. Demjenigen, der sich diesfalls des Versuchs zu Art. 197 Ziff. 3 StGB strafbar
macht, steht gemäss Art. 22 Abs. 1 StGB eine fakultative Strafmilderung zu, d.h. es
kann auf eine andere als die angedrohte Strafart erkannt (Art. 48a Abs. 2 StGB) wer
den, wohingegen Art. 197 Ziff. 2‘ VE StGB zwingend Freiheits‘- oder Geldstrafe vor
sieht.

Merkwürdig quer steht Art. 21 Abs. 1 lit. c der Konvention, nach welchem der vor
sätzliche (wissentliche) Besuch pornographischer Darbietungen, an denen Kinder
mitwirken, unter Strafe zu stellen sei. Im VE Harmonisierung ist ein neuer Art. 197
Ziff. 3‘ revStGB vorgesehen, der den (besitzlosen) Konsum42unter Strafe stellt, Nach
aktuellem Recht gilt hingegen der besitzlose Konsum als straflos.43Sehr grosse Zwei
fel haben kann man daran, oh der besitzlose Konsum, m.a.W. das vorsätzliche
Wahrnehmen strafwürdig sein kann,“ ganz abgesehen davon, dass mit der Bestim
mung ein Popanz aufgebaut wird, durfte doch in den wenigsten Fällen das nötige
Wissen überhaupt nachweisbar sein. Nachweisen lassen wird sich eben nicht die
Wahrnehmung, sondern die Vorbereitung hierzu, also z.B. der Besuch eines beson
deren Ortes etc.

41 TRECHSEL LT AL, Praxiskomrnentar, Art. 181 N 1; ähnlich DELNON/ RÜDY, BSK StGB II, Art 181 N7.
u Vgl. hierzu der erläuter.nde Bericht zur VB Harrnoni.sierung, 5. 27.

MENG/SCHWAIB0LD, BSK StGB II, Art. 197 N 57; TRECHSEL El AL, Praxiskom.mentar, Art. 197 N 16.
NIIGCL! / FLACETSTE1N, ES Schwander, passim.
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VII. Unsittliches Einwirken auf Kinder (Art. 22 der Konvention)
Die Lanzarote-Konvention verlangt in Art. 22, dass die Verfragsstaaten als strafbar
erklären, wenn vorsätzlich ein Kind, das noch nicht die sexuelle Mündigkeit nach
innerstaatlichem Recht erlangt hat, aus sexuellen Gründen veranlasst wird, bei sexu
ellem Missbrauch oder sexuellen Handlungen zugegen zu sein, selbst wenn es sich
nicht daran beteiligen muss.

Das ist nach schweizerischem Recht mit Art. 187 StGB in der Variante des Miteinbe
ziehns bereits erfasst.

VIII, Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken (sog. Grooming;
Art. 23 der Konvention)

Art. 23 der Konvention verlangt, dass Handlungen von Erwachsenen, die mit Hilfe
der Informations- und Kommunikationstechnologien ein Treffen mit einem Kind,
das noch nicht sexuell mündig ist, vorschlagen (Grooming), um diesem gegenüber
eine Straftat nach Art. 18 Abs. 1 lit. a (sexuelle Handlungen mit einem Kind) oder
Art. 20 Abs. 1 lit. a (Herstellen von Kinderpornographie) zu begehen, unter Strafe zu
stellen sind, sofern auf ein solches Treffen hinführende konkrete Handlungen folgen.

Den Ausführungen, wonach das aktuelle schweizerische Strafgesetzbuch die Anfor
derungen des Art. 23 der Konvention bereits erfüllt (vgl. insbesondere Art. 187 i.V.m.
Art. 22 StGB), ist zuzustimmen.

IX. Beihilfe oder Anstiftung und Versuch (Art. 24 der Konvention)
Die Schweiz hat konsequenterweise die Möglichkeit wahrgenommen, den Versuch
des Groomings straffrei zu lassen45, „da ein versuchter Versuch nicht strafbar ist.“46 An
stiftung, Beihilfe und Versuch sind nach StGB strafbar, sofern es sich bei der Haupt-
tat um ein Vergehen oder Verbrechen handelt, was für die Straftatbestände der Kon
vention zutrifft. Die Anforderungen des Art. 24 Konvention sind demnach erfüllt.

X. Gerichtsbarkeit (Art. 25 der Konvention)
Nach Art. 25 Abs. 1 lit. d der Konvention sollen die Vertragsparteien ihre Gerichts
barkeit begründen, wenn die Straftat von einem ihrer Staatsangehörigen begangen
wurde.

Der erläuternde Bericht führt hierzu aus, dass diese Fälle von Art. 7 Abs. 1 lit. a StGB
(aktives Personalitätsprinzip) abgedeckt seien.47 Grundsätzlich zutreffend ist, dass
das aktive Personalitätsprinzip in Art. 7 Abs. 1 StGB zur Begründung der Schweizer
Strafrechtshoheit an die Schweizer Staatsbürgerschaft des Täters anknüpft.48Aller
dings müssen sämtliche Voraussetzungen des Art. 7 Abs. 1 lit. a-c StGB erfüllt sein,
damit die Gerichtsbarkeit begründet wird.49

Die Konvention verlangt u.a. in Art. 25 Abs. 4, dass die Gerichtsbarkeit der Vertrags
parteien begründet wird, wenn die Straftat von einem ihrer Staatsangehörigen begangen
wird, unabhängig von der Frage, ob die Handlungen am Tatort strafbar sind,

Vorbehalt gemäss Art. 24 Abs. 3 der Konvention; vgl. Bericht, 5. 54 (2,6.7).
u Bericht, 5. 43 (2,6.7).
n Bericht, 5. 54 (2.6,8).
49

Poce/LEvANTE, BSK StGB 1, Art. 5 N 2; TRECHSE.L ET AL., Praxiskommentar, Art. 7 N 1.
Vgl. G. STRATENwERTH, Schweizerisches Strafrecht, Allgemeiner Teil 1: Die Straftat, 4. Auf],, Bern
2011., § 5 N 22.
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Grundsätzlich ist den Ausführungen im erläuternden Bericht zuzustimmen. Aller
dings stellt sich gerade im vorliegenden Zusammenhang die Frage, ob die Regelung
in Art. 5 Abs. 1 lit. b StGB konventionskonform ist, sieht doch das LTbereinkornmen
grundsätzlich vor, dass als Kinder alle Personen unter 18 Jahren gelten. Zwar ist es
richtig, dass in Art. 16 Abs. 3 der Konvention den Vertragsparteien das Recht einge
räumt wird, das Alter der sexuellen Mündigkeit selbst zu bestimmen.‘° Dies hat die
Schweiz auch getan und erklärt, dass Personen mit 16 Jahren sexuell mündig sind.
Zweifelhaft ist aber, ob die Existenz dreier verschiedener Altersgrenzen, 14, 16 und
18 sinnvoll ist.

XL Verantwortlichkeit juristischer Personen (Art. 26 der Konvention)
Die Konvention setzt nach Art. 26 voraus, dass die Vertragsstaaten juristische Perso
nen bestrafen, die gegen die im Ubereinkommen umschriebenen Straftaten versto
ssen, die zu ihren Gunsten von einer natürlichen Person begangen werden, die entweder
allein oder als Teil eines Organs der juristischen Person handelt und die Führungs
position innerhalb der juristischen Person innehat (Abs. 1). Neben diesen Fällen sol
len juristische Personen auch verantwortlich gemacht werden können, wenn man
gelnde llberzvachung oder Kontrolle durch eine in Abs. 1 genannte natürliche Person die
Begehung einer Straftat im Sinne der Konvention zu Gunsten der juristischen Person
durch eine ihr unterstellte natürliche Person ermöglicht hat (Abs. 2). Die Verantwort
lichkeit berührt nicht die strafrechtliche Verantwortlichkeit der natürlichen Personen, wel
che die Straftat begangen haben (Abs. 4).

Seit dem 1. Oktober 2003 ist in der Schweiz das Unternehmensstrafrecht in Kraft ge
treten. Die subsidjäre Strafbarkeit nach Art. 102 Abs. 1 StGB setzt einerseits einen
Organisationsmangel (a) voraus, der ursächlich (b) dafür sein muss, dass der Täter,
d.h. die natürliche Person nicht eruiert werden kann. Zudem muss das Vergehen
oder Verbrechen im Unternehmen und in Ausübung einer geschäftlichen Verrich
tung im Rahmen des Unternehmenszweckes begangen worden sein.5‘Grundsätzlich
stellt sich die Frage, ob die subsidiäre Unternehmensstrafbarkeit annähernd konven
tionskonform sei. Insbesondere könnte man lediglich Art. 26 Abs. 2 unter die subsi
diäre Strafbarkeit des Unternehmens subsumieren, da der Zusatz in Abs. 4 — entge
gen den Aussagen im erläuternden Bericht52— deutlich macht, dass die Konvention
eine originäre bzw. kumulative Strafbarkeit der Unternehmen anstrebt53.Eine solche
ist aber im schweizerischen Recht lediglich für die in Art. 102 Abs. 2 StGB aufgezähl
ten Katalogtaten vorgesehen und umfasst die in der Konvention aufgezählten Straf
taten nicht.

Die Ausführungen im erläuternden Bericht sind diffus, wenn behauptet wird, dass
die subsidjäre Verantwortlichkeit der Unternehmen der Strafbarkeit der natürlichen
Personen nicht entgegenstehe. Vielmehr kann Art. 102 Abs. 1 StGB gerade erst zur
Anwendung gelangen, wenn nach einiässlichen Abklärungen das Misslingen der
Ermittlung des Täter feststeht,‘

Merkwürdig mutet denn auch der Hinweis im erläuternden Bericht an, wonach Se
xualdelikte typischerweise Delikte von Einzeltätern oder allenfalls von kleinen

Bericht, 5. 55 f. (2.6.8).
° Vgl. zum Ganzen NIGGLI/GFELLER, BSK StGB 1, Art, 102 N 51 ff.; TRECHSEL ET AL., Praxiskommem

tar, Art. 102, insbesondere N 7 ff.
52 Bericht, 5. 57 (2.6.9).

Vgl. Bericht zur Konvention, Rz, 181, der ein Beispiel nennt, in dem sowohl das [atem ehmen als
auch die natirIiche Person strafrechtlich veranLwortlich wird,
Vgl. \iGcLi(GFELLER, BSK StGB 1, Art. 102 \ 105: TRECF-ISEL ES AL,. Pravskommentam, Art. 102 \
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Gruppen seien und die Strafbarkeit des Unternehmens könne in diesem Zusammen
hang — unter Vorbehalt der Bereiche der Produktion von Pornographie und im Zu
sammenhang mit pornographischen Darbietungen — kaum praktische Bedeutung
erlangen. Aber gerade dieser Sektor wäre wohl anvisiert, Kaum zutreffen dürfte
denn auch der Schluss aus den Erläuterungen, dass zusammenfassend davon ausge
gangen werden könne, dass das schweizerische Recht den Anforderungen von Art.
26 der Konvention gerecht werde. Dies dürfte strafrechtlich jedenfalls einzig dann
richtig sein, wenn Art. 102 Abs. 2 StGB modifiziert bzw. ergänzt würde.

XII. Allgemeine Schutzmassnahmen (Art. 31 der Konvention>
Die Konvention verlangt in Art. 31 Abs. 1 lit. b, dass die Rechte und Interessen der
Opfer in allen Abschnitten der Ermittlungen und des Strafverfahrens zu schützen
seien, insbesondere sei sicherzustellen, dass zumindest in den Fällen, in denen die
Opfer und ihre Familien in Gefahr sein könnten, diese sofern erforderlich, über eine
vorübergehende oder endgiiltige Freilassung der veifolgten oder verurteilen Person unterrich
tet werden.

Diese Anforderung erfüllt das schweizerischer Recht nicht vollständig. Nach Art. 214
Abs. 4 StPO wird das Opfer, nicht aber dessen Angehörigen55über die Anordnung
und die Aufhebung der Untersuchungs- oder der Sicherheitshaft sowie über eine
Flucht der beschuldigten Person orientiert, es sei denn, das Opfer habe ausdrücklich
darauf verzichtet. Ferner kann die Orientierung unterbleiben, wenn die beschuldigte
Person dadurch einer ernsthaften Gefahr ausgesetzt würde (2. Satz). Da die Konven
tion ausdrücklich vorschreibt, dass auch die Familien der Opfer, sofern erforderlich,
unterrichtet werden können, wäre diesbezüglich Art. 214 Abs. 4 StPO wohl zu er
gänzen.

XIII. Verjährung (Art. 33 der Konvention)
Die Verjährungsregel in Art. 33 Konvention verlangt von den Mitgliedstaaten, dass
sie sicherstellen, dass die Veijährungsfrist für die Einleitung der Strafverfolgung we
gen den in Ubereinstimmung mit den Artikeln 18 (Sexueller Missbrauch), 19 Abs. 1
lit. a und b (Anwerbung und Zuführung eines Kindes zur Prostitution und Nötigung
eines Kindes hierzu, Gewinnerzielung hieraus oder sonstige Ausbeutung eines Kin
des zu solchen Zwecken) und Art. 21 Abs. 1 lit. a und b (Anwerbung eines Kindes
zur Mitwirkung an pornographischen Darbietungen oder Veranlassung der Mittvir
kung) umschriebenen Straftaten ausreichend lang ist, um die tatsächliche Einleitung
der Strafverfolgung zu ermöglichen, nachdem das Opfer volljährig geworden ist, und im
Verhältnis zur Schwere der betreffenden Straftat steht.

Das geltende StGB sieht in Art. 97 Abs. 2 vor, dass bei sexuellen Handlungen mit
Kindern (Art. 187 StGB) und unmündigen Abhängigen (Art. 188 StGB) sowie bei
Straftaten u.a, nach den Art. 189-191 und 195, die sich gegen ein Kind unter 16 Jahre
richten, die Verfolgungsverjährung in jedem Fall mindestens bis zum vollendeten 25.
Lebensjahr des Opfers dauert. Darunter fallen die Straftaten i.S.v. Art. 18 der Kon
vention, da Art. 18 Abs. 2 vorsieht, dass die Vertragsparteien die sexuelle Mündig
keit selbständig festsetzen können, was die Schveiz getan hat (16 Jahre).

Problematisch ist die aktuelle Fassung von Art. 97 Abs. 2 StGB hinsichtlich der Straf
taten im Zusammenhang mit Kinderprostitution (Art. 19 Abs. 1 lit. a und b) und be
treffend die Mitwirkung eines Kindes an pornographischen Darbietungen (Art 21
Abs. 1 lit, a und h), da beide Bestimmungen Kinder im Sinne von Art. 3 lit a dr

N. Sc.i t.uD, Schweizeri.sche Strafprozessordnung, Praxiskommentar, Zürich/St. Gallen 2009 (nac.h
folgend Schmid, Praxiskommentar, Art, J) Art, 214 N 13.
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Konvention schützen, d.h. unmündige Personen bis 18 Jahre. Was die Straftaten in
Art. 19 Abs. 1 lit. a und b der Konvention betrifft, sieht Art, 97 Abs. 1 lit. h i.V.m. Art.
189 resp. 195 StGB eine Strafverfolgungsverjährungsfrist von 15 Jahren vor.

Als Konsequenz zu den vorangegangenen Ausführungen (vgl. vorn VI) scheint an
gezeigt, Art. 197 Ziff. 2 VF StGB in den Katalog von Art. 97 Abs. 2 StGB aufzuneh
men.

XIV. Internationale Zusammenarbeit (Art. 38 der Konvention)
Die Konvention führt in Art. 38 die Grundsütze der internationalen Zusammenarbeit auf.
Durch Abs. 2 soll insbesondere erleichtert werden, dass Opfer Anzeige bei ihrem
Wohnsitzstaat erstatten können, auch wenn die Straftat im Hoheitsgebiet einer ande
ren Vertragspartei begangen wurde.

Verwirrend ist der Hinweis im Bericht auf Art. 118 StPO, der den Begriff und die Vo
raussetzungen für die Privatklägerschaft umschreibt. Ein Kind, an dem eine der in
der Konvention aufgezählten Straftaten begangen wurde, ist i.d.R. ein Opfer im Sin
ne von Art. 116 StPO, dem die in Art. 117 StPO umschriebenen Rechte zustehen.
Gleichzeitig gilt es auch als geschädigte Person nach Art. 115 StPO und kann sich
gestützt auf Art. 118 StPO als Privatkläger konstituieren. Weil zur Abgabe der Erklä
rung, als Privatkläger am Verfahren teilnehmen zu wollen, lediglich Urteilsfähigkeit
gefordert wird56,können sich auch Unmündige am Verfahren beteiligen.

Was allerdings die Form der Beteiligung mit der Möglichkeit, Anzeige im Wohnsitz-
staat zu erstatten resp. mit der Verfahrenseröffnung, zu tun hat, ist nicht ersichtlich.
Das strafprozessuale Legalittitsprinzip besagt doch (Art. 7 StPO), dass die Strafbehörden
(Strafverfolgungsbehörden und Gerichte) verpflichtet sind, im Rahmen ihrer Zu
ständigkeit ein Verfahren einzuleiten und durchzuführen, wenn ihnen Straftaten
oder auf Straftaten hinweisende Verdachtsgründe bekannt werden. Die Zuständig
keit ergibt sich bei internationalen Sachverhalten primär aus dem betroffenen Staats
vertrag. Die StPO ist gemäss Art. 54 nur anwendbar für die Gewährung von interna
tionaler Rechtshilfe und das Rechtshilfeverfahren, sofern andere Gesetze des Bundes
und völkerrechtliche Verträge dafür keine Bestimmungen enthalten. Die Lanzarote
Konvention regelt die Zuständigkeit in Art. 25, wobei die Vertragsstaaten die ent
sprechenden Anforderungen im jeweiligen nationalen Recht umsetzen müssen, d.h.
für die Schweiz in den Art. 3 ff. StGB.

Das Anzeigerecht ist in Art. 301 StPO formuliert und besagt, dass jede Person berech
tigt ist, Straftaten bei einer Strafverfolgungsbehörde schriftlich oder mündlich anzu
zeigen.

In Art. 38 Abs. 3 bestimmt die Konvention, dass die Vertragsparteien berechtigt sei
en, die Konvention als Rechtsgrundlage für die Rechtshilfe in Strafsachen oder die Ausliefe
rung in Bezug auf die im Uhereinkommen umschriebenen Straftaten anzusehen.
Hierzu ist für die Schweiz insbesondere das IRSG beachtlich, das alle Verfahren der
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit in Strafsachen regelt, soweit andere Gesetz
oder internationale Vereinbarungen nicht anderes bestimmen. Insbesondere regelt es
die Auslieferung, die Rechtshilfe zur Unterstützung von Strafverfahren im Ausland,
die stellvertretende Verfolgung und Ahndung strafbarer Handlungen sowie die
Vollstreckung ausländischer Strafentscheide (vgl. zum Ganzen Art. 1 Abs. 1 IRSG).

G. MaZZLCCHELLI / \l, PosrizZ, n: \l, A. Niggii / M. eer/ F{ Wiprächtiger, Basler Kommentar
Schweizerische Strafprozessordnung / Jugendstrafprozessordnung, Basel 2011, BSK StPO, Art 118
\ 1j 8 2 1 — x ‘kommi ntir Art 1 1
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XV. Conclusio
Der Beitritt zu dieser Konvention scheint höchst fragwürdig. Der gute Wille, der die
Arbeiten und Regelungen trägt, führt leider nicht zu guten rechtlichen Regelungen.
Im Bestreben, möglichst alle Sachverhaltskonstellationen zu erfassen, schiesst die
Konvention über ihr Ziel hinaus (und wird dann noch durch den nationalen Gesetz
geber gar überboten). Verkannt wird dabei, dass gute Gesetzgebung essentiell von
guter Begrifflichkeit abhängt. Leider wird gerade hier massiv gesündigt, etwa wenn
alle Unmündigen Kinder heissen oder sich Normen verschiedener Ausrichtung
überschneiden, ohne dass dies durchdacht worden wäre.

Gerade im Gebiet der Sexualdelikte väre angezeigt gewesen, einerseits mit viel Prä
zision, andererseits aber auch mit grösstmöglichster Zurückhaltung die Konformität
des aktuellen (!) StGB mit dem Konventionstext zu überprüfen. Bei der Lektüre des
Vorentwurfs und seiner Erläuterungen überkommt einen das Gefühl, dass das Uber
einkommen als Grund (wenn nicht Vorwand) dient, die primär politischen und mc
dialen Vorstellungen von Strafrecht in das Gesetz einfliessen zu lassen, ganz so, als
könnte man mit dem Strafrecht Kinder schützen oder — noch viel grundsätzlicher —

Sicherheit herstellen. Zu bedenken ist aber, dass der — wenn nicht schon heute, dann
doch wohl bald unüberschaubare - Dickicht, der mit all diesen Gesetzesrevisionen
geschaffen wird, auch dem Gesetzgeber selbst zum Verhängnis werden kann.

Fribourg, 30.XI.201 1

M. A. Niggli/N. Hagenstein
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Vernehmiassung über die Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuetlem Miss
brauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Das Netzwerk Kinderrechte Schweiz begrüsst aus kinderrechthcher Sicnt die Ratifizierung der
Lanzarote-Konvention mit damt verbundenen Änderungen des Strafgesetzbuches Wir weisen
mit unserer Stellungnahme auf problematische Punkte m erläuternden Bericht hin und fordern
eine eigenständige Strafnorm fur Groomrng

Anmerkung zur Bedeutung der Lanzarote-Konvention

Die LanzaroteKonvention scheint nur in einzelnen Punkten unmitteibar ein menschenrecht
hoher Vertrag zu sein beispielsweise dort wo sie die Rechte krndlcher Opfer sexueller Aus
beutung und sexueilem Missbrauch schützt Art Abs lt o in‘ Ubngen verpflichten sicn
die Vertragsstaaten gegenseitig zu Massnahmer um o e s uele Ausbeutur g und den sex

el‘en Missbraucn von Kindern zu verhuten zu bekampfen u id strafrechthch harmonisiert zu
verfolgen. Sie konkretrsert aus Art 34 KinderrecrrtsKonvenoon KRKr flessende Scnutz- una
Lestungsrechte von Kindern gegenuber dem Staat und erhait damrt eine menschenrecbtlcne
Dimension In Verbindung mit Art 4 KRK bedeutet dies eine standige Verpflichtung der Ver
tragsstaaten, den Schutz aller Kinder mit gesetzgeberischen und anderen Massnahmen
schrittweise zu verbessern Wiederholte Formulierungen mm erlauternden Bencht. wonach dc
Schweiz die Anforderungen der Konventior erfüllt greifen daher z Kurz Zutreffender scheint
dass dufgr nd ber€ g ‘fcntr ye-etzgeue rrt trt a a e —

ere•cher err:e rtatrf ar‘y Je K ‘cr rs er h‘
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Das Europäische Parlament hat am 27 Oktober 201 1 in erster Lesung einer neuen Richtlinie
der Europäischen Union zur Bekampfung des sexuellen Missbrauchs und der sexueilen Aus
beutung von Kindern sowie der Kiriderpornografe zugestimmt Sie verpflichtet die Staaten der
EU. nnerhalb von zwei Jahren gesetzgeberische und präventive Massnahmen umzusetzen
die inhaltlich mit dem Programm der Lanzarote-Konvention vergleichbar sind Das Netzwerk
Kinderrechte Schweiz wurde begrüssen. wenn die schweizerische Umsetzung der Lanzarote
Konvention auch auf diese Richtlinie abgestimmt wird

Anmerkungen zum erläuternden Bericht

Der erläuternde Bericht weist ausführlich und bisweilen zufällig auf zahlreiche Massnahmen
von Bund, Kantonen und NGO s hin, die im Sinne der Konvention zur Prävention beitragen.
Das Folgende beschränkt sich auf Hinweise zu aktuellen Fragen. die in der Kinder- und
Jugend politik in diesem Kontext derzeit diskutiert werden.

Präventive Massnahmen

Artikel 5: Beschäftigung, Ausbildung und Sensibilisierung von Personen, die bei
ihrer Arbeit Kontakt zu Kindern haben

Die Vertragsstaaten verpflichten sich zu gsetzgeberischen Dder sonstigen“ Mass
nahmen zum Schutz vor lJbergriffen von Personen die in Beruf oder Freizeit regel
mässigen Kontakt zu Kindern haben. Aufgrund der Alternative dieser Handlungsver
pflichtungen gilt die Bestimmung als erfüllt, sobald die Kantone in diesen Bereich
irgendwie aktiv sind

Problematisch könnte die derzeit diskutierte Lockerung der Bewiiiigungspflicht für Pflege
kinderverhältn isse werden Die Bewilligungs- und Aufsichtspflicht im Pflegekinderbereich
ist ein wichtiger Hebel für die Förderung von Ausbildung und Sensibilisierung von Perso
nen die Pflegekinder betreuen Ein Abbau bestehender Schutzstandards kann Artikel 5
widersprechen

Die Bestimmung verlangt n Absatz 3 ein Berufsverbot fur vorbestrafte Padokrirninelle Sie
geht insofern weniger wet ais das vorn Bunnesrat Kurzlch uorgescniagene TätigKetsver
bot das auch fur freizeitlcne Aktivitäten mit Knderr geiten SQl

Artikel 6: Erziehung der Kinder

Die Bestimmung verbindet die Aufklärung uber die Gefahren sexueller Ausbeutung oder
sexuellen Missbrauchs mit einer Verpflichtung zu allgemeiner Aufkiarung uber Sexualität
wahrend der Schulzeit Sie unterstutzt damit bespelsweise das Grundsatzoapier der
deutschschweize Erz!ehungsdireKtorenkonferenz zum Trernenkres Sexualtat nc‘ Lrv

‘4K
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Artikel 7: Präventive Interventionsprogramme oder -massnahmen

Die Bestimmung verlangt den Zugang zu spezifischen Praventionsmassnahmen für Per
sonen die sich n einem Täterrisiko sehen. Spezialisierte Angebote dieser Art sind in der
Schweiz noch kaum vorhanden. Der erlauternde Bericht ‘ierweist auf die iedermann zu
stehende Freiheit. psychiatr:sche oder therapeutische Dienste zu beanspruchen Dies löst
die Verpflichtung nicht ein spezialisierte Angebote bereitzusteilen Insofern stellt der Be
richt die Lucken und den Handlungsbedarf unvollstanda dar

Strukturelle Massnahmen (Artikel 10)

Die Förderung der nationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der sexuellen Aus
beutung und des sexuellen Missbrauchs ist ein ausdrucklicher Zweck der Konvention (Art
1 Abs 1 lit. c). Im erläuternden Bericht zu Artikel 10 werden dazu zahlreiche nationale und
kantonale Stellen aufgezählt, die sich (auch) mit der Prävention des sexuellen Miss
brauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern befassen Nach Einschätzung des
Netzwerks Kinderrechte Schweiz orientieren sich diese Stellen jedoch nicht an gemein
samen Strategien und Zielen und die Datenerhebung zu sexueliem Missbrauch und
sexueller Ausbeutung (Art 10 Abs. 2 lit b Konvention) von Kindern weist grosse Lucken
auf. Der erläuternde Bericht verweist hier auf die polizeiliche Krminalstatistik. die leider
nur einen kleinen Teil der effektiven Missb; auchs- und Ausbetungsfäile erfasst

Das Netzwerk Kinderrechte Schweiz kommt zum Schluss dass die schweizerische Praxis
die Anforderungen von Artikel 10 Konvention nicht erfüllt

Massnahmen zum Schutz und zur Unterstützung von Opfern

• Artikel 12: Anzeige eines Verdachts auf sexuelle Ausbeutung oder sexuellen Miss
brauchs

Die Bestimmung hält Richtlinien für Mitteilungsrechte und --pflichten von Personen fest. die
in Einzelfällen sexuelle Ausbeutung oder sexuellen Missbrauch gutgläubig vermuten oder
davon Kenntnis haben Kein Berufsgeheimnis soll einem Mitteilungsrecht an die Kindes
schutzbehörden entgegenstehen und jedermann soll entsprechende Mittetlungen an Km—
desschutz- oder Strafbehörden machen durfen Die Bestimmung lasst weitergehence Mit
teiiungspflichter zu ohne dies zu verlangen

Das geltende schweizerische Recht steht mit diesen Richtlinien im Einklang. Eine vom
Parlament kurzlich überwiesene Motion von Nationairätin Josiane Aubert (08 3790) ver
langt eine allgernene Meidepfltchr mt klar umschrebenen usnanmen gegenüber Kindes
schutzbehorden Dieses Anliegen wird don Arukei 2 weder gefordert noch untersagt

• Artikel 13 Beratungsangebote

De B nd nd rscEeoere K9t e unterst tzer ‘o v s nd Be at gsöete pe
emefon oder Internet Ei i eine Ka toue bete e ct e r n ‘ht dn Je

<cstcn ueser fjecr

NV errer Ice‘ aL za M K eer 0 1 MMa



• Artikel 14: UnterStütZU9 der Opfer

Absatz 3 der estimmUflg verlangt unter anderem die MOgiicflkt. in SorgeVeran0fl
9

für das Kind stehende Täter oder Verdächtige aus dessen Umfeld zu entfernen Dazu
veeist der erläuternde Bericht auf die BeStimmun9 des ZivilgesetZbu5 uber den
Schutz der Persönhchkeit vor Gewalt Drohung und hstellungen (Artikel 28b ZGB)

Diese BestimmUfl9 wurden in erster Linie zum Schutz des Opfers 10 paarbeZieh9
erlassen Ob gewaltbetr0 Kinder den Erlass von WegWeISUn9 und flnherungs
verboten im Sinne von Art. 28b ZGB wirksam einkiagen ist höchst fraglich. Dem Netzwerk
Kinderrechte sind zumindest keine konkreten AnwendUng5ffu bekannt Der erläuternde
BenCht legt jsbeZügl10h theoretische Möglichkeiten dar die keine praktische Relevanz
haben.

lnterVefltionsProgramme oder massnahme

Artikel 15: Allgemeifl Grundsä2e

Absatz 2 dieser Bestimmung verpflichtet Vertra9S5tt zu Massnahmen für die 5tärkuflg
der whrung5fe Dazu ist auf den kürzlichen Entu einer Strafrechtsre sion zur Ein
führung von TätigkeitS- Kontakt und RayOVerb0te für vorbestrafte Pädokr1mine hinzu
weisen Die Vorlage setzt in weiten Bereichen eine Motion 08.3313 von Nationalrat Cario
5ommaruga „Verstärkte Prävefltiofl von Pädokriminahität und anderen Verbrechen“ um.
Allerdings sieht der EnU von den vom Motionär ebenfalls geforderten Massnahmen ab,
mit denen die Begleitung von Straftätern gefördert werden könnte

Materielles Strafrecht

Artikel 18 Sexueller Missbrauch

Das schweizerische Strafrecht genügt nach Einschätzun9 des Netzwerks Kinderrechte
den nfOrderungen der Konvention

• Artikel 19 Straftaten
j5ammenhaflg mit KinderPr0Stit0fl

Damit die Konvention ratifiZie werden kann wird erne RevIsiOn des Strafrechts vorge
schlagen die den Schutz Minderlähfl9 vor Prostitutlflh starkt Enzelne Kantone haben
bereits gewerbePo eiliche Massnahmen gegen die Prostitution von Minderläh gen er
lassen Mehrere parlamefltarisc Vorstösse auf Bundesebene verlangen einen Schweiz
weit geltenden strafrechtliCh€ Schutz

Nach dem0gsChlagenen Artikel 195 ut a E StGB macht sich strafbar .r die PrOSt1
tutiofl einer unmundiger Person fördert Das setz4 beiSPIPiSVCiSC entgegefl acm geltenden
MikeI 195 StGB qiht voraus dass die mnderiäh09C Person zu Prosiltution jerredet
wird Neu wurde0€tSPIClSW5C genugen wenr eine infrastruktur unterflalten wiro salon
NachtC1Ub etc &e von Minde959 zurP1ostitJton genutzt wird

NK Vernehfli qLarZ0te 1 1(MM

f Kifldelrecllte
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Der vorgeschlagene Artikel 196 E-StGB macht die Inanspruchnanme sexueller Dienstleis
tungen von Prostituierten strafbar. die jünger als 18 Janre sind De Prosbtution selber ist
nicht strafbar

Beide Ergänzungen des Strafgesetzbuches sind zu begrussen. Leider weisen weder der
erläuternde Bericht noch der Rapport explicatif des Europarates das Ausmass oder die
Erscheinungsformen der Prostitution Minderjähriger nach. Dies wäre wichtig zu wissen,
weil das Strafrecht allein die Opfer nicht wirksam schützt Dazu sind vielmehr gezielt er
gänzende und unterstützende Massnahmen nötig beispieIswese im Umfeld von Men
schenhandel oder Drogenabhängigkeit

Artikel 20: Straftaten im Zusammenhang mit Kinderpornografie

Für die Umsetzung dieser Bestimmung wird auf den Vorentwurf des ‚Strafrahmenharmoni
sierungsgesetzes“ verwiesen zu dem ein Vernehmlassungsverfahren bereits durchgeführt
wurde. Gemäss des geplanten Art. 197 Ziff. 3bis E-StGB wird auch besitzloser Konsum
von Kinderpornografie strafbar. z B das Streaming von Biiern über Internet. ohne die
Daten herunterzuladen. Diese Ergänzung wird von der Konvention zwar nicht zwingend
verlangt, ist aber zu begrüssen.

Neu wird die Altersgrenze für verbotene kinderpornografische Darstellungen in den Ab
sätzen 3ff von Artikel 197 StGB von 16 auf 18 Jahre angehoben Dieser Schritt wird von
der Konvention verlangt und ist zu begrüssen

Im Ubrigen bleibt die seit anfangs der 90er-Jahre geltende Regelung der sexualstrafrecht
lichen Mündigkeit unverändert. Im Rahmen dieser Regelung soll straflos bleiben, wenn
Unmündige pornografische Bilder von sich mit ihrer Zustimmung und allein zu ihrem per
sönlichen Gebrauch herstellen wenn sie in ihrem persönlicher Besitz bleiben Dagegen
ist nichts einzuwenden, hat sich doch die geltende Regelung dci sexualstrafrechtlichen
Mündigkeit weitgehend bewährt

• Artikel 21 Straftaten betreffend die Mitwirkung eines Kindes an pornografischen
Darbietungen

Die Bestimmung rcmet sch gegen organisierte Lve-Daroetunger von Knaern mit ein
deutigem sexuellem Inhalt beispielsweise unter Einschluss tor ‚Webcarns Danach
sollen Produzenten Anbieter und Konsumenten solcher Jarb etungen bestraft werden Irr
schweizerischen Strafrecht sind die relevanten Taten grundsatzlich von Art 197 StGB
erfasst Das schweizerische Regelungssystem stimmt allerdngs nicht vollständig mit den
Vorgaben der Konvention uberein Deshalb schlägt der Bunaesrat gewsse Ergänzunger
on Art 197 StGB vor.

Neu wird das Anwerbe 1 ode Ve ar lassen einer u ur dige er‘ r z itwirkung an
iner pornografischen arste lung .trafbar f r 19 Abs 2bis St B‘ t ‚ert ebiid st o
nie Darneturg tatsachch stattgefnnen rat tJeter eriar,a.t J Aus 2 . c ncr ‘rn
ventio nie Strafbarke nes vissentlrhen Besuchs a nq‘atscn etrqen
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Diese Vorgabe soll mit der bereits erwahnten Revision von Art 19 3bis E-StGB erfulft
werden. cnach auch besitzioser Konsum vOfl Kinderpornografie strafoar wira

Beide Anderungen sind im Interesse eines vollständigen strafrechtlichen Schutzes gegen
Kinderpornografie zu begrüssen.

• Artikel 23: Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken

Bei dieser Bestimmung geht es um ..Grooming“ wenn Mnderjährige z.B in Internet-Chat
Raumen für sexuelle Kontakte angemacht werden Nach ocr Konvention muss nur strafbar
sein wenn entsprechenden Vorschlägen konkrete Handlungen folgen die zu einem Tref
fen hinführen. Ob ein Treffen tatsächlich stattfindet, bliebt unerheblich.

Der erläuternde Bericht legt dar, dass diese Falikonstellation im schweizerischen Straf
recht als Versuch zu sexuellen Handlungen mit Minderjährigen strafbar ist Mit diesem
Konzept seien die Anforderungen der Konvention erfüllt Der Bundesrat lehnt es ab, aus
dem Versuch zu sexuellen Handlungen mit Kindern einen selbständigen Hauptstraftat
bestand zu machen und sieht von einem neuen, ausdrücklichen Straftatbestand gegen
Grooming“ ab.

Aus der Sicht eines möglichst vollständigen strafrechtlichen Kindesschutz ist en Haupt
strafbestana Grooming‘ aber angezeigt s erleichtert die Strafverfolgung sind doch
bislang kaum diesbezugliche Urteile wegen versuchten sexuellen Handlungen mit Kinderr
bekannt. Damit würde sich zudem ein Vorbehalt bei Artikel 24 der Konvention erubrigen

In diese Richtung zielt auch Artikel 6 der neuen Richtlinie der Europäischen Union zur Be
kämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie
der Kinderpornografie Die Bestimmung verlangt die Bestrafung von ‚ Grooming‘ und des
Versuchs von „Grooming‘ und geht mit letzterem weiter als die Konvention.

• Artikel 24: Beihilfe oder Anstiftung und Versuch

Weil der Bundesrat keinen selbständigen Straftatbestand gegen Grooming vorsieht
muss er eine von Artikel 24 der Konvention vorgesehene ‘JorbehaItsmoglchkeit bean
spruchen Die Konvention verlangt grundsätzlich, dass auch der Versuch von .Groomng
bestraft wird In Ansatz 3 gewahrt sie den Vertragsstaaten aber n diesen Punkt die
Option einen Vorbehalt anzubringen.

Weil nach dem Konzept des Bundesrates Grooming als versuchte sexueile Handlung
mit Minderjährigen gilt bleibt der Versuch von ..Grooming“ straffrei Eine Vorverlagerung
der Strafbarkeit auf den Versuch eines Versuchs (der sexuellen i‘-tandiung mit Kndern;
ist nicht möglich Nach Auffassung des Netzwerks Kinderrechte soilte diese Lucke
geschlossen werden indem Grooming als selbständiger Hauptstrafbestand eingefuhrt
wird Damit wurde SiCh er V‘oroebah zu Aruke 24 der Konventor erubriqer‘
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Art. 25 Gerichtsbarkeit

Die Bestimmung hegt auf der Linie einer Strafrechtspoiitik wonach für schwere Straftaten
gegen Unmündige ein moghchst weitgehendes Universalitatsprinzip gelten soll Zugespitzt
steht sich die Frage bei der Strafverfolgung von Ausländern die eine Tat im Auslana be
gangen haben und sich n der Schweiz aufhalten Artikel 25 Absatz 1 t e aer Konvention
sieht vor. dieses extreme Universalitätsprinzip‘ fur allen der Konvention geregelten Straf
tatbestände anzuwenden erlaubt in Absatz 2 aber einen Vorbehalt Der Bundesrat schlägt
vor von dieser Vorbehaltsmöglichkeit Gebrauch zu machen und das Universalitätspnnzip
damit nur im Rahmen des geltenden Artikels 5 StGB anzuwenden

Die praktische Tragweite des Vorbehalts muss hier offen bleiben Immerhin erlaubt Artikel
5 StGB im Sinne des Universalitätsprinzips die Strafverfolgung von Auslandern, die sich in
der Schweiz befinden, für einzelne Taten, die sie im Ausland begangen haben.

Gemäss Artikel 25 Absatz 2 der Konvention sollen sich die Vertragsstaaten für ihre Ge
richtsbarkeit uber Taten bemuhen, die sich gegen Opfer richten die die Staatsangehörig
keit des Vertragsstaates oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Vertragsstaat haben Im
schweizerischen Recht ist der erste Fall in Artikel 6 StGB geregelt Eine Anwencung auf
ausländische Opfer mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Schweiz st dagegen nicht vorge
sehen. Der erläuternde Bericht sieht hier keinen Handlungsbedarf weil die Konvention ja
nur von ‚Bemuhen spricht. Richtig ist dass die geltende RegeLing der Konvention nicht
widerspricht. Sie begründet allerdings insofern Handlungsbedarf. als dahingehende An
strengungen unternommen werden sollten

Strafverfolgung

Artikel 30 Grundsätze

Gemass Artikel 30 Absatz 5 der Konvention verpflichten sich die Vertragsstaaten zu den
nötigen Massnahmen, um eine wirksame Ermittlung zu gewahrleisten wobei die Moglich
keit zu verdeckten Ermittlungen ausdrückiich erwähnt •rd

Der schweizerische Strafprozess lässt verdeckte Ermttiungen rri engeren Sinn grund
sätzlich zu Problematisch sind derzeit die gesetzlichen Gr nalagen ftir die sog verdeckte
Fahndung wenn noch kein konkreter Verdacht gegen eine bestinmte Person vorliegt
Aus dem Rapport expiicatif zur Konvention geht ncnt klar hervor ob Amkel 30 Absatz 5
auch die Mogiichkeit zu verdeckter arndung enscniesst Desser ngeacbtet musser
sich die Kantone im Sinne und Geist der Konvenhor moglic s u 1gehen die dazu nöt
gen gesetzlichen Grundlagen schaffen

Verschiedenes
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Es ist sehr zu begrüssen dass fur die Vertragsuberwachung angemessene Ressourcen
bereitgestellt werden. Es mutet allerdings etwas seltsam an wenn fur den spezifischen
Fokus der Lanzarote Konvention 40 Stellenprozente veranschlagt werden, während dazu
beispielsweise für die Kinderrechtskonvention keine Ressourcen vorhanden sind.

Ineffizient sind die derzeit über die Bundesverwaltung verstreuten Zuständigkeiten für die
Berichterstattung zu verschiedenen kinderrechtlich relevanten Verträgen. So ist nicht ein
zusehen, dass diese Verantwortung bei der Lanzarote-Konvention beim Bundesamt für
Justiz im EJPD liegen soll und diejenige für das ähnlich gelagerte Fakultativprotokoll zum
Ubereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern. die
Kinderprostitution und die Kinderpornografie bei der Direktion fur Völkerrecht im EDA
Unserer Auffassung nach sollte die Verantwortung fur die Berichterstattung zu kinderrecht
lich relevanten Konventionen bei einer Bundesstelle konzentriert sein

Fazft

• Das Netzwerk Kinderrechte unterstützt die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention
• Das Netzwerk Kinderrechte teilt grundsätzlich die Einschätzung dass die Praxis von Bund

und Kantonen zu den Regelungsbereichen der Konvention einer Ratifizierung nicht ent
gegensteht Dennoch sieht es Entwicklungsbedarf und einzelne Lücken. Dazu gehoren
Massnahmen zur Koordination und Datenerhebung im Sinne von Art 10 der Konvention

• Die schweizerische Umsetzung der Konvention sollte auf die vom Europäischen
Parlament am 27 Oktober 2011 in erster Lesung verabschiedete Richtlinie der
Europäischen Union zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen
Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie abgestimmt werden

• Der vorgeschlagene Straftatbestand, wenn Leistungen minderjahriger Prostituierter
beansprucht werden ist zu begrüssen (Art. 19)

• Die Anhebung des Schutzalters für pornografischen Darbietungen auf 18 Jahre ist zu
begrüssen (Art 19)

• Für ..Grooming‘ ist ein ausdrücklicher Straftatbestand zu schaffen (Artikel 23 und 24)
• Die Verantwortung für die Berichterstattung zu kinaerrechtiicri relevanten Konventionen

soll bei einer Bunaesstelle zusammengefuhrt werden

Wir bedanken uns fur die Berucksichtgung dieser Anieger und verbeibe

nt freundlicher Grussen

Dr ur Michaei Marugg
Gescbäftsleiter
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Vernehmiassung über die Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europa-
rates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Gerne nehmen wir Stellung zur Genehmigung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention) und den für
die Umsetzung entworfenen Artikeln des Strafgesetzbuches.

Allgemeine Bemerkung

Das Europäische Parlament hat am 27. Oktober 2011 in erster Lesung einer neuen Richtlinie der
Europäischen Union zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von
Kindern sowie der Kinderpornografie zugestimmt. Sie verpflichtet die Staaten der EU, innerhalb von
zwei Jahren gesetzgeberische und präventive Massnahmen umzusetzen. die inhaltlich mit dem Pro
gramm der Lanzarote-Konvention vergleichbar sind. Da sexuelle Ausbeutung und sexueller Miss
brauch von Kindern international koordiniert bekämpft werden muss, scheint es der EKKJ wichtig,
dass die schweizerische Umsetzung der Konvention auf diese Richtlinie abgestimmt wird. Zu beach
ten wären insbesondere drei Fragen:

‘ Die EU Richtlinie harmonisiert die Strafrahmen, was bei der Lanzarote-Konvention nicht der Fall
ist,
Die EU Richtlinie verlangt die Möglichkeit. kinderpornografische Webseiten entweder zu löschen
oder zu sperren. Die Lanzarote Konvention regelt diese Frage nicht
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• Die EU Richtlinie stützt die Bestrebungen, einen eigenen Straftatbestand gegen Grooming“ im
Internet zu schaffen.

Die EKKJ teilt grundsätzlich die Einschätzung. dass die Vorgaben der Konvention in den Bereichen
präventive Massnahmen (Kapitel ii). spezialisierte Behörden und koordinierende Körperschaften
(Kapitel III). Schutzmassnahmen und Opferhilfe (Kapitel IV) sowie Interventionsprogramme oder
—massnahmen im schweizerischen Recht soweit erfüllt sind, dass die Konvention ratifiziert werden
kann. Die Konvention verpflichtet jedoch in mehreren Bestimmungen zu den ‚erforderlichen gesetzge
berischen und sonstigen Massnahmen‘. In Verbindung mit den Artikeln 34 und 4 des Ubereinkom
mens über die Rechte des Kindes muss daher nach Massgabe der verfügbaren Ressourcen schritt
weise für die Gewährleistung des Schutzes für alle Kinder gesorgt werden. Der im Begleitbericht dar
gelegte Status Quo bedeutet keinesfalls, dass in den von der Konvention angesprochenen Bereichen
keine weiteren Handlungsverpflichtungen mehr bestehen.

Artikel 6 der Konvention verbindet die Aufklärung über die Gefahren sexueller Ausbeutung oder
sexuellen Missbrauchs mit einer Verpflichtung zu allgemeiner Aufklärung über Sexualität während der
Schulzeit. Sie unterstützt damit beispielsweise das Grundsatzpapier der Deutschschweizer Erzie
hungsdirektorenkonferenz zum Themenkreis Sexualität und Lehrplan 21. Die Forderungen einer kürz
lich bei der EDK eingereichten „Petition gegen die Sexualisierung der Volksschule“ wären mit der
Konvention kaum in Einklang zu bringen.

Artikel 7 verlangt den Zugang zu spezifischen Präventionsmassnahmen für Personen, die sich in
einem Täterrisiko sehen. Die EKKJ hat schon im Vernehmlassungsverfahren zum Tätigkeitsverbot für
Pädokriminelle darauf hingewiesen, dass spezialisierte Angebote dieser Art in der Schweiz noch kaum
aufgebaut sind. Der erläuternde Bericht stellt die Lücken und den Handlungsbedarf nicht dar.

Die Förderung der nationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung und
des sexuellen Missbrauchs ist ein ausdrücklicher Zweck der Konvention (Art. 1 Abs. 1 lit. c). Gemes
sen an dieser Vorgabe bedeutet die Aufzählung zahlreicher nationaler und kantonaler Stellen, die sich
(auch) mit der Prävention des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern be
fassen nicht, dass auf nationaler Ebene kein Koordinationsbedarf besteht.

Artikel 14 Absatz 3 der Bestimmung verlangt unter anderem die Möglichkeit, in Sorgeverantwortung
für das Kind stehende Täter oder Verdächtige aus dessen Umfeld zu entfernen. Dazu verweist der
erläuternde Bericht auf die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches über den Schutz der Persönlichkeit
vor Gewalt, Drohung und Nachstellungen (Artikel 28b ZGB). Diese Bestimmungen wurden in erster
Linie zum Schutz des Opfers in Paarbeziehungen erlassen. Ob gewaltbetroffene Kinder den Erlass
von Wegweisungen oder Annäherungsverboten im Sinne von Art. 28b ZGB wirksam einklagen oder
ob sie als Kindesschutzmassnahme angeordnet werden können, ist höchst fraglich.

Zur Revision des Strafrechts

Nach dem neuen Artikel 195 lit. a E-StGB macht sich strafbar, wer die Prostitution einer unmündigen
Person fördert. Der neue Artikel 196 E-StGB macht die Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen
von Prostituierten strafbar, die jünger als 18 Jahre sind.

Die EKKJ begrüsst diese Ergänzungen des Strafgesetzbuches. Leider weisen weder der erläuternde
Bericht noch der „Rapport explicatif‘ das Ausmass oder die Erscheinungsformen der Prostitution Min
derjähriger nach. Dies wäre wichtig zu wissen, weil das Strafrecht allein die Opfer nicht wirksam
schützt, Dazu sind vielmehr gezielt unterstützende Massnahmen nötig, beispielsweise im Umfeld von
Menschenhandel oder Drogenabhängigkeit.



Für die Umsetzung von Artikel 20 der Konvention wird auf den Vorentwurf des :‚Stfrahme113rm0
sierungsgesetzes“ verwiesen. Gemass des geplanten Art. 197 Ziff. 3bis E-StGB wird auch besitzloser
Konsum von Kinderpornografie strafbar, z.B. das Streaming von Bildern über Internet, ohne die Daten
herunterzuladen. Die EKKJ begrüsst diese Anderungen.

Mit der Ratifizierung der Konvention wird die Altersgrenze für verbotene kinderpornografische Darstel
lungen in den Absätzen 3 if von Artikel 197 StGB von 16 auf 18 Jahre angehoben. Die EKKJ begrüsst
diesen Schritt.

Artikel 21 der Konvention richtet sich gegen organisierte Live-Darbietungen von Kindern mit eindeuti
gem sexuellem Inhalt. Im schweizerischen Strafrecht sind die relevanten Taten grundsätzlich von Art.
197 StGB erfasst. Neu wird das Anwerben oder Veranlassen einer unmündigen Person zur Mitwir
kung an einer pornografischen Darstellung strafbar (Art. 197 Abs. 2bis E-StGB). Unerheblich ist, ob
die Darbietung tatsächlich stattgefunden hat. Weiter soll nach Art. 21 Abs. 2 lit. c der Konvention der
wissentliche Besuch kinderpornografischer Darbietungen strafbar sein. Diese Vorgabe soll mit der
bereits erwähnten Revision von Art. 197 3bis E-StGB erfüllt werden, wonach auch besitzloser Konsum
von Kinderpornografie strafbar wird. Die EKKJ begrüsst beide Anderungen im Interesse eines voll
ständigen strafrechtlichen Schutzes gegen Kinderpornografie.

Artikel 23 der Konvention stellt „Grooming“ dann unter Strafe, wenn Kontaktvorschlägen konkrete
Handlungen folgen, die zu einem Treffen hinführen. Ob ein Treffen tatsächlich stattfindet, bleibt uner
heblich. Ohne konkrete Handlung, die zu einem effektiven Treffen hinführt, gilt die Anmache in Chat
Formen als straffreie Vorbereitungshandlung.

Der erläuternde Bericht legt dar, dass diese Fallkonstellation im schweizerischen Strafrecht als Ver
such zu sexuellen Handlungen mit Minderjährigen strafbar ist. Der Bundesrat lehnt es ab, aus dem
Versuch zu sexuellen Handlungen mit Kindern einen selbständigen Hauptstraftatbestand zu machen
und sieht von einem neuen, ausdrücklichen Straftatbestand gegen „Grooming ab.

Aus der Sicht eines möglichst vollständigen strafrechtlichen Kindesschutz ist ein Hauptstrafbestand
„Grooming“ aber angezeigt. Es erleichtert die Strafverfolgung, sind doch bislang kaum diesbezügliche
Urteile wegen versuchten sexuellen Handlungen mit Kindern bekannt. Zudem würde sich der vorge
schlagene Vorbehalt bei Artikel 24 der Konvention erübrigen.

In diese Richtung zielt auch Artikel 6 der neuen Richtlinie der Europäischen Union zur Bekämpfung
des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie.
Die Bestimmung verlangt die Bestrafung von „Grooming“ und des Versuchs von „Grooming“ und geht
mit letzterem weiter als die Konvention.

In einer Bemerkung zu den finanziellen und personellen Auswirkungen auf den Bund wird im erläu
ternden Bericht auf zusätzlich 20 bis 40 Stellenprozente hingewiesen, um den zusätzlichen Aufgaben
für den Überwachungsmechanismus des Abkommens nachzukommen. Es ist sehr zu begrüssen,
dass für die Vertragsüberwachung angemessene Ressourcen bereitgestellt werden, Es mutet aller
dings etwas seltsam an, wenn für den spezifischen Fokus der Lanzarote-Konvention 40 Stellenpro
zente veranschlagt werden, während dazu beispielsweise für die Kinderrechtskonvention weniger
Ressourcen vorhanden sind. Die EKKJ würde auch eine Konzentration der Verantwortung für die Be
richtsverfahren begrüssen. So ist nicht einzusehen, wieso für das Berichtsverfahren zur Lanzarote
Konvention das Bundesamt für Justiz zuständig ist, während für das ähnlich gelagerte Fakultativproto
koll zum Ubereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern. die Km
derprostitution und die Kmnderpornografie (SR 0.107.2) das EDA verantwortlich ist.



Zusammenfassende Stellungnahme

• Die EKKJ unterstützt die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention.
Die schweizerische Umsetzung der Konvention sollte auf die vom Europäischen Parlament am
27. Oktober 2011 in erster Lesung verabschiedete Richtlinie der Europäischen Union zur Bekmp
fung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpor
nografie abgestimmt werden.

• Die EKKJ begrüsst die vorgeschlagenen Revisionen des Strafgesetzbuches, besonders den Straf
tatbestand, wenn Leistungen minderjähriger Prostituierter beansprucht werden.

• Die EKKJ begrüsst die Anhebung des Schutzalters für pornografischen Darbietungen auf
18 Jahre.

• Für .‚Grooming sollte ein ausdrücklicher Straftatbestand geschaffen werden.

Wir danken für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme und hoffen, dass Sie unsere Bemerkungen
und Anregungen berücksichtigen werden.

Mit freundlichen Grüssen

Eidgenössische Kommission für Kinder- und Jugendfragen

Pierre Maudet Marion Nolde
Präsident wiss. Sekretärin
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Bundesamt für justiz
Fachbereich
Internationales Strafrecht
3003 Bern

Zürich, 30. November 201 1

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Einladung, zur geplanten Änderung des Strafgesetzes der Schweiz Stellung zu
nehmen.
Es ist uns aus personellen Gründen nicht möglich, eine juristische Stellungnahme zu verfassen. Wir er
lauben uns aber, Sie auf die aus unserer Sicht problematischen Aspekte hinzuweisen.

Wir unterstützen das Anliegen des Bundesrates, die Prostitution erst ab dem 1 8. Altersjahr zu erlauben.
Der Bundesrat möchte mit der Ausdehnung des Jugendschutzes von 1 6 auf 1 8 Jahre junge Menschen
vor dem Abgleiten in die Prostitution schützen. Die Zürcher Stadtmission unterstützt dieses Anliegen.
Unsere Rückmeldungen beziehen sich auf Kapitel II Art. 1 0 3, und Art. 1 3 und 1 4 des Übereinkommens
des Europarates. Wir sind der Meinung, dass in der Schweiz eine Zielgruppe 1 6- bis 1 8-jährige Sexarbei
terlnnen benannt werden soll. Wir begrenzen unsere Rückmeldungen auf die Zielgruppe der 1 6- bisl 8-
Jährigen, die als Sexarbeiter und Sexarbeiterinnen Geld verdienen. Wir möchten darauf hinweisen, dass
es eine wachsende Anzahl junger Menschen gibt, die sich ihr Studium, Wohnung oder die Kosten für den
Ausgang mit Sex erkaufen. All diese Handlungen zu ahnden wird zu Situationen führen die strafrechtlich
sehr schwierig zu verfolgen sind. Zudem wird in den Ausführungen kaum auf das Auffangen und Beglei
ten der jungen „Opfer“ (die beileibe nicht immer Opfer sind> hingewiesen.

Sollten Sie Fragen zu unserer Vernehmlassung haben, geben wir gerne weitere Auskunft.

Mit freundlichen Grüssen

Zürcher Stadtmission

Regula Rother, Leiterin
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Zürcher Stadtrnission, Stellungnahme zu den Änderungen des
Strafgeseztes STGB

Vernehmiossung zur STGB-Revision

Vernehmiassung der Zürcher Stodtmission, Häringstr. 20, 8001 Zürich

Kurzvorstellung der Organisation

Zürcher Stadtmission ZSM

Die Zürcher Stacltmission Z5M führt mit «fslo Vtoria» eine niederschwe/lige Anlauf- und Beratungsstelle
und einen Treffpunkt für Sexarbeiterinnen unterschiedhisher Herkunft
Die Berateriinen sind sowohl am Domiril von «Isla Victoria» im Zürcher Kreis 4 und in der Stadt W‘iiter
thur tötig als auch mit au/suchender Sozia/arbeit im Milieu: in Salons, C/ubs oder au/der Strasse. Zu den
Themen der Beratung gehören Rechte und Pflichten, Aufenthali, soziale Fragen und Gesundheii, Arbeits
recht. Famiienrecht und hianzielle Notlagen. Die ZSM ist oflZrielle APiS- Vertreterin der Aids-Hilfe
Schweir und übernimmt damit die Gesundheifsprävention im Bereich der Sexarbeit.
Im Jahr 2010 hatte «Isla Vdoria» in der aufsuchenden Arbeit in den Salons und auf der Gasse rund
3800 &stkontakte mit Sexarbeiterinnen und Salonbesitzern. Daraus ergaben sich 671 Beratungen,
164 Begleitungen, 81 Einzelhifen und /8 Kriseninterventionen. Im Treffpunkt kommt es /ährlich zu
6000 bis /000 Kontakten mit Frauen aus dem Sexgewerbe. «lsla Vctoria» führt/eden Monat lnformati
onsnachmittage zu den Themen Gesundheil, Recht und soziale Fragen durch. Es werden Deutschkurse
für Sexarbeiterlnnen und für Cabaret- Tönzerinnen angeboten. Die ZSM ist seit fast 150 Jahren mii au/su
chender Sozialarbeit im Rotlichtmilieu täti/y. Die Arbeit der ZS/vl wird mit 3.2 Stellenprozenten geleistet,
das Budget beträgt rund Fr 500‘OOO. Die Stadt Zürish linanziert das Pro/ekt im Rahmen eines Le/stungs
vertrags mit einem Beitrag von Fr 130‘OOO. Der Rest wird von der privaten Organisation ZSM und
Spenden getragen.

Regulci Roiher
Leiterin Züricher Siadtmission
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Zürcher Stadtmission, Stellungnahme zu den Änderungen des
Strafgeseztes STGB

Bei folgenden Problemfeldern sehen wir Handlungsbedarf:

1. Rev. Art. 1 95 Bst.a STGB: Durch die Heraufsetzung des Alters der sexuellen Mündigkeit auf
1 8 Jahre entsteht eine neue Zielgruppe. Für diese Zielgruppe sind eigene Begleitmassnahmen zu
definieren! die einen Ausstieg aus der Prosfitution fördern. Allein durch die Bestrafung der Freier
werden junge Menschen nicht vor einem Abgleiten in die Prostitution geschützt.

2. Die gesellschaftliche Realität von Menschen im Alter zwischen 1 6 und 1 8 Jahren ist eine sehr an
dere als die von Kindern. Unsere Erfahrung zeigt, dass diese Zielgruppe nicht immer zur Prostitu
tion gezwungen wird. Viele Personen entscheiden sich selbständig, Sex gegen Geld zu verkaufen.
Unserer Meinung nach geht der Text zu stark von der Annahme aus, dass jede Sexarbeiterin und
jeder Sexarbeiter zur Prostitution gezwungen wurde.
Die Grenzen, was tatsächlich Prostitution ist und wo es um Gefälligkeiten geht, sind in der Reali
tät fliessend. So sind sexuelle Handlungen als Gegengeschäft für den Eintritt in ein Clublokal
durchaus geläufig. Wir plädieren für eine klare Definition von Entlöhnung im Zusammenhang mit
Prostitution, nämlich: Sexualität gegen Geld. Wir wünschen uns eine enger gefasste Definition
von Prostitution für diese Zielgruppe. Die Definition wonach, „das gelegentliche oder gewerbs
mässige Anbieten und Preisgeben des eigenen Körpers an unbestimmt viele Personen zu deren
sexueller Befriedigung gegen Entlöhnung in Geld oder anderen materiellen Werten, unabhängig
davon welche Dienstleistung konkret erbracht wurde“, zielt unserer Meinung nach auf den Tatbe
stand von sexuellem Missbrauch von Kindern. Prostitution heisst sexuelle Dienstleistungen gegen
Geld, im Falle, dass diese Dienstleistung erbracht wurde.

3. Freierbestrafung: Wir begrüssen es, dass Freier und Besitzer von Etablissements vermehrt in die
Verantwortung genommen werden. Wir orten aber eine grosse Gefahr, dass durch die Strafbar
keit des Kaufs von sexuellen Dienstleistungen von 1 6- bis 1 8-jährigen Frauen die Attraktivität die
ses verbotenen Tuns gesteigert wird. Das neu illegale Tun wird für einen Teil der Freier noch att
raktiver, was die Frauen wiederum für Ausbeutung noch anfälliger macht.

Begründungen zu den Punkten:

1. Jugendliche im Alter zwischen 1 6 und 1 8 Jahren werden in keinem Lebensbereich mehr als Kin
der behandelt, Ihre reale Welt ist geprägt von Sexualität als Konsumware. Entsprechend gestaltet
sich auch ihr Verhalten und ihr Umgang mit Sexualität. Schüler stellen oft selber gefilmte Szenen
ins Netz.
Unsere Erfahrung zeigt, dass es sehr wenige Menschen sind (sehr wenig weibliche Prostituierte,
vielleicht etwas mehr männliche), die zwischen 1 6 und 1 8 Jahre alt sind und sich prostituieren.
Wer wirklich ernsthaft dafür sorgen will, dass diese jungen Menschen nicht dauerhaft in die Pros
titution abgleiten, muss für Ausstiegs-Programme sorgen und besonders dafür, dass diese jungen
Menschen eine Ausbildung absolvieren. Aus unserer Sicht werden lange nicht alle jungen Frauen
oder Männer zur Prostitution gezwungen oder motiviert. Viele entscheiden sich selbständig dafür,
Sexualität zu verkaufen, oft lockt das vermeintlich leicht verdiente Geld.

2. Was strafbare sexuelle Handlungen für diese Zielgruppe tatsächlich sind, muss genauer um
schrieben werden. Auch hier sehen wir die Notwendigkeit für diese Zielgruppe andere Massstäbe
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Zürcher Stadtmission, Stellungnahme zu den Änderungen des
Strafgeseztes STGB

zu definieren. Es ist sicher richtig, bei Kindern, die missbraucht werden, einen Kuss als sexuelle
Handlung einzustufen. Wenn hingegen ein Zwanzigjähriger einer 1 7-Jährigen ein Handy schenkt
und diese sich dafür im Gegenzug betasten lässt, liegt eine andere Situation vor (ausser es han
delt sich um Zwang!). Wenn die Entlöhnung so weit gefasst wird, müssen konsequenter weise,
sehr viele sexuelle Leistungen als Straftat betrachtet werden, auch wenn es sich keineswegs um
Prostitution handelt.

3. Freierbestrafung: Sie weisen in den Erläuterungen auf bereits bestehende strafbare Handlungen
hin (Zuhälterei, Vergewaltigung, Nötigung, Ausnützung einer Notlage). Für eine Gruppe von
Freiem wird das Verbot, Sex bei 1 6-bis 1 8-Jährigen zu kaufen, diese Handlung noch verlocken-
der machen. Das hat auch damit zu tun, dass sich die Prostitution ohnehin gerne im Graubereich
der Kriminalität bewegt. Dies wiederum trägt nicht zum Schutz der Frauen bei. Wie weit die Straf
taten von Freiem überhaupt erkannt werden können, wird weitgehend von der Bereitschaft der
Frauen abhängen, die Freier anzuzeigen. Die Frauen würden das aber kaum tun, denn auf diese
Weise würden sie sich ihre Einnahmequellen schmälern. Junge Menschen würden ihre Dienste zu
höheren Preisen anbieten, weil sie wissen, dass die Freier sich strafbar machen.

4.
Schlussbetrachtung:

Wir begrüssen es, dass die Schweiz nicht zur Insel für junge Sexarbeiter und Sexarbeiterinnen werden soll.
Wir vermissen aber den Einbezug der realen gesellschaftlichen Realität von jungen Menschen im Alter
zwischen 16 undl 8 Jahren. Wir bitten Sie, die Kantonsregierungen aufzufordern, für Jugendliche, die
sich prostituieren, entsprechende Begleitmassnahmen anzubieten.

Zürich, 30 November 2011
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CCUJP KKJPD KONFERENZ DER KANTONALEN JUSTIZ- UND POLIZEIDIREKTORINNEN UND DIREKTOREN

CONFERENCE DES DIRECTRICES ET DIRECTEURS DES DEPARTEMENTS CANTONAUX DE JUSTICE ET POLICE

CONFERENZA DELLE DIRETTRICI E DEI DIRETTORI DEI DIPARTIMENTI CANTONALI DI GIUSTIZIA E POLIZIA

Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internationales Strafrecht
3003 Bern

Bern, 30. November 2011
05000101 sro

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote
Konvention); Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. August 2011 haben Sie uns den Entwurf des Bundesbeschlusses
über die Genehmigung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch sowie den erläuternden Bericht hierzu un
terbreitet. Wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Einleitende Bemerkungen

Die Kantone haben sich im April 2009 im Rahmen einer Konsultation einstimmig für die Un
terzeichnung der genannten Europaratskonvention ausgesprochen. Wir haben uns dabei
auch zu Gunsten der für eine Ratifikation notwendigen Revisionen des Strafgesetzbuches,
insbesondere für einen erweiterten strafrechtlichen Schutz der 16-18-Jährigen in den Berei
chen Prostitution und Pornog rafie ausgesprochen -

Nachdem der Bundesrat die Konvention im Juni 2010 unterzeichnete, stellte der Vorstand
der Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD) in seiner Sitzung vom
7 März 2011 fest dass in verschiedenen Kantone Vorstösse eingereicht und teilweise als
erheblich erklärt wurden die fordern dass Prostitution erst ab 18 Jahren erlaubt sein soll
Der Vorstand KKJPD hat Ihnen deshalb mit Schreiben vom 28. April 2011 mitgeteilt. dass
die Kantone daran interessiert sind dass die notwendigen StGB-Bestimmungen rasch ge
schaffen werden, damit die Schweiz im Hinblick auf einen verbesserten Schutz von Kindern
und Jugendlichen vor sexueller Ausbeutung einen wichtigen Schritt voran kommt

An dieser Haltung der KKJPD hat sich nichts geändert und wir sind Ihnen sehr geehrte
Frau Bundesrätin, deshalb dankbar. dass Sie uns nun eine konkrete Vorlage zur SteIlung
nahme unterbreiten

Eine Konsultation der KKJPD Mitglieder hat ergeben dass die Vorschlage fUr die Umset
zung der Konvention n weiten feilen auf Zustimmung stossen Wir erlauben uns Ihnen im
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Folgenden Bemerkungen zu einzelnen Punkten zu machen, in denen dies nicht der Fall ist
oder in denen wir Klärungsbedarf sehen.

Bemerkungen zu einzelnen Punkten der Konvention

Massnahmen für die Öffentlichkeit (Art. 8 Konvention)

In Artikel 8 der Konvention werden die Vertragsparteien aufgefordert, Sensibilisierungs
kampagnen zur Aufklärung der Öffentlichkeit über das Phänomen der sexuellen Ausbeu
tung und des sexuellen Missbrauchs von Kindern zu organisieren. Auf Seite 23 if. des Be
richts wird dargelegt. dass die Schweiz die Vorgaben der Konvention erfüllt, dass aber ein
zusätzlicher Handlungsbedarf besteht. Wir regen an, dazu konkretere Aussagen zu machen
und im Sinne der Transparenz die finanziellen Folgen aufzuzeigen.

Interventionsprogramme oder -massnahmen; Allgemeine Grundsätze (Art. 15 Konvention)

In Artikel 15 der Konvention werden die Vertragsparteien verpflichtet, für Personen, die we
gen Straftaten im Sinne der Konvention verfolgt oder verurteilt werden, wirksame lnterventi
onsprogramme oder -massnahmen vorzusehen. Damit soll der Wiederholungsgefahr vor
gebeugt werden. Solche Angebote bedingen spezielle Behandlungsplätze und spezifisch
ausgebildeten Fachpersonen, wie sie in psychiatrischen Kliniken oder Ambulatorien selten
vorhanden sind. Ausgeprägt ist das Fehlen entsprechender Angebote auch im Bereich der
Untersuchungshaft. Hier stellt sich die Frage, in welchem Umfang einem Beschuldigten
oder Verurteilten neben der grundlegenden psychiatrischen/medizinischen Versorgung
Leistungen bereitgestellt werden können und müssen

Um die Wiederholungsgefahr zu verringern, werden die Vertragsparteien in Artikel 15 Ab
satz 3 der Konvention ferner verpflichtet, eine Bewertung der Gefährlichkeit von Personen
vorzunehmen, die wegen der Begehung einer Straftat nach der Konvention verfolgt werden
oder wurden. Gestützt darauf sollen die geeigneten Programme oder Massnahmen ermittelt
werden. Im Bericht werden in diesem Zusammenhang Artikel 86 Absatz 2 StGB (Prüfung
der bedingten Entlassung) und Artikel 62 if. StGB (Prüfung der Aufhebung von Massnah
men) angeführt. Dabei handelt es sich jedoch um Entscheidungen, die frühestens nach
Verbüssung von zwei Dritteln der Freiheitsstrafen oder während einer therapeutischen
Massnahme zu treffen sind. Art. 15 Absatz 3 der Konvention bezieht sich aber offensichtlich
auf die Bewertung der Gefährlichkeit und der Ermittlung der notwendigen Massnahmen vor
Antritt einer Strafe. Dies erfolgt in der Schweiz heute lediglich bei knapp der Hälfte der Tä
ter, die wegen pädosexuellen Delikten angeklagt oder verurteilt sind (vgl. Urbani
ok/Rossegger/Böhm/Noll/Endrass, Häufigkeit forensisch-psychiatrischer Begutachtungen
bei Strafverfahren gegen Gewalt- und Sexualstraftäter, in, Kriminalistik 2/2010, 8. 111 ff.).
Ebenso erhält die Mehrheit dieser Täter keine Behandlung. welche darauf abzielt, das Risi
ko der Deliktwiederholung zu reduzieren.

Um diesem Mangel zu begegnen. müssen die nötigen finanziellen Mittel zur Verfügung ge
stellt werden Dabei sind die Kantone auf die finanzielle Unterstützung des Bundes ange
wiesen

Bemerkungen zum materiellen Strafrecht

Nötigung eines Kindes zur Prostitution. Gewinnerzielung hieraus oder sonstige Ausbeutung
eines Kindes zu solchen Zwecken (Art. 19 Abs 1 Bst b Konvention, Art 195 Bst a VE
StGB)

Gemäss Konvention ist zu bestrafen wer die Prostitution Minderjähriger fordert um daraus
Vermögensvorteile zu erlangen Dieses Verhalten wird vom geltenden schweizerischen
Strafrecht einzig dann nicht erfasst wenn über 16jähnge Unmundige betroffen sind. Die
Konventon verlangt de Strafbarkeit solchen Verhaltens bis zum 18 Aitersjahr Entspre
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chend sieht der vorgeschlagene neue Artikel 195 Bst. a StGB vor, dass mit Freiheitsstrafe
bis zu zehn Jahren bestraft wird, wer eine unmündige Person der Prostitution zuführt oder
in der Absicht, daraus Vermögensvorteile zu erlangen, ihre Prostitution fördert.

Während Art. 195 StGB in seiner heutigen Fassung Freiheits- oder Geldstrafe vorsieht, soll
nach Art. 195 VE-StGB einzig Freiheitsstrafe angedroht werden. Betrachtet man das gel
tende Recht, so wird bei praktisch allen strafbaren Handlungen gegen die sexuelle Integrität
— mit Ausnahme der Vergewaltigung — sowohl Freiheitsstrafe als auch Geldstrafe alternativ
angedroht (Art. 187-197 StGB). Es widerspricht deshalb dem heutigen Konzept des Sexu
alstrafrechts, bei einem einzelnen Tatbestand lediglich eine Freiheitsstrafe anzudrohen.
Hier ist zu überlegen, ob die vorgesehene Strafandrohung nicht erst im Rahmen der Har
monisierung der Strafrahmen und somit in Abstimmung zur Schwere anderer Delikte im Be
reich des Sexualstrafrechts vorzunehmen ist.

Inanspruchnahme der Prostitution von Kindern (Art. 19 Abs. 1 Bst. c Konvention; Art. 196
VE-StGB)

Hier drängen sich in Bezug auf die Strafandrohung dieselben Bemerkungen auf wie im vor
stehenden Absatz. Zudem regen wir an, im Gesetzestext und nicht nur im Bericht festzule
gen, dass der Begriff des Entgelts weit zu interpretieren ist und sämtliche Gegenleistungen
für sexuelle Dienste umfassen soll, nicht nur Geld.

Die spezialpräventive Wirkung der Bestimmung sollte zudem erhöht werden, indem in Be
zug auf das Alter des Opfers auch die fahrlässige Begehung unter Strafe gestellt würde.
Denn es ist davon auszugehen, dass die Freier regelmässig geltend machen werden, sie
hätten das Opfer für volljährig gehalten.

Wir beantragen, Art. 196 VE-StGB wie folgt zu formulieren:

1. Wer mit einer unmündigen Person gegen Entgelt oder andere wirtschaftliche Vor
teile sexuelle Handlungen vornimmt oder solche von ihr vornehmen ässt, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

2, Handelte der Täter in der irrigen Vorstellung, die unmündige Person sei mindes
tens 18 Jahre alt, hätte er jedoch bei pflichtgemässer Vorsicht den Irrtum vermeiden
können, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.“

Kinderpornografie (Art. 20 Konvention; Art. 197 Ziff 3 if StGB)

Es ist nicht einzusehen, wieso der bisher — anders als bei der übrigen harten Pornografie —

straflose Besitz von Pornografie mit menschlichen Ausscheidungen neu strafbar erklärt
wird, der Konsum aber weiter straflos bleiben soll. während der Konsum der übrigen harten
Pornografie neu unter Strafe gestellt wird. Soll Pornografie mit menschlichen Exkrementen
weiterhin als harte und damit verbotene Pornografie gelten und neu auch deren Besitz be
straft werden, sollte im Sinne einer einheitlichen Handhabung auch deren Konsum unter
Strafe gestellt werden.

Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken (Art. 23 Konvention)

Aus polizeilicher Sicht ist zu bedauern, dass Art. 23 der Konvention für die Strafbarkeit des
sog. „Grooming“, also für die Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken mittels
Informations- und Kommun ikationstechnologien, konkrete, auf ein Treffen hinführende
Nachfolgehandlungen verlangt. Auf Grund dieser Ausgangslage hält der Bericht folgerichtig
fest, dass eine solche Handlungsweise nach geltendem Recht bereits die Schwelle des
Versuchs zu anderen Straftaten, vorab des Tatbestands der sexuellen Handlungen mit ei
nem Kind (Art. 187 71ff. 1 StGB), überschreitet, sodass die Einführung eines neuen Tatbe
standes des Grooming verzichtbar erscheint. Zusätzlich wird hierzu auch auf die in Erar
beitung befindlichen Gesetzesgrundlagen auf kantonaler Ebene im Bereich der präventiven
verdeckten Ermittlung verwiesen, die (wieder) frühzeitige interventionen errnögichen.
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Diese Argumentation verkennt allerdings, dass die Polizei mittels verdeckter lnternetfahn—
dung allein aus Kapazitätsgründen keinen zuverlässigen Schutz für Kinder vor „Grooming“
gewährleisten kann, Im Ergebnis kann das eigentliche „Grooming“ ohne nachweisbare
nachträgliche Vorbereitung eines Treffens nicht strafrechtlich verfolgt werden. Anders als
der Bericht erachten wir dies als empfindliche Lücke beim Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch. der mit der Unterzeichnung der Lanzarote
Konvention ja gerade verbessert werden soll. Wir beantragen deshalb. dass bereits das se
xuell motivierte Chatten mit einem Kind unter Strafe zu stellen ist.

Vorstrafen (Art. 29 Konvention)

Art. 29 der Konvention sieht vor, dass bei der Strafzumessung Vorstrafen, die den Gegens
tand der Konvention betreffen, zu berücksichtigen sind. Hierzu ist anzumerken, dass Art. 47
StGB dem zwar Rechnung trägt, dass dieser Grundsatz indessen relativiert wird durch die
bekannte Problematik der vollständigen Löschung von Einträgen im Strafregister. Dennoch
sollte den Anforderungen der Konvention mit Art. 47 StGB Genüge getan sein.

Weitere Bemerkungen

Auswirkungen auf die Kantone

Entgegen der Ansicht des Bundes (Bericht 5. 74) bezweifeln wir, dass die Umsetzung der
Konvention keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Kantone erwarten lässt. Immerhin
werden neue Tatbestände geschaffen sowie bestehende erweitert. Folglich gehen wir nicht
davon aus, dass die zusätzlichen Strafverfahren ohne weiteres mit den bestehenden Res
sourcen zu bewältigen sein werden. Dies gilt umso mehr, als die entsprechenden Verfahren
anspruchsvoll sind. Auch auf die Kosten für intensivierte präventive Massnahmen haben wir
bereits hingewiesen. Die Umsetzung der Konvention wird deshalb zweifellos zusätzliche
Belastungen der Kantone zur Folge haben.

Wir danken Ihnen, sehr geehrte Frau Bundesrätin, wenn Sie unsere Bemerkungen bei der
Weiterbearbeitung der Vorlage berücksichtigen.

Freundliche Grüsse

Karin Keller-Sutter
Präsidentin
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Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internat. Strafrecht
3003 Bern

Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Europarates zum Schutz
von Kindern vor sexuefler Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (,‚Lanzarote
Konvention“)/Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner SBK bedankt sich
für die Möglichkeit, sich im Rahmen des erwähnten Vernehmiassungsverfahrens zu äussern.

In der Tat kommt den Pflegefachpersonen nebst der Betreuung und Pflege von sexuell miss-
brauchten oder ausgebeuteter Kindern und Jugendlichen eine wichtige Präventions-, Aufklä
rungs-, Beratungs- und Aufdeckungsfunktion zu — sei es im Spital, in der Gemeinde als Vä
ter- und Mütterberaterinnen oder im Rahmen ihrer Aufgaben im schulärztlichen Dienst.

Nach interner Vernehmlassung bei seinen betroffenen Fachgesellschaften signalisiert Ihnen
der SBK seine volle und überzeugte Unterstützung für die Genehmigung und Umsetzung der
„Lanzarote-Konvention“. Der SBK begrüsst insbesondere, dass die vorliegende Europarats
konvention in seiner Breite für eine entschlossene Politik im Hinblick auf einen umfassende
ren und wirksameren Schutz bürgt.

Der SBK erwartet nun, dass die vertraglichen Bestimmungen und Vorschriften ohne Verzug
ins Landesrecht übernommen und konsequent umgesetzt werden,

Materiell und im Einzelnen schliesst sich der SBK der Vernehmlassungsantwort von „Pro Fa
milia Schweiz“ an, mit der besonderen Betonung des Anliegens, Kinder und Jugendliche vor
dem sog. „grooming“ zu schützen durch die Aufnahme entsprechender Bestimmungen ins
Strafgesetzbuch.

Last but not least schliesst sich der SBK der ebenfalls von „Pro Familia Schweiz“ geäusserten
Ansicht dn, dass eine Anhebung des effektiven Schutzniveaus ausserdem wesentlich von
begleitenden und gezielten Aufklarungs, Informations- und Sensibilisierungsmassnahmen
abhängt Deren Finanzierung muss die entsprechende Priorität beigemessen werden.
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Wir danken dem Eidg. Justiz- und Polizeidepartement an dieser Stelle nachdrücklich für seine
Bemühungen in dieser Sache und bitten um wohlwollende Aufnahme unserer Position.

Mit besten Grüssen

SBK-ASI

tL‘
Elsbeth Wandeler Pierre-Andr Wagner
Geschäftsleiterin Leiter Rechtsdienst



Bundesamt für Justiz
Fachbereich Internationales Strafrecht
3003 Bern

30. November 2011

Vernehmiassung über die Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des Euro-
parates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Wir bedanken uns ifir die Einladung zur Vernehmiassung und nehmen gerne wie folgt Stellung
zur Frage. ob di‘ Ratifizierung der LanzaroteKonvention nehmigt und die damit xerhundenen
Änderungen des Strafgesetzbuches umgesetzt werden sollen. Unser Schwerpunkt liegt bei den
menschenrechtlichen Aspekten der Vorlage.

Humanrights.ch befürwortet die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention. Mit der Lanzarote
Konvention verpflichten sich die Vertragsstaaten gegenseitig zu Massnahmen. um die sexuelle
Ausbeutung und den sexuellen Missbrauch von Kindern zu verhüten, zu bekämpfen und straf
rechtlich harmonisiert zu verfolgen. Dabei nimmt sie in dcr Präambel auch Bezug auf das Uber
einkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes. Sie konkretisiert somit insbe
sondere die Rechte des Kindes auf Schutz vor allen Formen sexueller Ausbeutung und des sexu
ellen Missbrauchs gemäss Artikel 34 KRK. Soweit dami staatliche Gewährleistungspflichten
angesprochen werden. die über den Anspruch auf Schutz vor Ubergriffen Dritten hinausgehen.
müssen sie im Sinne von Art. 4 KRK schrittweise nach Massgabe der Ressourcen realisiert wer
den.

Einige der in den Kapiteln II (Präventive Massnahmen). Kapitel 111 (Spezialisierte Behörden und
koordinierende Körperschaften). Kapitel IV (Schutzmassnahmen und Opferhill) und Kapitel V
(Interenhionsprogramme und Massnahmen) der Konenti n erwähnten ‚gesetzgeberischen und
anderen Massnahmen“ dürften unter die so verstandene P!icht zur Ge‘ährleistung fallen. Inso
fern ist die im erläuternden Bericht wiederholt anzutre nde Schlussfolgerung unzutreffend.
wonach die Anforderungen der Konvention erftillr oder :mgesetzt“ seien (z.B. Art. 5, Art. 6.
Art. 7). Richtig scheint in diesen Bereichen. dass die aktLile Praxis einer Ratifikation nicht im
\Vege steht. Die Schxeiz \\ird aber mit der Ratifizierung iu c11ritt\eisen Verbesserungen aufge
lurdert, T)ahei eiseu ir besonders tuf eine ufünkuiidiuc ! ieke hin.
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ren sich jedoch nicht an gemeinsamen Strategien und Zielen und die Datenerhebung zu sexuel
1cm Missbrauch und sexueller Ausbeutung (Art. l() Abs. 2 lit. h Konvention) von Kindern weist
grosse Lücken auf. auf die beispielsweise auch der UN-Kinderrechtsausschuss in den abschlies
senden Bemerkungen zum ersten Staatenbericht der Schweiz aufmerksam gemacht hat. Der er
läuternde Bericht verweist auf die polizeiliche Kriminalstatistik. die leider nur einen kleinen Teil
der effektiven Missbrauchsffille erfasst. Wir gehen davon aus. dass die Schweiz die Vorgabe von
Art. 10 der Konvention nicht erfthllt,

Bei der Umsetzung der Konvention im materiellen Strafrecht begrüssen wir die vorgeschlagenen
Differenzierungen bei der sexuellen Mündigkeit im Strafrecht. insbesondere die Strafbarkeit von
Freiem, wenn sie Dienste minderjähriger Prostituierter beanspruchen oder die Erhöhung des
Schutzalters auf 18 Jahre für die Mitwirkung an pornografischen Darstellungen.

Entgegen dem Entwurf des Bundesrates unterstützen wir die Schaffung eines eigenständigen
Strafiatbestandes bei .‚Gröning. Diese Fallkonstellation ist gemäss Begleithericht im schweize
rischen Strafrecht als Versuch zu sexuellen Handlungen mit Minderjährigen strafbar. Aus der
Sicht eines möglichst vollständigen strafrechtlichen Kindesschutz im Bereich der modernen
Kornmunikationstechnologie ist ein Hauptstrafbestand ..Gröning“ aber angezeigt. Es erleichtert
die Strafverfolgung und würde zudem den geplanten Vorbehalt bei Artikel 24 der Konvention
erübrigen.

In einer Bemerkung zu den finanziellen und personellen Auswirkungen auf den Bund wird im
erläuternden Bericht auf zusätzlich 20 bis 40 Stellenprozente hingewiesen, um den neuen Aufga
ben für den Überwachungsrnechanismus des Abkommens nachzukommen. Es ist sehr zu begrüs
sen, dass für die Vertragsüberwachung angemessene Ressourcen bereitgestellt werden. Aller
dings würden wir eine generelle Uberprüfung der unterschiedlichen Zuständigkeiten für die Be
richterstattung zu völkerrechtlichen Verträgen begrüssen. So ist nicht einzusehen, dass diese
Verantwortung hei der Lanzarote-Konvention beim Bundesamt für Justiz im EJPD liegen soll
und diejenige für das ähnlich gelagerte Fakultativ Protokoll zum Übereinkommen über die
Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kinder
pornografle bei der Direktion für Völkerrecht im EDA.

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen und verbleiben

mit freundlichen Grüßen

/

Christina 1-lausammann
Co-Geschäftsl eiterin



Der Generalsekretär

— Bundesamt fur lusdz
Fachbereich
Internationales Strafrecht
3003 Berne

11 /0747/U1-fts Freiburg, 30. No emher 2011

Vernehmiassung zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch (Lanzarote-Konvention) (Änderung des Strafgesetzbuchs)

Sehr geehrte Damen und 1-Jerren

Um Kinder und jugendliche inskünftig noch besser vor sexueller Ausbeutung und
sexuellem Missbrauch zu schützen, hat die Schweiz am 16. juni 2010 das Ibereinkommen
des [uroprates zum Schutz on Kindern vor sexueller Ausbeutung und seueIiem
Missbrauch (1 anzarore-Konvention) unterzeichnet. Der Bundesrat hat eine entsprechende
Vorlage in die \‘ernehmlassung geschickt.

I)ie Schweizer Bischofskonferenz wurde eingeladen, sich zu den oben bezeichneten
Gesetzesänderungen vernehmen zu lassen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, dazu
SteUung nehmen zu können.

1)ie Scliwei7er Bischofskonferenz begrüsst dieses weitere Vorhaben des Bundes, Kinder
verstärkt vor sexuellem Missbrauch und Gewalt zu schützen. Gleich wie die Kantone sind
wir der Auffassung, dass die Schweiz damit ein wichtiges Leichen für verbesserten Schutz
von Kindern und jugendlichen vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch setzt
Vernehm1assungsentwurf Ziff. 2.2.3., Seite 14). Sowohl die Konvention wie auch die ihm
\ orentivurf beabsichtigten Massnahmen, insbesondere die neuen Stratlesümmungen,
stellen einen wirksamen Beitrag zur Verwirklichung dieses Ziels dar. l)ie im Vorentwurf
und Erläuternden Bencht orgesehenen Gesetzesanclerungen zur Harmonisierung des
inlandischcn Rechts mit der Korn ention erscheinen uns notiendig und angemessen.

Mit freundlichen Grussen

I) 1 mm 1 mHncr
ralsel\tctar der K



Beratungsangebot
für Frauen im Sexgewerbe
Sternackerstrasse 1 0a
9000 St Gallen

MariaMagdalena
Tel 0582292167
nfo manamagdaienasg d

Bundesamt für Justiz. Fachbereich Internationales
Strafrecht
Bundesrain 20
3003 Bern

StGaIIen, 28. November2011

Vernehmlassungsverfahren zur Genehmigung und Umsetzung des
Übereinkommens des Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Sommaruga

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom September 2011 und danken Ihnen für die
Anfrage zu unserer Stellungnahme. Das Team des Beratungsangebots für Frauen im
Sexgewerbe MARIA MAGDALENA nimmt dazu wie folgt Stellung:

1 Allgemeine Bemerkungen

Die Schweiz hat am 16. Juni 2010 das Übereinkommen des Europarates zum Schutze
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch vom 25. Oktober 2007
(sog. Lanzarote-Konvention) unterzeichnet. Bereits im Vorfeld wurden die Kantone im
Frühjahr 2009 für eine erste Anhörung eingeladen. Bereits damals begrüsste der Kanton
St,Gallen die Unterzeichnung des Übereinkommens sowie die notwendigen Anpassungen
im Schweizerischen Strafgesetzbuch

Mit der Unterzeichnung der Konvention wurde ein wichtiges Signal für einen verbesserten
Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch gesetzt Die nun zur Vernehmlassung vorliegenden Anpassungen des
Strafgesetzbuches sind folgerichtig und zu begrüssen.

2. Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln

Art. 195 Buchstabe a StGB (neu)
In den Ausführungen zum Artikel wird der Täterkreis mehr oder weniger abschliessend
definiert und in erster Linie dem näheren Umfeld des Sexgewerbes zugeschrieben Dabei
geht vergessen das gerade im Zusamm rhang mit der Prostitution von Minderjährigen

ft iahestehendc F ersoric n wie F amilienmitglieder Nachbarn oder F reunde eine Rolle
spielen A ich ist es fur Minderjahrige aufgrund der Kontrollen kaum moglich in
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egalen Sexangeboten wie Nachtclubs usw. tätig zu sein, sie nden sich mehr in der

Strassenprostitution oder aber im «halbprivaten» Umfeld. Wir regen deshalb an, auf eine

Aufzählung möglicher Täterschaften zu verzichten, oder aber der Vollständigkeit halber

mit einem Hinweis auf nahestehende Personen zu ergänzen.

Art. 196 StGB (neu)
Künftig soll bestraft werden, wer gegen Entgelt sexuelle Dienste von Minderjährigen

zwischen 16 und 18 Jahren in Anspruch nimmt. Es ist dabei unwesentlich, welcher Art

das Entgelt ist und welche Art von sexueller Dienstleistung erbracht wird. Dieser Ansatz

der Bestrafung der Freier — die Minderjährigen selbst bleiben straifrei — ist neu und im

Zusammenhang mit der Prostitution von Unmündigen zu begrüssen. Ebenso unterstützen

wird den mit dieser Bestimmung verbundenen Grundgedanken, Kinder und Jugendliche

vor dem Einstieg in die Prostitution zu schützen und nicht, sexuelle Kontakte zwischen

Unmündigen zu kriminalisieren. Anmerkungen zu Prävention und Ausstiegshilfe siehe

unter

Art. 197 Ziff 2bis und 3bis StGB (neu)
Die vorgesehene Ausdehnung des Schutzes vor Kinderpornographie — Kinder und

Jugendlichen sollen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr vor der Mitwirkung bei sexuellen

Darstellungen und damit auch vor sexueller Ausbeutung geschützt werden — ist

vollumfänglich zu begrüssen. Weiter ist die Belassung der Altersgrenze von 16 Jahren in

Art. 197 Ziff. 1 analog der Schutzaltersgrenze nach Art. 187 StGB positiv zu bewerten.

Damit machen sich Unmündige über 16 Jahre, die voneinander einvernehmlich Gegen

stände nach Art. 197 Ziff. 1 — beispielsweise pornographische Fotos — herstellen, besitzen

oder konsumieren, nicht strafbar. Jugendliche dieser Altersgruppe befinden sich in einer

Entwicklungs- und Orientierungsphase, die oftmals auch sexuelle Experimente beinhaltet.

Bei einer Anhebung der Altersgrenze auf 18 Jahre würden sich aber diese Jugendliche

aber strafbar machen.

Art. 5 Abs. 1 Buchstabe a und c
Keine ergänzenden Bemerkungen.

Art. 97 Abs. 2 StGB
Keine ergänzenden Bemerkungen.

3. Bemerkungen zu den präventiven Massnahmen

Das Übereinkommen des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung

und sexuellem Missbrauch sieht nicht nur gesetzgeberische Massnahmen vor, um alle

Formen der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs von Kindern zu

verhüten und Kinder davor zu schützen, sondern auch präventive Massnahmen.

Im erläuternden Bericht (Seite 13 ff.) wird dieser Grundsatz aufgenommen, wobei im

Wesentlichen Massnahmen. Kampagnen und Projekte — beispielsweise das Projekt

«Mein Körper gehört mir» — aufgeführt werden, die in erster Linie der Früherkennung und

der Verhinderung von sexuellen Übergriffen oder des sexuellen Missbrauchs dienen. Im

Zusammenhang mit der Prostitution von Minderjährigen werden dagegen keine
präventiven Massnahmen erwähnt.
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Der neu gestaltete Art. 197 StGB soll Minderjährige «vor dem Abgleiten in die Prostitution
schützen», alleine die Bestrafung von Freiem wird aber Jugendliche nicht davon abhalten,
sich zu prostituieren. Analog der präventiven Massnahmen zur Verhinderung von
sexuellen Übergriffen oder des sexuellen Missbrauchs braucht es — mit Blick auf
Minderjährige wie auch auf Erwachsene — auch hier spezifische präventive Aktivitäten, die
ein Abgleiten von Jugendlichen in die Prostitution verhindern. Weiter ist es angezeigt,
neben präventiven Massnahmen — also solche, die Kinder und Jugendliche stärken und
den Einstieg in die Prostitution verhindern — auch Angebote zu schaffen, die den
minderjährigen Prostituierten Hilfe zum Ausstieg und Lebensalternativen bieten. Wir
würden es begrüssen, wenn die genannten Massnahmen geeigneter Form bereits im
Rahmen der anstehenden Gesetzesänderung definiert werden könnten.

Wir bitten um Kenntnisnahme und danken für die Gelegenheit einer Stellungnahme.

Freundliche Grüsse

2 r /
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\l43rija Jurcevic
Projektmitarbeiterin



Bundesamt für Justiz
Fachbereich nternationales
Strafrecht
3003 Bern

Zürich, 30. November 2011

Vernehmlassung zur «Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch (Lanzarote-Konvention) »

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Schweizerische Berufsverband für Angewandte Psychologie SBAP dankt für die Einladung,
am Vernehmiassungsverfahren zur Genehmigung und Umsetzung des Ubereinkommens des Eu
roparates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (Lanza
rote-Konvention) teilnehmen zu können. Im Folgenden wird für die Lanzarote-Konvention die
Bezeichnung «Konvention» verwendet.

Stellungnahme des SBAP zum Entwurf im Allgemeinen sowie im Einzelnen
Der SBAP begrüsst den Auftrag des Bundesrates an das zuständige Departement, EJPD, eine
Botschaft zur konkreten Umsetzung und Ratifizierung der Lanzarote-Konvention auszuarbeiten.
Mit diesem Gesetzgebungsprojekt zielt der Gesetzgeber auf eine Verbesserung des Schutzes von
Kindern und Jugendlichen vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch — entsprechend
den Konventionszielen. Die Schweiz geht somit ihrer Verpflichtung nach, die unser Land mit der
Ratifizierung der UNO-Kinderrechtskonvention zu erfüllen hat, namentlich Kinder und Jugendli
che vor jeder Form der Gewalt, auch sexueller Gewalt, zu schützen.
Insbesondere die Anstrengungen des Gesetzgebers, die gesetzlichen Lücken in Bereichen wie der
Prostitution Jugendlicher zwischen 16 und 18 Jahren oder der Kinderpornografie erachtet unser
Verband als dringend geboten. Die Berücksichtigung neuer Technologien ist in diesem Zusam
menhang unabdingbar: die dadurch neu entstandenen Möglichkeiten zur sexuellen Ausbeutung
von Kindern und Jugendlichen führt zugleich zu einer Zunahme potentieller Opfer, angesichts der
breiten Nutzung neuer Medien durch Kinder und Jugendliche. Ferner unterstützt der SBAP
grundsätzlich auch die vorgeschlagenen Regelungen im Bereich der Sensibilisierung, Aufklärung
und Prävention einerseits sowie der Rückfallverhütung bei vorbestraften Täterinnen andererseits

Konvention, Kapitel II — Präventive Massnahmen:
- Die vom Gesetzgeber vorgeschlagenen gesetzlichen Anpassungen im Bereich der Rückfallverhü
tung sind begrüssenswert, gehen aber zu wenig weit, da diese sich auf eine begrenzte Anzahl
Täterinnen beschränken: solche, die aufgrund eines Straftatbestandes, den sie im beruflichen
bzw. ausserberuflichen Kontext begangen haben, verurteilt wurden und darüber hinaus eine
günstige Prognose erhalten haben, sowie solche Personen, die nicht zu einer Freiheitsstrafe verur
teilt wurden.
Es ist davon auszugehen, dass der Kreis der nicht verurteilten Täterinnen viel grösser ist, als der
Personenkreis, der von den vorgeschlagenen Bestimmungen betroffen wäre. die Anzahl der Ver
urteilungen nach Art. 187 StGB im Jahre 2009 entsprach etwa 10% der im gleichen Zeitraum in
Anspruch genommenen Beratungen in den Opfer Beratungsstellen (vgi Opferhilfestatistik)
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Eine wirkungsvolle Prävention muss sinnvollerweise konkret vorsehen, dass die gesamte Bevölke
rung und speziell die Risikogruppen über die Problematik informiert und sensibilisiert werden! Mit
anderen Worten: Präventive Massnahmen sind zu ergreifen, die über den strafrechtlichen Bereich
hinausgehen.

Art. 5 der Konvention betriffl Massnahmen, die Personen zur Zielgruppe haben, die beruflich
mit Kindern in Kontakt treten. Der Bund schlägt hierzu einige Neuerungen vor, um die Bestim
mung unter Art. 5, Absatz 3 der Konvention umzusetzen.
Zu diesen gesetzlichen Anpassungen gehört die Ausweitung eines Tätigkeitsverbotes auf den
ausserberuflichen Bereich, die der SBAP, sehr unterstützt. Äusserst bedauernswert ist hingegen
das Auslassen von Tätigkeiten mit Kindern im privaten Bereich, wie z. B. Betreuungsdienste durch
Verwandte oder andere nahe Familienbekannte. Aus Sicht der Psychologlnnen SBAP ist diese
Ausklammerung umso unverständlicher, als die bisherige Forschung belegt, dass das grösste Risi
ko sexuellen Missbrauchs bzw. sexueller Ausbeutung von Kindern im privaten Bereich besteht.
Für den Schutz von Kindern und Jugendlichen in ihrem privaten Umfeld sieht der SBAP einen
Handlungsbedarf, der durch die Vorlage leider nicht wahrgenommen wird.
- Zudem werden verurteilte Konsumentlnnen kinderpornografischer Darstellungen nicht mit ei
nem Tätigkeitsverbot belegt. Eine diesbezügliche Regelung wäre unseres Erachtens aber deshalb
angebracht, weil aus der Forschung bekannt ist, dass Kinderpornografie-Konsumentlnnen ein
erhöhtes Risiko aufweisen für sexuelle Übergriffe auf Kinder.
- Mit dem Vorschlag eines erweiterten Strafregisterauszuges für Privatpersonen will der Gesetz
geber die Tätigkeitsverbote durchsetzen. Die Vorlage regelt jedoch nicht die konkrete Umsetzung
und Kontrolle dieser Massnahme, die durch die verantwortlichen Arbeitgebenden und andere
Organisationen zu vollziehen ist. Ebenso wenig klar bleibt die Realisierung dieser Massnahme im
Rahmen ausserberuflichen Tätigkeiten. Es wäre angezeigt, die Lücken im Vollzug zu schliessen,
beispielsweise mittels Ausbau und Professionalisierung der Bewährungshilfe.

Konvention, Kapitel IV — Materielles Strafrecht

Zum Vorbehalt zu Artikel 24 Absatz 2 der Konvention:
- Gemäss Konvention Art. 23 soll das Kontaktanbahnen zu Kindern zu sexuellen Zwecken
(«grooming») als Straftatbestand gelten. Der Gesetzgeber stellt sich auf den Standpunkt, dass
dies für die Schweiz nicht erforderlich ist, zumal das geltende Recht genügend Möglichkeiten
bietet, strafrechtlich aktiv zu werden. Das eigentliche strafbare Verhalten stelle sich erst nach dem
Kontaktanbahnen ein und dieses Verhalten könne bereits heute strafrechtlich verfolgt und verur
teilt werden.

Der SBAP, bedauert diese Haltung des Gesetzgebers in Bezug auf das «grooming» aus folgenden
Gründen: zum Einen kann eine potentielle Täterschaft beim «grooming» seine wahre Identität
problemlos verschleiern und ein tatsächliches Treffen mit einem Kind bzw. Jugendlichen unter
gefälschter Identität erreichen. Zum Anderen ist gerade diese Form des Kontaktanbahnens zu
nehmend die häufigste und verbreitetste, wenn auch nicht die am einfachsten zu kontrollierende
bzw. zu überwachende Form. Aktuell betonen aber diverse Experten auf dem Gebiet der neuen
Medien, dass die heutigen Kinder und Jugendliche («digital natives») über eine hohe Medien-
kompetenz verfügen, die es der Generation der Eltern und Erziehungsberechtigten oft äusserst
erschwert, den Medienkonsum ihrer Kinder zu kontrollieren, sowohl bezüglich des quantitativen
als auch des qualitativen Konsums. Dass der Gesetzgeber die Kinder und Jugendlichen damit un
geschützt ihrem eigenen «virtuellen» Schicksal überlässt, bedauert der SBAP. wirklich sehr.

Wir danken vielmals für die Berücksichtigung unserer Bemerkungen und Vorschläge.

Mit freundlichen Grüssen
Schweizerischer Berufsverband
für Angewandte Psychologie SBAP

Heidi Aeschlirnann Heloisa Martino
Präsidentin SH\p Po‘itische Sekretärin SBAI‘
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I)A
Demokratische

Juristinneri und Juristen

Zürich

Bundesamt für Justiz
Fachbereich Strafrecht
zH. Frau Bundesrätin Sommaruga
Bundesrain 20
3003 Bern

Zürich, den 301 12011

Betrifft: Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueLLer Ausbeutung und
sexueLLem Missbrauch (Lanzarote-Konvention].

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga

Die Sektion Zürich der Demokratischen Juristinnen und Juristen DJZ dankt Ihnen
bestens für die Einladung zur Stellungnahme zu obengenanntem Gesetzesentwurf.
In dieser Sache verzichten wir jedoch auf Teilnahme an der Vernehmtassung.

Mit freundlichen Grüssen,
für den Vorstand

Francesca Caputo

Geschäfts f ü h re r i n
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KONFERENZ DER STRAFVERFOLGUNGSBEHÖRDEN DER SCHWEIZ KSBS
CONFERENCE DES AUTORITES DE POURSUITE PENALE DE SUISSE CAPS
CONFERENZA DELLE AUTORITA INQUIRENTI SVIZZERE CAIS

OffiCe fdrai de la justice
Unit Droit pnaI internationai
Bundesrain 20
3003 Berne

N!rf V/rf Date
ECO/jmu 1er dcembre 2011
( rappeter dans toute correspondance)

Concerne: Avant-projet d‘arrötö fedraI portant approbation et mise en

ceuvre de la convention de Lanzarote et rapport explicatif y afferent

Madame, Monsieur,

Dans le cadre de a procdure de consultation cite en rubrique et dans le dölal

imparti cet effet, la Confrence des autorits de poursuite pnaIe de Susse

(CAPS) vous prie de trouver en annexe ses dterminations.

Veuillez agrer, Madame, Monsieur, lassurance de mes sentiments distingus.

E/Cot

Membre du Bureau

Procureur g6n6ral du Canton de Vaud

Annexe menL

enhor 021 31665 25 Fax 02 31665 33
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KONFERENZ DER STRAFVERFOLGUNGSBEHÖRDEN DER SCHWEIZ KSBS
CONFERENCE DES AUTORITES DE POURSUITE PENALE DE SUISSE CAPS
CONFERENZA DELLE AUTORITA INQUIRENTI SVIZZERE CAIS

Concerne: Avant-projet d‘arrt födöral portant approbation et mise en ceuvre de Ja
convention de Lanzarote et rapport expiicatif y afförent

La Confrence des autorits de poursuite p6nale de Suisse (CAPS) a i‘honneur de

vous communiquer ses dterminations relatives l‘objet cit sous rubrique.

La CAPS saiue les modifications proposes par iOffice fdral de Ja justice qui

permettront de satisfaire aux exigences de Ja Convention de Lanzarote. On ne peut

en effet que se r6jouir que Jes autorits de poursuite pnaJe disposent d‘une gamme

plus tendue de normes permettant de rprimer des comportements crimineis

portant atteinte i‘int6grit des mineurs, notamment Je fait de recourir des services

sexuels proposs contre rmunration par ceux-ci ou de les encourager ä Ja

prostitution que ce soit ou non pour en tirer profit.

La CAPS est donc d‘avis que Jes textes proposs peuvent tre approuvs dans leur

ensemble. Eile souhaiterait uniquement attirer l‘attention de l‘Office fdral de Ja

justice sur un point de dtaiJ s‘agissant de l‘vation, 18 ans, de l‘ge en de9

duquei ii est interdit des personnes de participer des reprsentations sexuelles,

qui va immanquablement entrer en conflit avec Je maintien 16 ans de lge ä partir

duquel Ja mise disposition de pornographie, dite douce, n‘est pas punissabJe.

En effet, selon Ja rövision propose, un couple dadoiescents de plus de 16 ans mais

de moins de 18 ans peut filmer, puis visionner ses bats en toute JgaJit; en

revanche, Je fait de montrer ce film un tiers, quel que soit son ge, tombe sous Je

coup de Ja ioi p6nale (art. 197 ch. 3 CP), tant donn que cette repräsentation

d‘actes dordre sexuei met en scne des personnes mineures. Contrairement ä cette
situation, Je fait de montrer un mineur de plus de 16 ans un film pornographique



mettant en scne des personnes äges de 18 ans rvolus ne serait pas punissable,

puisqu‘il s‘agit alors de pornographie dite douce (art. 197 ch. 1 CP).

Concrtement, Je fait de montrer, un(e) adolescent(e) de 17 ans, les bats de deux

partenaires de 19 ans et 17 ans, est punissable. En revanche, Je fait de faire

visionner ce möme adolescent des relations sexuelles entre deux partenaires äg6s

de 19 ans, ne tombe pas sous Je coup de la 101 pnale.

Or, si l‘on considre l‘volution des mceurs et la raIit des relations entre

adolescents et/ou trs jeunes adultes, II est bin d‘tre certain que le dveloppement

sexuel d‘un(e) jeune de 17 ans soit plus mis en pril par Je visionnement d‘une scne

pornographique entre partenaires dont l‘un au moins a son ge, que par celui d‘un

film mettant en scne des personnes ges de 18 ans rvolus.

Mieux encore, pour autant que l‘on alt bien compris J‘avant-projet montrer un

adulte (>18 ans) une repräsentation d‘actes sexuels incluant un ‘acteur“ de 17 ans

sera punissable, tandis que de montrer un mineur de plus de 16 ans une

repräsentation d‘actes sexuels entre adultes ne le sera pas. Une teIle loi n‘est pas un

modJe de cohrence.

Force est ainsi de constater que Ja justification du maintien de Ja limite de protection

des mineurs 16 ans (art. 197 ch. 1 CP), d‘une part, et l‘interdiction pour des

personnes de moins de 18 ans de participer des reprsentations sexuelles, d‘autre

part, risque de poser problme borsque des cas limites, comme celui dcrit ci-dessus

se prsenteront.

La CAPS admet toutefois que cette problmatique relve sans doute du d6tail, bes

cas dappJication devant vraisemblablement rester trs rares. II n‘en reste pas moins

que, sur Je plan lgal, la solution propose n‘est pas pleinement satisfaisante.

Eric Cottier, membre du Bureau, Procureur gnraI du Canton de Vaud, pour Ja

Confrence des autorits dc poursuite pnale dc Suisse,
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La scetion latine de la SSPF a pris connaissance dc l‘avant-projet concernant la misc en uure dc la con

vention du 25 octobre 2007 du Conseil de l‘Europe sur la protection des enfants contre Fexploitation et
les abus sexuels. Eile adhre pleincment aux diffrents articies dc la convention et propositions dc chan
gement au niveau du code pnal suisse pour pcrmettre la mise en vuvrc dc cette convention.
Toutefois. plusieurs articies ont souiev des commentaires concernant leur mise en appiication au niveau
helv&ique:
1) L‘article 5 : Recrutement, formation et sensibilisation des personnes travaillant au contact des en
fants.

Le fdraiisme suisse engendre des rgles ht&ognes concernant le recrutement, la formation et la sensibilisa
tion des personnes travailiant au contact des enfants. L‘offre de formation dans le domaine de la maitraitance in
fantile existe, mais eile apparait trs disparate d‘un canton i‘autre. Un programme de formation de base sp&ifi
que, soutenu et mis en place par la Confdration, avec I‘aide d‘organisation ou fondation ceuvrant dans le do
maine de la prvention ou la prise en charge de la maitraitance infantile, amnerait une plus grande homognit
au niveau national. Le public cible de cette formation serait les enseignants, es puricultrices, es travailleurs so
ciaux et les professionneis de la sant.

2) L‘articie 7 : Programme ou mesures d‘intervention präventive

Des possibilitts d‘intervention prventive concernant la violence sur les enfants existent. Toutefois, la
problmatique dc la violence sexuelle sur les enfants devrait tre trait& dc manire spcifique. Les per
sonnes prsentant une fantasmatique sexuelle dviante (susceptible dc les arnener cornrnettre un acte
dlictueux) devraient bnficier d‘une prise en charge spcifique ralis5e par des thrapeutes spcialiss.
En effet, la prise en charge dc cc type dc patient est complexe en raison notamment dc la nature du
prob1tme clinique, des m&anismes relationnelles et projectifs frquemment t 1‘ouvre chez ccs patients
(relation d‘emprise, distorsion relationnelle). Un thSrapeute mal forme ou insuffisamment supervis ris
que dc vivre un mal -ätre important face ii cc type dc clinique. engendrant des contre attitudes perturbant
Je processus thrapeutique. ou dc se retrouver dans des situations trs d1icates sur un plan thique et
hgal. Dans dc tels contextes. Je risque dc se retrouver dans une impasse th&apeutique ou une pseudo
th&apic est lev&
En suisse romandc. ii n‘cxiste quc dcux consultations ambuiatoires spcialis&s dans la prise en chargc
des autcurs d‘infractions ä caractres sexuelles (AIQS) ou des personnes prsentant une fantasmatiques
sexuelles dviantes (susccptiblcs dc lcs amener commcttre un dlit) : une sur Gcnvc, l‘autre dans lc
canton dc Vaud. L‘exp&ience montre que les consultations ambulatoires psychiatriques ordinaires sont
mal prpar&s pour accueillir cc type dc patient. Un effort dans Ja formation des thrapeutes, associ
l‘augrnentation du nornbrc ou dc la capacit daccueil des lieus dc soins sp&ifiques. devrait &re ralis&

3) L‘article 15 Programmes ou mesures d‘intervention

Pour les AICS en libration provisoire ou bnficiant d‘une mise en lihert dans Je cadre dc leur condam
nation ou l‘excution dc Ja peine (liberation conditionnelle. mesure thrapcutique ordonne. etc...). nos
commentaires sont identiques ceux deelopps pour Farticle En rsum, nous relevons le manque dc
moyen i disposition, en termes d‘infrastructuic et dc th&apcutes spcialiss

Setion laune dc la So ide Suiss.. dc Ps hiatric orensi inc o preident. Dr L)ider [) Jesrt ci l)r Mdrina V alter



Pour les AICS effectuant une peine privative de liberft. la situation est encore plus complexe. En effet
chaque canton et parfois mme chaque direction d‘tab1issernent a un pouvoir d&isionnel sur les moYens
mis ä disposition pour traiter ce type de patients. Concrtement. la prise cii charge thrapeutique des
AICS peut varier d‘une prison l‘autre pour un iiirne canton. Le manque dc moyen disposition. en
termes d‘infrastructure et dc thrapeutes spcialiss est galement prdscnt. Enfin, au vu des arguments
mcntionns pr&demment, l‘organisation d‘un suivi thrapeutique spcia1is ii la sortie dc prison, pour
cc type dc patients, est probhmatique (cf commentaires pour l‘article 7).

Pour la section latine dc la SSPF:

Dr Didier Delesscrt Dre Marina Walter-Menzinger
Co-präsident Co-prsidente

tiOn latine dc h S ucc Sne dc P hiare t r nsique c res dcntsD! J)idi r 1) 1escrt Lt E)rc Mar!na \a1ter
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Stellungnahme zur Genehmigung und Umsetzung der Lanzarote-Konvention

Sehr geehrte Damen und Herren
Wir möchten uns bedanken für die Möglichkeit zur Ratifizierung des Übereinkommens des
Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch Stellung
zu nehmen.

Die FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration stützt sich bei ihrer Einschätzung auf ihre
langjährige Erfahrung in der Arbeit mit Migrantinnen, die von Ausbeutung und Gewalt betroffen
sind, und mit Opfern von Frauenhandel. Darunter im letzten Jahr sechs Minderjährige, die in die
Sexarbeit gehandelt wurden.

Die FIZ unterstützt die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention. Wir konzentrieren uns in unserer
Stellungnahme auf die Themen Prävention, Koordinierung und Zusammenarbeit, Opferschutz und
Strafrecht bez. Prostitution Minderjähriger. Ein Teil der Minderjährigen, die in der Schweiz der
Prostitution nachgehen, sind Opfer von Kinderhandel. So weist auch die Lanzarote-Konvention auf
die Europaratskonvention zur Bekämpfung des Menschenhandels und auf den EU
Rahmenbeschluss zur Bekämpfung des Menschenhandels hin‘. Bisher handelte es sich bei den
minderjährigen Klientinnen, die in unserer Beratungsstelle begleitet werden, ausschliesslich um
Opfer von Kinderhandel. Aus diesem Grund legen wir den Fokus unserer Stellungnahme
insbesondere auf die Anliegen von Opfern von Kinderhandel zwecks sexueller Ausbeutung‘. Dies
sind in der Regel Minderjährige aus Ost-Europa, Asien, Südamerika und Afrika ohne sicheren
Aufenthaltsstatus.

Der Bund ist der Meinung, dass die Schweiz mit den vorgeschlagenen strafrechtlichen
Anpassungen die Anforderungen der vorliegenden Konvention erfüllt. Er vernachlässigt in seinen
Überlegungen jedoch die spezifischen Bedürfnisse der besonders vulnerablen Opfer von

Ubereinkommen des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch 5. 1 und 5. 2.

Die notwendigen Massnahmen für minderjährige Sexarbeiterinnen, die nicht im Zusammenhang mit
Kinderhanaei zu sehen sind, überschneiden sich nur zum Teil mit denen für Opfer von Kinderhandel.
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Kinderhandel, die aufgrund ihrer traumatischen Erlebnisse und ihres unsicheren Aufenthaltsstatus
spezielle Opferschutzmassnahmen benötigen.

Präventive Massnahmen und Opferschutz (im Vernehmlassungstext unter Schutzmassnahmen
und Opferhilfe) liegen im Kompetenzbereich der Kantone, es braucht aber gesamtschweizerische
Standards, die sicherstellen, dass minderjährige Betroffene ohne Diskriminierung in allen
Kantonen den gleichen Schutz und eine einheitliche Anwendung des Gesetzes erleben. Es darf für
die Kinder nicht „Glück“ oder „Pech“ bedeuten, in welchem Kanton ihr Fall verortet wird.

Präventive Massnahmen: Art. 4-9

Zur Verhinderung von sexueller Ausbeutung und Missbrauch von Kindern sind in der Lanzarote
Konvention unter anderem präventive Massnahmen enthalten. Die Schweiz zählt in ihrem
erläuternden Bericht eine Vielzahl von bestehenden präventiven Massnahmen im Zusammenhang
mit sexueller Misshandlung und sexuellem Missbrauch auf3.

Forderung:
Um den Anforderungen der Konvention zu genügen, müssen analog dazu auch
präventive Massnahmen zur Verhinderung und Aufdeckung von Prostitution

Minderjähriger implementiert werden.

Im Vernehmlassungsentwurf wird der Sinn und Zweck des neuen Art. 196 StGB darin erklärt, dass
er Kinder und Jugendliche vor dem Abgleiten in die Prostitution schützen soll4. Die
Kriminalisierung von Freiem alleine wird jedoch nicht bewirken, dass das Phänomen der
minderjährigen Prostitution verschwindet. Für eine wirksame Bekämpfung braucht es neben
Schutzmassnahmen für die betroffenen Minderjährigen ergänzende präventive Massnahmen: In
Bezug auf die Kinder und Jugendlichen, jedoch auch in Bezug auf die Freier, deren Bewusstsein
für die Situation erhöht und deren Verhalten verändert werden soll, in Bezug auf Behörden, die
mit den betroffenen Kindern/Jugendlichen in Kontakt kommen und ihre Situationen erkennen
und dementsprechend handeln sollen und in Bezug auf die Öffentlichkeit.

Präventionsarbeit (aufsuchende Sozialarbeit, Freierarbeit, Beratung von Sexarbeiterinnen,
Bildungsarbeit, Öffentlichkeitskampagnen etc.) wird zu einem grossen Teil von nichtstaatlichen
Organisationen geleistet. Nirgends ist im erläuternden Bericht die Rede von den konkreten
Kosten, die mit dieser Präventionsarbeit verbunden sind.

Vorentwurf und Erläuternder Bericht 5. 13ff.
Vorentwurf und Erläuternder Bericht S. 44
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Forderung:
Für diese elementare Präventionsarbeit durch nicht-staatliche Organisationen müssen
vom Bund ausreichende Ressourcen bereitgestellt werden. Es kann nicht sein, dass der
Staat sich aus der Verantwortung zieht und diese notwendige Arbeit durch private
Spenden finanziert werden muss.

Kinder und Jugendliche: Verschiedene nichtstaatliche Organisationen bieten rechtliche,
medizinische, soziale Beratung und Unterstützung für Sexarbeiterinnen und kommen so auch in
direkten Kontakt mit minderjährigen Sexarbeiterinnen. Damit leisten sie niederschwellige
Präventionsarbeit, welche vom Bund mit finanziert werden muss.

Freier: Die Freier können mit einem verantwortungsvollen Verhalten wesentlich zur Bekämpfung
der Minderjährigenprostitution und des Kinderhandels beitragen. Dafür braucht es neben ihrer
strafrechtlichen Verfolgung auch ihre Information und Sensibilisierung. Der Bund soll sich
finanziell an Info-Kampagnen und aufsuchender Präventionsarbeit beteiligen, die heute von
privaten Fachstellen geleistet werden.

Behörden5:Damit Kinder und Jugendliche, die von Menschenhandel betroffen sind, als Opfer
erkannt werden, braucht es sensibilisierte Behörden. Es muss sichergestellt sein, dass die
Behörden, die mit potentiellen minderjährigen Opfern in Kontakt kommen (wie z.B. Polizei,
Grenzwachkorps, Justiz, Migrationsbehörden, Jugendanwaltschaft, Vormundschaftsbehörden,
Sozial- und Jugendämter und im Asylwesen) in allen Kantonen regelmässig und gezielt zum Thema
Kinderhandel weiteriebildet werden. Ziel ist es, dass in Bundesstellen und in den kantonalen
Behörden, welche mit potentiellen Opfern in Kontakt kommen, Spezialisten bzw. Abteilungen mit
Spezialwissen zum Thema Kinderhandel vorhanden sind. Nur so haben die minderjährigen Opfer
eine Chance, erkannt und geschützt zu werden6.

Koordinierung und Zusammenarbeit: Art. 1 Abs. 1 lit. c und Art. 10

Ausdrücklicher Zweck der Lanzarote-Konvention ist die Förderung der interdisziplinären
Zusammenarbeit im Kampf gegen sexuelle Ausbeutung und sexuellen Missbrauch von Kindern
(Art. 1. Abs. 1 lit. c). Artikel 10 der Konvention konkretisiert die nationalen Massnahmen zur
Koordinierung und Zusammenarbeit, insbesondere auch mit nicht-staatlichen Organisationen7.

Zur Spezialiserung der Ermittlungsbehörden und Justiz s. auch unsere Kommentare zu Art. 34 und 36.
Vgl. auch Forderungen derTBS Kampagne gegen Kinderhandel, die im Juni 2011 dem Bund mit über

95‘OOO Unterschriften eingereicht wurde.
Art, 10 Abs. 3 Europaratskonvention, Explanatory report Kommentar 85.
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Entgegen der Einschätzung des Bundes8sind wir der Meinung, dass die Schweiz nicht alle
Anforderungen des Artikels 10 erfüllt. In der vorliegenden Konvention wird neben der nationalen
explizit die lokale Ebene (gemeint ist damit in der Schweiz die kantonale Ebene9)erwähnt. In der
Schweiz sind gemäss erläuterndem Bericht zahlreiche nationale und kantonale Behörden mit der
Prävention und Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung und Missbrauch von Kindern befasst. Die
Koordination der Massnahmen und Zusammenarbeit der relevanten (staatlichen und nicht-
staatlichen) Behörden ist jedoch insbesondere im Zusammenhang mit Kinderhandel trotz der
erwähnten Koordinationsstelle gegen Menschenhandel und Menschenschmuggel KSMM‘° nicht
gewährleistet.

Eine wirksame Bekämpfung des Menschenhandels ist nur möglich, wenn
Strafverfolgungsbehörden, Migrationsdienste, staatliche und nichtstaatliche Organisationen,
insbesondere solche der Opferberatung, eng zusammenarbeiten. Im Rahmen von sogenannten
Runden Tischen treffen sich in 14 Kantonen bereits heute interdisziplinäre Arbeitsgruppen, um
gemeinsam gegen Menschenhandel zu kämpfen. Eine solche Zusammenarbeit ist jedoch noch
nicht in allen Kantonen verankert. Ausserdem ist Kinderhandel in den bestehenden Runden
Tischen bisher kein Fokus. Damit die behördliche Tätigkeit und die Betreuung von minderjährigen
Opfern in sämtlichen Kantonen auf einem interdisziplinären Ansatz beruhen, bedarf es einer
verbindlichen Verpflichtung der Behörden zur Zusammenarbeit mit Fachstellen in allen Kantonen.

Forderung:

Es müssen in sämtlichen Kantonen Runde Tische gegen Menschenhandel und kantonale
Kooperationsvereinbarungen zum Schutz der Opfer initiiert werden. Alle Runden Tische
(bestehende und neue) sollen sich speziell des Themas Kinderhandel annehmen und auf
die Besonderheiten beim Umgang, beim Schutz und bei der spezifischen Unterstützung
von minderjährigen Opfern von Menschenhandel eingehen d.h. die im Rahmen der
kantonaen Kooperationsvereinbarungen bereits etablierten Abläufe der involvierten
staatlichen und nichtstaatlichen Stellen dahingehend ergänzen. Auch muss den Kindern
und Jugendlichen der Zugang zu den spezialisierten Opferberatungsstellen
gewährleistet werden‘1.

8 Vorentwurf und Erläuternder Bericht S. 27 ff.
Explanatory report Kommentar 76 ff.
Vorentwurf und Erläuternder Bericht S. 28

‘ Vgl. auch TBS Petition gegen Kinderhandel,

4
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Opferschutz: Art. 11-14

Minderjährige Opfer von sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch sollen gemäss
La nza rote-Konvention die bestmögliche Unterstützung, Schutz und Betreuung erhalten12.Dem
Opferschutz und den Opferrechten liegt gemäss Art. 2 ein Nichtdiskriminierungsgrundsatz
zugrunde. Entgegen der Einschätzung des Bundes sind wir der Meinung, dass die Schweiz diese
zentralen Anforderungen der Konvention nicht erfüllt: Eine spezialisierte opferhilferechtliche
Betreuung und Beratung von Kindern, die Opfer von Menschenhandel zwecks sexueller
Ausbeutung werden, gibt es bisher nicht. Die FIZ betreut und begleitet regelmässig jugendliche
Opfer von Mädchenhandel im Rahmen ihrer kantonalen Betreuungsmandate und
Leistungsverträge. Die Jüngste war 14. Für jüngere gibt es bisher kein entsprechendes Angebot.

Kinder und Jugendliche, die in der Schweiz Opfer von Menschenhandel werden, sind schwer
traumatisiert. Sie haben andere Bedürfnisse als erwachsene Menschenhandelsopfer. Ihre
Betreuung und Begleitung ist intensiv und zeitaufwändig. Sie brauchen Fachpersonen, die die
Handels- und Ausbeutungsmechanismen im Menschenhandel mit Minderjährigen, die
psychischen Auswirkungen dieser Straftat und die opferhilferechtlichen, ausländerrechtlichen und
strafrechtlichen Aspekte kennen und sicherstellen, dass die Kinder und Jugendlichen ihre
Opferrechte wahrnehmen können.

Forderung:
• Es muss ein nationales Opferschutzprogramm für Opfer von Menschenhandel

entwickelt werden, das klare Schutz und Betreuungsmassnahmen für die besonders
vulnerable Gruppe der Kinder und Jugendlichen definiert.

Darin ist u.a. Folgendes zu berücksichtigen:

‘- Minderjährige Opfer haben genauso wie erwachsene Opfer Anspruch auf Beratung und
Begleitung gemäss dem Schweizerischen Opferhilfegesetz.

Minderjährige Opfer haben genauso wie erwachsene Opfer die Möglichkeit, ein Gesuch
auf aufenthaltsrechtliche Bewilligung zu stellen.

> Es ist sicherzustellen, dass ein minderjähriges Opfer die Unterstützungsmassnahmen und
Rechte nach dem Opferhilfegesetz in der Schweiz wahrnehmen kann. Bestrebungen, die
Betroffene so schnell wie möglich ins Herkunftsland zurückzuschicken, sind entschieden
entgegenzuwirken.

Explanatory report Kommentar 86 ff.

5
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- Oft ist die eigene Familie oder die weitere Verwandtschaft an dem Handel beteiligt. Es
muss geklärt werden, ob die Familie des Opfers mit der Ausbeutung in Zusammenhang
steht und in welche Strukturen (Familie, Heim, etc.) im Herkunftsland die Kinder
zurückkehren. Ihr Schutz und ihre Sicherheit müssen garantiert sein.

-‘- Bei minderjährigen Opfern bedarf es mehr Zeit, um Vertrauen aufzubauen sowie eine
intensive psychosoziale Betreuung, um erste Schritte zur Verarbeitung des Traumas zu
bewirken.

«- Die Schnittstellen und die Zusammenarbeit zwischen Beistandschaft und den
spezialisierten Beratungs- und Interventionsstellen für minderjährige
Menschenhandelsopfer müssen mit Fokus auf den Opferschutz klar definiert werden.

Strafrecht bezüglich Kinderprostitution: Art. 19

Mit dem neuen Artikel 195 lit. a StGB wird mit bis zu zehn Jahren Haft bestraft, wer eine
unmündige Person der Prostitution zuführt oder sie fördert. Mit dem geplanten Artikel 196 StGB
wird die Inanspruchnahme sexueller Dienstleistungen Minderjähriger unter 18 Jahren gegen
Entgelt strafbar. Die betroffenen Minderjährigen werden nicht kriminalisiert, ebenso wie sexuelle
Kontakte zwischen Unmündigen über 16 Jährigen im Rahmen von Liebesbeziehungen.

Neben dem menschenrechtsverletzenden Menschenhandel, gibt es die selbstbestimmte
Sexarbeit. Für Minderjährige ist dies aus unserer Erfahrung aber nicht möglich. Sexarbeit ist eine
harte Arbeit, in der es Lebenserfahrung und Durchsetzungsvermögen braucht. Das Risiko
gesundheitliche Probleme, Ausbeutung und Gewalt zu erleben ist grösser als in anderen
Berufsgruppen. Es ist unwahrscheinlich, dass eine 16-Jährige sich in diesem bisher wenig
regulierten und geschützten Umfeld in Freiheit und Selbstbestimmung und ohne physische und
psychische Folgen für ihre Gesundheit behaupten kann.

Eigentlich ist es erstaunlich, dass unsere Gesellschaft bisher einem jungen Menschen die
gewerbsmässige Prostitution zutraut, während sie für andere belastende und risikoreiche
Tätigkeiten schon nur für den Antritt der Ausbildung ein Mindestalter von 18 oder gar 21 setzt,
wie z.B. für die Ausbildung zur Polizeiaspirantin oder der Kleinkinderbetreuerin.
Gesetze sollen gesellschaftliche Normen widerspiegeln. Jugendliche dürfen unter 18 Jahren nicht
autofahren und keinen hochprozentigen Alkohol kaufen. Wenn es für den Alkoholkonsum ein
Schutzalter gibt, sollten Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr auch vor gewerblicher Prostitution
geschützt werden.

6
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Die FIZ befürwortet aus diesem Grund, dass Freier sich strafbar machen, wenn sie die Dienste
einer minderjährigen Sexarbeiterin in Anspruch nehmen. Es ist dem Freier zumutbar, die Frage
des Alters zu klären, im Zweifel kann er sich entscheiden, sein Vorhaben aufzugeben. Wie in den
Ausführungen bemerkt wird, ist es jedoch wichtig und richtig, dass sexuelle Kontakte zwischen
Unmündigen nicht kriminalisiert werden und dass jeweils im Einzelfall geprüft wird, ob eine
strafbare Handlung vorliegt‘3.Nicht jedes Geschenk ist als Entgelt für sexuelle Dienste zu
verstehen und ist das Mädchen beispielsweise 17 und der Mann 21, ist nicht per se von
Inanspruchnahme einer gewerblichen sexueller Dienstleistungen zu sprechen.

Ebenso begrüssen wir, dass die minderjährigen Sexarbeiterinnen nicht kriminalisiert werden
sollen. Im Vernehmlassungsentwurf wird der Sinn und Zweck des neuen Art. 196 StGB darin
erklärt, dass er Kinder und Jugendliche vor dem Abgleiten in die Prostitution schützen soll‘4. Das
Strafrecht alleine wird jedoch nicht bewirken, dass das Phänomen der minderjährigen
Prostitution verschwindet und die betroffenen Minderjährigen wirksam geschützt werden. Wie
im explanatroy report Kommentar 131 festgehalten, befinden sich viele der betroffenen
Minderjährigen in einer schwierigen persönlichen, ökonomischen oder familiären Situation.

Forderung:
Für minderjährige Sexarbeiterlnnen müssen spezielle Begleit- und Schutzmassnahmen
in Zusammenarbeit von staatlichen und nichtstaatlichen Stellen in allen Kantonen
aufgebaut werden (vgl. unsere Forderungen zu Koordinierung und Zusammenarbeit
sowie Opferschutz).

Rechte im Strafverfahren: Art. 30-36

Die vorliegende Europaratskonvention fordert die Berücksichtigung der besonderen
Verletzlichkeit von Minderjährigen in Ermittlungs- und Strafverfahren im Rahmen der sexuellen
Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs von Kindern.

Wir haben bereits in der Body Shop Kampagne gegen Kinderhandel gefordert, dass bei
minderjährigen Opfern von Menschenhandel besonders auch auf die Verfahrensvorschriften bei
kindlichen Opfern zu achten ist. Um eine Reviktimisierung von minderjährigen Opfern zu
verhindern, brauchen die Kinder Konstanz in Bezug auf ihre Ansprechperson und Vertretung.
Weiter ist insbesondere darauf zu achten, dass speziell in Anhörung von Kindern geschulte

Vorentwurf und Erläuternder Bericht S. 44
‘4vorentwurf und Erläuternder Bericht 5. 44
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Beamte auch zum Thema Menschenhandel und Kinderhandel weitergebildet werden, um für die
Herausforderungen aufgrund der Komplexität der Fälle gerüstet zu sein‘5.

Art. 31 Abs. 1 lit. f
Im Erläuternden Bericht des Bundes wird die Stpo und das neue ZeugSG erwähnt, um darzulegen,
dass die Schweiz die Ansprüche von Art. 31 Abs. 1 lit. f erfüllt‘6.Diese Massnahmen erfassen nur
den Schutz von Personen, die aufgrund ihrer Mitwirkung in einem Strafverfahren einer
erheblichen Gefahr ausgesetzt sind. Wie von uns bereits im Rahmen der Vernehmlassung zur
Europaratskonvention gegen Menschenhandel kritisiert, fehlt ein umfassender Schutz für Opfer
unabhängig von ihrer Teilnahme im Strafverfahren. Wir betreuen immer wieder Opfer von
Frauenhandel, gegen die — sollten sie aussteigen — schwerste Verletzungen von Leib und Leben
angedroht werden. Nur schon das Weggehen aus einer Ausbeutungssituation kann zu einem
lebensgefährlichen Risiko werden, auch ohne dass sie in einem Strafverfahren gegen Täter
aussagen.

Forderung:
Daher fordern wir, dass auf Bundesebene — allenfalls anhand gesetzlicher Anpassungen
— effektive und spezifische Opferschutzmassnahmen erarbeitet werden, die auch
diejenigen schützen, die nicht aussagen.

Art. 32
Die Ermittlungen und die Strafverfolgung sollen gemäss vorliegender Konvention nicht von einer
Anzeige, Anklage oder Aussage des Opfers abhängig gemacht werden. Wie im Erläuternden
Bericht des Bundes festgehalten, sind zwar sämtliche strafbaren Handlungen gegen die sexuelle
Integrität im Sinne der Konvention als Offizialdelikte ausgestaltet‘7.Es ist uns jedoch in der
Schweiz im Zusammenhang mit Menschen- bzw. Kinderhandel kein Verfahren bekannt, das ohne
die Opferaussage eröffnet worden wäre. Aber gerade für minderjährige Opfer bedeuten
Strafverfahren eine grosse Belastung. Daher wäre es in ihrem Interesse, Strafverfahren auch mit
anderen Beweismitteln als der Opferaussage zu stützen.

Art. 34 und 36
Die Lanzarote-Konvention fordert, dass die Ermittlungsbehörden und die Justiz (Richterlnnen,
Staatsanwältlnnen, RechtsanwältInnen) auf dem Gebiet der Bekämpfung der sexuellen
Ausbeutung und Missbrauch von Kindern spezialisiert und geschult werden. Die Schulung und
deren Finanzierung sei Sache der Kantone und damit erfülle das Schweizer Recht die
Verpfhchtungen aus den betreffenden Artikeln, steht im Erläuternden Bericht des Bundes1‘.

“Vgl. TBS Petition gegen Kinderhandel.
“Vorentwurf und Erläuternder Bericht S. 63 ff.
‘ Vorentwurf und Erläuternder Bericht 5. 65 ff•

Vorentwurt und Erläuternder Bericht 5. 68 ff.
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Bei der Spezialisierung der Ermittlungsbehörden auf dem Gebiet Menschen- bzw. Kinderhandel
gibt es kantonal grosse Unterschiede: Es kann heute keinesfalls von einer flächendeckenden
Qualifizierung ausgegangen werden, im Gegenteil sind erst einige wenige spezialisierte Kräfte
tätig. In Kantonen mit spezialisierten Ermittlungseinheiten werden Opfer von Menschen- bzw.
Kinderhandel vermehrt erkannt und mit der spezialisierten Opferbetreuungsstelle FIZ Makasi in
Kontakt gebracht. Immer noch kommt es aber vielerorts vor, dass bei Polizeikontrollen Betroffene
nicht erkannt und direkt in ihr Heimatland zurückgeschafft werden. Dies ist gerade bei
Minderjährigen sehr problematisch: Sie kehren ohne Unterstützung zurück und tragen ein hohes
Risiko, wieder in die Ausbeutung gehandelt zu werden (re-trafficking). Auch die Spezialisierung
von Staatsanwältlnnen ist zentral und führt zu mehr und erfolgreicheren Gerichtsurteilen. Ein
Bedarf an Schulung und Spezialisierung sehen wir gesamtschweizerisch bei allen involvierten
Behörden und in besonderem Mass bei den Richterlnnen.

Forderung:
Der Bund soll alle Kantone dazu auffordern, die Polizei, Staatsanwältlnnen,
Rechtsanwältinnen und Richterlnnen zum Thema Menschen- und insbesondere
Kinderhandel weiterzubilden und diese Behörden mit Spezialisten auszustatten. Er soll
diese Konvention dazu nutzen, den Kantonen ihre Verantwortung deutlich zu machen
und darf sich nicht damit begnügen, dies vollständig den Kantonen zu überlassen.

Zusam menfassung

Die FIZ begrüsst die Ratifizierung des Übereinkommens des Europa rates zum Schutz von Kindern
vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch. Um die Anforderungen der Konvention zu
erfüllen, fordern wir vom Bund:

• Präventive Massnahmen zur Verhinderung und Aufdeckung von Prostitution
Minderjähriger. Und ausreichende Ressourcen für die präventive Arbeit, insbesondere
auch für die Arbeit, die von nichtstaatlichen Organisationen geleistet wird.

• Neben den strafrechtlichen Anpassungen in der gesamten Schweiz die Gewährleistung
des Opferschutzes und der Opferrechte. Es muss ein nationales Opferschutzprogramm
für Opfer von Menschenhandel entwickelt werden, das klare Schutz und
Betreuungsmassnahmen für die besonders vulnerable Gruppe der Kinder und
Jugendlichen definiert. Sie sollen die Unterstützungsmassnahmen und Rechte nach dem
Opferhilfegesetz in der Schweiz wahrnehmen können und nicht so schnell wie möglich ins
Herkunftsland zurückgeschickt werden.

q



FZ
• Fachstetle FrauenhandeL

und Frauenmigration

Alle Kantone zur Initilerung von Runden Tischen gegen Menschenhandel und kantonaleri
Kooperationsvereiribarungen zum Schutz der Opfer aufzufordern, und sich an den
Runden Tischen oder in eigenen Arbeitsgruppen des Themas Kinderhandels anzunehmen.

• Die Kantone in die Pflicht zu nehmen, dass die Behörden, die mit potentiellen
minderjährigen Opfern in Kontakt kommen (wie z.B. Polizei, Grenzwachkorps, Justiz,
Migrationsbehörden, Jugendanwaltschaft, Vormundschaftsbehörden, Sozial- und
Jugendämter, Asylbehörden), regelmässig und gezielt in der Erkennung von Opfern von
Kinderhandel weitergebildet werden.

Auch wenn präventive Massnahmen, der Opferschutz oder die Schulung von Behörden kantonale
Kompetenzen sind, sollte der Bund die Gelegenheit nutzen, im Rahmen der Ratifizierung der
Europaratskonvention zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch gesamtschweizerische Mnimalstandards zu fordern. Es darf nicht „Glück“ oder
„Pech“ sein, in welchem Kanton ein minderjähriges Opfer ausgebeutet wird.

Wir hoffen, dass Sie unsere Anliegen aufnehmen und grüssen Sie freundlich

FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration

Rebecca Angelin-Zingg
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Bundesamt tlir Justiz
Fachbereich Internanonales Strafrecht
3003 Bern

Bern. 5. Dezember 201 1

FMH-Stellungnahme - Bundesbeschluss über die Genehmigung des Übereinkommens des Luropara
tes
zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarete-Konvention) und über seine Umsetzung (Änderung des Strafgesetzbuchs)

Sehr geehrte Damen und Herren

Die FMH (Verbindung Schweizer Ärztinnen und Ärzte) begrüsst und unterstützt die vorliegende Konventi
on und die damit einhergehenden Änderungen des Strafgesetzbuches.
Es ist unserer Ansicht nach sehr wichtig, dass Kindliche Opfer im Strafprozess geschützt werden, die Inan
spruchnahme sexueller Dienste Minderjähriger zwischen 16 und 18 Jahren gegen Entgelt als strafbar erklärt
wird (Art. 196 StGB neu) und die Kriminalisierung der Förderung der Prostitution Minderjähriger vorgese
hen lArt. 195 Rst. a StGB) ist.
Wir unterstützen die Absicht. im Bereich der Kinderpomografie. Kinder bis zum vollendeten 18. Lebens
iahr vor der Mitwirkung an sexuellen Darstellungen zu schützen (Art. 197 Ziff 3, 3bis, 4 StGB). Ebenso
Anwerben und Veranlassen einer unmündigen Person zur Mitwirkung an pornografischen Vorführungen
(Art. 197 Ziff. 2his StGB neu) strafbar zu erklären.

Cyber-G rooming
Zusätzlich sind wir jedoch der Ansicht, dass Grooming - insbesondere Cyber-Grooming - Art, 23 - (Abs.
2 6.6.3 - S. 53 Frl. Bericht) auch als strafbar erachtet werden sollte. Wenn ein Täter sich eine minderjähri
ge Person via Internet ..verbal so zurechtbiegt“. dass sie geneigt ist, in eine sexuelle Handlung einzuwilli
gen. muss dies geahndet werden können: es handelt sich hier auch um eine Vorbereitungshandlung für ei
nen sexuellen Missbrauch.
Vgl. auch die Motion Amherd Viola (07.3449). Virtueller Kindsmissbrauch im Internet. Neuer Straftatbe
stand. l)ie Motionärin beauftragte den Bundesrat namentlich, das “Grooming“ unter Strafe zu stellen. Der
Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Der Nationalrat hat die Motion am 19. Dezember 21)07
angenommen, der Ständerat am 23. September 2009,
Unsere Nachbarländer kennen zxsar bislang keinen Fathestand des “Grooming“. Schweden, Finnland und
Österreich bereiten aber entsprechende 1 atbestände im Strafrecht vor. ustra1ien. Kanada, K und die SA
heipielssseise keimen hingegen bereits einen entsprechenden latbestand.

\k ir bitten Sie um Berücksiuhtiung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grösse
FMJI
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Zürich, 9. Dezember 201 1/wars

Vernehmlassung über dIe Genehmigung und Umsetzung des Obereinkommens des Europa-
rates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch
(Lanzarote-Konvention)

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Sehr geehrte Damen und Herren

Das Schweizerische Komitee für UNICEF dankt Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme
Im Rahmen des Ratifizierungsprozesses des Obereinkommens des Europarates zum Schutze
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexueliem Missbrauch (Lanzarote-Konvention).

UNICEF Schweiz begrüsst aus kinderrechtilcher Sicht die Ratifizierung der Lanzarote
Konvention mit damit verbundenen strafrechtlichen Änderungen. Die Konvention und die
revidierten Artikel des Strafgesetzbuches sollen Kinder besser vor sexuellem Missbrauch
durch Prostitution und Pornografie schützen. Weiter enthält die Konvention Bestimmungen
in den Bereichen Prävention, Opferschutz und interventionsprogramme.

1) Allgemeine Anmerkungen

UNiCEF Schweiz setzt sich weltweit und in der Schweiz dafür ein, dass die von den Vereinten
Nationen verabschiedete und von der Schweiz 1997 ratifizierte «Konvention über die Rechte
des Kindes» umgesetzt wird

UNICEF Schweiz begrüsst aus kinderrechtlicher Sicht die Rstifizierung der Lanzsrote
Konvention und die damit verbunden Änderungen im Strafgesetzbuch, weiche die verschie
denen Formen sexuellen Kindsmissbrsuchs umfassend strafbar erklären. Die Konvention
stellt den Schutz der Minderjährigen Opfer in den Vordergrund und verpflichtet die Vertrags-
staaten zu Massnahmen, um die sexuelle Ausbeutung und den sexuellen missbrauch von
Kindern iu verhüten, zu bekämpfen und strafrechtlich harmonisiert zu verfolgen



Die Konvention bestätigt und konkretisiert damit die aus der UN-Konvention über die Rechte
des Kindes fliessenden Schutzpflichten des Staates gegenüber Kindern, insbesondere Artikel
34, welcher Vertragsstaaten verpflichtet, das Kind vor allen Formen sexueller Ausbeutung
und sexuellen Missbrauchs zu schützen. Schutzpflichten des Staates ergeben sich auch aus
dem Fakultativprotokoll der Kinderrechtskonvention gegen Kinderhandel, Kinderprostitution
und Kinderpornografie, welchem die Schweiz im Jahr 2006 beigetreten ist.

UNICEF Schweiz erachtet Bemühungen im Bereich Prävention als bedeutungsvoll. Um zu
gewährleisten, dass Kinder und Jugendliche über den strafrechtlichen Schutz hinaus umfas
send vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch geschützt werden, empfehlen wir,
dass die Präventionsarbeit verstärkt und gesamtschweizerisch koordiniert wird sowie ausrei
chend finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden.

II) Anmerkungen zum erläuternden Bericht

Der erläuternde Bericht weist ausführlich und bisweilen zufällig auf zahlreiche Massnahmen
von Bund und Kantonen hin, die im Sinne der Konvention zur Prävention beitragen.

Präventive Massnahmen

Artikel 5: Beschäftigung, Ausbildung und Sensibilisierung von Personen, die bei ihrer Arbeit
Kontakt zu Kindern haben
Die Vertragsstaaten verpflichten sich zu «gesetzgeberischen» oder «sonstigen» Massnahmen
zum Schutz vor Übergriffen von Personen, die in Beruf oder Freizeit regelmässigen Kontakt
zu Kindern haben. Aufgrund der Alternative dieser Handlungsverpflichtungen gilt die Be
stimmung als erfüllt, sobald die Kantone in diesen Bereich irgendwie aktiv sind.

Das dezentralisierte und föderale System der Schweiz kann zu verschiedenen Standards im
Kinderschutz führen. Es muss sicher gestellt werden, dass präventive Massnahmen im Be
reich Ausbildung und Sensibilisierung von Personen, die bei ihrer Arbeit Kontakt zu Kindern
haben koordiniert und systematisch umgesetzt und so nachhaltig verankert werden. Ein be
deutenderes finanzielles Engagement des Bundes zu Gunsten des Schutzes der Kinder vor
sexuellem Missbrauch und sexueller Ausbeutung ist wünschenswert.

Problematisch könnte die derzeit diskutierte Lockerung der Bewilligungspflicht für Pflege
kinderverhältnisse werden. Die Bewilligungs- und Aufsichtspflicht im Pflegekinderbereich ist
ein wichtiger Hebel für die Förderung von Ausbildung und Sensibilisierung von Personen,
die Pflegekinder betreuen. Ein Abbau bestehender Schutzstandards kann Artikel 5 widerspre
chen.

Die Bestimmung verlangt in Absatz 3 ein Berufsverbot für vorbestrafte Pädokriminelle. Wir
machen darauf aufmerksam, dass die Bestimmungen der Konvention hier weniger weit ge
hen als das vom Bundesrat kürzlich vorgeschlagene Tätigkeitsverbot, das auch für freizeitli
ehe Aktivitäten mit Kindern gelten soll.

Für ünder bewraen wir Weften.
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Artikel 6: Erziehung der Kinder
Die Bestimmung verbindet die Aufklärung über die Gefahren sexueller Ausbeutung oder se
xuellen Missbrauchs mit einer Verpflichtung zu allgemeiner Aufklärung über Sexualität wäh
rend der Schulzeit. Die Erziehung der Kinder ist für eine wirksame Präventionsarbeit bedeu
tend. Neben den Erziehungsleistungen der Familie gilt es zu beachten, dass adäquate
lnformationsangebote im Bereich HIV/Aids und zur Verhütung von frühen Schwangerschaf
ten bereit gestellt werden und dass der Zugang zu diesen Informationen gewährleistete ist.

Artikel 7: Präventive lnterventionsprogramme oder -massnahmen
Die Bestimmung verlangt den Zugang zu spezifischen Präventionsmassnahmen für Perso
nen, die sich in einem Täterrisiko sehen. Der erläuternde Bericht verweist diesbezüglich auf
die jedermann zustehende Freiheit, psychiatrische oder therapeutische Dienste zu beanspru
chen. Um die Gefahr der Begehung einer Straftat gemäss der Konvention vermindern, ist aus
Sicht von UNICEF Schweiz jedoch die Sicherstellung der Verfügbarkeit von spezialisierten
Angeboten bedeutsam.

Spezialisierte Behörden und koordinierende Körperschaften

Artikel 10: Nationale Massnahmen zur Koordination und Zusammenarbeit
Die Förderung der nationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der sexuellen Ausbeu
tung und des sexuellen Missbrauchs ist ein ausdrücklicher Zweck der Konvention (Art. 1 Abs.
1 lit. c). Im erläuternden Bericht zu Artikel 10 werden dazu zahlreiche nationale und kantonale
Stellen aufgezählt, die sich mit der Prävention des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen
Ausbeutung von Kindern befassen. UNICEF Schweiz empfiehlt, sicherzustellen, dass die Ko
ordination zwischen diesen Stellen stattfindet und sie sich an einer gemeinsamen Strategie
orientieren.

Weiter weist die Datenerhebung zu sexuellem Missbrauch und sexueller Ausbeutung (Art. 10
Abs. 2 lit. b Konvention) von Kindern Lücken auf. Der erläuternde Bericht verweist hier auf
die polizeiliche Kriminalstatistik, die leider nur einen kleinen Teil der effektiven Missbrauchs-
und Ausbeutungsfälle erfasst.

UNICEF Schweiz bezweifelt, dass die Schweiz den Verpflichtungen aus Artikel 10 der Konven
tion ausreichend nachkommt.

Schutzmassnahmen und Opferhilfe

Artikel 12: Anzeige eines Verdachts auf sexuelle Ausbeutung oder sexuellen Missbrauchs
Die Bestimmung hält Richtlinien für Mitteilungsrechte und —pflichten von Personen fest, die
in Einzelfällen sexuelle Ausbeutung oder sexuellen Missbrauch gutgläubig vermuten oder
davon Kenntnis haben. Kein Berufsgeheimnis soll einem Mitteilungsrecht an die Kindes
schutzbehörden entgegenstehen und jedermann soll entsprechende Mitteilungen an Kindes
schutz- oder Strafbehörden machen dürfen. Die Bestimmung lässt weitergehende Mittei
Iungspflichten zu, ohne dies zu verlangen. Das geltende schweizerische Recht steht mit
diesen Richtlinien im Einklang.

— —



Artikel 13: Beratungsangebote
Der Bund und verschiedene Kantone unterstützen Informations- und Beratungsdienste per
Telefon oder Internet, was wir begrüssen. Nicht immer stehen aber ausreichend finanzielle
Mittel dazu zur Verfügung.

Materielles Strafrecht

Artikel 18: Sexueller Missbrauch
Das schweizerische Strafrecht genügt nach Einschätzung von UNICEF Schweiz den Anforde
rungen der Konvention.

Artikel 19: Straftaten im Zusammenhang mit Kinderprostitution
Das geltende Schweizerische Recht genügt den Anforderungen der Konvention im Bereich
des Schutzes Minderjähriger vor Prostitution nicht. Damit die Konvention ratifiziert werden
kann, sind daher Anpassungen im Strafrecht notwendig. Einzelne Kantone haben bereits ge
werbepolizeiliche Massnahmen gegen die Prostitution von Minderjährigen erlassen, Mehrere
parlamentarische Vorstösse auf Bundesebene verlangen einen Schweiz weit geltenden straf
rechtlichen Schutz.

Neu macht sich strafbar, wer eine unmündige Person der Prostitution zuführt oder in der
Absicht, daraus Vermögensvorteile zu erlangen, ihre Prostitution fördert (Art. 195 lit. a E
StGB). Gleichzeitig wird das Schutzalter von 16 auf 18 Jahre angehoben und mit Artikel 196
E-StGB die Inanspruchnahme von sexuellen Diensten mit Minderjährigen gegen Entgelt un
ter Strafe gestellt.

Die Ergänzungen im Strafgesetzbuch sind aus Sicht von UNICEF Schweiz zu begrüssen. Be
deutsamt scheinen uns dabei insbesondere die Straflosigkeit der minderjährigen Opfer sowie
die Strafbarkeit des Täters unabhängig davon, ob das Opfer in die sexuelle Handlung einge
willigt hat.

Wichtig scheinen uns weiter die Ausführungen im erläuternden Bericht, dass zur Erfüllung
des Tatbestandes eine Gegenleistung auch nur versprochen werden kann, dass das Entgelt
geldwerter oder anderer Art sein kann, wie beispielsweise Drogen, Unterkunft, Essen, Mar
kenartikel, Kleider, Ferien, usw, und dass es bereits genügt, wenn das Opfer erstmalig oder
gelegentlich seinen Körper verkauf.

Um die Opfer wirksam zu schützen, muss sichergestellt werden, dass die strafrechtliche
Sanktionierung mit wirksamen begleitenden Massnahmen unterstützt wird, beispielsweise
im Umfeld von Menschenhandel oder Drogenabhängigkeit.

Artikel 20: Straftaten im Zusammenhang mit Kinderpornografie
Die im Rahmen des «Strafharmonisierungsgesetzes», welches (Kinder-> Pornographie in Ar
tikel 197 regelt, wird auch der besitzlose Konsum von Kinderpornographie strafbar. Mit die
ser Ergänzung wird künftig heispie}sweise auuh das Stredrning von Bildern über Internet,
ohne die Daten herunterzuladen, strafbar, was schr zu begrüssen ist



Nach schweizerischer Lehre und Rechtsprechung zu Artikel 197 StGB ist fiktive Kinderpor
nografie der realen gleichgestellt. Der Bundesrat verzichtet daher auf einen Vorbehalt im
Sinne von Artikel 3 Absatz 3 der Konvention.

Neu wird die Altersgrenze für verbotene kinderpornografische Darstellungen in den Absätzen
3ff von Artikel 197 StGB von 16 auf 18 Jahre angehoben. Dieser Schritt wird von der Kon
vention verlangt und ist zu begrüssen.

Im Übrigen bleibt die seit anfangs der 90er-Jahre geltende Regelung der sexualstrafrecht
lichen Mündigkeit unverändert. Im Rahmen dieser Regelung soll straflos bleiben, wenn Un
mündige pornografische Bilder von sich mit ihrer Zustimmung und allein zu ihrem per
sönlichen Gebrauch herstellen, wenn sie in ihrem persönlichen Besitz bleiben. Dagegen ist
nichts einzuwenden, hat sich doch die geltende Regelung der sexualstrafrechtlichen Mündig
keit weitgehend bewährt.

Artikel 21: Straftaten betreffend die Mitwirkung eines Kindes an pornografischen Darbietungen
Gemäss Artikel 21 der Konvention sollen Produzenten, Anbieter und Konsumenten von orga
nisierten Live-Darbietungen von Kindern mit eindeutigem sexuellem Inhalt unter Strafe ge
stellt werden. Darunter fallen Darbietungen an einer Örtlichkeit oder mittels Live-
Übertragung durch «Webcams». Die relevanten Taten werden durch Art. 197 StGB abge
deckt. Um den Vorgaben der Konvention vollständig zu entsprechen, sind jedoch gewisse
Ergänzungen von Art. 197 StGB sinnvoll.

Neu wird das Anwerben oder Veranlassen einer unmündigen Person zur Mitwirkung an einer
pornografischen Darstellung strafbar (Art. 197 Abs. 2bis E-StGB). Unerheblich ist, ob die
Darbietung tatsächlich stattgefunden hat.

Ein weiterer Punkt ist die Umsetzung von Art. 21 Abs. 2 lit, c der Konvention, wonach der
wissentliche Besuch kinderpornografischer Darbietungen strafbar sein soll. Diese Vorgabe
soll mit der bereits erwähnten Revision von Art. 197 3bis E-StGB erfüllt werden, wonach
auch besitzloser Konsum von Kinderpornografie strafbar wird.

Beide Änderungen sind im Interesse eines vollständigen strafrechtlichen Schutzes gegen
Kinderpornografie zu begrüssen.

Artikel 23: Kontaktanbahnung zu Kindern zu sexuellen Zwecken
Artikel 24: Beihilfe oder Anstiftung und Versuch
Gemäss Artikel 23 der Konvention muss das sogenannte «Grooming», d.h. die sexuell moti
vierte Kontaktanbahnung eines Erwachsenen zu einem Kind mittel Informations- und Kom
munikationstechnologien unter Strafe gestellt werden, sofern entsprechenden Vorschlägen
konkrete Handlungen folgen, die zu einem Treffen hinführen. Ob ein Treffen tatsächlich statt
findet, bliebt unerheblich.

Der erläuternde Bericht legt dar, dass diese Fallkonstellation im schweizerischen Strafrecht
al.s Ver.such zu sexuellen Handlungen mit Minderjährigen strafbar ist. Mit diesem Konzept
seien die Anforderungen der Konvention erfüllt. Der Bundesrat lehnt es ab, aus dem Versuch
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zu sexuellen Handlungen mit Kindern einen selbständigen Hauptstraftatbestand zu machen
und sieht von einem neuen, ausdrücklichen Straftatbestand gegen «Grooming» ab.

In diesem Zusammenhang sieht der Bundesrat vor, von der Vorbehaltsmöglichkeit bei Artikel
24 der Konvention gebrauch zu machen und Absatz 2 von Artikel 24 der Konvention nicht
anzuwenden, da Artikel 24 der Konvention verlangt, dass auch der Versuch von «Grooming»
unter Strafe gestellt wird.

Weil nach dem Konzept des Bundesrates «Grooming» als «versuchte sexuelle Handlung mit
Minderjährigen» gilt, bleibt der Versuch von «Grooming» straffrei. Eine Vorverlagerung der
Strafbarkeit auf den «Versuch eines Versuchs <der sexuellen Handlung mit Kindern))) ist nicht
möglich.

Im Interesse eines möglichst umfassenden strafrechtlichen Kindesschutzes ist ein Haupt
strafbestand «Grooming» unverzichtbar und die Inanspruchnahme des Vorbehalts bei Artikel
24 der Konvention zu bedauern.

Die Einführung eines spezifischen Tatbestandes würde die Strafverfolgung erleichtern und
einer unterschiedlichen Auslegung der heutigen Strafbestimmungen entgegenwirken. Auch
aus präventiver Sicht wäre eine separate Strafnorm wünschenswert, da dies zur Sensibilisie
rung der Öffentlichkeit und somit zur Prävention beitragen würde für eine Problematik, wel
che eine zunehmende Gefahr für die Sicherheit von Kindern und Jugendlichen im virtuellen
Raum darstellt.

Art. 25: Gerichtsbarkeit
Die Bestimmung liegt auf der Linie einer Strafrechtspolitik, wonach für schwere Straftaten
gegen Unmündige ein möglichst weitgehendes Universalitätsprinzip gelten soll. Zugespitzt
stellt sich die Frage bei der Strafverfolgung von Ausländern, die eine Tat im Ausland be
gangen haben und sich in der Schweiz aufhalten. Artikel 25 Absatz 1 lit. e der Konvention
sieht vor, dieses «extreme Universalitätsprinzip» für alle in der Konvention geregelten Straf
tatbestände anzuwenden, erlaubt in Absatz 2 aber einen Vorbehalt. Der Bundesrat schlägt
vor, von dieser Vorbehaltsmöglichkeit Gebrauch zu machen und das Universalitätsprinzip
damit nur im Rahmen des geltenden Artikels 5 StGB anzuwenden.

Nach Artikel 25 Absatz 2 der Konvention sollen sich die Vertragsstaaten für ihre Gerichts
barkeit über Taten bemühen, die sich gegen Opfer richten, die die Staatsangehörigkeit des
Vertragsstaates oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Vertragsstaat haben. Im schweizeri
schen Recht ist der erste Fall in Artikel 6 StGB geregelt. Eine Anwendung auf ausländische
Opfer mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Schweiz ist dagegen nicht vorgesehen. Der erläu
ternde Bericht sieht hier keinen Handlungsbedarf, weil die Konvention ja nur von «Bemühen»
spricht. Richtig ist, dass die geltende Regelung der Konvention nicht widerspricht. Sie be
gründet allerdings insofern Handlungsbedarf, als dahingehende Anstrengungen unternom
men werden sollten.



Strafverfolgung

Artikel 30: Grundsätze

Gemäss Artikel 30 Absatz 5 der Konvention verpflichten sich die Vertragsstaaten zu den nöti

gen Massnahmen, um eine wirksame Ermittlung zu gewährleisten, wobei die Möglichkeit zu

verdeckten Ermittlungen ausdrücklich erwähnt wird.

Der schweizerische Strafprozess lässt verdeckte Ermittlungen im engeren Sinn grundsätzlich

zu. Problematisch sind derzeit die gesetzlichen Grundlagen für die sog. «verdeckte Fahn

dung», wenn noch kein konkreter Verdacht gegen eine bestimmte Person vorliegt. Aus dem

«Rapport explicatif» zur Konvention geht nicht klar hervor, ob Artikel 30 Absatz 5 auch die

Möglichkeit zu verdeckter Fahndung einschliesst. Die Präzisierung und allfällige Schaffung

der dazu notwendigen gesetzlichen Grundlagen liegt in der Zuständigkeit der Kantone.

rkunen

In einer Bemerkung zu den finanziellen und personellen Auswirkungen auf den Bund wird im

erläuternden Bericht auf zusätzlich 20 bis 40 Stellenprozente hingewiesen, um den zusätzli

chen Aufgaben für den Überwachungsmechanismus des Abkommens nachzukommen. Die

angemessene Bereitstellung von Ressourcen zur Vertragsüberwachung ist sehr zu begrüs

sen.

Die Verantwortung für die Berichterstattung zur Lanzarote-Konvention liegt beim Bundesamt

für Justiz im EJPD während diejenige für das ähnlich gelagerte Fakultativprotokoll zum

Übereinkommen über die Rechte des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern, die Km

derprostitution und die Kinderpornografie bei der Direktion für Völkerrecht im EDA liegt. Die

institutionellen Zuständigkeiten für die Berichterstattung zu verschiedenen kinderrechtlich

relevanten Verträgen sind damit auf verschiedene Stellen der Bundesverwaltung verteilt. Die

Koordination der Berichterstattung ist aus Sicht von UNICEF Schweiz zu gewährleisten.

Bei der Umsetzung künftiger Aktivitäten im Bereich Prävention kommt den Kantonen eine

wichtige Rolle zu. Hinweise bezüglich der Finanzierung solcher Aktivitäten sind im erläutern

den Bericht nicht zu finden. Der Bundesrat geht davon aus, dass allfällige Mehrbelastungen

für die Kantone tragbar sind.

Aus Sicht eines wirkungsvollen Schutzes von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Aus

beutung und sexuellem Missbrauch, welche über die strafrechtliche Sanktionierung hinaus

geht, ist eine koordinierte, systematische und nachhaltige Präventionsarbeit bedeutungsvoll.

Kmder b veen ‚
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III) Fazit

UNICEF Schweiz unterstützt die Ratifizierung der Lanzarote-Konvention,
• UNICEF Schweiz befürwortet den vorgeschlagenen Straftatbestand, welcher die Inanspruch

nahme sexueller Dienst Minderjähriger zwischen 16 und 18 Jahren gegen Entgelt unter Stra
fe stellt.

• Die Ausweitung des Schutzes von Kindern vor der Mitwirkung an sexuellen Darstellungen bis
zum vollendeten 18. Lebensjahr sowie die Kriminalisierung des Anwerbens und Veranlassen
einer unmündigen Person zur Mitwirkung an pornografischen Vorführungen sind zu begrüs
sen.

• UNICEF Schweiz empfiehlt, für «Grooming» einen ausdrücklichen Straftatbestand zu schaf
fen und den Vorbehalt zu Artikel 24 zurückzuziehen.

- UNICEF Schweiz begrüsst die von der Konvention verlangte Ausweitung der Gerichtsbarkeit,
so dass bestimmte Straftaten auch verfolgt werden können, auch wenn diese im Ausland
begangen wurden und dort nicht strafbar sind — wodurch eine wirksame Bekämpfung von
Kindersextourismus ermöglicht wird.

• Um Kinder und Jugendliche wirksam über die strafrechtliche Verfolgung hinaus zu schützen,
sind die Bemühungen im Bereich Prävention sicherzustellen.

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung dieser Anliegen und verbleiben

mit freundlichen Grüssen
Schweizerisches Komitee für UNICEF
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